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^^cit einem Vierlcljahrhundcrt rate ich meinen Lands- 
leuten zur sozialen Reform uod zum ßüadnis mit 
England» 2ur finanacidleo und militamdieii Sicherung gtgoa 
den nissisdien Zarisinus, zur Forderung der Motorluft* 
Schiffahrt aus militörisdieo und wirtschaftlichen Gründen. 
Bereits im Februar 1896 habe ich in den Mpreußiscben 
Jahrbüchern" (S. 286) gelordert» dafi das Deutsche Reich 
durch eine stnaUiche Oigaoiaation der Arbeit, inionderfaeit 
durch obligatorische Gcwerfc v ereine, staatliche Arbeitsamter 
und eine staatliche Versidierung gegen Arbeitslosigkeit die 
Arbeitsbedingungen verbessert und den Arbeitslohn erhöht. 
Seit meinem im August 1905 erschienenen Buch «Die Zu- 
Icunft Rußlaivb und Japans" habe ich in einer Reihe von 
Schriften eine Erweiterung des deutsch-österreichisch-italieni- 
schen Dreibundes durdi Annäherung an England, Amerika 
und Japan gefordert hi meiner Ende 1SK)8 erschienenen 
Broschüre »DeutschhuMi und England* ridbtete ich ein 
offenes Wort an den deutsdien Kaiser und schrieb : „Es 
ist £w. Majestät aus meinem Buche „Die Zukunft Rußlands 
und Japans'S welches Ende August 1905 erschienen ist^ 
woU bekannt» daß ich das Heil der deutschen Politik nur 
in einem Zusanunengehen mit England gegen das dem 
Staatsbankrott und der inneren Auflösung verfallene 
russische Weitreich sehe. Deutschland und Österreich- 
Ungarn können sich den ihren sozialen und wirtschaftlichen 
Bedürfnissen entsprechenden Anteil bei der kommenden 
Aufteilung des Türkisdien Reiches nur unter Ausschluß 
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Rußlands im Einvernehmen mit England versdiaffen. Nur 
auf Grund eines deutsch-englischen Bündnisses wird Deutsch- 
land m einer vorteilhaften AufteUttng Marokkos zwischen 
Fnmkreidb und DentscUand gelangen." 

,Und in derselben BroscfaSre heifit es auf S. 90: „Wenn 
die Aufteilung des Türkischen Reiches und Marokkos auf 
der Grundlage eines deutsch-englischen Bündnisses erfolgt, 
so ergibt sich hieraus schon die Tatsache» dafi die Auf- 
teilnng nicht zur Unterdrückung, sondern zur kulturellen 
Förderung der eingeborenen Völker sich vollzieht. Ein 
deutsch-englisches Bündnis würde für die freiheitliche und 
friedliche Entwicklung der Welt die beste Garantie sein. 
Sind die hochststehenden Personen der Erde-keute nodi 
so verblendet und rückständig, dafi sie nidit wie gute 
Geschäftsleute ihr gemeinsames Interesse zu erkennen und 
sich gegenseitig in Freundsdiaft zu fördern vermögen, so 
ist in der Tat der Weltioieg unYermcddltch«'' 

Seit dem Januar 1907 habe Ich In einer Reihe von 
Schriften den Deutschen dargeleg't, daß sie ohne eine Luft- 
flotte von 100000 Flugzeugen nach Art des Flugzeugs der 
Gebrüder Wright, ' wekiies im Januar 1907 noch niemals 
öffentlich aufgestiegen war, angesichts der Emkrelsung durch 
König Eduard einen Krieg nicht mehr wagen können. 
Der Staatssekretär des Reichsmarineamts von Tirpitz war 
aber ebenso wen^ wie die Kricfsminister von Heeringen, 
von Emern und ton Falkenhayn und der Generslstabschef 
von Moltke zu ober grofizugigen Luftflottenpolitik zu be- 
wegten. Statt energ-isch in der Luft zu rüsten, im übrigen 
aber friedlich und verträglich zu leben und nach einem 
Bündnis und Ausgleich mit England zu streben, behielt 
die dentiche ausivartige Politik die anmaficnde Art der 
preußischen Tradition bei und gab am 5. Juli 1914 den 
^ . VU 
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OsterreiGbcni Biankovollmaciit zu der frivoica Aktion gegen 
Serbioi* 

Am 15. Juiiiar 1919 beriditete die Neue Freie Pkene 
in Wien fiber eine WaUrede des oitenreidiisdien Staats- 
sekretärs des Äußern Bauer, in der dieser erklärte, sdion 
vor der Ermordung des Thronfolgers und seiner Gemahlin 
haben im Unde dM Monats Jinü 1914 Gral Beichte^^ 
md Konrad von HStsendorf an ^er Denkachrilt aber die 

Notwendigkeit eines Krieges gegen Serbien gearbeitet. 
Diesen Tatbestand hat Konrad von Hotzendorf in einer 
Ziiicfarift an, den Staataiekrelär Bauer und an die Neue 
Freie P^resse (17. Januar 1919) zugegeben, aber mit den 
damaligen Befehlen entsdinldigt Diese Denksdirift aoUte 
dem österreichischen und dem deutschen Kaiser vorgelegt 
werden. Das Attentat vom 28. Juni 1914 veranlaßte die 
Verhsaer der Denkschrift, ihre Denkschrift umzuarbeiten. 
Das Ultimatum 23. Juli 1914 ¥on Wien an Belgrad 
wurde nach Darstellung des Staatssekretärs Bauer sechs- 
mal mngearbeitet, bis es die Fassung gewonnen hatte» 
von der man eich dmi Kri^ ver^nrach. 

Wurde man in Berlm und Wien aofbrt nadi dem 
9. November 1918 die Aufdeckung dieses Tatbestandes in 
die Hand genommen haben, so würde man in gemeinsamer 
Adbeit bis jetzt die Sdiuldfrage Idar gestellt haben. Auf 
dem tnleinatioBalett Sozialiatenkoagieft lieften die deutidiea 
Mduh^tMOilaKilen die Erklirung abgeben, die deutsdie 
Sozialdemokratie werde ihren ganzen Einflufi aufbieten, 
damit die für den Weitkrieg Verantwortlichen voll zur 
VerautworluBf geMgeo würden« In den. drei Monaten 
zeit Beginn der zozialea Revolutloa hat al>er der Rat der 
Volksbeauftragten die Herren ßethmann Hollweg, Jagow 
und Zimmermann und den Kri^gzminizter von Faikenhayn 
VIO. 
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weder verhaftet noch in Untersuchung genommen. Nach- 
dem die burgerlidien Parteien bei den Wahlen zur National- 
¥Miammhing die Mehrheit tanagm haben, wird die An!« 
IdSrangf der Sehnldfrage . am Weltkriege» für welche die 
Sozialdemokratie bisher gar oidits getan hat, was öffentlich 
sichtbar wäre» mit noch weniger Energie betrieben werden« 
Ee ist dwdiMU eiforderHcfat daß sofort bei allen Beteiligten 
in Deutsdiland wie Öslerreidi.Ungani Hanssnchung 
halten wird, und dafi auch der Uterarisdie Nachlafi des 
verstorbenen deutschen Botschafters von Tschirsdiky in 
Wien mit Beschlag belegt wird. Die deutsche Blanko- . 
voUmacht vom 5* Joli 1914 und das ihr nachfolgende östei^ 
rddiische Ulttmatom vom 23. Juli 1914 bedeuten den 
Weltkrieg und sind daher das größte Verbredicn der 
Weltgeschichte. Nur, durch die Varhaftung aller Schuldigen, 
Insonderheit Bethmann HoUwcgs» J^^iows, Zinuneimanns 
vnd Falkenhayns kann ihre Flndit In das Ausland ver- 
hindert werden, wo sich Tirpitz angeblich schon aufhalten 
soll. 

Bethmann, Ji^w, Zimnermann nnd Falkenhayn sind 
audi anderer Straftaten in hohem Grade verdadit%, in» 
dem sie voUkommen wfderreditBch den BotBchalbr«ta.D. 

Freiherrn Hermann von Eckardtstein, früher Geschäftsträger 
an der deutsdien Botschaft zu London, sowie den BUd- 
kaner nnd Fabrikbesitzer Arnold Recfaberg ans Hersfeld 
in der P^ravins HessenrNassan, Rittmeister bei den Wands* 
beker Husaren, am Anfang des Weltkrieges verhaften und 
lange Zeit in Gefangenschaft halten ließen. Ich selbst 
kann als Zeuge dafür vernommen werden, daS in dem 
Fdle der 1 V> jalvifen Uafllerang des Frefherm von Eckardt> 
stein, der vollkommen schuldlos war, die Herren von Beth* 
maoa und Jagow diejenigen waren» welche der Freilassung 
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widerstrebten. Der Rittmeister d. Res. Arnold Rechberg 
war am Anfang des Weltkrieges Ordonnanzoffizier des 
Kronprinzen, wurde Anfang März 1915 verhaftet und bis 
August 1915 gefangen gehalten, im Januar 1916 abermals 
in Hersfeld interniert und erst im Juli 1916 in Besitz 
seiner Freiheit gesetzt. 

In dem Falle Eckardtstein sind die Diplomaten die Haupt- 
schuldigen und die Militärs die Mitschuldigen. In dem 
Falle Rechberg trifft die Militärs, insonderheit Falkenhayn, 
als den Chef des Generalstabs, die Hauptsdiuld, während 
die Diplomaten nur dafür verantwortlich gemacht werden 
können, daß sie die Inhaftierung solange zugelassen haben, 
obgleich Rechberg seinen Plan, zu einem Sonderfrieden 
mit Frankreich durdi Ausnutzung seiner gesellschaftlichen 
Beziehung nach Paris zu gelangen, in vollem Einverständnis 
mit dem Grafen Hertling, mit Bethmann und Jagow, mit 
Erzberger und Deutelmoser verfolgt hatte. Im Falle 
Eckardtstein ist die Sdiuld Jagows eine besonders schwere 
dadurch, daß er den Parlamentariern, die im Februar und 
März 1915 bei ihm vorsprachen, gegen die Wahrheit den 
irreführenden Besdieid gab, der Freiherr von Eckardtstein 
habe sich als Nadirichtenoffizier der Armee des Herzogs 
Albredit von Württemberg unerlaubterweise auf mehrere 
Tage von der Truppe entfernt und eine Reise nach Holland 
gemacht. In Wirklichkeit war Freiherr von Eckardtstein, 
wie ich erst im November 1915 feststellen konnte, als ich 
Eckardtstein zum ersten Male in der Gefangenschaft auf- 
suchte, in amtlichem dienstlichen Auftrage in Holland ge- 
wesen. Später gab Jagow diese falsche Berichterstattung 
als einen Irrtum gegenüber Herrn Scheidemann zu, der 
nur durch eine Reihe von Rückspradien innerhalb eines 
langen Zeitraumes von den Behörden den wirklichen Tat- 
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bestand sich zu vcrsciiaffen vermochte. Beide Fälle, Eckardt- 
stein wie Rechberg, erinnern an die iettres de cachet (will* 
knrlMhe Verhaltuiigsbdelile) xu Zdteii der Bastille im vor^ 
revoktbnireii FraiikreiGL Edcardtstdn hatte ab Gcsdufte- 
trager ia London die richtige Politik zu treiben versucht 
und war dadurch bei Bülow und den meisten Diplomaten 
mifiliebig geworden. Rechbergs Verfehlung bestand darin» 
dafi er dem Blutvergiefien des Weltkrieges durch einen 
Verstandigungsfriedeo mit Frankreich ein Ende bereiten 
wollte. Bei dfcr Inhaftierung Eckard tsteins mag noch der 
Wunsch der Wilhelmstraße mitgespielt haben» sich seiner 
noch wigedmckten Memoiren samt Dokomenten zn be* 
mächtigen. Sie wurden bei der Denttdien Veriagianstalt 
in Stuttgart beschlagnahmt und lagen noch am Tage des 
Zusammentritts der Nationalversammlung zu Weimar am 
6. Februar 1919 im Auswärtigen Amte, ohne daß es dem 
Fredierin von Eckardtstein gelungen wäre» sie durch die 
Vermittlung der Volksbeaufbragten Scfaeidemann oder Haase 
zurückzu erlangen, obgleich sie in seinem unzweifelhaften 
Eigentume stehen. In beiden Fällen muß die Schuld des 
Chefs des Kriegspresseamta» Oberstleutnant Nioolai» der 
auch unverzQglich veiiiaftet wtsrdtü mufite» festgestellt werden. 
Auch der Major Deutelmoser ist dringend verdächtig, an 
der Inhaftierung Rechbergs mitschuldig zu sein. 

Bethmann Hollweg, Jagow» Zimmermann und ebenso 
Falkenhayn sind also nicht nur we^en ihrer Verbrechen 
gegen das deutsche Volk und geg^ das Deutsdie Reich» 
sondern auch wegen ihrer Handlungen gegen deutsche 
Staatsbürger in Untersuchung und in Haft zu nehmen« 
Auch mußte gieidiaeitig sofort eine Beschlagmjune ihres 
Vermfigen* stattfinden» damit dem deutschen Volke» weldies 
durch ihre Schuld schwer gelitten hat» ihr Vermögen zu- 
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gefShrt wirdU In beiden Fallen, Eckardtttein wie Rediberg, 

ist man mit grausamer Härte gegen die vollkommen sdiuldlos 
Inhaftierten auf Kosten ihrer Gesundheit vorgegangen. 
All der Bildhaner Redibeiy, der ein mehrladier Millionär 
ist und aclKm deshalb nidit in dem Verdadite itdien kann, 
Spionage getrieben zu haben, keiner straflNuren -Handlung - 
überführt werden konnte, erklärte man ihn trotz seines 
Protestes für irrsinnig und überwies ihn einer Irrenanstalt» 
wahrend er geiitig voUkommen gesund ist 

Die polilisdie Welt ist erstaunt, dafi sdbst der frfihere 
Direktor der Presseabteilung des Auswärtigen Amtes in 
seinen im Jahre 1918 erschienenen Büchern „Dtr neue Kurs" 
und JZm Voigesdiidite des Weltkrieges" die Bemubiingen 
Englands in der Zeit von 1896 bis 1901, an einer An- 
näherung oder gar zu einem'Bündnis mit uns zu gelangen, 
offen zugibt und mit einer Reihe von Details belegt. Nach 
Hammanns Darstellung wollte England Ende 1898, Januar 
1901 und zum dritten Male im August 1901 mil|nns ein 
Abkommen fiber Marokko als Voriaufer eines Bündnisses 
schließen (Zur Vorgeschichte des Weltkrieges, S. 140 u. 143). 
Alle Welt fragt, warum derselbe Hammann als Pressediel 
des Fürsten Bulow diese wichtigen Tatsach^ bis dahin so 
sorgfiltig der öffentüdikeit vorendialten hat Das gut- 
herzige deutsche Volk hat sich in den letzten Jahrzehnten 
wie schon in früheren Jahrhunderten von seiner Regierung 
zu seinem eigenen-Schaden auf das gröblichste tauschen 
und belügen lassen. Unter dem Fürsten Bulow und unter 
seinen Nachfolgern war das Presseamt ganz eigentlich eine 
Lügenfabrik.. Leider hat das deutsche Volk diese Unwahr- 
haftigkeit seiner Reichskanzler und ihres Pressediefs mit 
dem Tode von 1,7 MiUionen SokUtcn und mit StrömcD 
von Blnt beiahlen mtaeo. So oft die Wähiheit Ober die 
XU 
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wirklichen Vorgänge hinter den Kulissen der Diplomatie 
von den wenigen Unterrichteten audi nur angedeutet wurde» 
wurde in der offiziösen Presse eine wahre VcffolgaBf <Ier 
wahilieit^ebenden wid auMchtigen Autorai eingeleilet 

Ich glaube sicher lu sein, daß ich der erste gewesen 
bin, der die Öffentlichkeit auf die Verständigungsversudie 
finglfn^ mit Dentacfaland ^um die Jahrhundertwende hin* 
gewiesen hat In meinem am 30« Jnni 1906 erschienenen 
Bodie „Stehen wir vor ebem Wdtiariege?" hdfit es auf 
S. 143 wörtlich: „Weit hinter uns liegen die Zeiten vor 
und während des Burenkrieges, als in den Jahren 1899 
and 1901 Quunberlaia nicht abgeneigt war» <len Dentsdbcn 
Reidie ehdge Hafen an der atlantiadiea Knste Marbldm 
einzuräumen und sich mit Deutschland allein über Marokko 
zu verständigen.'^ 

Und in meiner Ende 1908 erschienenen Broschüre »Deutsch- 
land und England" heißt et anf S. 29: »Seit den Zeiten 
des Lord Sdisbnry vor 12'Jahrett (1895) hat Eagiaad 
wiederholt Versuche gemacht, mit Deutschland 2u einer 
Entente cordial zu gelangen. Lord Salisbury wäre nicht 
abgeneigt gewesen» im Einventindnis mit Deutschland an 
ehie Auftdiung des gesamten Orients au gehen* Sfiater 
in den Jahren 1899 bis 1901 hat Chamberlaia sich mit 
Deutschland über die Teilung Marokkos zu verständigen 
gesucht. Zum Sdiaden Deutschlands und Englands hat 
die deutsche Polltile die eagUsdien VoncUige von Salin* 
bury bis Cliamberlain abgelehnt." 

Ein^ breite Darstellung der deutsch-englischen Bündnis- 
verhandlungen findet stdi in meinem im Jahre 1910 im 
Verlag von Schuster & Ldffler zu Berlin erschienenen Buche 
(«Deutsche Madithaber"» und zwar in dem Abschnitt «Bfilow 
im Qück S. 270 bis 280, und zwar von der Erörterung 



einet Bfindniflset svrifchen Bismarck imd Lord Beaconifield 

während des Berliner Kongresses vom 13. Juni bis 13. Juli 
1878 bis zu dem Scheitern der deutsch-englischen Bündois- 
irtriumdloogen vom Marz 1901 durch Bülowa Schuld. 

h den An^geo Biilowai Bethmamii imd Hammanna hatte 
ich dnrdi dieie Publflcationen efai tweifacbcs Vergehen auf 
mich geladen. Einmal, indem ich ihre eigene katastrophale 
auawartige Politik bekämpfte und für die einzig mögliche 
eintavt, und aodann» indem ich die Schuld Bfilowa an der 
Abldmung der englisdien BGndnisangebote um die Jahr- 
hundertwende nachwies. Bei dem Einflüsse, den Hammann 
auf den größten Teil der deutschen bürgerlichen Presse 
hatte» r^ete es von allen Seiten Angriffe gegen mich 
und meine Publikationen. 

Mein im August 1905 im Verlage von Carl Heymann 
erschienenes Buch „Die Zukunft Rußlands und Japans", 
in dem ich mich gegen das 2^sammengehen Deutschlands 
mit dem russischen Zarismus wandte und gegen die weitere 
Zulassung russischer Anleihen auf dem deutschen Markte 
Einspruch einlegte, rief audi den Stellvertreter des Reichs- 
kanzlers Grafen Posadowsky und den Unterstaatssekretär 
im Reichsamt des Innern .Adolf Wermuth auf den Plan 
lur Verteidigung unserer ansvrirtigen Politik und unseres 
Zusammengehens mit dem russischen Zaren. Von dem 
Grafen Posadowsky erhielt ich einen schriftlichen Verweis, 
da ich mich als Regierungsrat und Reichsbeamter einer 
eines Beamten unvrfirdigen Handlung schuldig gemacht 
habe, indem ich gegen die fernere Zulassung russischer 
Anleihen auf dem deutschen Markte Einspruch eingelegt 
habe. Und der Unterstaatssekretär Wermuth, heute Ober- 
biugermeister von Berlin, ließ sich den Geschäftsführer 
des Verlages Carl Hqrmann» Herrn Krayenbeig, auf das 
XIV 
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Rekfasamt dei Innem kommen uod tagte »i flua» er rede 

mit ihm nur als Prästdent des Verbandes der deutschen 
Beamtenvereine, verlange aber, daß der Verlag Carl Hey- 
maim ndi von dem mit mir geschlossenen Verlagsvertrage 
loiuge» andernfalls urarde der Verband der deutichen Be- 
amtenverdne sein Verbandsorgan nicht Umger im Verlage 
von Carl Heymann erscheinen und in dessen Drudcerei 
drucken lassen. Herr Krayenberg hat später vor Gericht 
ausgesagt daß er unter diesem Drucke im Interesse seine» 
Vellages und der diesem Verlage gehörigen Dmckerct» im 
Interesse also von zwei Firmen, die in starkem Maße von 
der Reichsregienmg abhängig seien, nicht anders hätte 
lianddn können, als die Fortsetzung des Verlagsvertrages 
mir gegenüber xu verweigern. Jedermann weifi, dafi der 
Verband deutscher Beamtenvereine mit der auswärtigen 
Politik nichts zu tun hat. Der Unterstaatssekretär Wermuth 
handelte hinterüstig, indem er den Drude gegen den Ver- 
lag Carl Hamann und die Budidnickerei Julius Sittenfeld 
in der Rolle eines Pk&identen der deutsdien Beamten- 
vereine ausübte. Herr Krayenberg wußte, daß in Wirk- 
lichkeit der Unterstaatssekretar im Reicbsamt des innem 
im Namen des Staatssekretärs des Innem eine Nötigung 
gegen ihn als Repräsentanten diester beiden 'Firmen aus- 
übte. 

Es ist heute schwer zu verstehen, aus welchem Grunde 
der Graf Posado%irsl^ und der damalige Unterstaatssekretär 
Wermuth su einem so ungewöhnlichen und nadb dem Ur» 
teile aller anständigen Mensdien sicher nicht dnwandfreien 
Pressionsmittel griffen. Es wird dem Grafen Posadowsky 
nicht möglich sein, zu beweisen, daß er von der durdi 
Wermuth ausgeübten Pression nichts gewußt habe. Wermuth 
ist vid SU vorsichtig, um auf eigene Faust eine solche nicht 
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ungefahrlidie Handlui^ zu b^geh^ für die auch Jetzt 
noch Rccheniwhaft von ihn verfangt werden kann und 
wira> 

Die Handlungeo Wermuths waren im hohen Mafie un- 
sozial, da er eine große und reiche Verlagsanttalt durdi 
di« auigeübte Presiion zum Bruch eines Vertrages mit 
aineni eiafachan Bcaoitan tmd SchitflaleBer oötigta. Die 
Handlung Wermutlia war aber direkt anarchlstiidi» indem 
sie das bürgcrlidie Recht und festgcsdilossene Verträge 
verletzte und zerriß. Es ist sehr traung» wenn ein Unter- 
slaatüdcretar im Reldbawat dca Inneiii eiaieii reiclien Ver" 
leger auffordert, den Vertrag nicht zn halten» den er mit 
einem Schriftsteller geschlossen hat. 

' E. irt ein traarige. Zeidien der letzten Jab>e de. alten 
Riglmei» daß nach diesem Vorkoounida Wcmmth noch 
Staatnekrctir dei ReichMchalzamtei und aodann Ober* 
bürgermeister yon Berlin werden konnte. Und es bewdit 
den politischen Tiefstand in weiten politischen Kreisen 
auch heute noch, daß einflußreiche Personen und Zeitungen 
liir die Wahl Wermntfai zum RelchaprasSdenten durch, die 

• NaÜonahrertammhmg sogar noch in den letzten Tagen ¥or 
Zusammentritt der Nationalversammlung eingetreten sind. 

Selbst wenn ich für die falsche auswärtige Politik in 
meinem Buche wDie Zukuitft Rußlands und Japans" ein- 
getreten wäre, wibrend der Herr Retdiskanzler die richtige 
und nutzliche Politik verfolgt hätte, die dem Deutschen 
Reiche einen dauernden Frieden bei zunehmender Macht 
verschaffen könnte» wurde die Abwendigmachung eines 
Vertn^gskomparenten durch Druck vom sittlidien Staad* 
punkt ans zu beanstanden sehi. Das Deutsche Reich braucht 
zu seiner Sicherheit nicht zu derartigen kleinlichen Mitteln 
zu greifen» die die Reichsregierung nur iacberiicb machen. 
XVI 
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Nun war aber tattadiBdi die mtwfirtige Politik 

Bülow. indem sie aus Freundschaft zum russischen Zaren 
die Bündnisangebote Englands ablehnte und immer mehr 
das deutadie Geld ia die nuaiadie Kiicgakaaie laoi Kriege 
gegen Deotaddand leiteii wollte^ durdh und durdi vetkehrt 
und mußte in einem Weltkrieg von langer Dauer enden. 

Wenige Tage nach Erscheinen meines Buches veröffent- 
lichte der Reichskanzler Fürst Bülow am Sonntag, den 
3. SeptenAber 1906» an der Spitze der Norddeutachea AH* 
gemeinen Zeltung folgende hbtoriadi deakwQrdige Ei^ 
kiärung» die in den Akten mit seinem Namen unter» 
zeichnet ist: 

* Ja den an masiadheii Werten intereaaierteii dentichcB 
Kapitalistenkreisen achehit hier und dort eine vor kurzem 

erschienene Schrift über nDie Zukunft Rußlands und Japans* 
einige Beunruhigung hervorgerufen zu haben, in Anbetracht 
des Inhaltei der Schrift ist eine solche Beunrubigang nur 
.dadurch eridarttch, dafi der Verfasser Dr. Rudolf Kbrtfai 
Regieningsrat im Kaiserlich Statistischen Amt ist und sich 
als solchen auf dem Titelblatt bezeichnet Gegenüber den 
Schiufifolgeruttgen, die daraus gezogen worden afaid, aei 
hiermit ausdrücklich feügeüellt» daft Herr Maitin acine 
Arbelt ohne jedes Vorwissen seiner vorgesetzten BdiSrde 
und der Regierung gesdirieben und veröffentlicht hat. Es 
ist selbstverständlich, dafi die Regierung dem Buche, das 
auf Grund haltloser Voraussetzungen zu abenteuerlichen 
Pkropheieiungen fiber das Schicksal Rufilands ia den nächsten 
Jahrzehnten kommt, gänzlich fernsteht.** 

Ich druckte diese Erklärung in der Neuauflage meines 
'Buches, die unter dem Titel »Die Zukunft Rufilaada* Im 
Iftel906 b der Dieterfchsdien Verlagsbuchhandlung The^ 
dor Weicher in Leipzig erschien, ab und erklärte ; ^Keine 

xvn 



der Voratusetztingen meinei Bvdbes ist von der wiisen* 

schaftlichen Kritik widerlegt worden. Daher überlasse ich 
^eni der künftigen Geschichtschreibuqg die Aufgabe» 
zwiMhen mir uod def Norddeatschcii AUgeneinen Zdtmig 
Recht 2u tpredien." 

Die Weltgesdiichte ist das Weltgericht! Meine Prophe- 
zeiungen über das Schicksal Rußlands in den nächsten 
Jahrzehntea mocfateD dem Fürsten Bülow abenteuerlich er- 
scheinen, denn ich sagte dem nissisdien Wdtrddie die 
aoiiile RevoIutioD and in Ihr den Staatsbankerott hi 5 Us 
15 Jahren (S. 246, 250 u. 251 des Buches „Die Zukunft 
Rußlands und Japans*') voraus. Am Eingang meines Buches 
»Die Zukunft Rufilands und Japans" hatte ich an das 
rassische Wort erinnert: Der Weg nach Konstantinopel 

führt durch das Brandenburger Tor. Und daher warnte 
ich die Deutschen, Geld in die russische iCriegskasse zum 
Kriege gegen Deutschland einiaiahlen, zu einem Kriege» 
der überdies für Rnflland die soziale Revolutios and den 
Staa t sba nk erott herbeifuhren müsse. 

Fürst Bülow und seine Diplomaten waren aber von dem 
Gegenteile überzeugt. Sie hielten meine Voraussage des 
dentsch-russischen Krieges, der russischeii Revolution and 
des rassischen Staatsbänkerotts fBr abenteuerliche Pkophe* 
zeiungen. 

Bevor Fürst Bülow aber gegen mein Buch zu Felde zog» 
bediente er sich des Rates eines wissenschaftlichen Sadi- 
verständigen» and zwar desjenigen» den er fihr den kom^ 
petentesten hielt. Fürst Bülow sagte im Frühjahr 1906 zu 
dem Reidistagsabgeordneten von Kardorff» er würde eine 
andere Stellung zu meinem Buche eiii^enonunen haben, 
wenn er nicht von dem Legationsnt in der Koloniale 
alrteHnng Dr. Karl Heiflerich sidi hatte beraten lassen, der 
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ihm jene Notiz für die Norddeutsdie Allgemeine Zeitung 
vom 3. September 1905 mitgearbeitet habe. Und in der 
Tat hatte der apStere StaatsaekretSr des Innern und Stdl* 
Vertreter des Reichskanden Dr. Karl Helfferidi in ver- 
schiedeneD PublikatioDcn zu jener Zeit einen solchen Opti- 
mismus über die Entwicklung der russisdien Finanzen an 
den Tag gelegt» , dafi idi Gelegenheit nehmen muBte» In 
dem Budie ^Die Zukunft Rufilands'' im Marz 1906 diesem 
Optimismus entg^cgenzutreten. Auf die wissensdiaftliche 
Autorität Helfferichs hin nannte Fürst Bülow die wissen- 
schaftlichen Voraussetrangcn meines Buches »haltlose''» 

Auf Seite 251 ),Die Zukunft Rufilands und Japans* hdfit 
es: „Sollte Deutschland sich an den kommenden russischen 
Riesenanleihen mit Milliarden beteiligen, so würde in etwa 
6, spätestens 15 Jahren doch der Zeitpunkt eintreten, wo 
nidit nur die neuen, sondern audi die alten russischen 
Anleihen als verloren betrachtet werden müssen.* 

Genauer kann man eine Voraussage nidit einstellen. 
Spätestens bis zum Jahre 1920 sollte nach meiner Voraus- 
sage der russische Staatshankerott ebtreten. Die Voraus- 
sage ist eingetroffen, weil sie die Gesamtheit der Inneren 

und äußeren Politik Rußlands und zugleich der Zentral- 
macbte richtig eingeschätzt hatte. Rufiiand mußte nach 
dem Besitz von Konstantinopel drangen, und Wühehn IL 
und sdne Ratgeber hatten bereits bewiesen, dafi sie die 
Fähigkeiten nicht besaßen, den Dreibund durch die Aus- 
dehnung auf England, Amerika und Japan zu der weitaus 
stärksten Koalition der Wdfc auszugestalten. 

kh bin gern geneigt, anzunehmen, dafi Bfilow, Posa- 
dowsky, Wermuth und Hdfferhli wlrldidi von der Un* 
möglichkeit eines Krieges zwischen Deutschland und Ruß- 
land, von der Unmöglichl^eit des Sieges der nissischen 
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Revolution über das Zarentum und endlich von der Un- 
möglichkeit des Eintritts des russisdien Staatsbankerotts in 
den nächsten 15 Jahren fiberaeogt waren. Sie können niditt 
dafür, wenn ihnen der Blick fSr die politiscfae, whrtscfaafl- 
lidie und militärisdbe Entwicklung Europas auf Jahre und 
Jaiirzehnte nicht gegeben ist. Aber der überhebende Ton 
der BQlowidien Notiz vom 3. September 1905 nimmt sich 
nach dem vollkommenen ZerfaD des zarlstisdien Rufliands 
heute lädierlicfa aus und gereicht dem Fürsten Bülow und * 
seinem Ratgeber Helfferich vor der Geschichte» die ich ^ 
im Man 1906 als Richter anrief, sicher nicht zur Ehre. 
Meine »abenteuerlidken Propheiefaingen fiber das Schicksal 
Rußlands in den nidisten Jabzeluiten*, wie F&it Bülow 
meine Voraussagen zu nennen beliebte, sind restlos ein- 
getreten. Mehr abenteuerliche Dinge haben sich wohl noch 
nie in einem -Weltreich in so kurzer Zeit ere^net 

Es lag für Bülow, Posadowsky und Wermuth zu den 
erwähnten ungewöhnlichen Maßnahmen gegen mich kein 
Grund vor. Sie hatten wenigstens in ihrer Stellung so 
viel Bildung besitzen müssent am zu erkennen» daß meine 
VoFBusaetnmgen wissenscfaafllkhe und richtige rfnd, und 
dafi daher meine Voraussagen möglicherweise zutreffen 
können. Auf keinen Fall durften sie mich wegen meiner 
wissensdiaftlichen und von 

Entvricidnng als richtig erwiesenen Oberzeiigaiig mafir^eb 
und durdi Ausspannung meines Veriegers ünamddl und 

wirtschaftlich zu schadigen suchen. 

Diese brutale und ungerechte Maßr^elung durch die 
. preufilich-detttiche WUlkürhemcimft hat weitere schwer^ 
wiegende Nachteile für 'mich gehabt Denn b dem reiii 
politischen Disziplinarverfahren, welches in dem Jahre 1907 
gegen.mich eingeleitet wurde» machte der heutige Unterstaats- 
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atSatdÜu Lewald als Ankliirar in bcideD Iniliiiiea iMlteiuL 
dafi idi fcliofi einmal dunplniariidi anf VenDlaBsnngf des 

Reichskanzlers bestraft worden sei, und daß daher die 
schärfste Strafe des Verlustes der Stellung ohne Dienst« 
Ittel und olwe Pension angebiacbt id. Auch in dieaem 
sweüan Verfahren wurde ndt nliglauUidier Leichtfert^elt 
gegen midi vorgegangen. Der heutige UnterstaatssdcretSr 
im Reichsamt des Innern Lewald legte dem Disziplinar- 
gericfat eine falsdie amtliche Urkunde über meine Personal- 
veriiätniaie vor, die geeignet gewesen wäret micb auf das 
schwerste tu benaditeilige&. Die Msdie amtlidie Beur- 
kundung meiner Personalverhaltnisse ist spater von dem 
Disziplioarhof in Leipzig zugegeben worden. £s ist un- 
verständlich, daß ein Beamter, der als Ankläger eine falsche 
amtliche Urkimde som Nachtelle des Angeklagten In einem 
politisdien Prozesse dem Gerichtshof vorgelegt hat» noch 
in amtlidier Stellung Verwendung finden kann. 

Die Arbeiter ond die Büfgerschaft der Stadt Berlin 
weiden so entschddeo hdben, ob der Obeibtiigermeistär 
Wermut linger In s^em Amte bleiben darf, nachdem 
an dieser Stelle erneut festgestellt worden ist, dafi er Im 
Interesse des russischen Zaren eine Berliner Verlagsanstalt 
durch Nötigung auffordert«, einen geschloss e nen Vertrag 
zu brechen und denjenigen zu benachteiligen, der die 
Interessen des deutschen Volkes gegen das russische Zaren- 
tum wahrnahm. 

Solort nach dem 9* November 191B, nach dem Beginne 
der sozialen Revolntloo, habe ich bei dem Volksbeauftragten 
Ebert sdiriftlicfa die Aufhebung des gegen mich ergangenen 
Diiziplinarurteils beantragt. Bis heute besteht sowohl der 
mir von dem Grafen Posadowsky im Herbst 1905 wegen 
des Buches »Die Zukunft Rufilands und Japans" erteilte 
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•chriftUdie Verweil mt mimt Entfernung von der Stellung 
ohne Dieosttitel uihd Pension inRecht Dai Reichseml des 
Innemp in dem der Untentaatiselaretar Lewald die in- 

ständige Abteilung leitet, liat die Auflicbung der beiden 
Maßregelungen verweigert* Die Mitglieder der beiden 
eosialdemokmtisdien Parteien Icönnen ans diesem Falle er- 
sdien, «rie die Reicbsimter und insondeilieit das Reidis- 
amt des Innern unter der Leitung des Staatssekretars des 
Innern Dr. Preuß und des Unterstaatssekretars Lewald noch 
voUkommeB in reaktionärem Sinne schalten und walten. 
Idi rechne auf den gesunden Sinn der deutschen Aihdter- 
sdiaft und darüber hinaus der deutschen Demokratie bei 
der Hoffnung, daß dieser Zustand nicht von Dauer bleibt, 
sondern daß meine Maßregelung in kurzer Zeit au^ekoben 

Niemand lial mehr I8r midi nach Erscheinen meines 

Buches „Die Zukunft Rußlands und Japans** Partei er- 
griffen als der Begründer der deutsdieu Sozialdemokratie 
August Bebel in seker Reichstagsrede vom 5* April 1906, 
in der er folgende Sitze spradi: »Ab jenes Finanzunter- 
nehmen (russische Anleihe vom Jahre 1905) im Werke war, 
veröffentlidite der Regieningsrat Martin ein Buch, betitelt 
»Die Zukunft Rußlands und Japans**, in dem er die Ver- 
haltnisse Rußlands nach meiner Auffassoi^ durchaus korrekt 
in der düstersten Weise darstellte, und schließt, daßnadi 
seiner Meinung; das Resultat der inneren Wirren Rußlands 
die vollständige Zerrüttung dieses großen Reiches und in 
letzter Initanz der russische Staatsbankerott sein werde« 
AQes, was Martin in seinem ersten Buche gesagt hat, ist 

heute vollständig eingetroffen, und ich bin überzeugt, daß 
die trüben Aussiditen, die er in bezug auf die Gestaltung 
des russischen Staatanreiens und die inneren Zustande Ruß- 
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Jands in adnim Bache veröHcntlidit, ebesialU duidi die 
Entwickltia^ der Dingfe bettatigft werden." ' 

Bebel tadelte scharf die Bülowsche Notiz in der Nord- 
deutschen Allgemeinen Zeitung vom 3. September 1905 und 
nannte de einen ^gioßen Fehler» dessen Folgen die Reicbs- 
legierang auszubaden haben werde. 

Zum politlsdien Verstindnis dieses Budies gehören fol- 
gende geschichtliche Tatsachen und Daten, die selbst er- 
fahrene Politiker nicht zu wissen pflegen: 

Im Se|itember 1872 wurde zn Berlin durch Kaiser 
Wilhelm L, Zar Alexander und Kaiser Franz Josef L das 
Dreikaiserverhältnis begründet. Im Mai 1873 unterzeich- 
neten zu Petersburg Graf Moltke und Fürst Barjatinsky 
die zwischen Deutschland und Rußland vereinbarte Kon- 
vention» durdi die sidi die beiden Grpfimadite für den 
Fall eines Angriffs von dritter Seite gegenseitige Unter- 
stutzung zusagten. Am 6. Juni 1873 unterfertigten Franz 
Josef L und Alexander IL zu Schonbninn ein Schriftstück 
über die 6«terreidiisch-russische Entente. 

fan Frühjahr 1880 «Ueit der Botsdiafter SaburoK In 
Berlin vom Zaren Alexander I!., der mit seinem Drohbrief 
an Wilhelm I. vom 15. August 1879 nach eigenem Ge* 
stindnis eine Dunmüieit b^angen hatte, den Auftrag» in 
Besprechungen mit dem deutschen Reichskanzler über Fragen 
des nahen Orients einzutreten. Im Juni 1881 schloß Alex- 
ander III. mit Deutschland und Österreich-Ungarn für den 
FaU des Angriffs durch eine vierte Macht ein Neutralitäts^ 
abkommen auf drei Jahre» wekhes inibesondere die Lage 
am Balkan regelte. Im April 1884 sicherten sich dte Drei- 
kaiserreidie von neuem auf drei Jahre ab Juni 1884 wohl- 
wollende Neutralität zu; bei einem Streit auf der Balkan- 
halbinsel sollte der dritte» also Deutschland» zvrischen den 

xxm 



\ Digitized by Google 



zwei anderen vermitteln. Deutsdiland war also zum Schieds- 
richter erhoben. Mitte September 1S84 bekräftigten die 
drei Kaiier in penonlkher Ziinemmetikoirfl su Skicrnewice 
vor aller Wdt den Vertrag — und die Rmscii marsdiierteD 
auf Grund der so gegen England gewonnenen Rücken- 
deckung alsbald gegen Afghanistan. 

Seit Anfang 1887 warb Rußland bei Biimarck am eb 
nm|gfh*dfmtt<liei Nfffffff l^f ftti wM go w Bff' M yiii 

im Juni 1887 vollzogen Panl S<littwaloiif und Bltmttrck den 
berühmten Rückversicfaerungsvertrag auf drei Jahre, in dem 
Deutschland und Rußland einander gegen jeden Angriff wohl- 
wollende Nfeutralitfitniaagten. Oatenretch und Rußland waren 
bereiti im Mai 1887fibereingekommen, daeVertr a g av e rb altnla 
nicht fortzusetzen (EriA Marks, Otto von Bismarck, Cottasche 
Verlagsbuchhandlung 1915, S. 197 bU 208; L. Raschdau, Der 
deutich-ruatiidie Ruckvcnidienmgtvertrag in dem »Grens- 
boten" ¥om 12t April 1918; Hammann, »Der nene Kon" 
and nZur Vorgeschichte des Weltkrieges", S. 34 bis 39). 

Das deutsdi-österreichische Bündnis datiert v. 7. Okt. 1879 
und der deutsch-osterreiduach-italienisdie Dreibund vom 20. 
Mai 1882 (Memoiren FranoetooCriapis. Berlin 1912» S« 12S)« 

Der deotich-rasiuche Rodevenidierungsvertrag, der erst 
im Juni 1890 ablief, war also in voller Geltung, als Bis- 
marck durch seinen Privatbrief vom 22. November 1887 
an Lord Salisbury eine Annäherung an England anstrebte. 

In der Sitsong der Nationalvemmmlong vom Sonnabend 
den 15. Februar 1919 gab der Reichsminister für das Reichs- 
schatzamt Dr. Schiffer einen augenscheinlich offenherzigen 
Bericht über die Reichsfinanien» ans dem wir die nach* 
folgenden Zahlen entncfamen. Dae Reich forderte am 
15. FdMromr 1919 einen neoen Kredit von 25 MÜliarden 
Mark. Die Summe aller früheren Anleihekredite betrug 
XXiV 



Digitized by Google 



am 15. Februar 1919 mehr als 140 MUüarden Mark. Hierzu 
traten aa Schatzscfaeinkrediten am dem Geieti vom 25. 
Juli 1918 6 Millianlen Mark, mamnen 146 Milliarden 
Mark. Dieser Anleihekredit stand dem Rcidi im Oktober 
1918 zur Verfügung. Diese Kredite sind flüssig gemacht, 
wie sich Dr. Sdiiffer ausdrückte» in Kriegsanleihen im Be- 
trage von beinalie 93 Milliardeii und in Buchfcbuldforde- 
im Betrag« von 53 Milliarden Mark. Das Reidi 

hat Schatzanweisungen und Reichswechsel in dem unge- 
heuren Betra^^e von über 5ä Müiiarden Mark ausgegeben. 
Die Deutiche Republik hat also eine schwebende Schuld 
von 58 Milliarden Mark. Damit hat sie nach den Worten 
Dr. Schiffers die bewilligten Kredite um 5 Milliarden Mark 
überschritten. Dazu traten noch die Kredite, welche die 
Deutsche Republik oder vor ihr das Reidi unseren Bun- 
deqienossen gewahrt haben, und die sie im Verkehr mit 
neutralen Landern genommen haben, im Betn^ von 9JS 
MiUiarden Mark. Wir erhalten damit eine Gesamtsumme 
von 161 Milliarden Mark und hätten danach die bewilligten 
Kredite um 14 Milliarden Mark überschritten» wie Dr. 
Sdiiffer feststeUte. Diese 161 Milliarden Mark steOen in 
gewissem Sinne ohne Rüdesicht auf die Verzinsung die 
effektiven Kriegskosten dar. Es stecken in diesen 161 
Milliarden noch etwa eine Milliarde Ausgaben» die nicht 
für den Kri^setat, sondern für 2wecke des ordentlichen 
Etats gemacht worden sind, was aber ohne Bedeutung ist 

Wir verbrauchten 
im Jahre 1914 (in 5 Monaten) 7,5 MiUiarden Mark 
M « 1915 (im ganien Jahre) 23. „ „ 
M n 1916 w n ■ ff 26,6 „ „ 
ff ff 1917 MW ff 39,6 M ff 
ff ff 1918 ff ff ff 48,5 n ff 
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Darans eigibt ilcfa dn Moostidiifchsciuutl 

von 1,5 Mtllianleii Mark Im Jahre 1914 

1.9 „ n n n 1915 

2.2 » ^ u n 1916 

33 - » n n 1917 

4 n » n 1918 

Wir haben verhnracfat 

im November 1918 4,1 Milliarden Mark 
im Dezember 1918 3,8 » „ 
im Januar 1919 3.5 *t . » 
Nach der Fettitelhmg Dr. Scbiffen ist ehi erhdilidiei 
Abflauen der Kosten in der Zeit nach der Revolution 
nicht eingetreten. 

Nachdem die Nationalvenaniidnng die Mitte Februar 
1919 geforderten 25 MUliarden Maik bewilligt haben wird, 
verfügt die Deutsche Republik also noch über rund 
10 Milliarden Mark, die auf etwa 3 Monate auslangen 
dürften. Mitte Mai 1919 mußte das Reichsministerium 
alao eben neuen Kredit von vielleicht 10 Milliarden Mark 
verfangen. Nach Bewilligung der 25 Milliarden Mark, 
die Mitte Februar 1919 von der Nationalversammlung^ 
gefordert wurden, beträgst die Summe aller Anlcihekredite 
146 plui 25 = 171 Milliarden Mark. Mitte Mai 1919 
durften sich dieM 171 Milliarden Mark nach Be%nl1igung 
von weiteren 10 Milliarden Mark auf 181 MUliarden Maik 
erhöhen. So haben wir Aussicht, in 2 Jahren eine Schulden- 
last von rund 200 Milliarden Mark zu besitzen. 

Diese Rechnung enthalt noch keinen Pfennig f&r die 
heute noch unbekannten Forderungen der Alliierten; Nach 
den Zeitungsmeldungen aus den Ländern der Alliierten 
werden ihre Schadenersatzaospfüche höher werden als 
dieser ganze Schuldenbetrsg. Unsere Schulden haben also 
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die beste Aussidit, noch in diesem Jahre den Gesamt- 
betrag ttvem Nationalvermdgeai weit »t Gbeirigen. Wie 
nnter diesen Umstanden die Glaublsfer der Deutschen 

Republik auf ihre Rechnung kommen sollen, ist unerfindlich. 

Für die Gesamtheit der fortlaufenden Ausgaben ist nadi 
oberflächlicher Schatzang, wie Dr. Schiffer sich ausdrückte, 
ein Beti^ von 19 -^MÜluurden Mark jaurlidi gegenüber 
5 Milliarden Mark vor dem Kriege erforderlich. Diese 
Sdiätzung scheint mir all zu oberflächlich zu sein. Wenn 
man auf die Verzinsung der Kriegsschuld einschließlich der 
bisherigen 'Revolutionsscbuld in Höhe von 171 MiUiarden 
Mark, die sich aber hn Mai auf 181 Milliarden Mark 
steigern wird, eine jährliche V crrinsung von rund 9 Milliarden 
Mark rechnet, so bleiben nur 5 Milliarden Mark jährlich 
für den Unterhalt der Witwen und Waisen und sonstige 
HinteiUidbenen der im Kriege Gefallenen, für die Inva- 
liden, für die an ihrer Gesundheit Besdiädigten, denn es 
ist nicht anzunehmen, daß der Reichsetat, der vor dem 
Kriege bestand,, weniger ab 5 Milliarden jährlich bean- 
spruchen wirdt wenn man die Entwertung des Geldes 
berficksichtigt, weldie die Ersparnisse an Heer und Flotte 
aufwiegen dürfte. Die Unterhaltung der Hinterbliebenen 
und Invaliden wird viel größere Summen beanspruchen 
als das lUichsschatzamt annimmt, weil die Hinterbliebenen 
und Invaliden sidi mit den sparlidien Renten des ver- 
flossenen Obrigkeitsstaates mit Recht nicht zufrieden geben 
werden. 

Nadi Dr. Schiffer haben wir gegenwärtig einen Umlauf 
von 34 'Milliarden Mark Papi^geld gegenüber 2 Milliarden 
Mark im Jahre 1914, ungemimet das von den Kommunen 

ausgegebene Papiergeld. 

Nach der Rede des Reichsministers für wirtschaftliche 
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DemobÜmacliiiiig Dr. Koeth, der aber in dem Kabinett 
Scbeidemamia kerne Stimme hal, vom 20. Febmar 1919* 
betiigt die Gesamtzahl der Arbeitsloien in DeutMhland 

rund eine Million, davon entfallen etwa 250 000 auf Groß- 
Beriin. Nach der Feststellung Dr. Schiffers betrug der 
RdcbaaDteil ao der ErwerbeloiMii-Unterstutziiiig im Januar 
1919 67 B/filBonen Marie 

Wenn audi die Deutsche sozialistische Republik nach 
dem Zusammentritt der Nationalversammlung am 6. Februar 
1919 ihren Namen in den Icurzeren »fDeutsdhe RepubUIc" 
verändert liat» wenn andi die Sonalisten in der Nationalp 
Versammlung nur eine starice Mlnderiieit bilden, so 
kann man den Optimismus der reidien Leute in dem 
demokratisch-plutokratisch-feudalen Reichsmimsterium und 
in der hanpisachlicfa bui^gerlidien Nationalversammlnng be* 
liebeln, wenn sie trotz dieser Ffaianzlage der Denticiien 
Republik glauben, daß die reichen Leute ihr Vermögen 
behalten werdent daß die besitzlosen Klassen in erster 
Linie anf Sichemng des Vermögens der reichen Leute und 
auf Sidierstellung des arbeitslosen Einkommens bedadit sein 
werden. 

Selbst wenn die sozialistische Lehre noch niemals in 
der Welt aufgetaucht wäre» würde diese ungeheure Sdiulden- 
last Deutschland zwingen, zur sozialislisdien Ptodoktions« 
weise uberzugdien, um dordi bessere Arbeitsteilung, Aus- 
schaltung der rückständigen Betriebe, Vergrößerung der 
Betriebe, Wahl des besten Standorts, Verbiliigung der Be- 
triebslcosten die Gesamtproduktion zu yeigrdflem und zu 
verbilligen. 

Am 8. Februar schrieb Professor Dr. Carl Balled, der 
ohne Zweifei einer der kenntnisreichsten Nationalökonomen 
Deutsdilands ist« in der Abendausgabe der »Freiheit*': 
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„Die Sozialisierungsmöglichkeitcn im Reich und in fast 
allen Bundesstaaten sind stark gefährdet. Es heißt jetzt: 
Man dürfe nicht mialisiereii» denn Deutschland sei ja 
venumtl Das heiBt» erst müsse Dentadiland dnrch den 
altgewohnten Individualismus wieder hochgebracht, seine 
Industrie in den früheren Stand versetzt werden. Man 
beruhige sich: Der Individualismus wird Deutsdi- 
land nicht mehr hochbringen» insbesondere wenn er 
sich mit der Fortwurstelungspolitik des Herrn Sdiiffer in 
Finanzfragen verbindet. Diese führt uns nur immer tiefer 
in den Sumpf und rückt den Staatsbankerott naher." 

Also auch dieses hervonagendeMi^ed des PreuÜsdien 
SCatistisdien Landesamts Ukt der Oberzeugung, daft die 
privatkapitalistische Wirtschaftsweise Deutschland nicht mehr 
hochbringen kann, sondern nur die sozialistische. 

Am 17. Febmar 1919 sagte der Vorsitzende des Bundes 
der Landwirte, Freiherr von .Wangenhehn, in der General- 
versammlung des Bundes zu Berlin: „Wenn den Kaiser 
eine Sdiuld trifft, so ist es die» daß er zu lange gewartet 
hat, bis er das Schwert zog." Soldie verkehrten Vor^ 
Stellungen könnten heut nidit mehr in öffentlichen Versamm- 
hingen vedcSndet werden, wenn die Revolutionsregierung 
alles Material über die Schuld am Weltkriege lüdcenlos 
veröffentlicht hätte, und darunter auch alles Material über 
die englisohen Bundnisangebote vom Jahre 1695 Iiis zum 
Jahre 1901. Die dem Freiherm von Wangenheim nahe- 
stehende Presse und seine, eigenen öffentlidiec Reden seit 
Jahrzehnten l>ewelsen« daß ihm diese historischen Tatsachen 
einfadi. unbekannt waron.. Unbekannt sind sie der breiten 
öüentli Akeit bis in die neueste Zeit geblieben, denn 
weder meine zahlrei<[hen Veröffentlichungen, noch die breite 
-Darstellung Theodor Wolfis am d. Februar 1909 im Ber- 
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liner Tageblatt ist von den Historikern, Politikern und der 
Presse bis in die jüngste Zeit als iiistoriscfaer Tatbestand 
betrachtet mrdeot bis icfaliefilidi EzzeUenz Hammanii, der 
an der Spitze der offiziösen P^resse meine PuUlkationeD 
stets aufs eifrigste bek&ii|ift hatte, unsere Gesdiiditsdafw 
Stellung als die historisch richtige in seinen Büchern 
darstellte. 

Die Schuld an der lalscheo imiereD und aufieren Polttäe, 
die den Wdtkrieg und die Weltrevolution herbeigefiihrt 

hat, habe ich auf den Fürsten Bismarck zurückgeführt. 
Man wird mir die große staatsmännische Kunst entgegen- 
halten, mit der Fürst Bismardc das Deutsche Reiche be* 
gründete. Die Verteidigung Bismarcks muß idi' im voraus 

zurückweisen. 

Mit der größten staatsmännisdien Kunst trat Napoleon 
Bonaparte das £rbe der französischen Revolution an und mit 
bewundernswerter Strategie si^fte er bei Marengo. Ulm» 
Jena und Auslerlitz. Aber spätestens vom Jahre 1812 

verlor Napoleon Bonaparte alles strategische Augenmaß, 
und seine Handlungen waren fortan nur insofern geschickt, 
als sie mit bemerkenswerter Geschicklichkeit auf den 
Untergang seines Lebenswerkes eingestellt waren. 

Nachdem Fürst Bismarck das Deutsche Reidi begründet 
hatte, führte er eine auswärtige Politik, die sein Lebens- 
werk früher oder q>ater vernichten mufite. Durch Mafip 
nahmen der inneren Politik, durch die Eotreditung der 
Sozialdemokratie wollte er am Ende seiner Regierungs- 
tätigkeit den Bürgerkrieg entfesseln, der die Armeen 
Frankreidis und Ru^ands nach Deutschland fuhren mufite^ 

Napoleon brachte es fert^, sein Lebenswerk In iwei 
Jahren von 1812—1814 zu vemiditen. Bismarck faStte 
nach der Begründung des Deutschen Reiches im Jahre 1871 
XXX 
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■ein Lebenmmk in zwei Jalmdiiiteii verniditet, wenn num 

ihm nicht das Staatsruder aus der Hand gerissen hätte. 

In dem Brief Kaiser Wilhelm II. an Kaiser Franz Josef 
vom 3. April 1890, der Anfang Februar 1919 veroffent- 
lidit wurde, heißt es: «Auch dieief Untemehmeii (Empfang 
der Arbefter mid Gmbenbesitzerdepiitetionen hn Rheinlidi- 

Westfälischen Kohlengräberausstand, der Mai 1889 begann) 
mißbilligte der Fürst, der zusehends inmier mehr auf Seite 
der Großindustrie trat nnd die Arbeiteri)e«rq[ung, als xmn 
Tdl auch revolutionär, total unberechtigt ansah, die nur 
mit „Blut und Eisen", das heißt mit Kartätsdien und 
Repetiergewehren, gehemmt und geheilt werden müssei " 

Nach des Kaism Zeugnis wollte also Bismardc die 
Arbcsteibew^Kung mit Artillerie und InÜButeiie niedei^ 
schlagen. Wenn bt dem Briefe des Kaisers an seinen 
Kaiserlichen Kollegen in Wien sich auch sonst die gröbsten 
Unwahrheiten finden, so ist doch an der Richtigkeit dieser 
Tatsaciie nicht su zweifeln* Als Kaiser WiNidm am 3. April 
1990 diesen Brief an Franz Josef schrieb, konnte er noch 
gar nicht wissen, daß Fürst Bismarck selbst der Öffent- 
lichkeit die Beweise für diese seine anti-sozialbtischen 
Plane Uefeoi w6rd^ Am 7, Januar 1896 und am 20» 
Februar 1S96 hat Fürst Bismardc in der Morgenausgabe 
in den Hamburger Nachrichten der Welt seinen Plan dar- 
gelegt, wie den Anhängern der Sozialdemokratie das aktive 
und passive Wahlrecht zu entziehen sei (Hermann Hof- 
mann» Fürst Bismarck, II, & 343 n. 357). Fürst Bismarck 
wnfite genau, dafi «ne sokhe Entrechtung der Social« 
demokratie gleichbedeutend mit dem Bürgerkrieg sein würde. 

Die strat^isdien Fehler Napoleons rächten sich sehr 
bald» nojcfa xu .seinen Lebzeiten, Die Weltgeschicbte le^ 
ihm, wie unzulänglich seb strategisches Augenmaß war, 
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•dioii während des nisiisdien Feldzugei. Die Fdder der 

ßismarckschen Politik richten sich erst ein Vierteljahrhun- 
dert nach seinem Abgang unter seinem vierten, fünften, 
tedisten und siebenten Nachfolger. Die Weltgeschichte zeigte 
•einen Nacfafplfem und der nachfolgenden Generalion* daß 
Bismarck nicht das notwendige strategiscfae Augenmaft be- 
sessen hatte, als er die deutsdi-Österreichischen Kräfte uber- 
schätzte und die entgegenstehenden Kräfte unterschätzte. 

Für die Errichtnng dies Deutschen Reiches war 
Bismardc wie gesdiaffen, für die Erhaltung nidi^ 
für die Vergrößerung noch weniger. 

Dr. Sdiiffer hat In seiner Rede vom 15. Februar 1919 
darauf hiiigewiesen» daft die falsdie Einsdialsung der Dauer 
des Krieges die Ursache beinahe aUer Erschehrangett dieses 
unglüddidien Krieges sei. Man habe an einen kurzen Krieg 
gedacht. Warum hat denn Wilhelm ü., dessen Politik nicht 
• nur die Ursache» sondern auch die Veranlassung des Welt- 
lori^ges ist» vor Eintritt in diesen Krieg sich nkht über die 
voraussiditiiche Ausddmung und Dauer an sachkundiger 
Stelle Bescheid geholt? Wenn Wilhelm II. sich an midi 
mit dieser Frage gewandt hätte, so würde ich ihn darauf 
hingewiesen haben, dai ich bereits am 30. Juni 1908 fai 
»eineni Buche MStehen wir vor einem Welticriege?" S. 142 
den kommenden Krieg als einen schweren, langjährigen 
Weltkrieg unter sehr ungünstigen Umständen bezeichnet 
liabe» und daß ich m demselben Buche einen Krieg ohne 
Luftflotte ¥Dn mindestens 100000 Flugieugen f8r aumlciitSF 
los eildirt habe. Bd Beherzigung dieser Talsadiett bitte 
^Xniheltti H. die Blankovollmacht vom 5. Juli 1914 an Öster- 
reich-Ungarn sicher unterlassen und damit der Menschheit 
denWeklorieg und die soiiale Revolution erqMurt« sich selbst 
aber seinen Thron erhallen« 
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Freiheit und Gleichheit. 

Ab am 9. November 191S iiadimittags gegen 1 Uhr dat. 

erste von Soldaten besetzte Lastautomobil mit Mascfatnen- 
gewehr unter der roten Fahne vom Schloßplatz in Berlin 
nach dem Brandenburger Tore fuhr» war audi in Deutsch* 
land die sosiale Revolution hereingebrochen, stand es fesl^ 
dafi die grofie, internationale» sociale Revolotioa ihren sieg- 
reichen Fortgangs rin^^s um den Erdball nimmt. 

Wer die deutschen Verhältnisse kannte» mußte wissen» 
dafi die rote Fahne nicht nur die polittscfae» sondern anch 
die soziale Revolution bedeutet» daß sie nicht nur im Namen 

der Freiheit, sondern auch im Namen der Gleichheit gehißt 
ist. In Deutschland war eben eine politische Revolution ohne 
die SoMldemokratie undenkbar. Vielmehr war jede Revo- 
hition in Deutschland von vornherein eine sozialdemo- 
kratische. Daher mußte nadi dem Siege der Revolution der 
Sozialdemokratie die politische Macht gehören. 

Die Revolution hat innerhalb von wenigen Stunden oder 
- Tagen das deutsche Volk von der Herrschaft der 22 Dynasten« 
familien befreit» aber nicht von der Herrschalt der 20000 
Millionärsfamilien. Das deutsche Volk hat seine politische 
Freiheit am 9* November 1918 voll und ganz erlangt, es 
ist aber von der wirtschaftlichen Gleichheit noch weit entfernt 
Eine vollkommene wirtschafÜidie Gleichheit ist auf lange 
Zeit hinaus nicht zu erwarten. Die kommende Einführung der 
sozialistischen Gesellschaft wird aber die Wirkung einer 
1 Msftlo, SetÜttSenliiiida t 
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zunehmenden wirtscbaftlichcn Gleichheit haben. Die Binder- ^ 
■ine gegen eine schnelle Zunahme der urirtgdiaftlichen Qeich- 
heit bestanden in Deutschland bisher, abgesehen von der 

Macht der reichen Leute, hauptsächlich in den 22 Son- 
veräoen» in dem Preußischen Herrenhause und in den ersten 
Kammern der £inzebtaaten, in dem Dreildassenwahlrecht 
in Preufien nnd in ahnlichen Zustanden in den Einzelp 
staaten, in der dem flachen Lande ganstfgen Einteflong 
der Reichstagswahlkreise. Alle Kautelen dieser Art sind 
durch die Revolution vom 9. November 1918 beseitigt, 

Oer Kampf um die %inrtsdiaftliche Gleichheit kann 
l>eghmen. Innerhalb vcm wenig Jahren werden in der 
Richtung der zunehmenden wirtsdiaftlichen Gleicliheit, des 
gleidien Einkommens, des gleichen Lebensgenusses Fort- 
schritte erzielt werden, die die kühnste Phantasie nicht 
auszudenken vermochte. 

Die politisdie Freiheit und die politisdie Gleichheit 
werden im Sturmschritt die wirtschaitlidie Gleichheit herbei- 
zufuhren sudien. Das Streben nach wirtschaftlicher Qeich- 
heit kann aber leicht das Streben nach wirtschaftlicher 
Freiheit gefährden. Die neuen Machthaber werden darauf 
achten müssen, daß nicht durch eine zu große Einengung 
der wirtschaftlichen Freiheit die Errungenschaften einer 
mehr als tausendjährigen Kultur zu stark leiden. Man 
sieht heute schon» da6 die sozialistische Republik in 
Dcutscliland den breiten Volksmassen eine erhebliche Ver- 
mehrung der politischen Freiheit bringt» indem das Wahl- 
recht für die Nationalversammlung, beiden Geschlechtern 
vom 20. Lebensjahr ab zu Teil geworden ist Auch ver> 
mehrt die Aufhebung oder Einschränkung der 2 — 3jährigen 
militärischen Dienstpflicht in erheblichem Maße die po* 
litische Freiheit 
f 



Digitized by Google 



Bur die Reicfaeii die nvirtsdiafüiche Freiheit. For die 

^oßen Massen des Volkes wird es eine Vermehrung der 
ökonomischen Freiheit bedeuten, wenn die Erwerbi* 
gelegenheiten, welche ihnen jetzt der Zufall und die Not 
aufdrangt» von den Organea der lozialistisdiett Repnblilc 
planmSfiig zugewiesen werden. Aber auch nadi Ansicht 
des Professor Anton Menger, der ganz auf dem Boden 
des sozialdemokratischen Staates steht, ist die Gefahr vor- 
handen, da& die sozialistisGfae Republik ihre grofien wirt- 
schaftlichen Befugnisse ebenso zur Fesselung des Indi- 
viduums mißbraucht wie der heutige individualistische 
Machtstaat seine politische Übermacht. Die Organe der 
sozialistischen Republik werden deshalb bei der Orga- 
nisation der wirtsc&aftlichen Kiifle eine große Selbst» 
beherrschung bewähren müssen* (Anton Menger, Neue 
Staatslehre, III, S. 63.) 

Die firanzSsisdie Revolution gelangte, ihrem vor» 
herrschend politischen Charakter entsprediend, nicht über 

die sogenannte Gleichheit vor dem Gesetze hinaus. Die 
leitenden Kreise der französischen Revolution haben niemals 
daran gedacht, ihre Mitbürger auch m betreff der Institute 
des bürgerlichen Rechts, namentlidi des Eigentums, gleich- 
zustellen, obgleich manche hervorragende Männer vor und 
wahrend der Revolution oft genug halbsozialistische An- 
sichten geäußert haben. 'Gegen dieses Zerrbild der 
Gleichheit erhob sich sdion am Ausgange der französischen 
Revolution (8. November 1795) die Verscliwörung der 
Gleichen (Conjuration des Egaux) unter der Führung 
Babeufs, welche die wirklidie Gleichheit {igtiHU de lait) 
d. lu die Qeichheit der Erziehung, der Arbmten und der 
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Genuise aller Staatsbuiger aostrebte. Seitdem iit die 
okonomisdie CSdchheit em macfati^ei« weit veiiireitetet 

Ideal des Sozialismus geblieben. Frcilidi ist aber auch 
zweifellos, daß dieses Ideal, wie die letzten Ziele mensch- 
lichen Strebens überhaupt, nur in entfernter Annäherung 
vennrirklidit werden kann* (Anton Menger, S. 64 und 65.) 
In der sozialistiscfaen Republik werden sich nadi Anton 
Menger immer Gegensätze finden, welche eine durch- 
greifende wirtschaftliche Qeichheit aller Staatsbürger un^ 
moglidi machen. Hierher ist vor allem der Gegensatz 
zwischen den Herrschenden und den Behenwiiten oder, 
wenn man will, zwischen den Verwaltenden und den Ver- 
walteten zu zählen. Ebenso werden sich die Unterschiede 
in Bildung und Kenntnissen audi in der sozialistiscfaen 
Republik als eine Qudle der 5kononusdten Ungleichheit 
erweisen. 

Ein drittes Moment, welches zur ökonomisdien Un- 
gleichheit drangt, ist nach Menger die verschiedene Menge 
imd Tüchtigkeit der von den einzelnen Staatsbürgern ge- 
leisteteift Arbeit. Menger halt auch hi der sozialistbchen 
Republik eine gewisse Verhältnismäßigkeit von Arbeit 
und Lohn als unerläßlich. Endlich meint Menger, daß die 
sozialistische Revolution sich den Interessen der einfluß* 
reichsten Elemttite des Arbeiterstandes als besondert 
günstig erweise. Diese 4 Momente werden nacli Menger 
auch in d^r sozialistischen Republik, selbst wenn in einem 
Augenblick heroischer Erregung die wirtschaftliche Qeich* 
Stellung aller Staatsbürger beschlossen werden sollte, sdir 
bald zur ökonomischen Ungleichheit zurückführen. Menger 
stellt sich deshalb die sozialistische Republik als eine 
hierarchische Organisation vor, wie etwa die Hamburg- 
Amerika-Linie. In der soziaUstischen Republik ohne Grund- 
4 
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md KapitaletgcDtum werden nach Mengen Aniicht dit 
Unterschiede in der dkonomisdien Stellun^f gewifi nur lo 

groß sein, um den Wetteifer der Bürg^er anzufadien, ohne 
den Haß und den Neid der Zurückgesetzten hervor- 
zurufen. (Menger, S. 65 — 72.) 
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Die VerstaatUchung der SToßen Vermögen, 
Einkommen und Betriebe. 

Nach dem 9. November 1918 nannte sich das Deutsdie 
Reidi eioe lozialistiscfae Republik. In Wirklichkeit war 
es eine bur^erlidie Republik mit sozialistisdier Re^erang. 

Denn das Wesen des Sozialismus ist die gesellschaftliche 
Produktionsweise oder die Vergesellschaftung der Pro- 
diiktionsmitteL Die soadalistiiche Regierung hat die Ver» 
geaellsdiaftwng der P^uktionsmittel ab ihr Ziel hin- 
gestellt. Aber bis in den Januar 1919 war nodi nichts 
geschehen, um die Produktionsmittel zu vergesellschaften, 
mit Ausnahme der Einsetzung einer Kommission zur 
Prüfung der GroÖbetriebei die zar Veigesellichaftung 
reif seien. 

Nach Professor Anton Mcnger (Neue Staatslehre, 
III. Aufl., S. 21) steht an der Wiege der germanischen und 
last aller anderen Völker eine voffaemchend sozialistische 
Staatsordnung und ist deshalb die soziale Bewegung 
unserer Zeit bloß die Rückforderung einer uralten Erbsdiaft 
unserer Vorfahren. 

Die Herrschenden und Besitzenden werden künftig 
darauf verzichten milssen, ihre individuellen Lebenszwecke 
mit dem 5ffentlidien Wohl als gleichbedeutend zu be^ 
trachten. Vielmehr werden die individuellen Interessen 
der großen VoUcsmassen das Hauptziel der staatlichen 
Tätigkeit bilden« 
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Heute steht die ^anze Welt unter dem Eindruck der 
Absetzung der 22 deutsdien Dynasten« Aber so schön 
diese Veränderung auch ist, man nbendiatze nicht ibre 
Wirknng* Denn poliische Pevointionen bewegen kaum 
mehr ab den 'Schaum kuf dem Strome des VSlkerlebens, 
da sie zumeist nur den Zwedc verfolgen, die politische 
Macht von einer Kotcrie auf die andere zu übertragen. 
Dagegen macht die Einführung des aoziallstlsdien Staates 
eme völlige Umbildung des gesamten Tuns und Lassens 
alier Staatsgenossen unerläßlich. (Anton Menger, S. 239.) 

Wenn die Revolution, die sich am 9. November 1918 
ereignet hat» sich vor dem Weltloriege am 9« November 1913 
hl Berlin zugetragen hatte, so wurde eine so plötzliche 
sozialistisdie Schilderhebung den Organismus der wirt- 
schaftlichen Produktion und Konsumtion auf lange Zeit 
hinaus in Unordnung gebracht haben. Durch die lange 
Dauer des Weltkrieges war aber die beigebrachte Ou 
ganisation der wirtschaftlichen Produktion und Konsumtion 
bereits derartig in Unordnung, daß eine Verschlimmerung*^ 
dieses Zustandes durch die soziale Revolution kaum zu 
erwarten Ist Die Versoigung der Bevölkerung mit 
Nahrung, Kleidui^, Brennmaterialien und ahnlldiem 6ko» 
nomisclien Bedarf ist bereits durch die lange Dauer des 
Weltkrieges und durch die Folgen unserer Niederlage 
sowie des Waffenstillstandes eine derartig unzureichende 
und unregelmafilge geworden, dafi die Ersetzung der 
privatwirtsdhafÜlchen Produktionsweise durch die ge* 
sellschaftliche kaum noch als eine ernste Störung be- 
trachtet werden kann. 

Die soziale Revolutioa ist der Konkursverwalter der 
Konkursmasse, «reldie die gestürzten 22 Dynastien und 
die beseitigten herrschenden Kia&sen zurückgelassen haben« 
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Der Weltkrieg hat das Deutsche Reich in einen Zustand 
der Auflösung versetzt, dessen Heflung von der Ein* 
ISbrung der loiiallstiscfaeii PhnlukticMisweiie zu erwarten ist 

Wenn die Unordnung in der Produktion, im Handel 
und Verkehr geg^enubcr den Zeiten des Friedens in den 
nächsten Monaten und Jahren noch weiter zunehmen sollte, 
wenn die Not an Nahrungsmitteln und Rohstoffen sich 
noch weiter fuUbar madien sollte, so ist dies nidit not- 
wendig eine Folge der sozialen Revolution, sondern des 
Weltkrieges, der als eine notwendige Konsequenz aus der 
Politik Wühehn IL und der regierenden Klassen lemet 
Zeitalten hervorgegangen ist» 

Als die französische Revolution des Jahres 1789 an 
das Staatsruder kam, war der alte franzosische Staat im 
Absterben, wie Taine und andere nachgewiesen haben. 
Durch die lange Dauer des Weltkrieges war das Rdch 
Bismarcks in voller Auflosung, ab die soziale Revolution 
am 9. November 1918 auf den Plan trat. 

Noch unter der Regierung des letzten Kaisers ist 
wahrend des Weltkrieges die Einleitung zu der Soziali- 
sierung Deutscfahmds durdi die Besddagnahme und Ra- 
tionierung der Nahrungsmittel und Rohstoffe, durch die 
Verstaatlichung des Imports und Exports, durch die 
Kontrolle der Produktion ins Werk gesetzt All diese 
Mafinahmcn erieichtem die Einfuhrung des sozialistischen 
Staates ganz aufierordentlich. Das fast vollkommene Au^ 
hören der Einfuhr und Ausfuhr, der Stillstand ganzer 
Industrien wie der Baumwollindustrie oder Juteindustrie 
oder Kautschuk-Industrie ans Mangel an Rohstoffen» die 
Umstellung von der Kriegshdustrie auf die Friedens- 
industrie, die Rückkehr von 6 Millionen Kriegern, der 
Verlust der meisten kaufmaanischcn Verbindungen im 
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Auslände durch die lange Daaer des Weltkrieges «r* 
leichtem die Einfohrang der aozialiitisclieii Ptrodoktioofl» 
weise ohne Verletzung des gescfaiftlichen Lebens ^ans 

außerordentlich. Im Gegenteil, der einzelne durch den 
Krieg geschwächte Betrieb im Handel oder Industrie ist 
zur Aufnahme der alten Tätigkeit tu tdiwach und muß 
durdi kräftigere Arme» durch das Eingreifeii des Staates 
gestärkt werden. 

Nodi wissen wv mdit, welche Summen un Friedens- 

vertrage das Ausland uns in Gestalt einer einmaligen 
Zahlung oder fortlaufender Zahlungen abnehmen wird. 
Die Summen, welche in auslandischen Zeitungen genannt 
werden* sind so groß, daß sie unser ganzes Kreditsystem 
crsdiüttern und den Wert unserer Anleihen und unseres 
Papiergeldes in Frage stellen würden. Wenn das Reich 
cUe Anleihen, in Sonderheit die Kriegsanleihen, nicht voll 
verzinsen kann, haben die Handler und Fabrikanten kdn 
Betriebskapital zur Wiederaufnahme ihrer Betriebe. Bei 
einer soldien Sachlage kann nur der Staat die Produktion 
oder den Handel betreiben, da er sdiließlicfa immer der 
zahlungsfähigste und finanziell stärkste im Lande seb wird* 

IMe Notwendigkeit, daß der Staat die Produktion, 
den Handel und Vericehr übernimmt, wird in 6 oder 12 

Monaten stärker sein als heut, nachdem die althergebrachte 
privatwirtschaftliche Gesellschaftsordnung durch den Bankrott 
von unzähligen Firmen der Produktion, des Handels und 
Verkehrs oder des Bankwesens noch weiter erschüttert ist 
Aber diese Steigerung der privatwirtsdiaftlidien Un- 
ordnung schädigt die Produktion, den Handel und Verkehr 
und daher das Gesamtinteresse der Deutseben sozialistischen 
Republik. 
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Die Regierung hat allen Firmen den Befehl gegeben« 
die ^iis dem Felde zaruckkehreoden Soldaten «rieder ein^ 
ittstelleni wenn andi »macfast nur auf 3 Monate, ohne 
ihre bisherigen Angestellten zu entlassen. Es ist nidii 

anzunehmen, daß in 3 oder 6 Monaten die Einfuhr und 
Ausfuhr in derartiger Ordnung sind, daß die Industrie, 
der Handel und Verkehr auch nur annähernd wieder auf- 
blühen wie in Friedenszeiten. 

In diesem Befehl der Regierung liegt eine Anerkennung 
des Rechts auf Existenz. Und in der Tat muB ein Staat, 
dessen R^erung eine sozialistische sein will, jedem Butger 
den Anspruch zuerkennen, dafi ihm die zur Fuhrung eines 
menschenwfirdigcn Daseins erforderiidien Mittel zuzuweisen 
sind, bevor minder dringende Bedurfnisse anderer be- 
friedigt werden. (Anton Menger, S. 98.) In unserem bia> 
herigen bürgerlichen Staat wurden zuerst die Bedurfnisse 
der Herrsdienden und Besitzenden befriedigt, auf die 
Gefahr hin, daß große Massen der am meisten Zurück- 
gesetzten selbst die Mittel zur Führung eines menschen^ 
würdigen Dasdns entbehrten. . ' Im sozialistischen Staate 
können dagegen die feberen Bedurfnisse der höheren 

Bevolkerungsschichten erst dann befriedigt werden, wenn 
zuvor allen Staatsbürgern die Führung eines menschen- 
würdigen Daseins gesichert ist Um diese fundamentale 
Reform« woU die größte, wddbe jemals das Mensdien- 
geichlecht angestrebt hat, dreht sich nach den Worten 
des Professor Anton Menger (Neue Staatslehre, S. 100) 
seit einem Jahrhundert die soziale Bewegung. 

Niemab haben in Deutsdiland so viel Menschen vom 
Staat die Gewährung einer mensdienwurdigen Existenz 
verlangt wie heutzutage. Die Hinterbliebenen der im 
Kriege Gefallenen etwa 1»7 Millionen Mann, die etwa 1 Va 
Ii 
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MiUioDcii invaliden Krieger, ein grofier Teil der 6 MiK» 
lionen Jetzt von den Fronten mrGckkehrenden Feldgrauen» 

die nicht ein eignes Gescliäft haben oder nicht sofort 
Beschäftigung finden können, madien auf Grund des Rechts 
auf Existenz ihre Ansprüche gegen den Staat geltend. 
Ztt diesen Massen -treten andere Mengen von Arbeitern, 
die durdi den plötzlichen Stillstand der RGstungsindustrie 
arbeitslos geworden sind. Nicht in jedem Fall und nicht 
im die Daner kann der Staat den Lebensunterhalt dieser 
Mengen von den bisherigen Arbeitgebern fordern. 

Der Staat kann diesen beispiellosen sozialpolitischen 
Verpfliditungen auf die Dauer nur entsprechen, wenn er 
die großen Vermögen und die großen Betriebe ver-* 
staatUdit, ivenn er dvrdi und durch ein sozialistisdier 
Staat wird. 

Kein Staat kann das Recht auf Existenz verwirklichen, 
ohne die Arbeitspflicht aller arbeitsfähigen Staatsbürger 
einzuführen. Wenn aber so ungeheure Mensdienmassen» 
wie bei dem gegenwartigen Notstände^ ihr Recht auf 
Existenz gegen den Staat geltend machen, so ist die 
schleunige Einführung der Arbeitspflidit aller arbeits- 
fähigen Staatsbürger, so ist die schleunige Aufhebung des 
arbeitdosen Einicommens ans Grund und Boden und 
Kapital, wenn noch nicht ganz, so doch in der Haupt- 
sadie ein Gebot der Stunde. 

Nicht nur aus wirtschaftspolitischeo, sondern auch aus 
sozialpolitisdien Gründen %vird also von Monat zu Monat, 
vielleidit von Wodie zu Wodie die Verges^chaftung 
der Produktionsmittel mehr und mehr zu einer eisernen 
Notwendigkeit. 

Der Rat der Volksbeauftri^en hat in einer Erklärung 
vom 21. Novtmber 1918^ die an den Utfafi-Säulen in 
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Berlin an^cschlagea war, die Sozialisierung derjenigea 
Betriebe in Auuicht geitellt, welche dazu reif sind. Und 
der Volksbeettftragte Ebert hat am 1, Dezember *1918 im 

Kaisersaal des Rheingold gesagt: „In grundsätzlichem 
sozialistischen Geiste wollen wir Gebiete des Wirtschafts- 
lebeos veigeseilschaftUchen» die dazu reif sind. Das soll 
nadi wohlüberlegter wissenadbalüidier Emsicht unter Mit- 
wirkung der Praktiker auf großangelegter zentraler Basis 
geschehen. Der Sozialismus ist nidit Selbstzweck» auch 
er ist nur ein Mittel, Freiheit, Qück und Wohlstand des 
Volkes zu erhohen. Nur dort, wo die sozialistische 
Wirtschaftsweise höhere Ertrage bringt, dem Volke weniger 
Arbeitslast auferlegt, und mehr Möglichkeiten des Ver- 
brauchs und der Freude eröffnet, ist der Sozialismus am 
Platze^ nur dort kann er sich dauernd behaupten." 

Die beiden ersten Satze des vorstehenden Ph)gramms 

des Volksbeauftragten Ebert sind eine Fanfare, die beiden 
letzten Satze eine Chamade. Erleichtert atmeten alle 
Millionäre auf, als sie hörten, daß der Sozialismus nicht 
Selbstzwede sei und dafi er nur dort am Platz sei, wo 
die sozialistische Wirtsdiaftsweise höhere Erträge bringt. 
Der Volksbeauftragte Ebert hatte dabei augenscheinlich 
nur die Zeit des Übergangs zum reinen Sozialismus vor 
Augen, aber er hatte gut getan» dies ausdrücklich zu be- 
tonen. Denn in dem sozialistischen Staat kann keine 
Ausnahme gemacht werden und kann nicht dieser oder 
jener Berufszweig nach den Gesetzen der privatkapita- 
listischeii Gesellschaftsordnung verwaltet werden, weil in 
diesem Berufszweig die sozialistische Wirtsdiaftsweise keine 
höheren Erträge bringt oder dem Volke nicht weniger Arbeits- 
last auferlegt oder nicht mehr Möglichkeiten des Verbrauchs 
und der Freude eröffnet Der Sozialismus ist euie Welt* 
13 
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Anschauung und lugleich eine GeselischafUordnung. Und 
die Einlührang eber Weltansc^aaung oder raier Gesell* 
tchaftsordnuog in emem Lande kann man nicht davon 

machen, ob auch wirklich ein jeder Berufszweig 



abhängig 

oder Gewerbzweig nach der Einführung höhere Erträge 
bringt. Aber der Volksbeauftragte Ebert glaubt offenbar 
nidit, wie vor 30 Jahrra der alte Bebel, an den unmittelbar 
bevorstehenden Eintritt der sozialistischen Gesellschafts- 
ordnung. Der beste Kenner der sozialistisdien Theorien, 
der berühmte Wiener Reditslefarer Anton Menger glaubte 
audi nur an einen langsamen Obeigang vom individua- 
listiscfaen Machtslaat zum voIkstOmlichen Arbeitsstaat, wie 
er den sozialistischen Staat bezeichnete. Die Zeit des 
Übergangs berechnete er nicht auf Jahre und Jahrzehnte^ 
sondern auf Jahrhunderte» (Neue Staatslehre, III. Aufl.«^ 
S. 66, 240, 26, 27, 103, 250.) In der langen Obergangs-.2 
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zeit, die in jedem Falle einige Jahre, vielleicht Jahrzehnte:^;, I 
währen dürfte, dürfte wohl mancher Fabrikbesitzer undjQg i 
Rittergutsbesitzer auf die Idee konmien, ein Schild an sein 
Tor zu heften mit der Aufschrift: „Hier bringt die sozia- 
listische Wirtschaftsweise keine höheren Ertrage." 

Wenn der Zwang zur Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel, zur Verstaatlichung der großen Vermögen, kurz 
zur Einführung des sozialistischen Staates noch verstärkt 
werden konnte, so wäre eine solche Verstaricung von den 
kommenden schweren Friedensbedingungen, insonderheit 
von den Schadenersatzansprüchen der Alliierten zu erwarten. 
Denn woher soll der Staat die Mittel zur Verzinsung 
der immer anschwellenden Masse an Kriegsanleihen nehmen ? 

Der Volksbeauftragte Ebert hat reclü, daß die Soziali- 
aierung nicht sofort durchgeführt werden kann, und dafi 
man Rücksicht auf die Kompliziertheit der Betriebe nehmen 
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muß. Aber man miiS heute schon die Sozialisierungf aller 
gröBeren Betriebe einleiten. Der Zwang der Umstände 
ist so grofi, daß wir die VorbereStnngen.zii dem gewalt^en 

Werk der Verstaatlichung der Produktionsmittel nicht 

länger hinausschicbeo können. 

' Der Wunsch der linksstehenden Sozialisten nach sofortiger 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel entspringt wahr* 
sdidnlldi vernünftigen Erwägungen, kann aber gleichwohl 
aus anderen Gründen nicht durchgeführt werden. Für die 
sofortige Vergesellschaftung der Produktionsmittel spricht 
die Tatsache» dafi die sozialistische Gesellschaft die an 
sie herantretenden Aufgaben nur erfüllen kann, wenn sie 
Im Besitze der Produktionsmittel ist. In dem 5. Absatz 
des Erfurter Programms, welches die deutsche Sozial- 
demokratie auf dem Parteitag zu Erfurt vom 14.—20. 
Oktober 1891 sich als Ihr Hausgesetz gegeben hat» heifit 
es abgekürzt: „Nur die Verwandlung des kapitalistischen 
Privateigentums an Produktionsmittein — Grund und Boden, 
Gruben und Bergwerke» Rohstoffe, Werkzeuge» Maschinen» 
Verkehrsmittel ~ in gesellschaftliches Eigentum kann es 
bewirken, daft der Grofibetrieb für die bisher ausgebeuteten 
Klassen aus einer Quelle des Elends zu einer Quelle der 
höchsten Wohlfahrt werde." 

Und Karl Kautsky sagt in der 12. Auflage seines Buches 
»Das Erfurter Programm" (Stuttgart, 1914) S. 64: »Nie 
bedürfte eine Produktionsweise so sehr der planmäßigen 
Regelung wie die heutige. Aber das Privateigentum 
macht es unmöglich» Plan wid Ordnung in dieses Getriebe 
zu bringeD." 

Die Verstaatlichung einzelner Brandien, beispielsweise 
der sogenannten Schwerindustrie, ließe sidi sofort ohne 
großen Nadbteü bewerkstelligen. Aber man darf nidit 
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denken, dafi durch die Verttnatlidiung der Schwerindustrie 
oder ähnlicher Industrien sofort ein gewaltiger Vorteil für 
die Bevölkerung Deutschlands geschaffen würde. Insbe- 
sondere wfirde die Ungleichhdt des Vermögeos und Ein> 
konunens auf diesem Wege nidit gemildert werden. Denn 
innerhalb der Regierung und aller maßgebenden Kreise 
denkt niemand an eine Sozialisierung der Betriebe ohne 
jede Entschädigung und man Icann wohl sagen ohne eine 
angemessene Entsdiadigung. Wenn eine unbemittelte 
Familie nidits besitzt als 2 Aktien der Bergwerks- A.-G, 
Phönix und 2 Aktien der Deutschen Bank, so muß bei der 
Verstaatlichung der Phönix A.-G. und der Deutschen Bank 
ebe angemessene Entschädigung dieser Faniilie su Teil 
werden. Die Entschidigung braucht nidit dem gegen- 
wärtigen (Januar 1919) Kurswert zu entsprechen. Vielmehr 
könnte die Entschädigung nicht unerheblich unter dem 
gegenwartigen Kurswerte liegen, zumal bei der gegen* 
wirtigen in erster Unie auf dem Weltkriege beruhenden 
wirtsdiaftlichen Katastrophe die Kurse noch längere Zeit 
die Tendenz haben dürften, sich nach unten zu bewegen. 
Die Verstaatlichung der Betriebe darf ^nicht dem Zwecke 
dieneut das gegenwart^e jiatGrliche Fallen der Kurse au^ 
zuhalten. 

Die Proklamation des Rates der Volksbeauftragten an 
die Soldaten vom 21. November 1918» welche von der 
Sozialisierung der dazu reifen Betriebe spricht, venit uns 
nidit dieMeri^mafe der Rdfe. Vor dem Weläniege waren 
hervorragten de Sachkenner der Industrie darüber einig* 
daß die Großbetriebe der Schwerindustrie, Maschinen* 
Industrie^ Waggonbauindustrie, Elektrotechnik, Cbemief zur 
Verstaatlichung reif seien« zumal sie lasi alle Aktien^ 
geseliächaflen oder Gesellsdiaften mit beschränkter Haftung 
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wären. Wenn man diese Industrien gegen Entschädigung" 
verstaatlicht hätte, lo würde vielleicht nach Jahrzehnten 
ein kleiner sozialer Vorteil »i verzeichnen gewesen sein« 
Ganz ohne sozialen Wert ist die Verstaatlichung der 
Eisenbahnen in Preußen und im übrigen Deutschland 
natürlich nicht gewesen. In weitem Umfange sind aber 
die Aktionäre deutscher Eisenbahnen auf Grund ihrer 
Entschädigung Aktionare amerikanischer Eisenbahnen oder 
sonstiger ausländischer Werte geworden. 

Bei der Verslaatlichung aller Aktieogeseilsdiaften und 
Gesellschaftett mit beschrankter Haftung wurde sich im 
Betriebe nichts andern, was die Ph>dttktivitat der Arbeit 
oder die jahrlidie Gesamtproduktion herabmindern konnte. 
Dieselben Direktoren und Prokuristen auf technischem und 
kaufmännischem Gebiete würden im allgemeinen die Arbeit 
fortsetzen« Nur wurden sie In der Regel wahrscbeinlicb 
ein vielleicht um 25—50 o/o herabgesetztes Gehalt und 
herabgesetzte Tantieme erhalten. Denn die Bezüge der 
obersttn Leiter der Großbethebe der Industrie und des 
Bankwesens waren bisher für sozialistische Begriffe viel 
zu hodi. Man braucht nicht zu befürchten, dafi die 
technischen und kaufmännischen Leiter der deutschen Groß- 
betriebe in den nächsten Jahren wegen einer Herab- 
ninderung ihrer Bezüge um 25^50 o/o in das Ausland 
gehen und dort mit offenen Armen aufgenommen werden. 
Wahrscheinlidier ist, daß zahlreiche Betriebsleiter deutscher 
Bankfilialen, Maschinenfabriken, elektrotechnischer Betriebe» , 
chemischer Fabriken, die vor dem Kriege un Auslande 
tatig waren, künftig In Deutschland unteigebradit werden 
müssen. Ein Industriezweig, der heut noch nicht reif zur 
Sozialisierung ist, wird wahrscheinlich in 20 oder 50 Jahren 
auch noch nicht als reif erachtet werden. In der industriellen 
t6 
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Bliitezeit vor dem Weltkriejje wurde in mandien Betriebe 
xwtigtn. der durdischnittliche Betrieb von Jahr zu Jahr 
grdfier, sodaft ervieUeicfat für die Form der Aktiengesdiachaft 
und daher für die Möglichkeit des Staatsbetriebes geeigneter 
wurde Aber daneben gab es große Industrien, in denen 
die Form der Aktiengesellsdiaft gar keine Aussicht auf 
AnwendoDg hatte. In der gegenwartigen Zeit der Ver> 
armung und des NcUtandes, der eine Folge der langen 
Dauer des Weltkrieges ist, wird die durchschnitthchc Größe 
der Betriebe in den einzelnen Industriezweigen sich auch 
in 10—20 Jahren sdiwerlicfa heben wid wird der Boden 
liir die Form der AktiengeseUsdiaft oder gar des Staats» 
betriebes audti In 20 — 50 Jahren sich kaum bilden. 

In der weitverbreiteten Fabrikation von schafwollnen 
Herrenkieiderstoffen,in der sogenannten Tuch» und Buckskin- 
fobrikation, die in Aadien, Forst, Kottbus, Werdau» 
Crimmitsdiau und an vielen anderen Plätzen Ihren Sitz hat, 
hebt sich die durchschnittliche Größe der aus Spinnerei 
- und Weberei bestehenden Betriebe nur ganz langsam im 
Laufe der Jahrzehnte» ohne daß sich bis heut die Form der 
Aktiengesellsdialt» von wenigen Ausnahmen abgesdien» 
eingebürgert hätte. Der Besitzer oder die Besitzer einer 
aus Färberei, Spinnerei» Weberei und Appretur bestehenden 
Fabrik mit vielletcfat 80 oder 200 Arbeitern sind mgleidi 
die Leiter des Betriebes» die sich meist um alle Einzel* 
heiten vom frühen Morgen bis zum späten Abend kümmern. 
Ahnlich liegen die Verhaltnisse in vielen Industriezweigen, 
Diese Fabrikanten» von doien ein jeder vielleicht 100000 bis 
900000 Mark eignes Vermögen bat» — nicht selten hat 
eine Firma Inhaber ^ müssen der Betriebdeitung 
erhalten bleiben. Die Bedingungen der Verstaatlichung 
müssen also derartige seint daß die bisher^ea Fabrikanten 
a Msrtti» SoMc RflivlnllMi ' VI 



mit Lust und Liebe ihre reichen Kenntnisse und Fabtsf« 
keilen der sozialistischen Gesellschaft zur Verfügung stellen, 
la der Kammganiwebefei za Greiz und Gera, in der Halb- 
wollweberei lu Merane und Glaacfaau» alio in ganzen 
L«nde8teilen, tfesfen die VorUStniise Üinlidl. Ehie Ver- 
staatlichung der Industriebetriebe, welche die bisherigen 
Fabrikbeaitzer als Betriebsleiter ausschaltete, wäre der 
Ruin einea großen Teiles der deutschen Industrie. Die 
Aufgabe der Staatskunst besteht also gegenwartig darin» 
die Verstaatlichung der Betriebe im Interesse der Gesamtheit 
und der Arbeiter soweit als irgend möglich durdizuführen» 
ohne die Mitwirkung der bisherigen Fabrtkbesitser ganz 
oder teflwi^se zu verlieren« 

Wir wissen bereits aus der Geschichte der ersten 1 2 Wochen 
der sozialen Revolution in Deutschland, daß nicht selten 
die Arbeiter in dieser oder jener Fabrik mit Forderui^n 
hervorgetreten sbd» welche einen ruhigen Fortgang der 
Fabrikation zur Unmogltchkdt machett. Die Hoffnung auf 
Aufrechterhaltung der deutschen industriellen Produktion 
kann idi nur darauf begründen, daß die soziale Revolution 
endlich in eine plmmaftige Verstaatlidiung der großen 
Vermögen, Einkommen und Betriebe ubergeht, femer, daß 
die soziale Revolution zu einer staatlichen Organisation 
der Arbeiter zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
fuhren möge» und daß die soziale Revolution viele 
tüchtige Kräfte unter den Aibeitem und Angestellten, 

die bisher verborgen waren, frei machen und an die Ober- 
flache bringen wird. Es will mir scheinen, als seien die 
maßgebenden Festen. :in den Ministerien und Reidisamtem« 
in den Provbzbehdrden und in den Landratsamtern oder 
Kreisen, ebenso in den städtischen Verwaltungen nodi 
yiei zu sehr mit den Männern des. alten Reimes besetzt» 
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deren unzureichende Kräfte als Parlamentarier oder Ver- 
waltuogsbeamte doch auch in gewissem Umfange dazu bei* 
getragen haben, den großen Zusammenbruch herbeizuführen. 
Hat überhaupt irgend ein Pnrlamentarter aufierhalb der 
sozialdemokratisclien Partei an Wilhelm II. und seinem 
Regierungssystem in den letzten Jahrzehnten zielbewußt 
Kritüc geübt? 

Smialisierang der data reifen Betriebe — dieses Wort 
des Rats der VoUcsbeaufbragten bezieht sich wohl nur auf 
die Industrie. Denn es ist nie in der Wissenschaft die 
Behauptung aufgetreten» daß die Landwirtschaft im Deutschen 
Reiche durch die Dauer der Zeit für die VerstaatUcfaung 
heranr^e, indem sie sich für die Form der Aktiengesellschaft 
oder G. m. b. H. von Jahrzehnt zu Jahrzehnt mehr eigne. 

Es bedarf keiner Erörterung, daß der ländliche und 
Städtische Grundbesitz dtii früheren Kaiser Wilhelms IL, 
dessen Wert im Band Berlin meines »Jahrbudis des Vei^ 
raögens und Einkommens der Millionäre" S. 122 (Verlag 
Rudolf Martin, Berlin N. W. 7) auf 128 Millionen Mark 
geschätzt wird» verstaatlidit werden muß* 

Der Fürst von Thum und Taxis, der größte Gnm^ 
besitzer in Deutschland, hat in Deutschland und Österreich 
zusammen einen Grundbesitz von 123765 ha, wovon 
91239 ha Wald sind, im Werte von mehr als 200 Millionen 
\ Marie (nach Rudolf Martin, Bd. Bayern, Jahrb. d. Millionäre^ 
S. 122). Sowohl in deutschen als in österreidiischen Landen 
wird heutzutage die Mehrheit der Bevölkerung die Ver- 
staatlichung dieses Grundbesitzes wünschen und nicht danach 
fragen, job er .sdion zur Vertfaatlidiung reif sei. 

Ein Teil der Großgrundbesitzer verwaltet sebeGüter durch 
Generaldirektoren und Gutsinspektoren. Wenn der Staat 
die großen Güter verstaatlicht, wird. er. sie durch tüchtigei 
f» tf 
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Gutsinspektoren, die ao iparsamer Verwaltung interessiert 
werden, ebensogut verwalten lassen, wie sie heute durch 
bezahlte Gutiinspektoren oder durdi Domanenpacfater vef^ 
waltet werden. Wenn keine Domäne mehr zu verpaditen 
ist, wird der bisherige tüchtige Domanenpachter iidi dem 
sozialistischen Staate als Güterdirektor gegen ein gutes 
Gehalt um so lieber zur Verfügung stellen, als er sonst 
das gewohnte» Ihm angenehme Leben auf dem Lande 
scfaweriidi fortsetzen kann und vieUeidit ubeihaupt keinerlei 
Exlstenzmöglichkcit hat. Der Staat hat aber auch die 
Möglichkeit, die verstaatlichten großen Feldgüter in zahl- 
reiche Bauerngüter aulzulosen. Nur mußte der Grund und 
Boden Im Eigentnme des Staates verbleiben« Denn das 
endgültige Ziel ist die Verstaatlichung aller Produktions- 
mittel, also auch des Grund und Bodens. Beispielsweise 
besitzt der frühere Großherzog von Sachsen -Weimar 
Wilhehn Emst in Schlesien die Herrsdiaft Heinrichau mit 
9223 ha. Dieser Großgrundbesitz hat steh in den letzten 
Jahrzehnten und Jahren durch Aufkauf von Baucrng^ütern 
beständig vergrößert Wenn der Staat nadi Verstaatlichung 
dieser Herrschaft «us den Feldgütem Banernstellen madite» 
wurde er sozialpolitisch gewiß keinen Fehler begehen« 

Der Staat könnte aber auch ebensogut im Interesse der 
Erlialtung und Verstärkung des Körnerbaues die einmal 
zu Heinrichau im Kreise Mfinsterberg bestehende Zentral- 
vervraltuttg modernisieren und hier eine staatliche Land^ 
Wirtschaft iu rationeller Weise einfuhren. Es bedarf keiner 
Beweisführung, daß durch das Ausscheiden des früheres 
GroßhsnsQgs der landwirtschafUidie Betrieb nickt leiden 
wurde«» 

Wem der Staat für 10 MilKarden Mark hmdwlrtsdiaftlldie 
Betriebe und für 40 Milliaiden Mark industrielle Betriebe 

an 
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sowie kommerzielle Betriebe, Banken und Verkehrsbetriebe, 
zusammen also für 50 Milliarden Mark Betriebe verstaat* 
liehen würde, lo mufi er für 50 Milliarden Mark Staati« 
aoleiheii tu S^/o aulneliiiieD, voratisgfesetzt, daß er nach 
Bezahlung der Krieg^skostt^n noch weitere 50 Milliarden 
Mark zu 5 ^/o geborgt bekommt, was nicht gerade wahr- 
SGheinlich ist Die wirtscfaaftlicfae und foziale Konsequenz 
der Aufiralime solcher Riesensdiiilden na S^o ist aber nur, 
daB die besitzlosen Klassen zur Verzinsung des Kapitals 
der Besitzenden zu 5 ^/o ihr möglichstes beitragen müssen. 
Das arbeitslose Einkommen der Kapitalbesitzer und Grund- 
besitzer erfahrt auf diesem eine aufierordentliche 
Vermehrung. Die Grundtendenz des Sozialismus soll aber 
gerade dahin gehen, das arbeitslose Einkommen zu beseitigen 
oder wenigstens in solchem Maße einzuschränken, daß von 
einer Ausbeutung der Arbeiter nicht mehr die Rede sein 
kann. Die Proklamation des Rats der Volksbeauftragten 
vom 21. November 1918 spriciit nur von einer Sozialisierung 
der Betriebe, aber nicht von einer Soziaiisierung der 
Produktionsmittel oder gar der Vermögen« Wenn nur 
die zur Sozialisierung reifen Betriebe verstaatlidit wurden, 
wurde das Vermögen der Freifrau Mathilde verw. von 
Rothschild auf Schloß Grüneburg in Frankfurt a. M.> weiches 
nach der Veranlagung im Jahre 1911 nicht weniger als 
163 Millionen Mark betrug, oder das Vermögen desFreiherm 
Max von Goldschmidt Rotfasdiild in Frankfurt a. M«, 
welches nach der Veranlag^ung- im Jahre 1911 nicht wenis^er 
als 92 Millionen Mark betrug (Rudolf Martin, Nachtrag 
X, d. 12, Provinzbd* d. Jahrb. d. Millionare» Berlin, 7», 
1913, S. 2), in privaten Händen bleiben und nidit ver- 
staatlicht werden. Soweit aber einzelne Bestandteile, die 
in Aktien bestehen» verstaatlicht würden, müßte der 

at 



Digitized by Google 



|aiiiitieni<ie Gegenwert darck eine Cntsdiadi'gungszahlun; 
des Staates zum Vermögen gelangt sein. Diese Vermögen 
bestehen in der Hauptsache in Staatspapieren und Obli- 
gationen, aber nicht in Fabriken, oder sonstigen Betneben« 

Durdi die Verstaatlidiung der Großbetriebe gegen 
Entscfaad^ong wQrde - das Vermögen der Fran Bertha 
Krupp von BoUen nnd Halbacfa auf dem Hügel bei Essen 

(Ruhr), welches im Jahre 1911 nach der staatlichen Ver- 
anlagungssteuer 283 Millionen Mark betrug und im Jahre 
1914 auf 432 MUlionen Mark und un Jahre 1917 auf 
466 Millionen Mark stieg, auch kCuiftig im Steigen begriffen 
sein, sofern nicht gewaltige Vermögenssteuern der Anhäufung 
dieses Riesenbesitzes ein Ziel setzen. Aber selbst bei 
einer einmaligen Vermögensabgabe yon 337s<Vo wurde 
dieses Vermögen künftig 311 Millionen Maik, also erheblich 
mehr als im Jahre 1911» betragen. 

Die Sozialisierung der dazu reifen Betridbe gegen 
Entschädigung ist weit davon entfernt, den wesentliclistcn 
Mangel unserer Eigentumsordnung zu beseitigen, der nach 
den Worten des Professor Anton Menger darin bestehtt 
daft die dem einzelnen von der Rechtsordnung zugewiesenen 
Sachen weder mit seinen persönlichen Bedürfnissen nodi 
mit der von ihm geleisteten wirtschaftlichen Arbeit in 
hgend ebem Verhältnis zu stehen brauchen (Neue Staats- 
lehre^ S. 245). Weder das moderne Vermögensrecht noch 
die Sozialisierung der dazu reifen Betriebe gegen Eni- 
Schädigung sorgt dafür, daß die vorhandenen Güter unter 
den einzelnen Staatsbürgern nach ihren Bedürfnissen verteil^ 
oder daß sie demjenigen zugewiesen werden, durch dessen 
wirtschaftliche Arbeit sie hervoigebradit thid (Anton 
Menger, S. 82). 
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umgeleitet werden, daß die Staatsordnung mit innerer 
Notwendigkeit dem sozialistischen Staat und in weiter 
Ferne der sozialistiicheii Gesellschaft zugetrieben und 
jede Rfickkdir zu der privatkapitalistischen Gesellschafts- 
ordnung unmöglich gemacht wird. Dasjenige Mittel, weichet 
diesen Anforderungen am meisten entypridit, Ist nach der 
Ansicht des Professor Anton Menger (S. 243) die Einlösung 
des Grofibesitzes an Kapital und Grund und Boden durch 
die Staatsgewalt gegen efaie miftige Rente auf Lebenszeit 
für die Großbesitzer und ihre bereits vorhandenen Nach- 
kommen, die zur Befriedigung ihrer berechtigten Bedürfnisse 
jenSgt 

* Dadurch wäre ohne unnStze H&rte ein sozialer Zustand 

geschaffen, der die Fortentwicklung zum sozialistischen 
Staat als geschichüiche Notwendigkeit in sich birgt. (S. 245.) 

Professor Menger unterlaßt es, die Grenzen des Grofi- 
besttzes und damit diejenigen der Ablösung anzugeben 
und an einem Beispiel die Höhe der mäßigen Rente zu 
illustrieren. Von der Beantwortung dieser Fragen hangt 
aber sehr viel ab. Erst in dem Momente, wo die Grenzen 
für die Verataatlidiung des Groftbesttzes an Kapital und 
Grund und Boden, sowie fSr die Entschädigungsrente 
angegeben werden, meldet sich eventuell der stürmische 
Widerstand der reichen Leute an, Frau Krupp von Bohlen 
und Haibach wurde vielleicht gegen eine Verstaatlichung 
ihres Vermögens von 466 Miilionen Mark gamtcbts einzu* 
wenden haben, wenn ihr ihr Einkommen im Jahre 1917 
in Höhe von 30 ' /s Millionen Mark jährlich für alle Zeiten 
von der sozialistischen Republik oder audi 9ttr ihr Ein- 
kommen im Jahre 1910 von 14,1 Millionen Mark als 
jahrliche mäßige Rente garantiert würde. Karl Marx hat 
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«• «Btarianeii« eine Sldne der joiialfiHiAeD GeaeUscfaaft 
la fdcbnen. Er hat uni auch kebe Besdireibimsr dt» 

Wesses zur Errichtung der sozialistischen Gesellschaft 
hinterlassen. Über die Konfiskation sagt das sozial- 
demokratische Pros^ramm nichts. Der hervorragendste Theo- 
retiker der Soilaklemokratie, Kail Kaotsky, lafil et 
dahingestellt, ob die unvermeidliche Expropriation eine 
Konfiskation oder eine Ablösung sein wird, (Kautsky« 
das Erfurter Progranun, 12. AoSU S. 148.) 

Es ist nidit moglidi» den Reldien ihren Rdchtum zn 
lassen und die Armen aus ihrer Armut zu erlosen. Es 
können nicht zug^leich die Besitzenden und die Besitzlosen 
bei der sozialen Revolution ihre Rechnung ^finden. Im 
Revolutionsjahr 1848 soli ein badiscfaer Bauer gesagt Inben: 
wWir wollen die Republik und unsem Grofihenog dazu." 
Manche Leute wollen heute den Sozialismus und die 
reichen Leute dazu. Wenn man die 20000 Millionäre in 
der sozialistischen Republik bestehen lassen will, so hatte 
man eig«itlicli auch die 22 Dynastien bestehen lassen 
können. Von der Beseitigung der 22 Dynastien erhofft 
das Volk eine Zunahme seiner politisdien Macht. Von der 
Beseitigung der 20000 Millionär» erhoffen die breiten 
Volksmassen eine Steigerting ihrer sozialen Macht 

Die Sozialdemokratie ist durch den Weltkrieg plStzItdi 
in die soziale Revolution und an die Macht gekommen 
und hat keinen Plan der Sozialisierung. Mit welcher pein- 
lichen Soigfalt haben in Friedenszeiten die Generalstabe 
der europaisdien Großmadite die Mobilmachung und den 
Aufmarsch gegen jeden nur denkbaren Feind ausgearbeitet 
in jahrelangem, in jahrzehntelangem Bemühen. Die Erfolge» 
die Moltke 1866 und 1870 erzielte» beruhten auf jahre- 
langen grOndllchen Vorarbeiten. Das Fehlen cuies detail- 

24 



Digitized by G 



Uerten Planet der SoziaUiienni^ Icum xu ekem ichweta 

Verhängnis für die deutsdie Nation werden. 

Man konnte vielleicht denken, daß das Fehlen eines 
solchen Planes im Interesae unserer Millionäre und Halb- 
mllllbnäre li^ die jetzt der Hoffnung leben können» daft 
bei ihren Lebzeiten die Verstaatlidrang der groflen Vermögen 
nidit erfolgen wird. Die reichen Leute, welche sich solchen 
Hoffnungen hingeben, können sich sehr tauschen. Wenn 
die Soualisierung eine historische Notwendigkeit gewordea 
ist, wird sie vielleicht plotzticii über Nadit mit elementarer 
Kraft, aber in reg-elloser und brutaler Weise zur Wirklich- 
keit werden. Die breiten Massen sind durch ihre prekäre 
wirtsdbahliche Lage anf sofortige Abhille angewiesen und 
sind nadi ihrer ganzen Vorbildung wenig geeignet, weit- 
aussehende Kombinationen zu würdigen. Sie wollen nicht 
warten, bis in 50 oder 100 Jahren die Betriebe nach dem 
Urteil der Regierung zur Soziaiisierung reif geworden sind. 
Schon in den ersten vier Wochen der sozialen Revolution 
in Deutschland konnte man in steigendem Mafie beobaditen, 
wie ungeduldig die Arbeiter sind, wie groß ihre Sehnsucht 
ist, die Produktionsmittel zu verstaatlichen und die Theorien, 
welche ihnen die aozialdemokratiscfaen Führer seit einem 
halben Jahiinmdert gdeiirt haben, in die Pkvzis zu ubei^ 
setzen. Dieselben breiten Volksmassen, welche die 22 
Dynasten Deutschlands fast an einem Tage verjagt haben, 
stehen nicht unter dem Banne der Autorität der 20000 
Millionäre Deutsdilands. Die Leute, die sich durch die 

sdbweren Strafen des Hocliverrats nicht schrecken ließen, 
die politische Macht zu erobern, werden vor einer voll- 
kommen gesetzmäßigen Verstaatlichung der groflen Ver- 
mögen sicher nicht zurucksdiredcen. Wenn un Frfihjahr 
1919 der Mangel an Nahrungsmitteln und Rohstoffen und 
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daher audi die TeueraiiSf eine noch nicht dasfewetene 

Hobe erreichen sollte, wenn gleid^zcitigf die zunehmende 
Unordnung in der Produktion und im Verkehr zu schweren 
Scfaad^ngcn der Voikswirtachait führen loUte» droht die 
Gefahr, dafi die Vergesellsdiaftung der Produktionamittel 
und die Verstaatlichung der Venn5gcn nicht auf gesetz- 
lichem, sondern auf ungesetzlichem Wege sich vollzieht. 
Seihst wenn die große sozialdemokratisdie Partei Deutsch* 
lands nidit seit bald 50 Jahren ihre Agitation entfaltet 
hatte, würde die lange Dauer des Weklerieges, die Nieder<- 
lage und die Vertreibung der 22 Dynastien im Jahre 1918 
nicht nur zu einer politischeui sondern zu einer sozialen 
Revolution von langer Dauer, tief einschneidender Wirlomg 
und zur Beseitigung der grofien Venn5gen fuhren. 

Alle bisherigen Rechtsordnungen sind in letzter Reihe 
aus Machtverhältnissen entstanden und haben deshalb immer 
^en Zweck verfolgt, den Nutzen der wenigen Mächtigen auf 
Kosten der breiten Volksmassen zu fördern. Jetzt gilt es» 
in Theorie und Praxis ein Rechtsystem zu sdiaffen» welches 
den Nutzen der großen Volksmassen und nicht den der 
wenigen Mächtigen anstrebt Dieses Recfatsystem ist der 
sozialistische Staat, so 4ange an eine soziatistisdie Gesell- 
sdiaft nicht zu denken ist, und der Weg zum soziidistisdien 
• S^at führt nur durdi die Verstaatlichung der großen Ver- 
n^ogen. Von einer vollen Vergütung des Wertes kann nicht 
die Rede sein, da sonst die sozialen Kraftverhaltnisse uup 
verändert fortbestehen wurden» Wenn Anton Menger die 
obere Grenze des Mittel- und Kleinbesitzes» der zunächst 
noch nicht verstaatlicht werden soll, vielleidit bei einem 
Vermögen von 500000 Mark finden würden so wäre es 
nidit geredbt, den Besitzer eines Vennogena von 550000 
Mark sein ganzes VennogeD gegen eine mäßige Rente anf 
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Lebenszeit für ihn und seine bereits vorhandenen Nach- 
kommea zu nehmen, auch wenn diese Rente zur Befric" 
digung ihrer bereditigteii Bedürfnisse genügt. Jedermann 
wird die freie Verfügung über em Vermögen von 500000 
Mark einer solchen mäßigen Rente, wie sie dem bisherigen 
Besitzer des Vermögens von 550000 Mark zufallen dürfte, 
.vorziehen. Je tiefer die obere Grenze des Mitteln nnd 
Kleinbesitzes liegt, der für die nächsten Jahre oder Jahr^ 
zehnte von der Verstaatlichung ausgenommen wird, um 
so wirksamer wird die Verstaatlidiung der großen Ver- 
mögen sein, nm so schneller wird sie uns in den soziali- 
stiscfaen Staat fuhren. Eine Verstaatlicfanng nur der 
sehr grofien Vermögen, also etwa aller Vermögen über 
2 Millionen Mark, würde keine genügende Wirkung haben, 
um aU Brücke zum sozialistischen Staate zu dienen. Von 
dem gesamten, stetterpflicfatigen Vermögen Preußens im 
Jahre 1917 in Höhe von 118*A Milllaiden Marie fielen 
IS A Milliarden Mark auf die Vermögen über 2 Millionen 
Mark. 

Wörde man in Preußen aber alle Vermögen über 
100000 Mark verstaatlidien, so würden dies 69,4 Milliarden 

Mark sein und blieben nur 49 Milliarden Mark steuer- 
pflichtiges Vermögen in den Klassen über 6000 Mark bis. 
100000 Mark außerhalb der Verstaatlichung. Wenn min 
annimmt, daß das nichtsteuerptlicfatlge Vermögen in Ptoußen - * 
bis zu 6000 Mark rund 16 Millimrden Marie betragt, so 
würde die Verstaatlidiung aller Vermögen über 100 000 
Mark 69 Vt Milliarden Mark dem Staate zuführen, während 
andere 65 Milliarden als Mittel- und Kleinbesitz in privaten 
Händen verblieben. 

In Preußen beträgt das steuerpflichtige Vermögen 118'/l 
Milliarden Mark. Dazu das nicht steuerpflichtige Vermögen 
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bb la dOOO Maik rund 16 MUliird^n Mark, zuMinmen abo 

134 Milliarden in privaten Händen befindlidies Vermö§fen. 

Wenn man die preußischen Verhältnisse auf das Reich 
uberträgt, indem man den üblichen Zuschlag von 65^/o zu 
den prenfiisdien Zahlen macht, erhalt man für das Reich 
ein Vermögen der physischen Personen in Hohe von 221 Mi!« 
liarden Mark. Hievon sind 115 Milliarden Mark große 
Vermögen über 100000 Mark und 106 Milliarden Mark 
Vermögen bis zu 100000 Mark« also Mittel- und Klein- 

Man darf bei diesen Bereclinungen niclit die Zahlen zu 
Grunde legen, welche Helffericb oder Steinman-ßucher für 
das Nationalvermögen berechnet haben* Denn in diesen 
Zahlen ist zugleich das öffentliche Vermögen des Reichest 
der Einzelstaaten uud der Gemeinden enthalten. Auch hat 
Helfferich zu den vorgenannten Ergebnissen der preußischen 
Statistik einen Zusdilag von 20 o/o für an sich steuerpflich- 
tiges Vermögen gemadit, welches durch die Veranlagung 
nicht erfeifit %drd, ferner dnen Zuschlag von 10 ^Vo für Möbel, 
Hausrat, Schmucksachen, Kunstg^eg-enstände usw., die in 
Preußen niclit steuerpflichtig sind. Diese Zuschläge können 
bei dieser Auf Stellung nicht gemadit werden. Wenn der Staat 
die Vermögen der Privaten auf Grund der Vermögens- 
steuer beschlagnahmt, so muß er froh sein, wenn er die 
Beträge hereinbekommt, welche die Vermögenssteuer angibt. 
Wahncheinlidi wird sidi zeigen» daß diese Betrage nicht 
hereinkommen nnd dafi nicht unerhebliche Teile des steuere 
Pflichtigen Vermögens in das Ausland gebracht worden sind 
oder sonst verborgen gehalten werden. 

Karl Helfferich beredmete für das Jahr 1911 das Privat- 
vermögen in Preufien auf 160 Milliarden Mark und im 
Reiche auf 260 Milliarden Maik. Zu dem Privatvermögen 
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▼on 260 MUUarden Mark' kam ds Sffentlidiei VermSgea 

von etwa 25 Milliarden Mark, sodaß sich das deutsche 
Volksvermögen insgesamt auf mindestens 285 Milliarden 
Mark berechnete. Nach eiaer aadereo« im wsesentUchen die 
Statt! tik der ' FeuenrenidientDg beDutzenden Metbode 
kommt Helfferich zu einem Wert des deutschen Volka- 
vermogens von 330 Milliarden Mark. (Helfferich, Dcutsch- 
ianda Volkswohlstand» 1883/1913, S. 105—113.) 

Nor dasjenige Vermdgen dfirfte verstaatlidit werden» 
das über 100000 Mark hinausragt. Der einfaclic Millionär 
würde also von seiner Million Mark 100000 Mark behalten« 
wahrend er 900000 Mark an den Staat abzufahren hatte. 
Billigerwelse mufite man den reidien Leuten für ihre Lebens» 
zeit und vielleidit auch für die Lebenszeit ihrer sdion 
lebenden Nachkommen ihre bisherigen, jetzt verstaatlichten 
Villen und Hauser samt Mobein und Kunstgegenstanden 
xor Benutzung uberlassen, aber alles nur in gewissen Grenzen» 
wie es der Not der Zeit und der Erfüllung der sozialen 
Aufgabe entspricht. Es hat niemand ein Recht auf den 
Gebrauch von 3 oder 6 Schlössern, solaxige Hunderttausende 
in ungesunden Verhältnissen wohnen. 

Es liat niemand ein Recht auf eine gtofle Menge von 

kostbaren Möbeln und Kunstgegenständen, die einen Wert 
von 2 oder 5 Millionen Mark haben. Jedermann wird mir 
recht geben, daß es besser ist^ wenn der Staat beizeiten 
den Oberflufi an Villen, Mdbdn und Bildern verteilt oder 
der Öffentlichkeit zuführt, bevor die allgemeine Unzufriedeni 
beit der aufger^ea Volksmassen das Werk der Zerstörung 
beginnt. 

Man konnte bOligwweisa den GroftmÜlionaren von 
3 Millionen, 10 Millionen oder gar 50 und mehr Millionen 
Mark aeben den klciaca Vermögen von 100000 Mark 
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welches man ihnen beläßt, noch eine mäßige Rente, die 
zur Befriedigung ihrer berechtigten Bedürfnisse genügt, auf 
Lebenszeit zuspredien und ebenso Ihren bereits vorhandenen 
Nachkonimen« Die Rente konnte man nach der Große der ab« 
S^etenen Vermögen ttaffehi. Aber auch hier mufite alles 
im Rahmen der sozialistischen Gewohnheiten bleiben. Auf 
keinen Fall dürfte die Rente mehr aU 50000 Mark jährlich 
betragen* 

Bei einer ao starken Einscbrankong des arbdtslosen 

Einkommens wird der sozialistische Staat bald das Vertrauen 
und die Achtung der breiten Massen gewinnen. Denn 
es ist eine verkehrte Welt, wenn diejenigen, die wenig 
oder nichts arbeiten, Icraft ihres Besitzes zahlreichen Ar- 
beitern gebieten können. Ohne die Verstaatlidiung der 
Vermögen über 100000 Mark wird ein energischer Schritt 
zum sozialisti sc hen Staat» der einen neuen gewaltsamen 
Ausbruch derUnzufnedenhett der breiten Maasen verhindert» 
nidit möglich sein. 

Allerdings wird die Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen nicht nur ihren Besitzern, sondern auch vielen anderen 
als ein großes Unrecht erscheinen. Denn von jeher hat 
die Gesetzgebung aller Lander das Privateigentum für ehi 
heiliges, unverletzlidies Recht erklärt. Daher wurde auch 
bisher bei der Enteignung eine volle Entschädigung überall 
verlangt. Nach einer weitverbreiteten * Ansicht darf der 
Gesetzgeber in die Verteilung der Vermögen selbst dann 

nicht unmittelbar eingreifen, wenn sie etwa durch einen 
allzuscharfen Gegensatz zwischen Reichtum und Armut 
geradezu die gesamten Grundlagen des Staates erschüttert 
Durch die Verstaatlicfaung der großen Vermögen über 
100000 Mark würde der Regierung des Reidies eine über 
das ganze Reichsgebiet verbreitete Masse von Produktions- 
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mltteln» TOn benutzbaren und verbrauchbaren Sachen im 
Werte von 115 Milliarden Mark zur freien Verfügung ge* 
stellL Nadi Anton Meogm Ansicht wfirde am betten 
die Gemeindle .die Eigentümerin der hk ihre Grenzen 
fallenden Gutermasse werden. (Neue Staatslehre, S. 192 fg. 
und 246.) Nach meiner Ansicht wäre es riditiger, den 
Staate eko das Reicht zum Eigentümer der beschlagnahmten 
Guter zu machen vnd den Gemeinden nnr die Verwaltang 
xa übertragen, soweit dies erfbrderlidi ist, also m Sonder- 
heit bei Grundstücken. ' 

Neben dem anter die sozialistische Reditsordnung ge- 
brachten Grofibesitz an Kapital und Grund und Boden 
würde der Mittel- und Kleinbesitz in den Formen des 
Privatrechts fortbestehen. Erst wenn die sozialistischen 
Rechtsformen durch eine lange Übung bewährt und im 
einzelnen auagebildet sind, erscheint es nach der Ansicht 
des Plrofessor Anton Menger (S. 246) als wiinsdiepswertt 
auch zur Sozialisierung des Mittel- und Kleinbesitzes zu 
schreiten. Wir haben oben schon gesehen, daß audi Karl 
Kautsky (Das Erfurter . Programm, 12. Aufl., S. 150) sagt» 
der Obergang zur sozialistischen G e sellscha ft bedinge keines- 
wegs die Expropriation der Kleinhandwerker und Klein- 
bauern. 

. Neben der Verstaatlidiung der großen Vermügen müßte 
noch eme Verstaatlichung der großen Einkommen gdien» 
Alles Einkommen über 100000 Mtfk jahrlicfa müßte dem 
Staate zufallen. 

Karl Kautsky (Erfurter Programm, 5. 58.) sagt, daß 
die. iozialistisdie Gesellschaft auch auf dem Gebiet der 
Verteilung kdnen Sprung madien, sondern an das an- 
knüpfen werde, was sie vorfindet. Kautsky schreibt (S. 158): 
«Die . Verteilung der Güter in einer sozi a lis t ischen Gesell- 

91 



Digitized by Google 



fcfaaft dürfte in absehbarer Zeit nur in Formen vor sich 
gehen, weldie eine Fortentwicklung der heute bestehenden 
Lohnformeii darstellen/' Alle Formen der heutigen ^.ohn- 
zaUungen sind nach Kantsky (S. 160) mit dem Wesen einer 

♦ 

sozialistischen Gesdlschaft vereinbar. 

Und Anton Menger, Neue Staatslehre, S. 24, schreibt: 
„Erblickt man nun das Wesen des Sozialismus darin, dafi 
nicht der elnzebe, sondern gröfiere Gemeinschaften ab 
Träger der Widitigsten Vermogensredite ersdieinen, ao ist 
leicht ersichtlich, daß mit der sozialistischen Gesellsdiafts- 
ordnung die wirtschaftliche Gleichheit der Staatsgenossen 
nicht notwendig verbanden ist Vielmehr Icönnen anch im 
aodaUstischen Staat die Genüsse nach der Stellung dea 
einzelnen in der Staats- und Arbeitsordnung, nach dem 
Maß der geleisteten Arbeit und nach anderen Momenten 
unter die Mitglieder angleich verteilt werden. Nor die 
Verschiedenheiten in der ökonomischen Lagtf welche in 
der heutigen Gesellschaftsordnung auf dem Besitze berahent 
müßten natürlich mit dem Wegfall des Grund- und Kapital- 
eigentums von selbst aufhören." 

In einem Staatsvwaent wo die Vermögen ganz oder leil- 
wdse verstaatlidit sind, wird die Frage des Einkommens 
um so wiclitigcr. Die obere Grenze des erlaubten Ein- 
kommens darf nicht zu niedrig angesetzt sein. In dem 
noch unter dem Privatrecht lebenden Mittel- and Klein- 
besits, der von der Verstaatlidiung vorläufig «nsgeschloasen 
bleibt, wird die Bildung des Einkommens aus Unternehmer- 
gewinn, Kapitalzins, Grundrente oder Arbeitslohn sich nach 
der bisherigen Tradition vollziehen* Aber auch, hier aoU 
dat Geaamtdnkcmunen nidit 100000 Mark überschreiten. 
Insoweit es 100000 Mark überschreitet, wird es verataafc- 
licht Eine solche VerstaatUchung oder Konfiskation gilt 
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nicht ab das BezaUcD der Steuern. Vielmebr waren die 

Steuern von den erlaubten 100000 Mark Einkommen zu 
bestreiten. 

Außerhalb des unter der PrivatredUsordnunij verbleiben- 
den Mittel- und Kieinbesitzes wird ein Einkommen nur 

gebildet werden können darch die 100000 Mark Vermögco, 
weldie dem bisher^fen Grofibeiitzer verblieben sind, oder 

durch die Entsdjädigungsrenten oder durch den Arbeits- 
lohn, der immer mehr zur wichtigsten Einnahmequelle im 
Staatswesen wird, je weiter die Sozialisienmg fortschreitet. 
Audi hier darf das Gesamteinlcommen niemab 100000 Maik 
fibersdureiten. Die Gesamtheit der Entsdiidigungsrenten 
einer Person darf niemals 50000 Mark übersdi reiten. Der 
bisherige Großbesitzer, der mit 100000 Mark Restvermögen 
ein Jahreieinkommen von 100000 Mark erzielt, soll es 
bdudten« Der Angestellte oder Arbeiter, der einen Aibeita- 
lohn von 100000 Mark verdient, darf ihn behalten. Nur 
darf sein Gcsamteinkoaunen 100000 Mark nidit über- 
sdireiten, andernfalls verfallt es dem Staate. 

Es gibt in der deutsdien Nation eine Reihe sehr tüdi- 
t^er, tedmisdier Fadimanner, die sowoU als selbstibdige 
Unternehmer mit geringem Kapital oder ohne Kapital, z. B. 

als Kommissionäre oder Einkäufer wie als Angestellte 
oder Arbeiter, also als Arbeitslohnempfänger, sehr hohe 
Jahreseinkommen verdienen, und deren Fähigkeiten audi 
im Aaslande voll und ganz gesdiatzt werden« Idi denke 
hierbei weniger an die Mehrzahl der Generaldirektoren 
unserer großen Fabriken und Banken, von denen inuner 
nur wenige wirklidi befähigt sind, als an die Ingenieure 
und Chemiker, die grofie Erfahrungen gesammelt oder 
bedeutende Erfindungen gemadit haben und vieUeidit unter 
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ihren Fachgenossea international einen klangvollen Namen 
besitzen. 

Die heilte geltende Eigentamtordnung, die {m Laufe 

von mehreren Jahrtausenden entstanden ist, wird fast aus- 
scfaließlicb von der Triebfeder des Egoismus bewegt. 

Professor Anton Menger glaubt nidit, daß der soziali- 
stische Staat zu dem Spiele der menschlidien Leidenschaften 
und Bestrebungen eine wesentlich andere Stellung einnehmen 
kann, ab unaere heutige Staatsordnung. (Neue Staatslehre» 
S. 51* fg>) Durdi Umbildung der Eigentumsordnung wird 
der sozialistische Staat den wichtigsten Anlaß zu selbst- 
süchtiger Betätigung aus dem Wege räumen. Solange 
aber jeder Mensch innerhalb seiner leiblichen Begrenzui&g 
eine kleine Welt für sidi bildett weldie den eignen Schmerz 
und die eigene Lust unmittelbar empfindet, während sie 
von Freud und Leid anderer Personen nur sehr mittelbar 
t>etroffen wird, muß der Egoismus immer die vomdmiste 
aller Triebfedern menschlidien Handelns bleiben. Deshalb 
kamt die sozialistische Staatsordnung nicht den Zweck 
verfolgen, den Egoismus aus den Herzen der Menschen 
auszurotten, sondern nur ihn richtig zu leiten und nament- 
lich seine Ausartui^en zu beseitigen (Neue Staatslehre, S. 52J. 

Der sozialistische Staat wird vielleicht niemals die vollige 
Gleidiheit aller Staatsbürger herbbiführen» aber soweit kann 
^ doch die soiiale Lage aller genähert werden, daß Jeder- 

mann bei den neuen Einrichtungen seine Rechnung finden 
wird. Daher wird nadi Ansicht des Professor Menger 
wahrscheinlich in dem sozialistischen Staate weniger von 
Aufopferung und Brüderlichkeit als von einer vernünftigen 
Ausgleichung der Interessen die Rede sem (fkmt Staats- 
lehre, 3.54). 
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Die physischen Petsonen in Preufien mit über 100000 Mark 
Einkommen, die nur einen mrandgenBniditeil, namlidiO»13 v.H. 

aller Zensiten oder Steuerpflichtigen im Jahre 1917 bildeiif 
vereinigen auf sich im Jahre 1917 11,62 v. H. des gesam- 
ten steuerpfUchttgen Einkommens. Das Einkommen der phy- 
sisdien Personen im Jfahre 1917 betragt in Preufien 19,1 Mil- 
liarden Mark und das Einkommen über 100000 Mark beträgt 
24 Milliarden Mark, im Deutschen Reiche also 3,5 Mil- 
liarden Mark* Dieses Einkommen würde künftig jahrlich 
in die Tasdie des Staates fliefien, wahrend es bisher Privat* 
leuten zugute kam. In der Hauptsadie durfte es aus 
Kapitalbesitz und Grundbesitz herrühren, zu einem Teile 
besteht es aber auch in Untergewinn und Arbeitslohn. 

Aus diesen Zahlen geht zur Genüge hervor» daß die 
bisherige Triebfeder der sozialen Maschine, namlidi der 
Egoismus, in dem sozialistischen Staat, der nadi vorstehenden 
Vorschlägen eingerichtet ist, keineswegs ausgeschaltet ist. 

Da nur die Einkommen über 100000 Mark verstaatlicht 
werden sollen» so wird die Veränderung unseres sozialen 
Lebens für ein ungeübtes Auge vielleicht garnicht leicht 
erkennbar sein. Nur 8926 physische Personen hatten im 
Jahre 1917 in Preußen ein jährliches Einkommen von über 
100000 Marie Allerdings wird auch die Zahl der Personen, 
die bislier 20000 oder 50000 Mark Einkommen jährlich 
hatten, stark zusammenschmelzen, da das arbeitslose Ein- 
kommen aus einemVermogen, welches größer als 100 000 Mark 
ist^ vollkommen wegfallen wird. Im Jahre 1917 hatten in 
Freufien 158 550 Personen über 9500—100000 Mark Ein- 
kommen. Künftig wird die Zahl dieser Personen vielleicht 
nur die Hälfte davon betragen. Denn man kann künftig 
ein Einkommen in dieser Höhe in der Hauptsache nur als 
Arbeitslohn beziehen. 
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Das Charakteristische des neuen Zustandes würde sein, 
4a6 im Gesamtemkommen der Bevölkerung oder der 
pliytiidi«!! Personen die Grundrente» der Kapitalzins und 
der Untemelimergevidnn erheblich an Bedeutung veriierea 
würden, während die Gesamtmasse des Arbeitslohnes und 
ebenso der durchschnittliche Arbeitslohn steigen würde. 
Die Rente aus Kapital and Grund und Boden wurde wahrend 
der nadisten Jahizehnte in einem nidit uneiheblidien Umfange 
als Entschädigungsrente bestehen bleiben. Und erst in dem 
N^aßei als die bisherigen Besitzer der verstaatliditen großen 
Vermögen und ihre schon vorhandenen Kinder sterben, 
wihrde sie allmahlidi sidi veningem. 

Wie hoch soll dße Entsdiadigungsrente sein? Dem Besitzer 
eines großen Vermögens, welciies 100000 Mark über- 
sdireitet, verbleiben nur 100000 Mark. Wenn er diese 
letzten 100000 Mark freiwillig dem Staate abtritt, so erhalt 
er für diese Abtretung eine dauernde Rente von 5 o/o , 
also 5000 Mark, jährlich. 

Die .Entschädigungsrente für Vermögen über 100000 Mark 
bis 1 Million Mark betragt l<Vo auf Lebenszeit des bis- 
herigen Grofibesitzers und vielleidit audi semer schon 
lebenden Nachkommen. Der Besitzer von einer Million 
Mark Vermögen würde also auf die 900000 Mark, die er 
dem Staate abtreten muß, 9000 Mark und für die letzten 
100000 M^ die er demStaate £reiwi% abtritt» 5000 Marie, 
Zusammen 14000 Mark, jährlidie Rente auf Lebenszeit er- 
halten. Und vielleicht werden die sdion lebenden Nach- 
kommen zusammen diese Rente auf ihre Lebenszeit ganz 
oder teilweise erben. Die Entschadigungsrente für die 
zweite Million beträgt nur Vt^/o* also 5000 Mark. Der 
Besitzer eines Vermögens von 2 Millionen Mark würde 
also nur eine Rente von 19000 Mark jährlich erzielen können. 
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wütrend er bisher vielleicht 80000->100000 Merk «us sichere» 

Staatspapieren Einkommen hatte. Für die dritte Million 
Mark soll die Entschädigungsrente Vi also 2500 Mark 
betragen» sodaß der Besitzer von 3 Millionen Mark eine 
Entschadigmigsrente von 21500 Mark erhaHen kann* Auch 
die hodiste Entsdiadigungsrente f8r die Abtretiinsr des 
größten Vermögens im Staat darf 50000 Mark jährlich nicht 
überschreiten. Man muß die Entschädigungsrente schon 
deshalb niecbig halten» weil die bishertgen Groftbesitzer 
ihre Arbeitskraft moglidist in ihrer bisherigen Tätigkeit 
als Leiter von industriellen, kaufmännisdien oder landwirt- 
schaftiicbea Betrieben dem Staate widmen sollen. 

Ein praktisches Beispiel Der Besitzer einer Baumwoll« 
Weberei (Feingamweberei) im Sächsischen VogÜande auf 
dem Lande im Werte von 3 Millionen Mark, em ICommerzien* 
rat, der außerhalb seiner Firma kein Vermögen besitzt, 
erhalt bei der Verstaatlidiung sdnes Vermögens von 3 Mil- 
UonenMark eineEntschadjgttagsrente von21 SOOMark jährHch 
ausgesetzt, anter der Bedingung, daß er, den Gesetzen der 
sozialistischen Republik cntsprediend ^ er hat ein Alter 
von 58 Jahren — , bis zum vollendeten 60. Lebensjahr auf 
seinem bisherigen Posten bleibt» Daneben eih^t der 
Kommerzienrat für die weitere Leitong seiner bisherigen 
Baurawollweberei jährlich 24000 Mark an Gehalt und Tan- 
tiemen zusammen, nämlich 50 ^/o mehr, als der bestbezahlte 
Angestellte an Gehalt und Tantiemen zusammen erhält 
Der bestbezahlte Angestellte ist sein efaiz^er Sohn im Alter 
von 30 Jahren, der an Gehalt nnd Tantiemen zusammen 
16000 Mark jährlich erhält. Der Firma gehören auch die 
Villa des Kommerzienrats und eine neuerbaute ViUa seinen 
Sohnes» des Fabrikdirektors» der Prokura hat. ferner ein 
Banerngnt Vater und Sohn bleiben trotz der VerstaatUchung 
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des Vermögens in ihren Stellungen und in ihren Villen, 
die fortan dem Staate gehören. Die Verwaltung der Fabrik 
nut aHem Zubehör einschltefiiich des Bauerngutes untersteht 
Ihnen nadi wie vor. Das jährliche Einkommen des Kom^ 
merzienrats aus der Fabrik beträgt künftig 21 500 Mark Rente 
und 24000 Mark Gehalt und Tantieme, zusanunen 45300 
Mark, gegeniiber einem bisherigen Jahreseinkommen von 
durdischnittlich 210000 Mark, da die Fabrik einen jahrlidien 
Reingewinn von 7^/0 durdisdinittlicli abwarf. Die Löhne 
aller Arbeiter sind wesentlich erhöht« Da die Firma fortan 
stett 20 versdiuedenen Artikehi nur noch einen einzigen 
Artikel herstellt und alle übrigen Auftrage an den Verband 
der deutschen Baumwollweber (Abteilung Feinweberei), 
weitergibt, so arbeitet die Fabrik fast ebenso günstig wie 
früher* Eine wesentliche Ersparnis der Kosten wird vom 
nadisten Jahre an erzielt» da das RetdiS¥rirtschaft8amt den 
Beschluß der Abteilung Feinweberei des Verbandes deut- 
sdier Baumwoilweber bestätigt hat, die Fabrik des Kom- 
meraenrats attf das Doppelte zu veigrofiern. Der Kom- 
merzienrat selbst hatte seit 10 Jahren diesen Plan* ab^ 
da er anfierhalb seiner Firma kein Vermögen besaß und 
die Form der Aktiengesellschaft nicht wählen wollte, auch 
zur Beständigkeit der Konjunktur nicht genügend Vertrauen 
besaß, so unteriieft er die Vermehrung seiner Webstühle. 
Der sozialistisdien Republik fehlt es nicht an Kapital, so- 
bald sie durch eine Vergrößerung wirtsdiaftliAe Erspar- 
nisse pro Webstuhl erzielen kann. Der Sohn des Korn- 
merzienrats, ein genauer Kenner der Feinganiweberei, hat 
Aussidit, nach dem Roddritt seines Vaters in ein bis zvrei 
Jahren als Generaldirektor eines Fabrikunternehmens im 
Werte von 6 Millionen Mark auf ein jährliches Einkonmien 
von vielleicht 36000—40000 Mark an Gehalt und Tantiemen 
dt 
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nuHumiMiii tu gdangen. Da« wirtsdiaftliGlie Handebi des 

Kommerzienrats, der sich mit dem 60. Lebensjahr aus der 
geschäftlichen Tätigkeit zurückziehea dürfte, wie seines 
Sohnes und Nachfolge» wird also künftig von derselben 
Triebfeder des Egoismus geleitet werden wie früher. Beide 
haben das egoistlsdie Interesse aof Erlangung der Ent- 
schädi^^iingsrente von 21500 Mark, des Gehalts samt Tan- 
tiemen voa 240Q0 Mark für den Kommerzienrat und von 
16000 Mark für seinen Sohn, des Gebrauehsrechts der 
mm dem Staate gehörigen Villen samt Einriditimg sowie 
des zu der Firma gehörigen Bauerngutes. 

Die Leistungsfähigkeit und insonderheit die Export- 
fähigkeit der deutschen Industrie kann nach der sozialen 
Revolution nur aufrecht erhalten werden» wenn Vofiorge 
getroffen wird, dass die Fähigkeiten, Kenntnisse und Be- 
ziehungen der deutschen Fabrikanten der sozialistisdien 
Republik dienstbar gemacht werden. Wenn die Beziehungen, 
die der deutsche Fabrikbesitzer nach dem Auslände hat, 
und die dem Absatz seiner Waren so dienlich sind, ver- 
nichtet werden, so wird die deutsche Ausfuhr schwer zu 
leiden haben. 

Bei der Verstaatlichung der grofien Verm6gen gelangt 
ein ansehnlicher Teil der grofien Betriebe bereits in das 
Eigentum des Staates. Bei den Aktiengesellschaften und 

Gesellschaften mit besciuänkter Haftung trifft dies aber 
nur ausnahmsweise zu. Der Staat erwirbt sehr häufig nur 
einen Teil der Aktien oder Anteile, aber nidit alle* Die 
Verstaadidiung der grofien Vermögen findet daher ihre 

Ergänzung in der Vcrstaatlicliung der großen Betriebe. 
Die Aktien oder Anteile, welche vom Staate noch auf- 

* 

gekauft werden müssen, um die Aktiengesellschaften und 
Gesellsdiaften mit beschrankter Haftung ganz in seinen 
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Bwits m bekontmen, könnteii zu emem angtmtueoak 

Preise gekauft werden. 

In dem am 11. Dezember 1918 veröffentlichten Programm 
der Kommisnon für Sozialiaierung heißt es: »Die Kom- 
nussioo glaubt» daß die bisherigen Besitzer für die Ober- 
gäbe ihrer Betriebe durch Ablösungsrenten entschädigt 
werden sollen, damit Härten nod Unregelmäßigkeiten in 
der Heraiudehuiig des Besitzes zu den Aufgabea der 
Gesamtlieit vermieden werden.** 

Bei meinem Vorsdilage erfolgt die Verstaatlichung der 
großen Vermögen gegen Entschädigungsrenten, wie es 
auch Anton Menger befürwortet Bei der nachfolgenden 
Verstaadichung der Betriebet die nodi nicht bei der Ver^ 
staatlichnng der großen Vermögen in Staatsbesitz fiber* 
gegangen sind, kann der Staat eine annähernd volle Ent- 
schädigung gewähren. Wenn eine Familie eine Aktie der 
Beigwerksaktiengesellsdiaft Phönix besitzt, die vielleidit 
das emzige Eigentum der Familie bildet» kann man ihr 
dodi nicht eine dauernde Ablösungsrente aufzwingen. In- 
folge der Beschlagnahme der großen Vermögen besitzt 
der Staat eine so große Menge von Produktionsmittehi, 
beofitzbaren Sachen und verbrauchbaren Sachen, daß es 
ihm leicht fällt, aus diesem großen Reservoir an Ver- 
mögeasgegenständen den kleinen Betrag für die Erwerbung 
der noch nicht verstaatlichten Aktien und Geschäftsan- 
teile der großen Betriebe zu entnehmen. 

Die Verstaatlichung der großen Vermögen bringt direkt 
gleidizeitig die industriellen wie die landwirtschaftlichen 
Betriebe» Fabriken wie Feldguter in die Hand des Staates. 
Die Verstaatlichung der großen Vermögen mit nadi- 
folgender Verstaatlichung der noch ganz oder teilweise 
in Privatbesitz gebliebenen großen Betriebe ist der ge- 
40 
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mfatetle We^, der aqdi den Vorzug der Qeidifömiigkeit 

hat Kein Zweig der Volkswirtschaft wird vor dem anderen 
bevorzugt oder beoacfateiligt« Alle reidien Leute verlieren 
ihr Vermögen und mcfat nur einzelne. Alle grofien Be^ 
tri^e werden verstaatltdit und nicht nor einzelne. AHe 

reichen Leute erhalten für ihr Vermögen von über 100 000 
Mark eine Lotschädigungsrente und nicht nur einzelne. 

Dafi ein aehr großer und sehr einfacher Betrieb, bei« 
spieliweiie ein Beigwerk oder ein Hüttenwerie, sidi bener 
zur VerstaatHchung" eignet als ein sehr kleiner und 
komplizierter Betrieb, ist klar. Wenn man nur sehr 
große und lehr^ einfache Betriebe wntaatUchen will» 
iat die Wirkung sehr gering. Je weniger Betriebe man 
Yentaatlfdit, um so weniger Wirkung darf man erwarten» 
Je mehr Betriebe verstaatlicht werden, um so tiefer kann 
der Sozialismui in wirtsdiaftlicher und sosialpolitiscfaer 
Hiaridit emgreifen« Die breiten lAasMo der Ari>eiter 
Warden künftig sdilechte Arbeitsbedingungen n{<ht dulden, 
weil dieser Industriezweig zur Verstaatlichung noch nicht 
reif erschien, und daher der private Unternehmer nach 
B^eben schalten und walten kann. Die breiten Massen 
woHen sidi heutzutage nidit mehr anf das Jenseits ver> 
trösten lassen. 

Da nach meinem Vorschlag die bisherigen Fabrikbesitzer 
und Ritteigatsbeflttzer in der Leitung ihrer Betriebe bleiben 
und an diesem Verfoldben efai starkes finanzielles und 
sonstiges Interesse haben, so erübrigt sich auch die Frage, 
ob der betreffende Zweig der Industrie, des Handels, des 
Verkehrs» oder der Landwirtschaft für die Sozialisierung 
rdf seL Der Betrieb wird im allgemeinen von denselben 
Personen weitergeführt. Nur ist die sozialistische Republik 
bestrebt» die beste Oiganisation der Betriebe und die 
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grofimögUchste Ersparung aller unnützen Zirkulationskostea 
imter Leitung bewahrter Techniker und Kaufleute herbei- 
zufuhren« 

Nidit nur auf Jahre, sondern auf Jahrzehnte hinaus 
wird neben der sozialistischen neuen Ordnung die privat- 
rechtliche alte Ordnung in der Produktion und vielleicht 
auch In dem Handel und in dem Verkehr bestehen bleiben 
müssen. Die eine Fabrik oder Werkstatt wird als Groß- 
betrieb verstaatlicht, die andere nicht. Professor Anton 
Menger lagt hierüber (Neue Staatslehre IIL S. 248) : «DurGh 
das NebeneinandeibeAehen der sozialistischen und der 
privatrechtlichen Ordnung in Staat und Gemeinde muß 
notwendig ein scharfer Gegensatz, vielleicht der schärfste 
der Wel^eschicfate entstehen.** Nach Anton Menger wäre 
die Verstaatlichupg der Produktion« soweit diese von dem^ 
nach Privatredit lebenden Mittel- und Kleinbesitz betrieben 
wird, zweckmäßig so lange aufzuschieben, bis die recht* 
liehen Formen des sozialistisdien Staates sich im Bewußt- 
sein der Völker eingelebt haben (Neue Staatslehre S* 252)* 

Die Spartakusleute wollten Ende 1918 die Verstaat- 
lichung der großen Vermögen und der großen Betriebe 
nicht einmal bis zum Zusammentritt und bis zur Ent- 
scheidung der konstituierenden Nationalversammlung auf- 
schieben. Wahrscheinlich hatten sie die Besorgnis, dafl 
die Nationalversammlungf für die Verstaatlichung der großen 
Vermögen und der großen Betriebe kein Interesse haben 
könnte« Man wird nicht in Abrede stellen können» daß 
die reidien Leute einen ungeheuren Einfluß auf die Wahlen 
auszuüben vermögen, und daß sie diesmal mehr als je 
zuvor ihren reaktionären Einfluß ausüben werden, um 
ihre eigne Eaustenz als Großbesitzer zu retten. Auch die 
22 gesttuzten Souveräne haben mit ihren vielleicht 300 
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Familieumitgliedem auf Grund ihres ansehnlidien Reich- 
tums noch als Privatleute einen nicht zu unterschätzenden 
Einfluß. Ein großer Teil der rund 300 Prinzen und 
Prinzessinnen gehört auch heut nodi zu den reichsten und 
daher einflußreidisten Personen. 

Nachdem die Nationalversammlung in ihrer Mehrheit 
burgeriich und daher nicht sozialistisch ausgefallen ist» so 
ist für den Sozialismus allerdings eine unvergleichlich günstige 
Gelegenheit zur Verstaatlichung der Produktionsmittel in 
einem grollen Kulturlande vorübergegangen* Aber es ist 
nicht anzunehmen, daß die Wahlen für das aus der National- 
vorsammlung hervorgehende deutsche Parlament fortgesetzt 
bürgerlich und antisozialistisdi ausfallen. Früher oder 
später wird die Sozialdemokratie bei dem allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrecht bdder Geschlechter in 
geheimer Ahsttnunung die parlamentarische Mehriieit 
erringen. 

Erst wenn die sozialistische Produktionsweise mehrere 
Jahre hindurch in einem großen Kulturstaate sich bewahrt 
hat, ¥ftrd die Welt von der Leistungsfähigkeit des Sozia- 
lismus überzeugt sein. Je länger ein solches sozialisti- 
sdies Gemeinwesen sich bewährti um so mehr wird es alle 
Staaten der Weit durch sein Beispiel zur Nadifolge 
zwingen. Für die Beständigkeit und Dauer des sozialisti* 
sehen Staates aber ist es von der größten Bedeutung, 
daß die Einführung des sozialistischen Staates in der 
richtigen Weise erfolgt. Würde man mit der Verstaat- 
lichung der großen Betriebe und nidit mit der Verstaat- 
lichung der großen Vermögen beginnen» und wurde man 
die Verstaatlichung der großen Betriebe gegen Ablösungs- 
renten vornehmen, so würde man wohl die Zahl der großen 
Vermögen sehr vermmdem* Man wurde aber eue Reihe 
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i der gröfiten Vermögen wie dasjenige des Fürsten Henkel 

von DonDefmiarGk mä Scfalofi Neudedc; det Heraogi von 
Ujest auf Slawentzitz» det Freiherm von Goldschmidt* 

\ Rothschild in Frankfurt a. M., des Wirkl. Geheimrat von 

Dirksen in Berlin, des Konsuls Hermann Wallich in Char- 
lottenbuiyt des Freihemi von Knniskopf auf Sdiloß Hoben- 
bochait bei Wiesbaden, von denen keiner bereits im Jahre 
1911 unter 30 Millionen Mark Vermögen gehabt haben 

^ dürfte, in erheblichem Umfange bestehen lassen. Die meisten 

grofien Rentnervermogent die in Staatspapieren angelegt 
sind, wurden alle nodi voibandenen Vermögen, wenn man 
die Ablösungsrente nicht zu den Vermögen rechnet, turm- 
hoch überragen« 

Man kann gegen die Einfuhmng des Sozialisnus in der 
Gegenvnurt die R&cksidit auf die Forderungen der Alliierten 
anführen. Demgegenüber ist zu bemerken, dass diese 
Forderungen der Alliierten, sofern nidit die soziale Revo- 
lution in den Ländern der Entente diese Forderungen 
aus der Welt sdialft, nodi in 30 od^ 50 Jahren beatdien 
durften und daß die Verstaatlidiung der großen Vermögen 
der Deutsdien sozialistischen Republik in erster Linie 
PhKiuktionsmittel, benutzbare und verbraudibare Sachen 
und nur in germgem Umfange Geld oder Wertpapiere 
oder Kriegsanleibe zuführt. An dem Tage, wo eine Aktien» 
gesellsdiaft verstaatliclit ist, verlieren die Aktien im Geld- 
schrank des Staates ihren Wert und werden voraussichtlich 
verbrannt werden. Im Reiche werden vieUeicbt 40 Milliarden 
Mark Kriegsanldhe bei dieser Gelegenheit in den Besitz 
der sozialistischen Republik zurückgelangen und wahr* 
scheiniich sofort verbrannt werden. 

Durch , eine glanzvolle Durchführung des sozialistiacheii 
Staito in dieser schweren Zeit wurde aber das deutsdhe 
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Volk das ruhmreichste Zeugnis seioer wirtschaftlichen und 
socialen Tüchtigkeit abl^^eiif und auch unsere Feinde tind 
alle anderen Volker der Welt zur Nadheifemng zwingen« 
Nur die Einführung des Sozialismus kann die innere und 
äußere Sicherheit der deutschen Republik verbürgen. 

Je schneller und gründlicher die Deutschen den Sozialist!* 
sehen Staat einfuhren, um so mehr sichern sie den repu- 
blikanischen iStaat gegen die am Horizont heraufziehende 
Gefahr des Anarchismus. Professor Anton Menger, der 
auch die idealen Kräfte des Anarchismus mit großer Ob- 
jektivität würdigt ^eue Staatslehre S» 6 — 15)» schreibt 
S. 254: »Der geschlditiichen Betrachtungsweise wird die 
heutige Sozialdemokratie in Deutschland bloß als eine 
stark nach links neigende Mittelpartei erscheinen, hinter 
der sidi erst der Anardiismus als das eigentliche Gebiet 
der unversöhnlichen Revolution ausbreite Im Falle einer 
siegreichen sozialen Revolution muß deshalb die Sozial- 
dcufokratie zu dem Anarchismus sehr bald in ein ähn- 
liches Verhältnis kommen, wie die Girondisten JEU den 
Terroristen der grofien franzosischen Revokttion." 

Wer das Privateigentum an den Produktionsmitteln 
verwirft» wird logischerweise auch dem Eigentum des 
Staates an den Produktionsmitteb kritisch g^ienuberstehen. 

Der Mitbegründer des wissenschaftlichen Sozialismus 
Friedridi Engels sagt in seiner Broschüre „Die Entwicke- 
lung des Soziaiismus von der Utopie zur Wissenschaft" 
(Berlin 1911, VL AufL S. 46—49): »Das Staatseigentum 
an den Produktivkräften ist nicht die Losung des Kon- 
flilctes, aber es birgt in sich das formelle Mittel, die 
Handhabung der Lösung. • . . Das Proletariat ergreift 
die Staatsgewalt und verwandelt die Produktionsmittel 
zunächst in Staatseigentum« Aber damit hebt es sich 
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selbst aU Proletariat/ damit hebt es alle 
Klassemiiiterschiede nnd Klatsengegensitie 
auf nnd damit auch den Staat als Staat. Das 
Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftlicfae Verhält- . 
nisse wird auf einem G^ebiete nach dem andern überflüssig 
nnd schlaft dann von sdbst ein» An die Stelle der 
Regierung über Personen tritt die Verwaltun g 
von Sachen und die Leitung von Produktions- 
prozessen. Der Staat wird nicht wabgeschafft"» 
er stirbt ab. Hieran ist die Phrase vom freien Volks- 
staat zu messen» also sowohl nach ihrer zeitweiligen agi- 
tatorischen Berechtigung, wie nach ihrer endgültigen wissen- 
schaftlichen Unzulänglichkeit ; hieran ebenfalls die Forderung 
der sogenaniiten Anarchisten, der Staat solle von heute 
auf morgen abgeschafft werden." (S. 47 49.) 

Und August Bebel schrieb in dem Kapitel über die 
Sozialisierung der Gesellschaft in seinem Buche über die 
„Frau der Vergangenheit usw." in der Auflage vom 
Jahre 1883, S. 149: »Die staatliche Organisation als solche 
verliert allmählich ihren Boden. Der Staat ist nur die 
Organisation der Macht zur Aufrediterhaltung der jeweiligen 
Eigentums- und sozialen Herrschaftsverhältnisse, Da Henv 
sdiaft- und Kneditsdiaflsverhaltnisse durch die Aufhebung 
der bisherigen Eigentumzustande untergehen, hat auch der 
politisdie Ausdruck dafür keinen Sinn mehr. Der Staat 
hört mit dem Herrschaftsverhaltnis auf." 

Es ist nidit leicht, das private Eigentum durdi kommu* 
nales oder nationales zu ersetzen. Es drängt sich die 
Frage auf, ob nicht jede Scholle Erde und jedes andere 
Produktionsmittel bis zur Hacke des Bauern der gesamten 
Menschheit als Besitz zuzuschreiben ist 

In dem Maße, als die Macht des Staates sich durch 
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liie VerataatÜdiuiig der groficn Venii5^ und daher avch 

der Produkt ionsraitlel mehrt, dürfte das Streben der Indi- 
viduen nach Freiheit und Qeichheit zuaehmen, um ein 
Gegengewicht gegen die Allmacht des Staates zu 'schaffen. 
Es ist nidit ausgesdilossen, daß diese Entwicklung schliefilich 
zu einem mehrere Nationen umfassenden Verbände für 
die Verwaltung der Produktionsmittel führt. 

Je sdineller der Staat sich In den Besitz der Produk** 
tionsnuttel und benutzbaren Sachen setzt, um so leichter 
wird er den zunehmenden Anforderungen der breiten 
Massen entsprechen können, um so weniger sind gewalt- 
same Erhebungen zu befürchten. Jede kommende Wodie 
der Revolution wird mehr beweisen, daß diejenigen Sozia* 
listen in staati>erhaltendem Sinne für die Republik ein- 
treten, welche eine möglichst schleunige Verstaatlichung 
der großen Vermögen und sodann der großen Betriebe 
fordern« 

Die Verstaatlichung der großen Vermögen führt dem 
Reich Produktionsmittel, benutzbare und verbrauchbare 
Sachen im Werte Yon etwa 115 Milliarden Mark und unter 
aQ diesen Wertgegenstanden vielleicht 40 Milliarden Mark 
Kriegsanleihe zu. Durch die Verringerung der Kriegs- 
anleihe und noch mehr durch die Vermehrung seines Be- 
sitzes kommt der Staat in die Lage, mit geringeren 
Schwierigkelten seinen Verpflichtungen zu entsprechen und • 
die umlaufende Krieganleihe ganz oder teüvreise zu ver- 
zinsen. Diese Verbesserung der Zahlungsfähigkeit des 
Staates ist aber von sehr hoher Bedeutung. Denn der 
Staat kann eine arme Familie des Aibeiterstandes, die 
ihr gesamtes Vermögen In Höhe von 2000 Mark in Kriegs- 
aniciiie angelegt hat, nicht ohne Zinsen lassen. Würde 
der Staat sie ohne Zinsen lassen» vrurde der Staat auf 
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die kleinen Zeichner von Kriegfsanleihe keine Rücksicht 
nehmen, so würde er die Unzufriedenheit im Volke in 
geföhrlicfaer Weise vermehren, flo wurde er die gro6en 
Mengen der kleinen Rentner und Sparer den unzufriedenen, 

zum erneuten Umsturz bereiten Elementen in die Arme 
treiben. 

Wer nur die großen. Betriebe verstantlidien will, ver- 
vollkommen, daß wir im Dezember 1918 bereits 

98 Milliarden Kriegsanleihe verausgabt haben und dem- 
nächst weitere 56 Milliarden Mark Kriegsanleihe veraus* 
gaben s müssen, ohne die unheimlichen Schadenersatzan- 
sprüche der Alliierten zu berücksiditigen. 

Die Kriegsanleihe des Deutsclien Reiches ist ein Papier, 
welches zu den Produktionsmitteln Deutschlands in keinen 
direkten Beziehungen steht. Noch niemals hat unter den 
WertgegenslSnden einer Volkswirtsciiaft das von den Pro- 
duktionsmitteln vollkommen losgelöste Papier eine soldie 
Rolle gespielt! Daher kann die Verstaatlichung der Betriebe 
in dem Deutschland der Gegenwart die sozialistische Ge- 
sellsdialt, welche eme Ausgleichung des Besitzes und des 
Einkommens erstreben muß, nicht herbeiführen. In unserem 
Zeitalter der Kriegsanleihe und des Kriegsgeides, also 
des von: den Produktionsmitteb vollkommen losgelösten 
Papiers, kann nur die Verstaatlidiung der Vermögen den 
Weg zum Sozialismus ebnen. 

Die Verstaatlichung der Produktionsmittel, die Aus- 
schaltung unnötiger Konkurrenz, die Stillegung technisch 
rückständiger Betriebe, die Verbesserung der Arbeitstei- 
lung» die Vergroßerunj? der Betriebe» die bessere Leitung 
der Betriebe, die Hebung des Arbeitslohnes, die Verkür- 
zung der Arbeitszeit« die Ersetzung der Arbeit durch 
Kapital, die Beseit^mg von Vorurteilen und WegiiiH 
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mung tndiHoneUer Scbranken wM in der Ridifmigf wii^ 

keo, die Produktionskosten zu verringern und das Ge- 
samteigebnii der Produktion zu vers^roßem. Daher wird 
k&oftig auch aus diesen Gründen ein durchscfanittlicb gr5- 
fierer Teil von Sadigutem alljalurlidi jedem Volks^fenosaen 
zukommen, neben der Zunahme an Zeit und Gelegenheit 
zur Erholung und Fortbildung. Die wohltätigen Wirkungen 
der Erriditong der mialistiidbien Republik werden aiidi 
aowoU auf sozialem als wirlsdiaftlidiem, sowoU auf in* 
dustriellem und kommerziellem als auf landwirtschaftUchem 
Gebiet in nicht zu femer Zeit sichtbar machen! 

Die Verstaatlichung der großen Vermögen und der j 
grofien . Betriebe erfordert Zeit Schon die Vorarbeiten 
erfordern Monate. Und im November und Dezember 1918 
ist. abgesehen von den Beratungen der Kommission für 
Soiialisienuig, nodi nichts gescbehen. Eine sehr kräftige 
und umsichtige Hand mußte diese größte aller Reformen 
leiten, wenn sie auch nur innerhalb von sechs Monaten in 
der Hauptsache durchgeführt sein sollte. 

Es ist nicht ricbtig, daß die Verstaatlicbung der großen 
Vermögen und Betriebe die Volkswirtschaft in Unordnung 
bringen würde. Im Gegenteil! Die Verstaatlichung der 
großen Vermögen und Betriebe macht der althergebrachten« 
seit mehr als einem Jahrhundert lastig empfundenen An- 
archie, in der Produktion und in der Verteilung der Güter 
mehr oder weniger ein Ende, setzt die Ordnung an Stelle 
der Unordnung. Von wenig Ausnahmen abgesehen, blei- 
ben alle Arbei^ebey und alle Arbeitnehmer in der 
laduslrie, im Handel, im Verkehrt in der Landwiitsdbaft 

auf ihren bisherigen Posten* Die Einkommen der Arbeit- 
geber verkleinern sich und die Einkommen der Arbeit- 
nehner veigroßem tUh» 
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Der Mtttd- wid iOeiiibctrid» io d«r Landwlrtachaft, im 

Handel, im Verkehr, in der Industrie vollzieht sich nach 
wie vor nach Privatrecfat und ist voq der Verstaatlichung 
vorlaofig Migeiioiiimeii» Die Einfubnii^ « n x elaor Mono* 
pole au« flduüiicheii RSdcaichteii wird andi die nuttleren 
und kleinen Betriebe der monopolisierten Zweige der 
Volkswirtsdiaft verstaatlichen. Vielleicht wird in einem 
JAate melur ab die HaUie aller Arbeiter in staatlichen 
Betrieben tätig seb« wihrend die Idehiere Hälfte m nidit 
verstaatlichten Mittel- und Kleinbetrieben nach der alten 
Privatrechtsordnong lebt 

Bis dahin dufften die Auaitande der deutidien Volks- 
Wirtschaft aber sdiwere Wunden gesdilagen haben. Denn 
sdion die beiden ersten Monate der sozialen Revolution 
in Deutschland zeigen, daß das Drängen nach Freiheit 
nnd Gleichheit ein sehr nngestümes ist, und daß wir in 
ein wahres Zeitalter der Ausstände und Demonstrationen 
' geraten sind. Die Ursadien der Ausstände bendien wie 
das gesamte Elend dieser Tage nicht nur auf dem unvor- 
bereiteten Eintritt in die sosiale RevolutioOi sondern auf 
den Fdtgen der langen Dauer des Weltkri^es. Die Ausp i 
stände nehmen zu und unabhängig von den Ausständen { 
nimmt die Beschäftigungstosigkeit zu. Die Proklamation 
des Rates der Volksbeauftragten vom 21. November 1918 
hat bereits AibeitsbeschnSuiig md Funofge für die Er 
werbslosen zugesagt. 

Die Ausstande» die dem Drange nach Freiheit und ■ 
Qeichheit entsprangen sind» fähren in derselben Gegend 
oder vielleidil iiidi in einem entfernteren Teile des Desil* 
sdien Rddies zur Besdiäftigungslosigkdt anderer hidostrieB» 
Und der Stillstand der Arbeitsmittel an beiden Stellen 
vermindert die GesamtproduktioB der Nation und ver» 
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teuert die Produktionskosten des einzelnen Fabrikanten 
oder Gewerbetreibenden. Die Besetzung des linksrhein^ 
•chen Gebietet durch die Entente» die feindselige Hahong 
der Tflcfaecben und Polen, die gesdiSftBdie Depression In- 
folge der Blodcade, des Rohstoffmangels und der Unge- 
wißheit über die inneren und äußeren Verhältnisse, in- 
sonderheit fiber die Forderungen der Alliierten nad ilire 
Wirkungen wird nodi auf viele Monate, wenn nidit Jahre 
zur Besdiaftigungslosigkeit in großen Teilen der Industrie 
führen. 

Die Verstaadidiung der grofien Vermdgen und Betriebe 
und die Einfuhrung von Monopolen bedarf noch ehier 

sozialpolitischen und wirtschaftlichen Ergänzung", um die 
sozialistische Republik vor unnötigen Ausstanden und Aua- 
fern la g e n su schützen, die Bescliiftigungaloi%keit einm- 
sdirinken, filr die Arbeitslosen zu sorgen, die AiMta- 
bedingungen zu verbessern und insonderheit den Arbeits- 
lohn zu heben und dauernd hoch zu halten. 

Diese Eiganzung ist die staatliche Organisatioii der 
Aibeit zur Veibesserung der Aibeitsbedingunges oder 
zur Kontrolle des Lohn Vertrages. Sie soll eingeführt 
werden sowohl in den großen verstaatlichten Betrieben 
wie in den kleinen nicht verstaatlicht e n Betrieben« Sie 
gilt also für die ganze Deutsdie aoziallstiiche Republik 
und für alle Teile der nationalen Arbeit. 

Die Verstaatlichung der großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebe und die Einfuhrung von Monopolen nadit 
aber auch eme staatliche Verwaltung der verstaadichten 
Vermogensobjekte und Betriebe, also eine neue staatliche 
Organisation der Wirtschaft erforderlich. Man kann auch 
diese staatliche Organisation der Wirtsdiaft dem all» 
gemeinen Begriff der staaiüicfaen Oiganisation der gc- 
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sellsdiaftlicheo Arbeit unterordnen» wie es Anton Menger 
(Nene Staatilehre» S. 110) tat 

Die atnadiche Organisation der Wirtsdiaftp die sidi nur 
auf die verstaatlichten Vermog^en und Betriebe bezieht, 
wird sich praktischerweise auf das engste an die staatliche 
OrganisalioD der Arbeit zur Verl>esierung der Arbeit»- 
bedinguDgen oder Kontrolle des Lohnveitrages ansdilieBeii* 

Die staatliche Organisation der Volkswirtschaft und die 
staatliche Organisation der Arbeit sind zusammen im 
Beharningszustande des sonaüstiscfaen Staates, also nadct 
volHcommener Durdifuhrong des soxialistisciien Staates» die 
öffentlidic oder staatliche Organisation der geselischaftlidien 
Arbeit, die der sozialistiscfae Staat nadi der Besitz- 
ergreihing der benutzbaren Sadhea und der FVoduktions» 
mittel unabweisbar einfGluren mu& um mit den Worten 

Anton Mcngcrs zu reden. 

Heut greift der Staat nur in geringem Umfange in die 
gesellacbaftiicfae Arbeit ein. In der Hauptsache uberiafit 
der Staat in der bisber%en privatrecfatUdien Gesellsciiafts» 

Ordnung den Privatleuten die initiative zur Organisation 
der geseUfldtaftlicben Arbeit 
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Die staaUiche Organisation der Volkswirtschaft 

Von der Einführung der staatlichen OrgauMlion der 
{«•eUschafttidien Arbeit haben die Sozialiiten lett Ge» 
neraticmeii eine Vei^rSßening: und VerbOligung der ge* 
samten Gütererzeugung der Nation erwartet. Neuerdings 
ist die UnvoUkommenheit und Haltlosigkeit der gegen- 
wirt^Q nngezugelten Wirtschaftsordnung audi von einem 
hervorragenden IndustrieUen, der nidit Sozialist ist» namlicfa 
von Walther Rathenau (Die neue Wirtschaft, S. 27 fg., 
geschrieben im Juli 1917, veröffentlicht 1918) anerkannt 
worden. Rathenan ^kennt die Notwendigkeit; daß wir 
unsere jahrlidie Gutererzeugung von 40*-45 Milliarden 
Mark auf 80 Milliarden Mark steigern, um die Kosten 
des Weltkrieges tragen zu können. Der Präsident des 
Aufsicfatarats der A. £. G. gibt im Juli 1917 einen sehr 
beachtenawert«! Rundblick auf die allgemeinen Sdiwacfaen 
unseres Wirtschaftsbaues. Der große Kohlenverbrauch 
Deutschlands könnte nach Rathenau (S. 40 u. 41) auf die 
Hälfte verringert werden^ wenn alle Betriebe wissenschaftlich 
durchdrungen und geordnet und alle Kraftquellen er- 
schlössen würden. Diese Ersparnis aber wurde weit in 
den Schatten gestellt durch den Gewinn an Arbeit, Ma- 
terial und Transport» durch die Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit und Umsatzmenge, wenn die Durcbforscbuug und 
Reform s!di zugleidi auf Lage und Anlage, auf Einriditung 
und Betrieb erstreckte. Nadi Rathenau kann weder die 
innere tecfaniscbe Reform der £inzelwerke noch die Arbeits- 
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teflaag switchen den venchiedaieii Betrieben oder Gruppee 

dem freien Spiel der Kräfte fiberlassen bleiben. Die 
Fabrikationsverzeichnisse unserer Werke enthalteUt allein 
in den technischen Industrien, hunderttausende von Num- 
mern, die ohne Schaden für den Gebrauch gestrichen 
werden kSnnten. Gelänge es In Deutschland, die Nor- 
aelisierung und Typisierung soweit durchzuführen, als ein 
wissenschaftlicher Arbeitsprozeß es fordert, so wfire bei 
geeigneter Arbeitsteilung von Werk in Werk mm ndn^ 
desten eine Verdoppelung der Erzeugung bei gleidi- 
bleibender Einrichtung und gleichbleibenden Arbeitskosten 
gesichert 46). Die Lösung des widitigen Problems 
der Wiedcrvtreinigang der Produkticmsstufen Icann nach 
Rathenan nur dann gefunden werden, wenn ein ein- 
heitlicher Wille den ganzen Organismus durch- 
dringt Die Wirkung würde abermals in einer Ver- 
vidißiUjgung des Wiricnngsgrades bestehen» die sich mit den 
beiden genannten Reformen zur dritten Potenz steigert 
(S. 50). Würde endlich ein zentraler Wille in der 
Gesamtbewegung des Wirtsdiaftskörpers sich geltend 
machen» so erfolgt nach (Uthenau (S. 55) abermals eme 
Verstaricnng der Ldstungskralt und des Wirkungsgrades, 
die sich mit den genannten Faktoren in vierfacher Stufen- 
folge steigert 

Um diese Veri>essenmgen zd erreichen» ¥»11 Rathenan 
Bemfsverbande begründen» also etwa alle Baumwoll- 
spinnereien zu einem Verbände zusammenfassen, der der 
Form nach als Aktiengesellsdiaftf seinem Handeln nach 
als Syndikat zu denken ist Der Stpuit übertragt dem 
Berubveibande das Recht der Aufnahme oder Ablehnung 
neu Hinzutretender, das Recht des Alleinverkaufs in- 
ländischer und eingeführter Ware» das Recht der Still- 
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seUuDg unwirtsdiaftlicher Betriebe ge^eu EaUchädigung, 
da» Recht des Aufkaufs von ßetriebeo lur StiUsetiuiigt 
Umnvaiidloiig oder Fortffilmii^ (& 58). 

Aus dem Gewimi des Verbendes wird nadi Rathenaii 
(S. 58) zunächst eine angemessene Verzinsung* des ge- 
samten arbeitendeo Kapitals bestritten; der Überscbuft 
wild in -einem festtosetseadeD Staffelvedbaltiiis gcteilti so 
swar» daß ein Teil dem Staate gehört, eio Teil socialer 
Fürsorge und Lohnaufbesserung^ zukommt, ein Teil den 
Produzenten verbleibt und ein Teil zur Verbilligung der 
Ware durdi Miadening der Verkaufqpreise verwendet wird. 
In der Verwaltung ist der Staat vertreten* außerdem die 
Arbeitersdiaft (S. 59). 

Die obligatorischen Berufsverbände Walter Rathenaus 
sind vom Staat gleitete Syndikate, welche die Pro- 
duktionsmittel im Eigentame der bidierigen Besitzer lassen. 

Es kann nicht in Abrede gestellt werden, daß die 
obligatorischen Berufsverbände Rathenaus als eia Hilfs* 
mittel oder Zwisdienstadium xur Einführung des soci»- 
Ustisdien Staates In mandiem Lande in Frage kommen 
könnten. Vielleicht können diese Berufsverbände und 
Gewerbsverbände — die gesamte Baumwollindustrie bildet 
oiaen Gewerhsverbaad einen Fingerzeig geben zur 
Oiganisiening der mittleren und Uelnea Betriebet die in 
Deutschland vorderhand von der Verstaatlichung aui^ 
geschlossen bleiben sollen. 

Der Versuch RathenanSt der Notwendigkeit der So- 
liallsieruag der Produktionsinittel gerecht va werden und 
gleidbzeitig das Privateigentum an den Produktionsmitteln 
aufrecht zu erhalten, ist um so bemerkenswerter, als im 
Juli 1917 der Zwang zur Sozialisicrung noch nicht entfernt 
io driagcnd wir als im ^dure 1919 
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fdi habe übrigens das Zusammenwirken von obliga. 
torischen Arbeitgeberverbänden, obligatorischen Gewerk« 
verdneD und ttaatlicfaen Arbeitsimteni in Verbiodiiiig mit 
der ttaatlidieii Venicbening gegea Arbeitilosigkdit zum 
Zwedce der Verbesserune^ der Arbeitsbedingungen und in- 
sooderiieit zur Hebung des Arbeitslohnes bereits im 
Januar 1907 in dem Kapitel »Vom Staat bezaUte Streiks" 
in meinem Bache wBerlin-Bas^adt Dai deutsche Weltreidi 
im Zeitalter der Luftschiffahrt 1910—1913" (Stuttgart, 
Deutsche Verlagsaustait) gefordert, wemi auch im Rahmen 
einet politischen oder sozialen Romanes» nachdem ich 
dieselbe Forderung bereits 12 Jahre zuvor gclcgentlidi in 
Schaff Ics Zeitsclirift für die gesamte Staatswissenschaft 
aufgestellt hatte. 

Rathenan ist der Ansicht» dafi die dem Staate zU" 
Menden Gewinnabgaben die Grundlage emes gewalt^^en 
Staatscinkommens bilden würden, welches die Ware bei 
ihrer Entstehung und in allen ihren Stufen erfaßt, welches 
den gesamten Umsatz des Landes besteuert und dennoch 
nicht verkümmert, weil es auf jeder Produktionistufe sich 
selbsttätig der Tragkraft anpaßt. (Die neue Wirtschaft 
S. 58.) Rathenau ist also der Ansicht, daß die neue 
Wirtschaft oder staatliche Organisation der Wirtschaft dem 
Staate reiche Ertrignisie bringt, die Lohne der Aifaelter 
aufbessert, den Produzenten oder Arbeitgebern nicht nur 
eine Verzinsung, sondern noch einen Gewinn bringt, der 
wohl ebensogroft sein soll als der dem Staate zufallende, 
wahrend gleichzeitig die Ware hilliger und billiger wird. 

Daß der Prisident der Allgemeinen ElektrfzitSts> 
geseilschaft Walther Rathenau sich den Gewinn eines 
solchen Berubverbandes oder richtiger aller Berufsverbande 
als eben sehr grofien vorstelle gdit aus folgenden B^ 
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merkungen Ratheoaus über die Gewinnabgabe an den 
Staat hervor (S. 58): „Idi behaupte, daß eine ähniidi 
«giebigep glddizeitig elaitiache und produktioiisfördenide 
Abgabe sich nicht fibden lafit* 

Nach Rathenaus Ansidit werden also zum mindesten 
auf die Dauer auch die Produzenten und die Arbeiter 
eben Gewinn von überraschender Ergiebigkeit aus der 
aeven Wirtsdiaft ddien. Allerdings ist anznnebmen, daß 
audi Rathenau heute nach unserer sdiweren Niederlage 
im Weltkriege und nach der Auflösung der alten Ordnung 
nicht mehr so optimistisch über den finanziellen Erfolg der 
neuen Wirtschaft denkt Aber andererseits ist anzunehmeup 
dafi audi er die neue Wirtschaft infolge der Zunahme 
unserer wirtsdiaftlichen iCatastrophe für um so notwendiger 
halt 

Die gewaltsame Besdtigong der 22 Dynastien und der 
Reichsverfassung durdi die Sozialdemokratie^ die Fortdauer 

des Krieges und die Zunahme des Wohlstandes, das An- 
schwellen der Staatsschulden, die Notwendigkeit» aber ün- 
mogUdikeit ihrer Verzinsung mit S^/»» der zunehmende 
Gegensatz der fast sdirankenlosen politisdien Freiheit für 
Manner und Frauen im Alter von mindestens 20 Jahren 
zu der immer nodi bestehenden, aus dem Privat eigentume 
an den benutzbaren Sachen und Produktionsmitteln hervor- 
gdienden privatrechdidien Abhängigkeit lassen keine Wahl 
zwischen der neuen Wirtschaft Rathenaus, welche die 
Produktionsmittel und benützbaren Sachen im Besitze ihrer 
bisherigen Eigentümer lafit und der von mir geforderten 
staatlichen Orgamsation der Wirtsdiaft Welche eine Konse- 
quenz der Verstaatlidiung der großen Vermögen, Ein- 
kommen und Betriebe ist Vielmehr gibt es nur einen 
Weg, 9imlich die von mir voigeschlagene staatliche Or* 
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ganisation der Wirtsduft, diedoiDberg^Dg znmioiialistiachM 

Staate bUden 60II. 

Denn was ist für die breiten Volksmassen selbst die 
WillkurherfBchafl eines TiBeriua oder Caligola« welche sie 
nur entfernt berohrt, vielleicht ihnen sos^ar nützlidi is^ 

im Vergleidi mit der Tyrannei eines brutalen Lohnherm 
oder Vermieten oder mit der Ausbeutung eines hab- 
süchtigen Wacheren oder Kleinhändlers? (Anton Menger, 
Neue Staaftsldve» S. 106 und 109.) 

Der wichtigfste Grundsatz der von mir vorgeschlagenen 
Organisation der Volkswirtschaft durch den Staat ist 
folgender: Jeder bleibt/hul seinem Posten. 

Nur ausnahmsweise sind Veränderungen zu gestatten. 
Ler Fabrikbesitzer, Bankdirektor oder Rittergutsbesitzer 
soll nach wie vor seinen Betrieb leiten. Wenn er über 
60 Jahre alt ist» kann der Staat ihn nicht mehr zwingen, 
seinen Dienst zu tun. Whr haben eben sdion gesdien, 
daß ein solcher Betriebsiiihaber alle Veranlassung hat, nadb 
wie vor seine Pflicht zu tun, schon in Rücksicht auf die 
ihm bewilligte mäßige Rente auf Lel>ensieit, auf den ihm 
zugebilligten Gdialt nebst Tantiemen und auf das Ge- 
brauchsrecht an seinem Wohnhause samt Einrichtung, endlich 
audi in Rücksicht auf die Möglichkeit, heranwachsenden 
Kindern, die in demselben Gewerbe besondere Erfahrungen 
haben, die Nachlolgeiidiaft in der Leitung des Betriebes 
und im Gebrauchsrechte der Wohnhäuser zu sichern. Wir 
haben sclion festgestellt, daß die bisherige Triebfeder der 
sozialen Maschine und der Wirtschaft, der Egoismus, audi 
in der staatlidien Oiganiaation der Wirtschaft üire Wirkung 
ausüben wird und vielleicht mehr als je zuvor. Denn 
wenn ein reicher Unternehmer oder Betriebsleiter ohnehin 
300000 Mark jahrlich zu verzehren hat, so strengt er sidh 
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sieht betondm an, uoi aoch weiter« SOOOO Mark n irar- 
dienen. Wenn er aber plotzUch in dem neuen Regime 
nur 50000 Mark Einnahmea hat» so wird er sidi um ao 
mehr anstrengen» am lu einer Geaamteinnahme von 
100000 Mark jShrlidi ni gelangen. 

la den verrtaallichten Betrieben gibt ea keinen Aibdt- 

geber im privatwirtscfaaftlidien Sinne mehr, der dem Arbeit- 
nelimer gegenüber als der Herr auftreten und ihm kundigen 
Icann. Der Ari>eitgeber ist der Staat, vertreten durch den 
Belriebaleiter» kontrolliert dordi den Betriebsrat» der von 
den Afb^tndimem gewiMt wird, und durdi das Arbdts* 
arot. Während in allen das Arbeitsverhältnis betreffenden 
Fragen die Arbeitnduner genau dieselben Rechte haben 
wie die Betriebsleitang, haben in d«i wirtachafdichen 
Fragen die Arbeiter nur einen Teil der Macht 

Dem obllgatoriadien Betriebe der dentacfaen Banmwoll- 

spinnereien, der durch die Betriebsleiter gebildet wird, 
steht sofort nach der Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen wid Betridbe der obligatoriadbe Gewericverein der 
dentscben Baumwollspinnerei-Aibeiter g^^vber. In ähn- 
licher Weise sind alle Berufsverbände, etwa alle Eisen- 
drahtwalzwcrke für sieb oder alle Schreinereien für sich 
oder alle Großhandlungen Sir Weißwaren für sich zusammen- 
gefafit» wie es Ratiienau auf Seite 56 in genauer Ober- 
einstimmung mit meinem Vorsdilage vom Januar 1907 in 
MBerlin-Bagdad** vorgeschlagen hat. Und jede dieser 
Vereinigungen ist mit ihren vorverarbeitenden und nach- 
verarbeitenden Gewerben, also das gesamte BaumwoU- 
gewerbe, das Eisengewerbe, das Holzgewerbe und das 
Leinengewerbe zugesonderten Gruppen verbunden. Ratheaau 
nennt die fiaumwoUapinnereien einen Berufsverl>and und 

99 



* 



Digrtized by Google 



dat Bfeumwollgewerbtt «iiieii Ge wri bgvcffaandL Wir tkf 

septieren ^em dies« Bezeiclinun^. 

Der obligatorische Verband der Betriebsleitungen der 
dentadien Baomwollspiniierdeii wihlt aidi aetn Direktorium 
ttml den Priwidenten des Direktoriams selbst In das 

Direktorium haben aber auch die Arbeiter einige Vertreter, 
die vielleicht 40 ^/^ der Stimmen haben, zu wählen. Später, 
wann die £rlahntngan des Gewarkvereins der AngesteUtan 
und Arbdter der deutsdien Baumvrollspinnereien in dar 
Leitung wirtschaftlicher Angelegenheiten dieses Berufs- 
verbandes gew^achsen sind, wird man den Angestellten, und 
Arbeitern auch in mdrtschaftlichen Fragen 50 ^/o der Stil 
im Direktoriom etnramnen können. Obnehin ist in dem 
Direktorium das Ministerium durch einen Kommissar ver- 
treten, der gegen jede Maßnahme Einsprudi bei der vor- 
gesetzten Behörde einl^;an kann, in wirtschaftlichen Fragen 
Wörde die oberste Instanz das Refdiswirtsdiaftsanit nnd 
in sozialpolitischen Fragen das Reichsarbeitsamt sein. Nach 
der Ansicht Anton Mengers hatten die Wirtschaft&behörden 
bis zu den Zentralbehörden in vier Instanzen aufzusteigen« 
(Nene Staatslehre, S. 189«) Es ist aber am großer Fehlar* 
Anton Mengers, wenn er die Gemeinde als die unterste 
Stufe der Wirtschafts bchÖrden hinstellt Die Gemeinde zu 
Hamborn darf nicht die vorgesetzte Behörde der Thyssen sehen 
Gewerkschaft .«DeutBcher Kaiser" oder die Gemeinde* 
behorde eines winzigen Dorfes iMA die vorgesetzte Behörda 
eines Rittergutes im Werte von fünf Millionen Mark sein. 

Da die Eigentuoifiordnung und die sogenannte private 
Oiganisation der geseUschaftlidien Arbeit nicht in der 





an 







Produktion auf billigste Weise und bei den besten Arbeits- 
bedingungen herzustelien, entstanden sind, sondern meiir 
•0 
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oder weniger das Ergebnis von ZufiUligkeiteD aindt fo ieann 
imier NationaleiiikoiiimeB nidit die großtmoglldie Holie 

erreidien und seine Verteilung nicht den idealen Bedürf- 
nissen der Nation entsprecfaen. In der geltenden Gesell- 
acfaaftsordnimg Ist eine private Organisation der gesell- 
sdiaftlidten Arbeit nur sdiwer m erkennen» Vidmehr 
herrsciit in der Produktion ¥rie in der Verteilung der 
Güter in der Hauptsache noch voilkonunene Anarchie. 

Auch der Präsident der Allgemeinen £lektrizitat8gesell- 
sdiaft Ist 20 der Erkenntnis gekommen, dafi die Wirtsdiaft^ 
die auf dbm Dasein und Zusammenwirken aller beruht, 
nicht länger, als es der Überfluß gestattet, Privatsadie des 
einzelnen sein kann, (Die neue Wirtschaft, S. 77.) Die 
von RaÜienan entworfiene neue Wirtsdiaft sofl aber keine 
Staatswirtsdiaft sein, sondern eine der bürgerlidien Ent- 
schlußkraft anheimgestellte Privatwirisdiait, die freilich zum 
organischen Zusammenschluß, zur Oberwindnng innerer 
Rdbong und »ir Verviellaltigimg ihrer Leistung und Trag- 
kraft staalJicfaer Mitwirkung bedarf (Die neue Wirtachaft, 
Seite 75.) Insoweit als Rathenau den reichen Leuten ihr 
Vermögen erhalten und ihr Einkommen erhöhen will, stimme 
idi nicht mit ihm überein. Wer den reidhen Leuten ihr 
Vermögen nicht nehmen wiD, lifit ihnen ihre wirtschafkliche, 
soziale und auch politische Macht, die an dem Besitz der 
Produktionsmittel im weitesten Sinne des Wortes haftet 
und die von veriiSngnisvoUer Bedeutung für die Verteilung 
des Rsmeinkommcns der Natien isk Und wer den reichen 
Leuten und Mitglied^nn des Berufsverbandes der neuen 
Wirtochait bei der Ausschüttung des Reugewinnes nicht 
nur eine Verzinsung äxrer Kapitallea« sondern darüber 
hmaus nodi etwa den vierten Tefl des fibersduefiendan 
Rdiagewinnes zuwenden will (Rathenau, S. 56), erhalt oder 
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vermehrt gar noch das arbeitslose Einkommen der Grund- 
und Kapitalbeaitxer» wddkes io vid Unznfrkdenlieil bei 
den arbeitettden KlafMn errcgft, vnd weichet in der Tat 

eine wesentlidie Steigerung des Arbeitslohnes erschwert. 
Rathenau sagt nicht, wie hoch er sich die angemessene 
Verzinrang dei getarnten arbeitenden iCapitab» die ans 
dem Gewinn des Verbandes znnadhst bestritten wird, denkt 
Wahrscheinlidi hält er eine 5 ^/o Verzinsung für das mindeste. 
Würde ein solcher Berufsverband 13 ^/o Gewinn abwerfen, 
SO würden also die Produsenten außer dieser 5 o/q Ver- 
zinsung vielleicfat nodi den vierten TeO der verbleibenden 
8 o/o, also noch 2 o/o, insgesamt 7 o/o des gesamten ar- 
beitenden tCapitals erhalten. Bei diesem Verteilungssystem 
wurden sowohl der Staat» der gegenwärtig ungeheuere 
Verpflicfatungen hat, als die im Berufsverbande beschäftigten 
Arbeiter zu wenig eriialten, um allen Staatsbürgern die 
Führung eines menschenwürdigen Daseins zu sichern. Denn 
aus dem Gewinn der Berufsverbande müßte der Staat in 
erster Linie andi die Mittel zieheut um der nicht arbeits* 
fähigen BevoUcerai^ das Recht auf Existenz zu gewahr^ 
leisten. 

Zu einer Konservierung oder gar Veigrößerung des 
VermSgens und Einkommens der bisherigen henacbenden 
und besitzenden Klasien liegt in d«r Tat keinerlei Ver^ 
anlassung vor. 

G^en die Verstaatlichung der großen VermSgen, Ein^ 
kommen und Betriebe kann man nicht — wie Anton 
Menger mit Recht hervorhebt — die Heiligkeit der bo- 
stehenden Rechtsordnung anführen, die es verbietet, wohl- 
erworbene Rechte auf gewaltsame Weist zu vernichten, 
«Demi die hensdieoden Familien und Partien haben nl^ 
mals gezögert, in eatschekiendan Ang a nb iidmn settMt die 

62 



Dig'itized by 



besterworbenen Rechte zu zerstören, wenn es galt, ihre 
Herrschaft zu begründen oder dauernd zu befestigen. (Neue 
Staatslehre S. 238.) 

Die Berafiverbande mÜHcn neb mogliclist selbet regieren, 
um die oberste Wirtsdiaftsbehorde zu entlasten, um das 
Sadiveritandnis des Berufsverbandes auszunutzen und zur 
Geltui^ zu bringeo» um die Bürokratie in venaiadem, iim 
dem Tedmiker mid Indostridlea vor dem Jariiteii mid 
Theoretiker das Obergewidit zu geben, um die Arbeiter 
im Berufsverband zur Entscheidung wirtschaftlicher Fragen 
ond zur Mitregienmg im Staate heranzubilden» Selbst- 
verstandlidi kami schon der (seirerbeverband, von dem 
der Benifsverband einen TeO bildet» oder <Be nadisthSIme 
Wirtschaftsbehörde, die bei der deutschen Baumwollindustrie 
nur das Reidiisministerium selbst sein kann, jederzeit ein- 
greifen, wenn die Hauptswecke der Soiialisiena^ nidit 
«rfQUt werden, nSmlidi die Verfrdfierung und Verbilligung 
der Produktion, die Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
die Vergrößerung der Betriebe, die Erhöhung der Leistung!» 
lähigkeit der Masdiinen und Arbeiter, die Ausschaltung 
der rückständigen Betriebe, die WaU des besten Staad- 
ortes für die Betriebe. Um ein Eingreifen der Zentral- 
behörde des Landes, also des Reichswirtschaftsamtes zu 
ermögücben, mufi daa Reicbswirtschaftsamt seibat unter 
sdnen Beamten hervorragende Industrielle, VolkswHe, Tech- 
niker, audi aus dem Arbeiterstandc haben, und daneben über 
einen wirtsdiaftUchen Aussdiuß, zusammengesetzt aus den 
bedeutendsten Kaparitaten der Landwirtschaft, derladnstria, 
dcf Handels und Wmtkdn Tarffigen. 

Von Jahr zu Jahr wird so die Wirtschaft immer mehr 
zu einer planmäßigen werden. Der Staatssekretär des 
iUichswirtschaftsamtes wird gowrissenDifien der lenlrale 
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Wüle der ProduktioD, der Verteilung der Güter und des 
Verkehrs werden. An die Stelle einer in der Hauptsadie 
noch planlosen Produktion und Verteflung der Guter ist 
sodann mit einem Male ein fester Plan, ein zielbe¥rufiter 
Wille getreten. Der Staat wird darauf zu achten haben, 
daß alle ßerufsverbände und Gewerbsverbände ungefähr 
^eichmaßige mrirtschaftlicbe und soziale Fortschritte machen» 
soweit sidi dies mit dem gleichen Aufwand von fCostm 
und mit der gleichen Aussicht auf einen endgültigen Erfolg 
erzielen läßt. Der Staat wird auch erforderlichenfalls den 
energischen Entschluß fassen müssen» einen bei uns nicht 
lebensfihigea Cewerbszweig ganz aufzugeben» sofern wir 
seine Erzeugnisse aus einem Nadibarlande auch in Zeiten 
der Not erhalten können. 

Wenn die gegenwärtig vom Reiche geplante große 
emmalige Vermögensabgabe mit starken und sefar pro- 
gressiven Sätzen zur Wirklichkeit gevrorden ist, wenn femer 
alle großen Vermögen über 100000 Mark, alle Einkommen 
über 100000 Mark jährlich und alle großen Betriebe im 
Werte von 100000 Mark, meinetwegen 300000 Mark, ver- 
staatlicfat sind und diese Verstaatlichungen oder Heim- 
ramschungcn, %irie man im Zeitalter der Reformation zu 
sagen pflegte^ einige Jahre hindurch fortgesetzt worden 
sind, werden soviel ben»td>aro Sachen und Pkroduktioa*- 
mittel in der Hand des Staates sein, daß unser wirt> 
schaftlidics Leben ein völlig verändertes Aussehen erhalten 
hat. Schon 5 Jahre nach dem ersten Jahre der Verstaatp 
licfaung wird durch Ausschaltung der rückständigen Betriebe» 
durch Vergrößerung der leistungsfähigen Betriebe, dmch 
Errichtung^ neuer Betriebe an den besten Standorten, durch 
Anlage neuer Verkehrswege die Vergrößerung der Gesamt- 
pfodnktioB imd ikre VerbiUigaiif , Israer dk Leistong»* 
«4 
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fä^g^kcit dfii Afbcitera oder einer Matdiine, etwa 6m 
Webstuhls oder der Spindel» außerordentlidie Fortschritte 
gemadit haben. 

Dann wird man es nicht ventehen, wie wir lolange in 
einer fast planloaen Wirtsdiaft leben konnten. 20 Jahre 
später wird uns die Gegenwart und die Zeit vor dem 
Weltkriege in dem Liobte erscheinen, wie den heut Leben» 
den die Zeit vor der ersten Eisenbahn. Wir werden et 
In 25 Jahren kaum mehr begfreifen, wie die planloae Wirt- 
Schaft der althergebrachten privatkapitalistischen Gesell- 
Schaftsordnung überhaupt funktioniert hat. Und in der 
Tatt ein zentraler WUle ist in der Produktion eigentUdi 
erst in 'den loteten Jahrzelmten auf einigen wenigen Ge- l 
bieten, beispielsweise auf dem des Kohlenbergbaues in 
Gestalt des Kohlensyndikats und auf dem der Stahl- 
Industrie in Gesteh des Staiilwerlcverbandes, anljgetattciiL 
Der Staat hat einen zentralen Wfllen der Organisation 

nur auf dem Gebiete der Verkehrsircwcrbe und zwar auf 
dem Gebiete des Eisenbahnwesens und der Post an den 
Tag gelegt. Aber die Reichspost und das preußach- 
hessisdie Staatsbahnwesen funktionierten in den letzten 
Jahren vor dem Weltkriege in geradezu tadelloser Weise. 
Auch die staatliche Kriegswirtschaft hat sich in der Haupt- 
sache, von Aumahmen abgesehen, glänzend benrahrt, wenn 
man erwagt» dafi es eine vollkommen improvisierte war« 
die nicht von einem Gesamtplan ausstrahlte, wie WaUber 
Rathenau (S. 75) sehr zutreffend bemerkt 

Die gepriesene Gewerbefreiheit ist nur ein anderer 
Ausdnide für die Planlosigkeit und Ziellosigkeit der 
Wirtschaft, wie sie von jeher bestanden Eat^ in Europa 
wie in der übrigen Welt. Man muß sidi nur wundem, 
dafi bei diesem Zustand der vergangenen Jahrhunderte 
5 Miitia« SosiSte RmtallM. i5 
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Mxt noch nehr Menschen verlumgert oder somt um- 
gekommen aiiuL Nur in einem kuBStüdien und über^ 

tragenen Sinne kann man eine private Organisation der 
gesellschaftlichen Arbeit oder der Volkswirtschaft in der 
bisherigen privatkapitalistischen Gesellschaftsordnung finden. 
An SleUe dnes zentralen Willens und Planes» wie er in 
der sozialistischen Gesellscfaaftsordnung zu finden ist; 
waren eben nicht nur Hunderttausendet sondern Millionen 
von K5pfen oder zentralen Mittelpunkten der Volks» 
Wirtschaft allein in Deutschland vorhanden* Jeder Ideine 
Bauer und jeder Iddne Schuhmacher ist nodi lieute eine 
Wirtsdiaft für sich. 

Nach AntoQ Menger erhält die gesellschaftlidie Arbeit 
auf jenen Gebieten, die der heutige Staat als reme Privat> 
Sachen betrachtet, dadurch Ordnung und Zusammenhang, 

daß sich ein Staatsbürger dem anderen durch Vertrag- zu 
einer Leistung verpflichtet, sei es, daß das Übereinkommen 
sieb unmittelbar auf eine Arbeit bezieht (Lohnvertrag), 
oder dafi es eine Sache zum Gegenstand liat, in der 
menschliche Arbeit fixiert ist (Kauf, Tausch, Darlehen). 
Der Staat steht dieser privaten Organisation der ge- 
seUschaftUchen Arbelt gleichgültig gegenüber; nur wenn 
der Vertrag nicht gehörig erfüllt wird, gewahrt er die 
gerichtliche Hilfe (Neue Staatslehre, 5. 110). 
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Die staatliche Organisation der Arbeit 

Die Ventaadlchunsf der ^ofien Vermögen toll die Ver- 

staatlichungf der großen Betriebe einleiten und erleichtern. 
Der Verstaatlichung der großen Vermögen, die keinen 
Aiificiiiib vertragt, muß aber die Oiganifation der Arbeit 
durcfa den Staat vorauseilen. 

Die Organisation der Arbeit soll dem sozialistischen 
Staate die Kontrolle über die Arbeit in allen Betrieben, 
einerlei ob sie groß oder klein sind» und darüber hinaus 
setbst in den Haushaltungen verschaffen. Die sozialistisdie 

Republik ist verpflichtet zur unmittelbaren Fürsorge für 
den gewerblichen Arbeiter in Stadt und Land wie für 
den Arbeiter im Haushalte, den Dienstboten. 

Sobald der sozialistisdie Staat in einer mAt oder 
weniger entfernten Zeit alle Produktionsmittel verstaatlicht 
haben wird, wird niemand mehr ein Vermögen besitzen. 
Denn Wertpapiere aller Art, Staatspapiere und Papier- 
geld sind auch Produktionsmittel im weitesten Sinne des 
Wortes, wie übrigens in den Schriften von Carl Marx 
anerkannt ist, (Vergl. Sybel, Die Begründung des Deut- 
schen Reidies, Bd. VIL) k der sozialistischen Gesellschaft 
muß der Staat oder die Gesellschaft für die Arbeitslosen, 
die Invaliden und die Altersschwadien sorgen. Demgegen- 
über wird die durchgeführte sozialistische Gesellschaft eine 
Arbeitspflidit der Arbeitsfahi^ea haben. Auch August 
Bebel spridit in seinem Budie »Die Frau und derSozia^ 
lismus" (Stuttgart, 1911) S. 405 und 408 von der Qeidi« 
9» 61 
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W^ . beit der Aibdtspflidit ffir alle. Da die aoziaüstudie 

Republik der Gegenwart die ArbeitslosenfGrsorge als Pflicht 
übernommen hatf so ist derjenige, der die Arbeitslosen- 
funoige jn Ampruch nimmt auch zu der Arbeit^ die man 
ihm in seinem biiher^fen Berufe nadiweist, verpfliditeL 

Die Arbeitspflicht und die ArbeitslosenfGrsorge bestdien 
zurzeit nur in beschränktem Umfange» aber sie halten 
mdur und mehr ihren Einzug. 

Nach der glüddidien Durchführung der sozialen Revo- 
lution vom 9. November 1918 wird }ede Person in der • 
Deutschen sozialistischen Republik ihr Recht auf Existenz 
verlangen und durchzusetzen wissen. Jedes Mitglied einer 
•ozialistisdien GeacMscbaft hat den Anspruch, da6 ihm die 
zur FIBnrung eines menscheufrurdigen Daseins erfbrder- 
lidien Sachen und Dienstleistungen nach Maßgabe der 
vorhandenen Mittel zuzuweisen sind* bevor minderdringende 
Bedurfuisse anderer befriedigt werden. (Anton Menger, 
S. 98.) 

Die Organisation der Arbeit durch den Staat besteht 
aus der staatlichen Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, 
den obligatorisdien Gewericvereinen der Arbeiter, den 
obligatorischen Verbinden der Arbeitgeber, den Arbeits- 
ämtern in der Gemeinde, in der Provinz, in dem Reiche 
samt dem Arbeitsnachweise und in dem Zusammenwirken 
dieser Einrichtungen zur Fürsorge für die Arbeitslosen, 
zur Einschränkung der Arbeitslosigkeit» zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und insonderheit zur Hebung 
und Hodihaltung des Arbeitslohnes. Die Organisation 
der Arbeit durch den Staat soU dem Staate die Kontrolle 
fimr die Arbeil nicht nur in den verstaatlichten GroB» 
betrieben, sondern vor allem auch in den noch nicht ver- 
staatlichten Mittel- und Kleinbetrieben sowie in dem pri- 
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Taten Haushalte verschaffen» um den Staat in die Lage 
zu vm^sen, jedem Mitgliede der GeBeliacfaaft dasRedit 
auf Existenz na gewahroir nadi IlfögBdikeit den Ertiag 
seiner Arbeit zu sidiern, die Ausbeutung des Arbeiten 
unmöglich zu madien, den sozialen Frieden zu sicfaem. 

Für alle Angesteliteä und Arbeiter der Industrie, des 
Handels, des Ver kelirs und der Landwirtschaft, sowdü in 
dem Klein- und Mittelbetrieb, der noch nidit verstaatÜdit 
ist, wie in allen verstaatlichten Betrieben ist sofort die 
staatliche Versicherung gc^en Arbeitslosigkeit einzuführen. 
Die staatliche Versicherung gegen Arbeitslosigkeit zieht 
von den Afbeitndimeni und den Arbeitgebern Betrage 
ein. Der Staat haftet aber für diese Versicherung in 
letzter Linie. 

Die Versichening gegen Arbeitslosigk«! hat das Recht 
und die Pflicht, den Arbeitern audi wahrend eines Aus* 

Standes oder einer Aussperrung den Arbeitslohn ganz oder 
teilweise als Rente aus der Versicherung gegen Arbeita» 
losigkeit zu gewähren, sofern der Ausstand nicht von vom* 
herein gegen die Anordnungen des staatlidien Arbeits- 
amtes unternommen wurden ist. 

Jeder Arbeiter gehört dem obligatorischen Gewerkvereia 
an. Jeder Arbeitgeber, auch der Direktor eines verstaat- 
lichten Betriebes, Ist Mitglied eines obligatoriadien Aiheit* 
geberverbandes. Sämtliche Gewerkvereine des gleichen 
Zweiges der Volkswirtschaft bilden einen Verband über 
das ganze Reich. Dasselbe gilt von den Arbeitgdieni. 
Arbdtndimer und Arbeitgeber wählen zu gleidien Teilen 
die Sdiiedsgerichte der Versicherung gegen Arbeitslosig- 
keit. Der Vertreter des staatlichen Versicherungsamtes 
fuhrt den Vorsitz und fungiert als Unparteiischer, Ober 
der unteren Instanz beim Arbeitsamt in der Gememde 
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stehen zwei obere Itutanzen voa äholidier Zusammea- 
setran;. 

Das Arbeitsamt der Gemeinde,' der Provinz oder des 

Reiches» an weldie die Versicherung gegen Arbeitslosig«- 
keit angegliedert ist, hat die Aufgabe, die Beschäftigungs- 
losigkeit zu beseitigen, die Ausstande und AusspemingeD 
m veiiiüten, die Arbeitsbedingungen zu verbessera und 
insonderheit den ArbeiUlohn zu heben. 

In jedem Betriebe besteht ein Betriebsausscfaußi der 
sich aus der Betriebsleitung und den Vertrauensmännern 
der Arbeiter und Angestellten zusammensetzt Dieser Be- 
triebsanssdraft ist das unterste Organ des Arbeitsamtes. 
Gelingt es dem Betriebsaussdiuß nicht, auftauchende 
Schwierigkeiten zu beseitigen, so hat er sofort auf kür- 
zestem Wege, also telephoniscli, dem Arl>eitsamte Kenntnis 
zu geben. Dtar Vertrauensmann der Afbeiter mu6 dem 
obligatorischen Gewerkverein der Arbeiter, der Betriebs- 
leiter dem obligatorischen Arbeitgeberverbande gleichfalls 
auf dem kürzesten Wc^^e» also tdephoniscfa» Mitteilung 
machen» damit die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer am Arbeitsamte der Gemeinde oder der Branche 
innerhalb der Gemeinde oder innerhalb des Bezirkes zur 
Behandlung des Falles zusammentreten können. 

Wenn der Leiter eines nodi nicht verstaatliciiten Be> 
triebes sich dem Spruche des Arbeitsamtes nicht fügen 
will, kommen gegen ihn folgende Maßnahmen in Frage: 
VerstaatUdiung seines Betriebes, Erzwingung des Willens 
des Arbdtsamtes durch Gddstrafeii oder durdi eben 

Ausstand der Arbeiter, die ihren Lohn ganz oder teil- 
weise aus der Versicherung gegen Arbeitslosigkeit ausbe- 
zahlt erhalten» Erhöhung der Beiträge des Arbeitgebers 
zur Venicherung gegen Arbeitdosigkdt aus Anlafi deS' 
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vom Arbeitsamt gebilligten Ausstandes in seiner Fabrik 
oder in seinem Betriebe. 

Es ersdieint nicht angezeigt, den Angestelllen und Ar* 
befteni eines verstaatliditen Betriebes das Recht und die 
MSsflichkeit zum Streiken vollständig zu nehmen, da er- 
fahrungsgemäß jede Bürokratie eigenwillig, fortschrittleind- 
licb und ungerecht zu werden droht. Der Ausstand bietet 
den Angestellten und Arbeitern auch der verstaatliditen 
Betriebe die M6gliclikeit, blitzartig die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit auf ihre Notlage oder ihre Forderungen 
zu lenken. Aber es muß Sorge getragen werden, daß 
UBverzugtidi und ohne Veilust von einer einzigen Stunde 
alle Instanzen In Tätigkeit sind, um eben aolchen Fall lu 
untersuchen und geredit zu entscheiden. 

Da es noch Jahr und Tag dauern kann, bis alle Be* 
triebe im Werte von 100000 Mark verstaatlicht sind» so 
wird audi in größeren Betrieben der bidustrie wie der 

Landwirtschaft noch mancher Ausstand zur Erzwingung 
besserer Arbeitsbedingungen und höherer Löhne notwendig 
aeint für den der Staat die finanziellen Mittel ans der 
Versidierung gegen Arbeitslosigkeit zu bewilligen hat. 
Die vom Staate bezahlten Streiks, wie ich sie schon seit 
mehr als zehn Jahren empfohlen habe, werden ein wirk* 
sames Mittel zur Verminderung der Ausstande auf das 
notwendigste Maß sein. Dean kein Aibeitgeber wird sich 
der Gefahr aussetzen wollen, daß er schließlidi die Mittel zum 
Unterhalte der ausständigen Arbeiter aufzubringen und an 
die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit einzuzahlen hat 

Da die mittleren und Ueinerett Betriebe der Landvrir^ 
sdiaft und der Industrie, deren Besitzer vielleicht weniger 
als 100000 Mark Vermögen hat oder die aus irgendeinem 
anderen Grunde nicht als Großbetriebe oder als für die 
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VciitaBtlidHing geeignete Bdridbe «racfatel werden, mfi^ 

licherweise noch jahrzehntelange von der Verstaatlichung 
ausgeschlossen bleiben, so kann auf die staatliche Versi* 
cfaerang gegen Arbeitslosig^t» aul 4i« Arbeitsämter, aul 
die obligatorischen Gewerkvereine und Arbeitgeberver^ 
"bände und auf das Zusammenwirken dieser Einrichtungfen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und insonder- 
heit zur Hebung des Arbeitsbhnea nicht verzichtet werden. 

Heule fardem die Angestellten und Arbeiter der ver- 
schiedenen Betriebe desselben Gewerbezweiges oft in der- 
selben Stadt eine Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen 
ohne irgendeine Füiüuagnahme unterewander, ohne ei»* 
h^tlicfaen Plan. Ober das ganze Reich finden nur aus- 
nahmsweise Verständigungen der Angestellten und Arbeiter 
desselben Berufes statt. Überall tauchen kleinere oder 
grofiere Ausstände urplötzlich auf» die leicht zu vermeiden 
warei^ und durdi die die allgemeine Verwisrung und Ver- 
kehrsstörungf nur erhöht wird. 

Nach Einführung der staatlichen Versidiening gegen 
Arbeitslosigkeit samt den obligatorischen Gewerkvereincn 
und Arbettgeberverbanden sowie den Aibeitsamicm wird 
an Stelle der Unordnung die Ordnung, an Stelle der 
Planlosigkeit in Lohnforderungen ein wohldurchdachtes 
Syatem der Hebung des Arbeilalohnes äber <iaa ganze 
Reich hinweg treten. Bald nach Einffihnmg dieseg slaafc- 
lidien Systems der Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und Hebung des Arbeitslohnes wird man nie wieder von 
Aussdurettungen der Arbeiter gegen die Arbeitgeber oder 
g^en die Arbeitsmittel hören. Arbeitgeber und Aiheit- 
nehmer werden bei den fortgesetzten Veihandlimgen unter 
Vorsitz der Beamten der sozialistischen Republik sich gegen- 
smtig kennen und schätzen lernen. Die frissenschaftlidha 
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Nachprüfung der wirtschaftlidien wie sozialen Lage durdi 
die Beamten der obligatorischen Gewericvereine uad Ar> 
beitgeberverbaiide sowie der Arbeitsämter wird den Hori- 
zont beider Parteien erweitern und beide Parteien von 
einem Standpunkt abhalten, der mit der tatsädiliclien Lage 
und den wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen der 
Zeit imverainbar ist An Steile der Unveroiinit mtd die 
Vernunft treten. 

Der Beschluß des Kongresses der Arbeiter- und Sol- 
datenräte im Abgeordneteniiause zu Berlin am 20. Dezember 
1918^ mit der Soxialisiemof des Bei^baues imverzuglidi 
SU bcgftnnen, ist sehr erfreolicfa und hodibedeutsaiii* Aber 
man übcrsdiätze die Wirkung nicht! 

Wenn der Staat die Baumwollspinnereien oder die 
Brauereien oder die Seifenfabriken 'verstaatlicht» kann, er 
unnütze Konkurrenz ausschalten, die Arbeitsteilung ver- 
bessern, die besten Standorte für das Gewerbe wählen, 
die durcfaschnittlidie Größe der Betriebe erhöhen, die Pro- 
duktionskosten vermindem. Das gleiche gilt aber nicht 
von dem deutsdien Bergbau in der Gegenwart. Nach 
der Verstaatlidiung des Bergbaues werden sidi die Ar- 
beitsbedingungen im Bergbau vielleicht noch etwas verbessern 
und die Löhne erhöhen. Mit Bestimmtheit aber werden ziem» 
lieh in dem gleidien Verhältnis die Plreise der Kohlen 
steigen. 

Wenn die Verstaatlichung der Betriebe nicht nur für 
die darin beschäftigten Arbeiter, sondern für die gesamte 
VoUondrtschaft und für die ganze Nation wohltatige Folgen 
hriben soll, so mnft eben zum mindesten dk Gesamtheit 
der Großbetriebe, wenn nidit gar die Mehrzahl aller Be- 
triebe oder wenigstens der meisten Gewerbezweige ver^ 
staatlicht werden. 
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Mit Redit forderte der Volksbeauftragte Barth am 

20. Dezember 1918 auf dem Kongreß der Arbeiter- und 
Soldateorate, daß in der Frage der Sozialisierung schnell- 
atens etwas geschehe, damit die Arbeiter endlich Taten 
sehen« Nicht in den nächsten Monaten« sondern schon in * 
gtoiz kurzen Tagten müsse eine Verfügung crg-ehen, nach 
der die für die Sozialisierung reifen Betriebe auch sozia- 
lisiert ¥fardent «sonst würden %nr das geschwnndene Ver^ 
trauen der Massen niemals wiedergewinnen.* Die Frage 
der Sozialisierung sei die wichtig^ste Forderung der Stunde. 
„Mit leeren Versprechungen — so fuhr Barth fort — lassen 
sich die Arbeiter onmoghch weiter in den Betrieben halten, ' 
Bergbau, ElektrizitStsmdustrie, Stahkrerfcsverband, KaÜ- 
- werke und viele andere Betriebe lassen sich ohne weiteres 
sozialisieren. Die Arbeiter müssen nur sehen, daß der 
gute Wille zum Sozialisieren vorhanden ist Aber man 
muß I3r die Arbeiter auch wirklich etwas tun» wenn man 
sie zum Verzicht auf hohe Lohne bringen will. Kommt 
die Sozialisierung, dann werden die Arbeiter verzichten 
im Interesse der Allgemeinheit. Kommt die Sozialisierung 
aber nicht» dann weiß idi nicht» mit welchen Grimden wir 
den Afbettem entgegentreten könnett.** 

Nach meiner Auffassung genügt die Sozialisierung der 
vier genannten Ge¥rerb8zweige in keiner Weise« Der 
staatlidien Versicherung gegen Arbeitslosigkeit muß die 
Aibeltspflhiit entsprechen. Sobald der obligatorisdie Ge» 
werkverein seinem erwerbslosen Mitgliede, oder sobald 
das Arbeitsamt irgendeinem Arbeiter, der noch keinem 
obUgatorischen Gewerkveicin angehört hat« eine Beschaf* 
tigung nachw^st, muß er sie annehmen und auf die Unter- 
stutzung durch die staatliche Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit verzichten. 
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Die OiganisatioD der Arbeit Ist die eiligtte und not- 
wendigste Mafloabmet um in dieser unrubigen Zeit die 
Ordnung aufredit zu eibdten und die Produktionsmittel 

vor der Vernichtung oder Besdiädigung durch die aufge- 
regten Massen zu sichern. Die Organisation der Arbeit 
vermebrt die Kenntnisse des Staates auf dem Gebtete des 
geweiblicben Lebens sowie der Diensdbotenlirage. Die Or* 

ganisation der Arbeit erleichtert das Fortschreiten der Ver- 
staatlichung der grofien Vermögen und Betriebe. 
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Der Ursprung der Revolution. 

Wenn man den Bewohnern eines anderen Erdballs 
erzähkn würde, daß die seit mehr als sedistausend Jahren 
anf dittieB ErdbaU übliche privatkapitaHstisdie GestU- 
scfaaftsordnung sdt dem 9* November 1918 in emem 
großen Reiche in Frage gestellt worden ist, indem die 
öffentliche Gewalt in die Hände der Sozialisten geriet, 
so würden sie meinen» daß die privatkapitaystiscfae Ge- 
sellsdiaftsordniing^ allmahlick im Laufe der Jahrtausende 
unhaltbar geworden sei. Und dodi hat die deutsdie Volks- 
wirtschaft ebenso wie die Volkswirtschaft aller Großmächte 
dieser Welt in den letzten 20 Jahren vor dem Weltkriege 
einen beispiellosen Aufschvmng durchgemacht. Das Volk»- 
vermogen und das Volkseinkommen sind in Deutschland 
in ungewohnter Weise gestiegen. Audi die Verteilung des 
Vermögens und Einkommens auf die versdbiedenen Be- 
volkerungssdiiditea war sozial gunstig. Die Produktion 
der gesamten Volkswirtschaft, der Industrie wie der Land- 
wirtschaft, stieg von Jahr zu Jahr in wunderbarer Weise, 
und in Obereinstimmung hiermit die Einfuhr und Ausfuhr. 
Das materielle und geistige Wohlbefinden der Bevölkerung 
verbesserte sich. Nicht die Unzufriedenheit, sondern die 
Zufriedenheit breitete sich aus wie eine Epidemie. In 
den letzten Jahren vor dem Weltkriege mdirten sich die 
Stimmen der Nationalökonomen und Gesdbichtssdireibcr , 
welche der sozialistischen Bewegung den revolutioi ären 
Charakter absprachen. Man rechnete schon mit der Mög- 
lichkeit^ daß die Sozialdemokratie hoffähig werden wurde. 
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Niemak wiren im Dentfcbea Reiche so wenig Seockea oikr 
anitedcende iCranklieiten, so wenig NotBiSnile. Die ihesten 

Leute hatten keine Vorstellung mehr, was eine Hungers- 
not oder Teuerang ist. Niemals iiatte man in Deutschland 
10 sdinell» bequem «nd sicher za reisen die Möglidiiceit 
gehabt als in den letzten Jahren ¥or dem Kriege. 

Da kam wie ein Blitz aus heiterem Himmel der Welt- 
krieg, und aus ihm ging die soziale Revolution hervor I 
Im Bau und Leben des deutschen Vblkskörpers maß also 
woU schon roT dem Wdtkriege eine Unstimnügkeit ge- 
wesen sein. Sonst hätte der Weltkrieg- nicht plötzlich 
Deutschland überraschen und an den Rand des Verderbens 
bringen können. Unser ö^ntUches Leben war aiit einem 
schweren Fehler behaftet, der auf dem Gebiete der aus- 
wärtigen Politik lag, für die sich der Kaiser mehr als für 
irgendein anderes Ressort interessierte. Seit Begründung 
des Reiches war die auswärtige Politik ^e falsche, und 
diese Gefahr wurde um so grofler, als Kaiser WÜhehn IL» 

ein unklarer und unberechenbarer Charakter, nicht glüdclich ' 
in der Wahl seiner Räte war. 

Es ist eine Eigentömlichkeit der Diplomatie^ dafi ihre 
Fehler wenig beachtet werden, solang sie den Staat^ nicht 
in einen unglücklichen Krieg verwickelt haben. Man be- 
achtete es wenig in Deutschland, daß die Politik des 
letzten Kaisers das Reich schon mehrfach in die Gefahr 
eines Weltkrieges gebracht hatte. Es gab nur aehr wenig 
Politiker, welche die große Gefahr erkannten» in der wir 
uns in den letzten Jahrzehnten vor dem Weitkriege be- 
fanden* In nieinem am 30* Juni 1908 ersdiienenen Buche 
NStehen wir eraem Weltkrieg?" (Leipag, Verlag von 
Friedrich Engelmann) schrieb ich fettgedrudct auf 
Seite 142: „Die Ziellosigkeit der deutschen 
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Politik treibt 4i«Welt i& einen s db wer en» lang* 
jibrisren iCriesr* Wenn die deuttdie Politik eich 

nidit ändert» so steuern wir dem Weltkriege 
entgegen, und zwar einem Weltkriege unter 
lehr ungfinstigen Umstanden." 

Die Ziellosigkeit» welche idi der deotsdien Regierung 
vorwarf, lag auf dem Gebiete der orientalisdien Frage. 

Die Fehler der deutsdien Politik seit der Erriditung 
des . Deutschen Reiches und dem Beginn der Regierung 
des letzten Kaisers insbesondere hatten nicht hingereidit^ 
den Untergang des von Bismarck gesdiaffenen Kaisertumes 
und der übrigen 21 £>yoastien herbeizuführen, wenn nicht 
eine grofie nageldste Frage im Hintergrunde lag, nämlich 
die orientalisi&e Frage. Der Weltiorieg ist aus der orien- 
talischen Frage hervorgegangen. Alles, was heute gescliidit 
und morgen gesdiehen wird und seit dem 9. November 1918 
geschehen ist, laßt sidi in folgende Worte zusammenfassen: 
»Die orientalische Frage drangt an der Schwelle 
des Zeitalters der Flugzeuge durch die lange 
Dauer eines Weltkrieges zur Lösung der sozia- 
len Frage." 

Die soziale Frage wird nicht innerliälb einer Generation 
von Menschen gelöst werden» aber sie wird durch die 

soziale Revolution ihrer Lösung näher gebradit werden. 
Und die orientalische Frage, von der der Weltkrieg aus- 
geht, bleibt in der Hauptsadie ungelöst. Nur die neue 
Technik der Motorlultschiffahrt und der Tauchboote gibt 
ihr ein neues Gepräge. Die im Kriege verbesserten Flug- 
zeuge verringern die Entfernungen und verknüpfen die ent- 
legenste Oase des Orients mit den Kampfplätzen der 
sozialen Revolution, nit dem Kampfe um die Losung der 
sozialen Frage. 
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Fant Bismarck war sieb des Zusammwihanges zwisdien 
der orientalisdieii Frage and der sozialen Frage voll nnd 

ganz bewußt. Fürst Bismarck fürchtete, daß der Kampf 
um Konstantioopel zu einer Erschütterung des Systems 
der Ordttimg anf monarchischer Grundlage und zur Ein* 
lolining der sozialen Revolution föhren konnte. 

Von Meaux aus hatte er im September 1870 in Wien 
und Petersburg die ersten Schritte zur Begründung des 
Dreikaiserfoundes im Blick auf die orientalische Frage ge- 
tan» um der republikanischen Weltanschauung entgegen- 
zutreten, denn er selbst hielt es mit der kosakischen. 
(Fürst Bismarck, Gedanken und Erinnerungen« Band U, € % 

Sm 229.) ^ \ ^ 'i^ 

Die DreikaiseRUsammenkanft in Berlm im Jahre 1872 ^0"^' % 

galt der orientalischen Frage und der Bekämpfung der^) \ ^ 4:^ ; ;? 
sozialen Revolution. Schon im Sommer 1871 iiatte Bismarck '«:^ 1 
in Gastem den Grafen Beust für eine gemefaisame Aktion *^ \ g £ 
ge^en die revolutionäre Assoziation gewonnen* (Eduard f^f ^ || 
von Wertheimcr, Graf JuHus Andrassy, II. S. 74.) Der Krieg 
gegen die (»Internationale " war, nach dem Ausspruche Kaiser 
Wilhelms L, der einzige Krieg, den man noch in Europa 
fuhren durfte. 

Das damals zu Borlin besdilossene DreÜcaiBereinver- 
nehmen ist der Grundstein der fehlerhaften Politik des 
Fürsten Bismarck, die, fortgesetzt von Fürst Bulow und 
Bethmann, mit ziemlicher Sicherheit in den Orkus des 
Wdtfcri^es nnd der sozialen Revolution fuhren muBte. 
Durch das Dreikaiserbündnis war die Orientfrage nicht 
zu lösen und die Gefahr der sozialen Revolution nicht 
zu banneo« Die Idee maß so verkehrtp dafi Bismardc von 
der Dreikaiserzusammenkunfl auch in der Tat sehr unbe* 
friedigt war. Sowohl der Zar als Gortschakow hatten bei 
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dem Besuch in Berlin im September 1872 das Wort fallen 

lassen: «.Europa bedarf eines starken Frankreichs.** (Wert- 
heimer, 5. 74.) Das war es nicht, was Bismarck von der 
Eatrevue erwartet hatte — im Gegenteil. Als Kaiser 
Wilhelm mit Bismarck und Moltke im April 1873 hi 
Petersburg war, wurde eine Militarkonvention geschlossen, die 
von Moitke und dem russischen Marschall Fürst Barjatinsky 
unterzeichnet wurde. (Wertheimer, S. 84.) Eine wirklidie 
Freude hat Bismarck an dem Bündnis mit Rnfiland nie 
gehabt. Sdion fm August 1874 bdeam das dentsdi-russisdie 
Bündnis seinen ersten Riß, als Bismarck nacii der Ersdiie- 
ßung de^ deutschen Hauptmanns Schmidt durch die spanischen 
Karlisten am 30. Juni 1874 und nach dem Attentat Kulimanns 
auf den Reichskanzler am 13. Juli 1874 die Republik des 
spanischen Marschalls Serrano anerkennen wollte, während 
Rußland das Verlangen Deutschlands, die spanisdie Repub- 
lik gemeinsam anzuerkeonen, zuruckmes mit der Erklärung^ 
daß prinzipielle Grunde ihm die Anericennung einer Repub- 
lik verbieten. Im nüchsten Jahre vergrößerte sidi der 
Riß bedeutend» als der Zar und Gortschakow vom 10. — 12. 
Mai 1875 in Berim waren, um den Kriege in Sidit zu be- 
enden, und als Gortschakow am 12. Mai die bekannte 

Depesche an die russischen Gesandten absandte: „Maintenant 
ia paix est assuree." (Jetzt ist der Friede gesichert.) 

Aber nichts kennzeichnet den Wert des Dreikaiser- 
bundnisses besser als die Anfrage des Kaisers Alexander IL 
durch den deutschen Militärbevollmächtigten General von 
Werder im Herbst 1876 an den Fürsten Bismarck, ob 
Deutschland neutral * bleiben würde, wenn Rußland mit 
Osterreich in Krieg geriete. Schon damals entschied sich 
Bismarck für Österreich, nicht erst durch das deutsch- 
österreichische Bündnis vom 7. Oktober 1879. 
SO 
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BiflBirck orkamte aber iiicli^ dB& das dmitsdi-Mtor* 
radiiidie gegen Rufilaiid gerichtete Bündnis unter allen 

Umstanden einer Ergänzung darcli ein deutsdi-engUscfaes 
und deutsch -japanisches Bündnis bedürfe, und daß Deutsdi- 
land und Österreich -Ungarn sellMt mit Hilfe Italiens zu 
«chwadi waren» nm der Welt zn trotzen. Funt Bismarck 
hatte nicht das richtige strategische Augenmaft. Da er an 
der Lösung der orientalischen Frage gar kein Interesse 
hatte» so hatte er auch keine besondere Veranlassung, sich 
gegen Rufiland staric » madien« Denn die Gefahr für 
den Weltfrieden lag schon damals wie audh spiter in der 
Sehnsudit der Russen nach Konstantinopel. 

Gleichwohl hätte Fürst Bismarck von Rußland abrücken 
müssen» um die Freundschaft Englands und Ja|>ans zu er- 
werben« Es konnte nicht ausbleiben, daft Fürst Bismarek 
trotz seiner russenfreundlichen Gesinnung Verlangen nach 
einer Anlehnung an England hatte. Aber durch das Vor- 
handeasdn des sogenannten Dreikaiserbundnissei war Eng- 
land stets gegen Deutsdiland mißtrauisdi. So sandte Fürst 
Bismarck Ende 1875 einen seiner vertrautesten Mitarbeiter, 
den Geheimrat Lothar Bucher, nach England, um ein 
Defensivbundnis mit Eo^and anzubahnen» Bucher erhielt 
an zustindiger Stdle in London eine Abldmung. Nachdem 
Fürst Bismarck durch seine gegen Frankreich gerichtete 
Politik von der Thronrede am 29. Oktober 1874, die eine 
Drohung gegen Frankreich enthielt» bis zu dem 11« Mai 
1875» an 'weldiem Tage er dem Kaiser sein Absdiiedsge* 
such unterbreitete, auch England in arger Weise gegen 
sich angebracht hatte, war die Ablesung des Annähenings» 
Versuches mit Sicherheit zu erwarten« Wahrscheinlich nahm 
man in London an, dafi der Versuch der Annäherung nur 
auf dem zugespitzten persönlichen Verhältnis zwischen 
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BiMMrck «ad GoftMbikoir benibe. Die bisher noch nicht 
iwrMfentlichte Mitleiliiiig fiber die Mission Lothar Bachers 
verdanke ich dem Botsdiaftsret a. D. Freiheira von Edcardt- 
stein» der sowohl von dem Grafen Münster in London 
als von Holstein und dem Fürsten Herbert Bismardc 
darüber Informationen erhalten hat, 

Auf dem Berihier Kongreß (13. Jnni — 13. Juli 1878) 
fanden streng geheime Bündniser5rteningen zwischen 
Bismarck und Lord Beaconsfield statt» zu denen audi 
Graf Andras«^ hinzugezogen wurde. Dagegen bat Lotd 
Beaeonsfield den Fürsten Bismarefc, mit Lord Salisbury» 
welcher als auswärtiger Minister dem Berliner Kongreß 
beiwohnte* bis auf weiteres nidit von dem Bündnisge- 
danken m sprechen* Diese sehr interessanten und bisher 
vöDig unbekannten Tatsadien hat Montague Corry, der • 
spätere Lord Rowton, der als politisdier Sekretär des 
Lord Beaconsfield seinen Chef auf den Berliner Kongreß 
begleitet hatte, spiter dem Freiherm Hermann von Eckardt- 
stein erzahlt, der sie in seiner Broschüre «»Diplomatische 
Enthüllungen zum Ursprünge des Weltkrieges, Brudistücke 
aus meinen politischen Denkwürdigkeiten von Botschafts- 
rat a, D. Hermann Freihetr von Eckardtstein'*, Verlag Karl 
Curthii in Berlin, S* 13 ersihlt h dem Besitz des Lord 
Rowton befand sich audi der Entwurf eines deutsch-eng- 
lischen Bündnisvertrages, welchen Beaconsfield kurz vor 
dem Sturze seines Kabinetts im April 1880 auagearbeitet ' 
hatte» um ihn gelegentlich Bismarck m Begutachtung eu 
übermitteln. Es war die Rede davon gewesen, daß Lord 
Rowton. mit diesem Entwurf im geheimen zu Bismarck 
lehren soBtt^ 

Bei Lord Rowton faiformierte sidi Chamberlab Anfang 

Novttmber 1899 über die Korrektheit der ihm von Eckardt- 
12 
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stein gemachten Angaben über die Bündnisverhandlungen 
zvmchen Bismarck und Beaconsfield. Die erwiesene Tat- 
sache» daft Lord Beaconsfield dem Gedanken eines deutich- 
ca^Uscfaen Bündnisses sympathisch gegenQber^estanden hatte, 
bestärkte Chamberlain in seinem Entschlüsse, den von 
Eckardtstein gesprächsweise gemachten Vorschlag eines 
deutsch-englischen Bündnisses anlzandmien. 

Auf dem Beilmer Koogrefi gelang et dem Fanten 
Bismarck, so gute Beziehungen zu Lord Beaconsfield herzu- 
stelleoi daß Lord Beaconsfield Ende 1S79 oder Anfang 1880 
den Entwurf eines deutsch-englischen Bündnisvertrages 
ansarbeitetet um ihn gel^entUch Bismaidc zur Gutachtung 
zu übermitteln. Durch den Sturz des Kabinetts Beacons- 
field wurde dieser Plan vereitelt. 

Kurz vor dem Ausbruche des mssisdi-turkiscfaen Krieges, 
der am 12. April 1877 erklärt wurde, soll Fürst Bismarck 
dem Lord Derby ein Offensiv- und DefensivbSndnis gegen 
Frankreich angeboten haben, was dieser ohne Zögern 
ablehnte. (Serge Goriainow „Le Bosphore et les Darda- 
neUes'S Paris, 1910, S. 339.) Am 1. Februar 1887 besuchte 
FSrst Bismarck den britischen Botschafter Stt E, Malet 
in Berlin, um ihm ein Bündnis zwischen Deutschland und 
England nicht gerade vorzuschlagen, aber nahe zu l^;en« 
und am 22. November 1887 schrieb Fürst Bismarck emen 
PHvatbrief an Lord Salisbury zum Zwecke der Anbahnung 
eines deutsch-englischen Bündnisses. Das mit Rußland durch 
die Verträge von 1881, 1884 und 1887 erneut verbundene 
Deutschland stieft seUMt^erstandlich in England auf Mift* 
trauen* dena diese Verfarige richtete sich direkt gegen 
England. 

Das sogenannte Dreikaiserbündnis oder richtiger Drei- 
kaisenrerhältnis des Jahres 187% ubtr wekhes ha Jahre 
t» sd 



1872 du tduriftlidier Vertrag nlcbt getdihmeii wurde, 

wurde im Jahre ISSl zu einem geheimen, dreiseitigen, 
schriftlichen Neutraliiatsabkommen, zunächst auf 3 Jahre» 
zwischeo DeatscUandi» österreicii^Uiigam und Rußland aus^ 
gebaut und im Jahre 1884 auf weitere 3 Jahre eraeoert 
1887 aber nur von Rußland und Deutschland fortgesetzt, 
bis es Juni 1890 nadi dem Rücktritt Bismardcs von 
seinen Ämtern eriosdi. Wahrend das Bündnis der 
Dreibusennidite, weldiea April 18^ vor der Zusammen- 
kunft von Skiemiwice in der Zeit vom 17, — ^19. September 
1884 geschlossen wurde, und der deutsch-russische Rüdc- 
versichenmgsvertrag vom Juni 1887 seit Jahrzehnten 
bekannt sind, ist das Abkommen der Drdlcaisermadite 
vom Juni 1881 zum ersten Male erwaimt von Eridi Mareks in 
„Otto von Bismarck** S. 197 im Jahre 1915 und sodann von 
Otto Hammann in „Der neue Kurs'* (Reimar Hobbing, 1918, 
S.31) und in »Zur Voigesdiichte des Weltkrieges** (Reimar 
Hobbing, 1918, S. 38), denen ich die Verantwortung für 
die Richtigkeit dieser Darstellung überlassen muß. In 
einem von Hermann Hoffmann im Auftrage des Fürsten 
Bisfluvck im Herbst 1896 unmitteHwr nach den Entinil- 
lungen der Hamburgfer Nadiridhten liber den deutsdi«nis- 
sischen Neutralitätsvertrag in der Neuen Freien Presse 
veröffentlichten Artikel heißt es: „Das ältere Dreikaiser- 
bundnis iwischen Deutschland! Osterreidi und Rußland hat 
Ins 1887 bestandest ist aber dann nicht erneuert worden, 
weil Rußland Österreich nidit mehr traute.*' (Hermaun 
Hoffmann, Fürst Bismarck I> 5. 112.) 

Die leitenden Fenonan in Wien Ifiannten fibrigena den 
deutsdMrussisciien Rfickverndierungsvertrsg des Jahres 1887 
von Anfang an. (Hammann, Der neue Kurs, S. 31.) 
Man mufi sich immer vor Augen halten^ daß Deutscii- 
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kmd und Rußland von 1S72 bis 1890 ununterbrochen ver- 
bundel wareiit und zwar vom Mai 1873—1890 icbiiftlkk. 

vom 6. Juni 1873, dem Tage, 
wo zu Schönbrunn Franz Josef I. und Alexander II. die 
sogenannte »Entente" unterzeichneten, bis 18Ö7 ohne jede 
Uoterbrechmig mit Rußland achrifÜtch verbündet geweien 
aein. ^uard von Werlheimer, Graf Juliva Andraasy, II, 
Stuttgart 1913, S. 90.) Als Ende September 1879 Kaiser 
Wilhelm i. seine Genehmigung zu dem Entwürfe dea deutsch* 
oatenreicluadien Bündniasaa geben aoUte» vermodite er nicbl 
über daa Bedenken hinwegzukommen, da£ er durdi Nicht- 
beachtung des Vertrages vom Mai 1873 einen Akt der 
Treulosigkeit gegen seinen Neffen Alexander IL begehe. 
AUcrdinga hatte Biamaidc den Kaiaer Wilhelm gerade über 
dieaen Punkt im voraus beruliigt, bdem er ihm dailegte» 

daß die Petersburger Verabredung vom Mai 1873 durdi 
die Wiener Vereinbarungen zwisdien Franz Josef L und 
Alexander iL vom 6. Juni 1873 ganz abgeändert worden 
aden. Ol>erdiea liabe aidi Kaiser Alexander in des 
letzten Krisen nie auf den Petersburger Vertrag von 1873 
berufen, womit er ja selbst anerkannte, daß er ihn nidit 
mehr ab zu Recht bestehend betrachte. (Eduard vom 
Werdieimer» Graf Juliua Andraasy, IH 287.) 

Fürst Bismardc hat es niemals verstanden, England in 
eine Lage zu bringen, in der es sich nach deutscher Hilfe 
aehnte und nach einem Bfindnia mit Deutschland Verlangen 
trug. ' Und dodi Iwt er mehrmala durch Monate und 
Jahre hindurdi eine vom Schidcsal gegebene günstige 
Konjunktur gehabt, die er nur nicht auszunützen verstand. 
Ein solcher großer Moment, den Bismarck unbenutzt 
vorübergehen ließ« war der Besuch des Lord Saüsbury 
btt ihm in Berlin am 2& Novanl>er 1876. Englaiul driagte 
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durch deo Mund Salisburys auf ihn ein« gegen Kaiser 
Alexander II. in der türkischen Frage eine verschärfte 
Stellung einzunehmen lond einen Druck ' auf dessen Ent* 
sdiliefiungen auszuüben. Es wäre dem Fürsten Bismarck 
damals ein leichtes gewesen, ein Bündnis mit England und 
Österreich-Ungarn gegen Rußland zustande zu bringen» 
Und diese glanzende Konjunktur hielt bis zu dem Vertrage 
zwischen Schuwalow und Salisbury am 30. Mai 1878, die 
als Grundlage für die Haltung Rußlands und Englands 
auf dem Berliner Kongresse dienen sollte, im großen 
ganzen an. 

Wenn Bismarck nicht dnmal daran dadite^ sich von 

Rußland zu trennen, so gibt ein Ausspruch von ihm Auf- 
schluß, den er am 6. Oktober 1879 gegenüber Moritz Busch 
tat» indem er sagte: «Ich bin auch russisch, aber nicht 
blindrusslsdi wie der Kdser, neben dem nur sein Herr 
Bruder, der Prinz Karl, und die Prinzessin Alcxandrine 
stehen, sonst kein Mensch am Hofe.*' (Busch, Tagebudi- 
blatter« % & 561.) 

In sdnen »Gedanken und Erianerungen" hat uns Fürst 

Bismarck sorgfältig verschwiegen, daß er im Jahre 1876 
zweimal versucht hat» zu einem Bündnisse mit Rußland 
zu gelangen. 

Im August 1876 hatte Freiheir von Manteuf fei in vor* 

sichtiger Weise beim Zaren Alexander II. den Antrag 
vorgebracht, mit Deutschland ein Schutz- und Trutzbündnis 
SU schliefien. Alexander IL tat» ab wenn er den Antrag 
übeihört habe. Am 1. November 1876 sondierte der 
deutsdie Botschafter von Schweinitz den Fürsten Gort- 
schakow, ob er gegen Unterstützung im Orient auf einen 
Garantievertrag für Elsafi-Lothringot eingehen wurde. Der 
russisdie Staatskanzler wies eine soldie Zumutung rundweg 
s« 
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«b. (WcrtbdflMr» Graf JnUui Aadraiiy, HL S. 249^ k 
der Zeit hochgradiger Spannui^ twisdien Englaad oad 
Rußland vom FrSl^ahr 1876 bii Frühjahr 1878 verstand es 

Fürst Bismarck nicht, irgendeinen Vorteil für Deutscliland 
von Rußland oder England zu erhalten. Nach der Ansicht 
von Profeaior Hans Detbruck QBisiiiarcks Eibe» S. 192 
und 183) verhinderte Bismarck Im Jahre 1878 den Krieg, 
den damals österreidi und England g^egen Rußland fuhren 
wollten» und im, Winter 1884 auf 1885 den stündlich 
erwarteten Krieg zwischen Rufiland and England um 
A%hanistans willen. 

Der Hauptgfrund, warum Bismarck in der Zeit vom 
Frühjahr 1876 bis Frühjahr 1878 sich nicht für England und 
Österreich gegen Rufiland entschied» liegt in seiner Vorliebe 
für das koaaklsdie Regiment» in semer Besorgnis vor 
sozialistischen Umtrieben, in seiner Bewunderung der 
zaristischen Macht als Sdiützer der sozialen Ordnung 
Europas. Et ist nicht daran zu zweifeln» dafi Deutschland» 
Östeirdch-Ungam und England Rufiland damals besiegt 
haben Mrürden, auch wenn Rußland von Frankreich unter- 
stützt worden wäre. Die ganze Weltgeschichte wäre 
anders gekommen, und wahrscheinlich hatten wir weder 
den Weltkrieg noch die soziale Revolution bis heute gehabt 

Fürst Bismarck hinterliefi seinem Nachfolger eine grund- 
lich verfahrene auswärtige Politik. Wir waren mit Ruß- 
land verbündet» und dieses grade strebte nadi der Erobenmg 
von Konstantmopel und wollte zo diesem Zweck nnsen 
Bondesgenossen Osterreich-Ungam zersdimettem und 
durch das Brandenburger Tor in Berlin einmarschieren. 
Das russisch-französische Bündnis lag in der Luft und 
mufite kommen. Fürst Bismarck war überzeugt» dafi er 
das Vertrauen des Zaren Aleiaader DL In demselben 
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Maße besäße, wie er das Vertrauen des Zareo Alexander IL 
besessen hatte. Der Satz war riditig, aber mit der £ui* 
•diiinkimg» dad beide Zarai das groftte Mifttraacn gtgpa 
den Fürsten Bismardc hatten» wie wir heute aus einer 
Reihe authentischer Quellen wissen. Nur ein Bündnis mit 
England konnte uns im Weltkriege von Nutzen sein, und 
grade das besaßen wir nicht Wenn man eine große 
Armee hat^ Int man gut, sich nicht mit der Armee des 
Nadibam, sondern mit einer Seemacht zu verbinden. Die 
russische und deutsche Infanterie zusammen konnten niemals 
nadi Engiand marsdiieren» Aber die englischen nnd 
dentsdien Streitkräfte zasaanmen Itonnten der Welt den 
Willen aufzwingen. Da nun Rußland unter allen Um- 
standen nach Konstantinopel und Kleinasien drängte, so 
mußte diese Politik im Weltkrt^ enden. Und der 
Weltkrieg konnte nur in die soziale Revolution ausmfinden. 

Wenn Fürst Bismarck das Eigentum und die Fidei- 
kommisse schützen wollte, so hatte er eben auf das 
falsche Plerd gesetzt Die privatwirtschaftlicfae Gesdl- 
schaftsordnnng hatte Fürst Bismardc dnrdi dn BSadnb 
mit England und den Vereinigten Staaten von Amerika 
festigen können, also durdi ein Bündnis mit Staaten der 
republikanischen Weltauffassung. Verkehrterweise tndite 
er dasselbe Ziel durdi em Bündnis mit Rufiland» mit dem 
klassischen Staate der kosakischen Weltansdiauung zu 
erreichen. So untergrub Fürst Bismarck selbst nicht nur 
sein Lebenswerlc, das deutsche Kaiserrekfa, sondern auch 
die von ihm bcgrOndeten FideOcommisse zu Fiiedridismh 
und Varzin. 

Aber war Fürst Bismarck nicht ein Staatsmann von 
einzigartiger Klarheit des Geistes, von tiefster Menschen* 
kenntnis, von tiditigem Instinkt? War Ffiiit Bismardc 
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nicht der klas&iscbe Realpolitiker? Ich finde, daß m 
nitaater durch Uofm Zatrirame ober all« Mafien anklar 
und sich lelliit widenprecfaead war. Idi ffaide» daft Ihai 

als Diplomaten mitunter die denkbar größten Kunstfehler 
passierten und daß aeine Ungeschicklichkeiten und Kunst- 
fehler in ganx benrorragendem Maße an dem Zuatande- 
kommen des Wdtkrieges und der sozialen Revolutioii, die 

er durchaus vermeiden wollte, Anteil haben. 

An seinen Sohn Herbert schrieb Bismarck am 7. Sep- 
tauber 1870^ sein Wunacfa wire» daß wir out io deo 
eroberten Departements häuslich einrichten steten, ehe 
wir weiter vorgehen würden. ,,Tun wir es zu frah« so 
verhindern wir damit, daß sie sich untereinander entzweien." 
(Bismarck-Jahrbach, 6. Band, & 233). Am 13* Januar 1871 
aagte Biaaiardc su Mbltke in Gegenvrart des Kronprittseuv 
er sei überhaupt stets dagegen gewesen, daß der Krieg 
weiter geführt werde als bis in die Champagne; er habe 
CS für den größten Fehler gehalten, bis Paris voRudriBgen 
und zur Zeniienmg tu schreiten. (Ottokar Loreni, Kaiser 
Wilhelm und die Begründung des Deutschen Reldies, S. 483.) 

Am 8. Januar 1871 sagte Bismardc zu Prinz Kraft zu 
Hohenkhe-Ingelfingen, wir hatten im Argonnerwalde stehen 
bleiben sollen. (Hobealobe-bgdfingco« Ans mdnem Leben« 
4. Band, S. 375.) Ende November 1870 eridirte ddr^ 
selbe Bismarck dem Großherzog von Baden, er habe 
gewünscht» man solle sich begnügen, Paris mit drei oder 
vier Kmi» zu beobachten. Mit dem Alirigen Teile der 
Armee liatte man dann so wdt in das Innere Ton Frank* 
rmdi eindringen können, daß die Franzosen nidit mehr 
imstande gewesen wären, neue Armeen aufzusteUen. 
(Otlokar Lomst, Kaiser WÜhekn, S. 477.) 

Ui^gefihr am 18. November 1870 spradi lidi Bismaidt 
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gegenüber dem Großherzog von Baden lolgendermaßen 
Mii: MDiirdi die unglScklidie £iiisdilieftang von Paris lel 
•lies ins Ungewisse gdcommenr^ Wire man sogleich in 

das Innere von Frankreich eingedrungen, so wären die 
Franzosen außerstande gewesen, neue Armeen aufzu- 
stellen, und man hatte ohne Paris Frieden schliefien können." 
(Ottokar Lorenz, S. 509.) 

Bismarck wollte das Verschiedenste, sich Widersprediende. 
Stehenbleiben in EIsaß-Lothringen, in den Argonnen, in 
der Champagne, sofort Vorrücken in das Inno« von 
Frankretchoderschließlicfa Paris beobachten durch vier Korps 
und mit den übrigen Truppen in das Innere von Frank- 
reich vordringen. Auch wer nicht strategisch gesdiult ist, 
weiß, daß jeder seiner Vorschläge verkehrt und geeignet 
war, ans einem kurzen Krieg einen Dauerkrieg oder Welt- 
krieg zu machen. Wir woUen aber dem Funten Bismarde 
hier aus seinen verkehrten stratej^ischen Plänen keinen 
Vorwurf machen, obgleich die Durchführung dieser Pläne 
sein l.ebenswerk, die Begründung des Deutschen Reiche^ 
im Entstehen vernichtet haben wurde. Aber das Wider- 
sprechende seiner verschiedenen Pläne beweist seine 
geistige Unklarheit, beweist, daß er in der Absicht, Moltke 
zu argem, die gemeingefährlichsten Ansichten äufierte, die 
den Erfolg- des ganzen Feldzuges vemiditet hatten, wenn 
die zuständigen Personen, Moltke und der König, seine 
Äußerungen ernst genommen und ihnen irgendweichen 
Wert beigd^ liätten. 

Fürst Bismarck liat aber auf dem Gebiete der Politik 
mitunter Ansichten geäußert, die noch mehr konfus waren 
als seine strategischen Pläne nach der Schlacht von Sedan 
vom 7« September 1870 bis 13. Januar 1871« In seiner 
Rekhitifgsiede vom 9. Januar 1876 sagte Fürst Bismarck; 
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«Die sozialistiscb-demokrAtiacbeii Umtriebe habea weseatlich 
mit daza beigetiagen, den geadiaftliclwn Dntck, «nier 
dem vrar uns befinden» zu sdwHen; aie haben ganz gewift 
die deutsche Arbeit verteuert und vermindert, und ihr 
Produkt ist, da& der deutsche Arbeitstag nicht mehr das 
leiftet, was der französische imd englische Arbeitstag 
leistet; d«r Iranzöiisdie Arbiter arbeitet an einem Tage 
mehr als der deutsche und geschickter; wir sind zurück- 
gekommeo in der Arbeit, und dadurch haben wir aufgehört, 
ieoniauraizfahig zu sdn. Daß wir zuradegekommen sbd, 
schieben wür wesentlicfa den sozialbtischen Umtrieben zo. 
Und deshalb klage ich die Fuhrer der Sozialisten an, daß 
sie an der Not, in der sich der Arbeiterstand heutzutage 
befindet, wesentlich mitschuldig sind. Der franzosische 
Arbeiter schalfl: heute m jeder einzelnen Stunde mehr als 
der deutsche Afbeiter; das k6nnen Sie tSgÜch bei unsem 
Bauarbeiten, bei denen Franzosen verwendet werden, sehen.** 
Der Reichskanzler, der so sprach, war jahrzehntelang 
Handelsminister in Pteufien. Es ist sdiwer, über das 
Thema Deutschland und Frankreidi, der SoziaUsmus und 
die Bauarbeiter etwas Verkehrteres zu sagen als der 
Reichskanzler Fürst Bismarck im Reichstage. Je mehr die 
Sozialdemokratie im deutsdhen Volke sich ausbreitete, 
um so leistungsfähiger wurde die deutsche Arbeit, um so 
mehr überragte die Produktion und der Export Deutsdi- 
lands denjenigen Frankreichs. Kein Staatsmann ist so oft 
als Realpolitiker bezeichnet wonlen als dar Fürst Bismarck. 
So sehen also die realen Tatsadien aus, auf welchen dieser 
Realpolitiker seine innere und äußere Politik aufbaute. 

War es nach . diesen Proben aus den strategischen 
Gesprädben und politischen Reden des Fürsten Bismarck 
. dn Wunder, daß auch seine Diplomatie schwere Mangel 
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aufwfei ? Fürst Bismarck brachte durch die rom 29. Oktober 
1374, dem Tage der Thronreck» bia xum 11. Mai 1875, 
dem Tage seSnea Abadtiedageaudiei» betridbene Politik 
gegenüber Fraokreidi und Belgien Deutachländ an den 
Rand des Abgrundes, in die Gefahr, wegen Bedrohung 
Fiaiikreicba mit allen Großmächten Europas in Krieg zu 
gemten. Am 10« Mai 1875 gaben penonlidb nnd gleich- 
zeitig bei dem Fanten Btamardc Furit Gortschalcow und 
der englische Botschafter Lord Odo Russell Erklärungen 
ab» die Deutschland von einem Angriffe gegen Frankreich 
nbiialten sollten. Ea fdilte nidit vie!» daß.atcfa auf den 
Wunadi Engianda auch Osteireidi-Ungarn und Itatien 
dieser Intervention zur Aufrechtcrhaltung des Friedens im 
Interesae des bedrohten Frankreichs anschlössen. Wir 
wiasen heute, daß im Falle einea deutschen Angrilb geg;ea 
Frankreidi auch Osterreidi*Un^am im Verein mit Rnfl- ^ 
land und England den Franzosen zu Hilfe gekommen 
wäre« (Wertheimer, Giraf Julius Andrassy, II, S. 230 u. 
234) Niemand anders ala Kaiaer Wilhelm L war der 
Ansidbt, dafi Bismarde die Absicht lidbe, Franlcreidi anzu- 
greifen. Am 25. Oktober 1874 kam Wilhelm I. in einer 
Unterhaltung mit Hohenlohe auf den eine Drohung gegen 
Fnudoreich enthaltenden Schluftsatz der bevorst^enden 
Thronrede und Icnüpfle daran die Befürchtung, es möchte 
daraus abgeleitet werden, daß wir mit Frankreich wieder 
Krieg anfangen wollten. Davon wolle er nichts wissen. 
Er sei za alt» am noch Krieg anzufangen, und er befurchte, 
ßti Fifst Bismarde ihn nach und nadi wieder m eben 
Krieg hineinführen wolle. Schliefilidi sagte der Kaiaer:' 
»ich werde in dieser Beziehung noch mit dem Fürsten 
Bismarck hi Streit kommen." (Hohenlohe, Denkwürdig- 
keiten, n, 137); 
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An 15. April 1875, tko 8 Tage Badb dm Enchciwi 

des I&ieg-m-Sidit-Artikels der „Post", sagte Wilhelm I. 
zo dem französischen Militärattache, dem Prinzen von 
Polignac: «Man hat uns bmullicreii wollen." Polignac 
erwiderte: »Darf ich ingeop wer dieeer Mann irt?" Mit 
ebem bezeichnenden Ladieb legte der Kaiser den Floger 
auf den Mund. (Deutsche Revue, November 1892, S. 164.) 

Am 30. April 1875 sagte Moltke zn dem belgisdien 
Gesandten Baron NothomlH er wisse nicht» wie DenlMli* 
land im nidisten Jahre den Krieg vermeiden solle, wenn 
die Großmächte Frankreich nicht veranlassen sollten, seine 
Rüstungen auf ein vernünftiges Maß herabzusetzen. Und 
Ende April 1875 sandte Bisnarde den Staatssekretär 
von Blilow ZQ Nothomb mit der vertraulichen Nachridit: 
«Sagen Sie Ihrem König, er solle seine Armee zur Ver- 
teidigung bereit machen» weil Belgien von Frankreich 
sdueller angegriffen werden wird als wir erwarten«" 
(Lord Newton: Lord Ljrons 0, page 74.) 

Wenn Fürst Bismarck im Frühjahr 1875 die Ansicht 
Moltkes geteilt hat, daß das noch schwache Frankreich 
durch einen Pkaventivlarieg zn Boden geworfen werden 
mvfi, so haben Bismarck mid Moltke sich als schlechte 
Strategen und Politiker erwiesen, denn über den Aus- 
gang dieses Krieges kann heute kein Zweifel mehr bestehen. 
Dieser Krieg wäre genau so ansg^ a i^ge n wie der Welt- 
krieg, der am 1« A^guat 1914 begannt and dessen Waüen- 
stillstandsbcdingungen wir jetzt in der zweiten Hälfte des 
November 1918 zu spüren bekommen. Wenn Bismarck 
aber nidit die AbsidU gehabt bat* Fmnkreicb anasrdfen, 
ao fat sein Tun nnd Unterlassen vom Oktober 1874 bis 
Anlang Mal 1875 eine Kette verhängnisvoller diploma- 
tischer Ungescbickiicbkeiten, die Deutschland in erhebliche 



CcMir bfmditm «ad f9r den Fünten Blniuurck eine aofdiii*- 

liche diplomatische Niederlage bedeuteten. Selbst der 
gesundeste Staatsmann hätte am Vormittag des 11. Mai 1875 
dem König sein Abscfaiedsgesudi ubenreicheD imd mit 
feiner ersdbfitterten Gesundheit begründen müssen. 

Napoleon I. war von 1796 bis 1812 fast ununterbrochen 
siegreich» bis sich das Glück gegen ihn dauernd wendete. 
Hindenbiiisf erging ei ähnlich» Moltke hatte augensdiemlicli 
dat Bestreben, das Kriegsglfidc herauszufordern» wddies 
ihn 1875 sicher ebenso verlassen haben würde wie Napoleon 
1812« penn Deutschland würde es mit England, Rußland, 
östenreichpUnganit Italien, Frankrekh und vielleicht auch 
Belgien zu tun gehabt haben. Diese Koalition hatte Fürst 
Bismarck durch feine Fehler, insonderheit durch sein 
herausforderndes Verhalten mittels der Thronrede und 
mittels der offiziösen PresM^ zustande gebracht 

Wegen der zunehmenden Besorgnis vor sozialistisdien 
Umtrieben wollten sich Fürst Bismarck und Wilhelm I. 
nicht vom russischen Zaren trennen. Je älter und je 
reicher Fürst Bismank wurde» um so mehr haßte er die 
Sozialdemokralen, um so wichtiger wurde ihm das BSndnis 
mit dem Zarismus gegen den sozialen Umsturz. Am 
23. Juni 1890 sagte Fürst Bismarck zu einer Berliner 
Abordnung: wl>ie Soziakiemokraten rechne ich nicht zu 
den DeutMhen.* (Faul Dehn, «Bismarck als Erzieher", 
S.476.) Und am 17. Mai 1893 sagte Bismarck zu Fried- 
ridisnih: „Der Umstand, daß man jetzt die Sozialisten 
als eine politische Furtei behandle^ ab eine Macht im Lande, 
die man amslhaft behandeln und der man redm^ 
muß, statt als Räuber und Diebe, die zermalmt werden 
müssen — das bat ihre Kraft und Bedeutung in hohem 
Grade geste^pert, ebemo wie die Beachtung, die maii 
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flneii adbaikt kh hätte da« nie gestattet, Sie sind 

die Ratten im Lande nnd sollten vertilgt 
werden." (Poschinger, Tischgesprädie I, S. 233.) 

In den Verhandlungen mit Rußland pflegte Fürst Eis* 
marck folgenden Ausdruck anzubrifigen : Die R^erungen 
der Dreilcaiserreidie haben der sozialen Revolution gegen« 
über viel mehr zu verlieren, als sie durch Kriege gegen- 
einander gewinnen können. (Poscfaingert Tischgespräche I, 
S. 406.) 

In den letzten Jahren seiner Kanzlerschaft hatte Bkmarck 

die Absicht, ein neues Reichstagswahlrcclit zu schaffen, welches 
notorische Sozialdemokraten vom Wahlrechte ausschloß. 

Zu diesem Zwecke sollte statt der geheimen Absjkimp 
mui^ die öffentliche eingeführt werden. Freilich konnte 
das nur mit einem Gewaltstreich durchgeführt werden. 
Bismarck plante die Auflösung des Reiches und eine 
Neuschöpfung als Fortsetzung des alten Reiches mit dem 
neuen öffentlichen Wahbecht Oians Detbruck. Bismarcks 
Erbe. S. IIS fg.) 

Es bedarf keiner weiteren Beweisführung, daß Bismarck 
bei dieser setnor Stellungnahme zur Sozialdemokratie 
niemals ernsdlch daran gedacht hat, sich von Rufiiand 

abzuwenden und ein Bündnis mit England gegen Rußland 
zu schließen. Er hätte neben seinem russischen Bündnis 
soweilen noch gern ein englisches Bündnis gehabt. Als 
Bismarck Ende 1B75 Lothar Bucher nach London sandtet 
um ein Defensivbundnis mit England anzubahnen, war er 
am 12. Mai 1875 durch Gortschakows Runddepesche: 
«Maintenant la paix est assur^* (Jetst ist der Friede 
gesichert) ans Berlin, an die Vertreter Rufilands ads 
schwerste gekrankt Falls Bismardc Ende 1879 mit Beacons- 
field zwecks Abschluß eines Defensivbündnisses in Ver- 
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blndanj^ getreten war» ilaod er unter dem Ejndmck des 
•B Z¥rei Stellen eine Kriegsdrohimsf enthaltenden Briefes 

des Zaren vom 15. August 1879 an Wilhelm L Und 
alt Bismarck am 22. November 18Ö7 an Saiisbury sdirieb» 
Stand er unter dem £indnick der fetpannten Bexiehnngen 
xa Alexander HL, die audi dnrdi die AnsspnMlie xwisdien 

Bismarck und dem Zaren am 18. November 1887 in 
der nissischcii Botschaft zu Berlin nicbt bixireidiend besel» 
tigt waren. 

Ab die orientalisclie Frage im Fruli|a]ir 1876 im Begriff 

war, in ein akutes Stadium einzutreten, und als der deutsdhc 
Botschafter in London Graf Münster in einem Schreiben 
an den Kaiser Wilhelm L den Bruch xwischen England 
und Rnflland vorausgesagt hatte, bexeidinete Bismardc in 
einem Schreiben aus Kissingen vom 6. Juli 1876 diesen 
Bruch als eine große Kaiamitat und ein europäisches Un- 
glück nnd eigriff im übrigen sofort für Rufiland Partei« 
Indem er den Grafen Münster autorisierte» auf eventueDca 

Wunsch des Kaisers Beruhigungsvorstellungen in England 
zu erheben und sich dabei an den Text des gegen Deutsdi- 
land gerichteten englischen 2irknlara vom Frühjahr 1875 
zu halten. (Gedanken und Erinnerungen des Fürsten 

Bismarck, Anhang, U, S. 488.) 

Als für Rußland nach seinem Vorstoß gegen Merw im 
Jahre 1884 ein ernster Konflikt mit England drokter leistete . 
Fürst Bismardc dem Rnssisdte» Reiche den Dienst dnrdi 
Druck auf die Pforte, daß die Dardanellen gegen Kriegs» 
schiffe versdilossen blieben (L Raschdau« Der deutsdi- 
rasfisdie Ruckveraicherui^gsvertrag»' In den •Greaxboten'' 
vom 12. April 1918^ & 27» iowie Otto Hammaan» Zur 
Vorgeschichte des Weltkrieges» S. 39.) Da die angk>* 
indische Regierung nach der Besetzung der zu Peruen 
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gehörenden Stadt Merw durch die Russen zum Kriegte 
rüstete, bestand am Ende des Jahres 1ÖÖ4 auch nach dem 
Urteil des Prof esior Heinrich Friedjimg (Das Zeitalter des 
Imperiallsiiiiu, I, Verb; Neufeld & Henlus, Berlin, 1919 

S. 58) die Gefahr eines großen Krieges um die Herrschaft 
Asiens zwischen England und Rußland. In diesem afghani- 
stanischeo Konflikt handelte Fürst Bismarck genau wie an 
der Schwelle d^ orientalischen Krise un Frühjahr 1876. 
Er stellte sich auf die Seite Rußlands und erschwerte 
durch sein Verhalten den Engländern den Beginn des 
Krieges» sodaft der Krieg onterhlieb und der englisch« 
russisdie Gegensatz zum Nachteil Deutschlands ausgeglichen 
wurde. Fürst Bistnardc hat, wie wir wissen, Schule gemacht 
in der großen Kunst, die althergebrachten Gegensätze der 
Großmachte auf Unkosten Deutschlands zu einem Aus- 
gleich zu bringen, und hat in seinen Nachfolgern gelehrige 
Sdiüler in dieser echt deutsdien Kunst gefunden. Der 
Mann der Blut- und Eisenpolitik handelte im Jahre 1876 
und im Jahre 1884 wie ein Quaker oder wie ein Pazifizist* 
hl beiden Fallen verhinderte er England, birndnisreif zu 
werden, indem er England vor Schaden bewahrte. Nicht 
in einem Unterlassen besteht in der orientalischen Krise 
von 1876^ — 1878 und in der afghanischen Krise von 1884 
allein die Schuld Bismarcks, indem er die Kunst nicht 
verstand* den englisch-russischen Gegensatz zu verschirfen, 
sondern in einem positiven Tun, welches England verletzen 
mußte und welches den Interessen Deutschlands schnur- 
stracks znwideriief. 

Am 8. Ai^fust 1895 bot Salbbury auf der Reede vor 

Cowcs Kaiser Wilhelm IL die Aufteilung der Türkei an, 
ein Anerbieten, weiches in einer den englischen Frenuer- 
mjnister verletzenden Art sofort lachend abgewiesen wurde. 
7 Martin, Sosfale Rt volstlon 97 



. Digrtized by Google 



Ende Marz 1898 kam et zu Verhandlui^ei» zwischen dem 
deottdien Botschafter Grafen Paul Hatzfeld und dem 

englischen Kolonialminister Joseph Chamb^rlain in London 
über ein engeres Zusammengehen Deutschlands und Eng* 
lands In allen akuten Weltfragenf insbesondere der chine^ 
sisdien. Sdilidftlidi veiliefen aber diese Verhandlungen 

rcsultatlos. 

Am 17. November 1899 erklärte Chamberlain gegen- 
über dem Botschaftsrat Freiherm von Edcardtstein, daß 
er jetzt vollständig von dem Gedanken durchdrungen sei, 
daß ein deutsch-englisches Bündnis im Interesse der Kultur, 
des Weitfriedens und der beiderseitigen Interessen von 
unschätzbarer Bedeutung sein würde, und dafi seiner 
Ansicht nach auch Amerika in irgendeiner Form an diesem 
Weltfricdensbund beteiligt werden müsse. Ende November 
1899 kam der Kaiser, begleitet von Bülow, zu einem 
Besuche der Königin Viktoria nach England. Auf Veran- 
lassung des Freiherm von Eckardtsteb fand in Windsor 
eine Unterredung zwischen CSiamberlain, dem Kaiser und 

Bülow statt. 

Vom 12.— 17. Januar 1901 fanden auf Schloß Cbats^ 
Worth, dem Landsitze des Herzogs von Devonshire, zwischen 
Edcardtstefai, Chamberlain und dem Herzog von Devon- 
shire Aussprachen über sämtliche sdiwcbende Weltprobleme 
sowie über die Zukunft der deutsch-englischen Beziehungen 
statt Die beiden englischen Minister erklarten, sie gehörten 
zu denjenigen Mitgliedern des englischen Kabinetts» welche 

einen Anschluß an Deutscliland erstrebten. 

Infolge des Ablebens der Königin Viktoria am 22. Januar 
1901 mußte die Einleitung von offiziellen Bündnisverhand- 
lungen bis auf weiteres verschoben werden. Am 18. Marz 

1901 wurden die offiziellen Verhandlungen zwisdien Lord 
9t 
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Lansdowne und Edcardtstein wieder aufgenommen. Da- 
neben hatte Eckardtstein mit dem japanischcD Gesandten 
in London, dem Grafen Hayashi, Fühlung genommen und 
ihm den Vorschlag eines deutsch-englischen-japanischen 
Bündnisses Mxah Erhaltung des Friedens im fernen 
Osten gemacht. 

Bei den deutsch-englischen Verhandlungen im März 1901 
handeile es sidb um ein Defensivbündnis, welches bei 
Doppelangriff wirksam sein sollte. In samtlichen Haupt- 
punkten wurde zwischen Eckardtstein und Lansdowne ein 
volles Einvernehmen erzielt. Diese Details beruhen auf 
persönlichen Mitteilungen des Freiherm Hermann von 
Edcardtstein. 

Lord Salisbury erklärte sich ausdrücklicli mit einem 
Defensivbündnis, welches Deutschland nicht aggressiv gegen 
Rofiland zu verpflichten brauchtet einverstanden» war auch 
bereit, Lansdowne einen offiziellen Vorsdilag an die deutsdhe 
Regierung richten zu lassen. Einer der Gründe, daß es 
nicht hierzu kam, lag in den Schwierigkeiten, die mit der 
von deutscher Seite gewünschten Ausdehnung des Bfind* 
«i-e. «rfö*«reid.-UBg«n ««1 lulie. Tobomle. w«e». 
Lord Salisbury hatte alte Bedenken dagegen, Vcrpflich* 
tungen für Staaten mit siavischcn Volksteilen und latei- 
nischen Ansprüchen einzugehen. (Otto Hammann, Der 
neue Kurs, Berlin 1918, S. 128.) 

Nadi' der Ansidit des Freiherm von Edcardtstein ist 
die unglückselige Orientierung des Fürsten Bülow nadi 
dem zaristischen Moskowitertum sowie seine Besorgnis 
vor den alldeutsch gerichteten^ Kreisen und der allmach« 
tigen Umgebung des Kaisers der Grund, dafi diese Ver* 
handlung-en zum Scheitern gebracht v/orden sind. 

Das Scheitern dieser Verhandlungen trieb England auf 
7* W 
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die Seite der russisch-französischen Entente und war daher 
die Hauptursac^e für die ungünstige diplomatische Kon- 
stellation Deutscfalaodi an der Schwelle des Weltkrieges. 

Ans dem Scheitern dieser Verhandlungen mußte früher 
oder später der Zusammenstoß des nach Armenien und 
Konstantinopel drängenden Rußland mit den Zentraimächten 
erfolgen. Aus dem Scheitern dieser Verhandlungen mufite . 
der Weltkrieg hervoigehen, sofern es Deutschland nicht 
naditrägiid) noch gelang, wieder gute Beziehungen zu 
England herzustellen und England von der Seite der 
Alliierten abzuziehen. 

Es kann nicht In Abrede gestellt werden» daß Bethmann 
Hollweg, Jagow und Ltchnowsky erfolgreidie Anstrengungen 
gemadit haben, um die deutsdi-englischen Beziehungen zu 
bessern. £s war dem Fürsten Lidinowsky gelungen» den 
sogenannten Bagdadvertrag und den Kolonialvertrag mit 
England fast zum formellen Abschluß, beziehungsweise zur 
Ratifikation zu bringen, als der Weltkrieg begann. 

£s ist der Geheimdiplomatie, wie sie in Deutsdiland 
und in England üblich war, zuzuschreiben, wenn die Ver^ 
suche emer deutsch-englisdhen Annäherung so lange ein 
tiefes Geheimnis waren. Aus den Gedanken und Er- 
innerungen des Fürsten Bismardc oder aus dem Buche 
„Deutsche Politik" des Fürsten Bülow kann man über diesen 
widitigslen Teil der Vorgeschidite des Weltkrieges fast 

nichts erfahren, l'urst Bismarck verschweigt überaus Wich- 
tiges und Fürst Bülow vcrsdiweigt nicht nur, sondern 
stellt die Ereignisse direkt falsch dar« um seine eigene 
schwere Schuld am Ausbruch des Weltkrieges zu verdedken. 
Selbst das jüngste im November 1918 erschienene Ge- 
sdiichtswerk „Das Zeitalter des Imperialismus 1884 — 1914" 
von dem Wiener Professor Heinrich Friedjung erwähnt mit 
too 
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keinem Worte das bedeutsamste Ereignis dieses Zeitalters, 
namlicb die ergebnisloseii Verhandlungen zwischen England 
und Deutsdiland im Jahre 1901, die durdi die Schuld des 

Fürsten Bülow zum Sdieitern kamen. Fiiccljung erwähnt 
nur die Verhandlungen des Jahres 1899, stellt aber doch 
aus diesem Anlaß die politische Regel auf, daß ein Staats^ 
mann das möglichste tun muß» um durch Knüpfung von 
Allianzen eine derartige feindliche Gruppierung zu ver« 
hindern. Er ist also weit davon entfernt, das Verhalten 
des Fürsten Bülow zu billigen. Und dodi kannte Fried- 
jung damals noch nicht den tragisdien Ausgang des Welt- 
krieges. 

„Die diplomatischen Enthüllungen zum Ursprung des 
Weltkrieges*', die der frühere Geschäftsträger in London» 
Botsdiaftsrat a. D. Freiherr von Eckardtstein, im November 
1918 v^ffentlicikte, enthalten eine Reihe von wichtigen 
Belegen für die deutsch-cnglisdien Annäherung^) versuche. 
Der alte Fürst Münster, erst Botschafter in London, dann 
in Paris» sagt in einem aus Paris den 14.. April 1898 
datierten Schreiben an Edcardtstein : „Ich weiß es ja, 
Bismarck hat von jeher ein Bündnis mit England haben 
wollen. Da er es aber nicht haben konnte, war er bei 
seinem cholerischen Temperament zeitweise sehr gegen 
England aufgebracht** (Edcardtstein, S. 29.) 

Wie aus einem Privatbrief Chamberlains an Eckaidt- 
stein vom 18. Dezember 1899 hervorgeht, bat sich Büiow 
in der Unterredung zwischen Bülow und Chamberlain zu . 
Windsor, in der der englische Kolonialminister seine Ge- 
danken iibt r ein deutsch-englisches Bündnis unter Be- 
teiligung Amerikas entwickelte, voll und ganz den Aus- 
führungen Chamberlains angeschlossen und ihn dazu er- 
mutigt, als Vorbereitung für ottizidle Verhandlungen in 
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einer öffentlichen Rede Propaganda für diesen Gedanken 
zu machen. Die Rede Chamberlains vom 8. Dezember 
1899 fand in Deutscfaland wenig Beifall» andi nicht bei 
Bülow, der in einer Reichstagsrede hierzu Stellung nahm. 
Am 28. Dezember 1899 schrieb Chamberiain in einem 
Privatbrief an Eckardtstein: ,»Ich will mich hier über die 
Beliandluiigsweist, die Bülow mir hat uriderfahren Janen» 
nicht näher äußern. Jedenfalls halte ich es aber für an- 
gebracht, irgend welche weiteren Verbandlungen in der 
von uns beiden angeregten Bündnisfrage fallen zu lassen." 
(Eckardtstein, S. 14 und 15.) Am 16. Januar 1901 gaben auf 
Schloß Qiatsworth Chamberiain und der Herzog von Devon- 
shire beide Mitglieder des Kabinetts Salisbury, folgende Erklä- 
rung an Eckardtstein ab : „Die Zeit der splendid isolation ist 
für England vorüber. England ist gevdllt, sämtliche noch 
offene Fragen in der Weltpolitilc vor aOem die chinesische 
und marokkanisdie, gemeinschaftlich mit der einen oder 
der anderen der zurzeit bestehenden europäischen Völker- 
gruppen zu lösen. WoU werden bereits innerhalb des 
englisdien Kabinetts Stimmen laut, weldie einen Ansdilofi 
Englands an den Zweibund (Frankreich und Rußland) be- 
fürworten. Wir aber gehören zu denjenigen, weiche einen^ 
Anschluß an Deutschland beziehungsweise den Dreibund, 
vorzidien wurden. Sollte es sich aber heraussteDen, daß 
ein Anschluß an Deutschland nicht möglich ist» so würden 
auch wir ein Zusammengehen mit Frankreich und Rußland 
selbst unter den schwersten Opfern, vrie z. B. von Marokko 
und Persien, ins Auge fassen.*' (Edcardtsteiui S. 17.) 

Alle diese Besprechungen sind in Privattelegrammen 
und Privatbriefen Eckardtstcins an Holstein vom 17. und 18. 
Januar 1901 schriftlich niedergelegt. Audi ein offizielles 
Tdegramm an den Funteo Bulow vom 18. Januar 1901 
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enthÜt den weieDtltdieD Inbalt der Aiaaapniihm ia Qiatip 
Worth. 

Nachdem Eckardtstein am 18. März 1901 mit Lans- 
downe die Verhandlungen über ein deutsch* englisdies 
Bündnis und iinniittdb«r darauf mit Hayaihi über ein 
dentsdi-englisch-japanisches Abkommen betreffend Ostasien 
aufgenommen hatte, setzte sich Eckardtstein umgehend mit 
Holstein in Verbindung und erhielt von Holstein tele- 
grapluscfa die Ennacfatigiing« mit diesen Verhandlungen 
fortzufahren. Der Schluft des betreffenden Telegramms 
von Holstein an Eckardtstein lautete : „Ich habe die ganze 
Angelegenheit mit dem Reichskanzler besprochen, er wird 
ihnen nodi personlicfa telegraphieren.' - Ein solches Telegramm 
des Reichskanzlers traf aber nie ein* (Edeardtstein, S. 20.) 

Am 11. April 1901 schrieb der Herzog von Dcvonshire 
an Eckardtstein: „Besonders bedaure ich zu erfahren, dafi 
Sie Ihr Abschiedsgesuch eingereicht haben. Was wird 
dann ans unserem geplanten Bündnis? Das Veihalten 

Bülows ist nicht gerade sehr ermutigend für uns, und idi 
frage mich, ob es unter solchen Umständen nicht besser 
wäre, den ganzen Plan fallen zu lassen. WiU Ihre Regierung 
das Bündnis nicht haben, so soll sie es doch offen aus* 
sprechen. Wir werden uns schon noch anders zu behelfen 
wissen.*' (Eckardtstein. S. 22 und 23.) 

Am 14. Juni 1901 schrieb Baron Alfred Rothschild an 
Eckardtstem ! Jhre Verhandlungen im Marz nnd April 
waren tadieles, was jetzt noch gesdiieht, ist aber nur 
Schabbesschmus. Auf die schönen, nichtssagenden Fragen 
Bülows fällt kein Mensch mehr in England herein.*' 

Die Herzogin Lube von Devonsldre schrieb am 20. Juni 
1901 an Eckardtstein: „Frank Lascelles hat dem Herzog 
erzählt, daß Bülow ihn von Anfang an gebeten habe, dem 
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Kaiser niditt über die sdiwebenden yerhaodlungen m sagen« 
Der Herzog meint, das hatte doch wohl zn bedeuten, dafi 

Büiow von Anfang an nicht seriös gewollt hat." (Eckardt- 
stein, S. 28 und 29.) 

Und so war esl Bulow wollte nicht! Noch in der im 
Jahre 1916 mdiienenen Auflage seines Buches »»Deutsdie 

Politik" versucht er den Beweis, es sei nicht statthaft ge- 
wesen, sich auf ein Bündnis mit England einzulassen« 
Seine Beweisführung kann nur denjenigen überzeugen, der 
von dem traurigen Ausgange des Weltkrieges nichts weiß 
und der die wirklichen Vorgänge in den Jahren 1898 — 1901 
nicht kennt, die Bülow sorgfältig verschweigt. 

Am 20. Marz des Jahres 1901 — ich verdanke dieses 
Datum einer mundlichen Mitteilung des Freiherm von 
Edcardtstein -- schrieb der tatsäciiliclie Leiter der deutschen 
Diplomatie Geheimrat von Holstein an den deutschen 
Geschäftsträger in London Freiherm von Edcardtstein: 

„Ist der britische Minister des Äußern oder der Kolonial- 
minister bekannt mit Bismarcks Privatbrief an Lord Salis- 
bury vom 22. November 1887? Fürst Bismarcks uuge- 
wohttUcher Schritt auf der Hohe seiner Macht — Ich 
erinnere mich nichts daß er je, so wie hier» unvermittelt 
an einen fremden Premierminister geschrieben hat — 
zeigt die Wichtigkeit, die er Lord Salisburys Antwort 
beilegte." 

^Der jetzige Augenblick ist von entscheidender Wichtig- 
keit, weil sowohl England als auch Deutsdiland gewisse 

Neigung zu günstigerer Stimmung zeigen. Allerdings ist 
eine Verständigung zwischen den beiden Landern, so wie 
ich sie für erwünscht halte, Ivegcn gegenseitigen Mifltrauens 
erschvrert. Um den Gang der Politik zu eridchtem, unter 

Berüdcsichtigung des jetzigen Standes der Stimmung, wäre 
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der dnzusdilagende We^, die AnnSherung mdit zu einer 

Frage eines engflisch- deutschen Bündnisses zu machen, 
sondern England zu veranlassen, sich dem Dreibunde 
aiizu8cfalie6eii. Wenn die breite Entwickelung einet Bünd- 
nisplanes festgfelegt werden kann, so meine ich, kann 
wirklich etwas Nützliches und Dauerndes erreidit werden, 
über Wien. Ich sehe auch nicht, warum nicht gleichzeitig 
Japan in das Sdbntzbundnis einbezogen werden kann* 
Diese Kombination vrürde die Sache erleichtem, denn 
Japan ist in Deutsdiland populär. Es ist keine Frage wie 
1887, England, Österreidi und Italien zusammenzuziehen, 
sondern England und Japan dem Dreibünde anzuschliefien." 

Diese Sätze und noch einige weitere sind zuerst am 
13. Mai 1912 von dem Wiener Vertreter des Londoner 
Daüy-Telegraph in dieser englischen Zeitung veröffentlicht 
worden nnd sind neuerdmgs in deutscher Obersetzung 
von Otto Hammann abgedruckt worden in seinem Buche 
„Zur Vorgeschichte des Weltkrieges" S. 131—133. 

Aus diesem Briefe erkennt man, daß ursprünglich auch 
Holstein für ein Bündnis mit England eingenommen war. 
Auch ein Pro memoria des damaligen Personalienrats im 
Auswärtigen Amt, Prinzen Lichnowrsky, spradi sich für 
eine Verständigung mit England aus (Hammann, Zur Vor- 
geschichte des Weltkrieges, S. 125). 

BQlow selbst hatte nach Hammanns Darstellung zunächst 

das Bedenken, wie schwer es sein werde, einen Alliancc- 
vertrag, der den Parlamenten vorgelegt, werden sollte, 
im Reichstag durchzubringen. Hammann meint, ein Bis- 
mardcsdier Wille wäre vielleicht imstande gewesen, mit 

der widerwilligen öffentlichen Meinung fertig zu werden. 
Dieser überlegene Wille habe gefehlt. (S. 143.) 
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Dr. Paul Harmi hat bereits in den „Leipziger Neuesten 

Nachrichten" vom 27. Januar 1919 gegenüber dieser 
Hammannschen Begründung darauf hingewiesen» daß ge- 
rade < der vortragende Rat in der dtplomatisdien Abteilung 
des Auswärtigen Amtes, Otto Hammann, derjenige gewesen 
ist, der die Politik des Fürsten Bülow durch eine falsche 
Darstellung des wirklichen Tatbestandes auch bei dieser 
Gelegenheit um die Jahrhundertwende zu unterstützen 
sudit^ und dafi die deutsche öffentlidikeit sieb gegenüber 
England ganz anders verhalten haben würde, wenn sie 
den wahren Tatbestand, insonderheit also die Chamber- 
lainschen Bündnisangebote gekannt hatte. Ich bin gans 
der gleichen Ansicht, wie der Hauptsdiriftleiter der Leip- 
z^er Neuesten Nachriditen» die wahrend des Burenkrieges 
sidi durch ihre englandfeindliche Haltung hervortaten, jetzt 
aber das Scheitern 'des deutsch - englischen Bündnisses 
aufierordentlich bedauern. Ich bin nämlich auch der An- 
sicht, dafi selbst die führenden alldeutschen Zeitungen für 
das deutsch - englische Bündnis eingetreten wären, wenn 
Fürst Bülow den Mut gehabt hätte, der Öffentlichkeit 
den wahren Tatbestand mitzuteilen« 

Das Verschweigen der direkten und indirekten englischen 
Bundnisangebote vom 8. August 1895, Ende März 1898, 
Ende November 1899, sowie Januar und März 1901 hat 
die öffentliche Meinung im Deutschen Reiche irregeführt 
und in Verbindung mit dem Burenkrieg in englandfemd« 
lidie Bahnen gelenkt. Das Verseil wcigen des wahren Tat- 
bestandes und Ersetzen des wahren Tatbestandes durch 
einen unwahren zu jener Zeit in unserdm Lande ist der 
klassische Beweis für die Sdiadlidikett der Geheimdiplo- 
matie, denn in dem verhängnisvollen Zusammenwirken 
von Bülow und Hammann liegt die Hauptursache zu der 
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Irreführung der öffentÜcheD Meinung in DeuUcbiaod, aus 
der der Weltkrieg hervoigegangen ist 

Nach der Begründung des Deutsdien Reidies hatte 
Fürst Bismarck für seine auswärtige Politik ebensowenig 
ein Ziel wie nadi ihm Caprivi, Hohenlohe, Bülow oder 
Bethmann. Die Staatsleiter Rußlands» Englands, Frank- 
reidis, Italiens verfolgten alle das Ziel, ihren Staat terri- 
torial auszudehnen. Zeitweise hat sogar Osterreidi-Ungam 
dieses Ziel im Auge gehabt. Die deutschen Reidiskanzler 
hatten im grofien und ganzen nur den einen Wunsch, 
unbehelltgt zu sein« In dem 21eitalter der mdividualistisdien 
Machtstaaten mufite aber ein jeder Staat nach einer Ver- 
größerung seiner Macht streben. 

Rußland, England, Österreich-Ungarn. Italien, Frankreich 
strebten mehr oder weniger nach euer Aulteilung des 
Türkischen Reiches. Nur Deutsdiland hielt sidi von diesem. 
Streben vollkommen fern. Fürst Bismarck meinte, daß 
dies eine Stärke Deutachlands sei. In Wirklichkeit war 
es eine Scburidie. Die auswärtige Politik des Deutschen 
Reiches entbehrte des Ziels und schwankte daher ztellos 
hin und her. In Ermangelung eines Zieles hätte das 
Deutsche Reich am besten getan, auf eine auswärtige 
Politik und daher auf eine Diplomatie überhaupt zu ver* 
ziehten. Dies tat aber das Deutsche Reidi keineswegs, 
sondern alle Reichskanzler von Bismarck bis Bethmann 
mischten sidi unaufhörlich in die verschiedenartigsten An- 
gelegenheiten aller Großmachte. 

Es ist der lebenden Generatiott schwer, über Bismarck 
objektiv zu urteilen, weil wir mit dem Lesen, Schreiben 
und Rechnen zugleich lernten, daß Bismarck der größte 
Staatsmann aller Zeiten und ein reines Genie sei. 

Durch die Eckardtstefaisdien Enthüllungen enchdnt »der 
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große Zauberer", wie die zeitgenössischen Staatsmänner 
und Diplomaten Bismarck zu nennen pflegten, in noch 
höherem Maße als ein wahrhafter Proteus auf dem Gebiete 
der Diplomatie. Graf Munster schrieb an Edcardtstein: 
Mich weiß es ja, Bismarck hat von jeher ein Bündnis mit 
England haben wollen." Und der Brief Holsteins vom 
20. März 1901 an Edcardtstein» von dem idi oben nur 
einige Satze mitgeteilt habe, beweist, daß Holstein diese 
Anseht teilte. Es ist anzunehmen, daß Freiherr von 
Edcardtstein nodi weitere Belege für diese Absicht Bis- 
mardcs und für diese Ansiditen Münsters und Holsteins 
demnächst in seinen Denkwärdigkeiten zu Tage fördern 
wird« Münster war sdion als Hannoverscher Gesandter 
in Petersburg Kollege des preußischen Gesandten Herrn 
von Bismardc am nissiscben Hofe, kannte ihn also 
sehr genau. 

Im Rahmen dieser kleinen Schrift über die soziale Revo- 

lutioo kann dieses große Rätsel niclit vollkommen gelöst 
werden. Aber auf einige Gesichtspunkte mQcbte ich doch 
noch aufmerksam machen. 

Am 15. Dezember 1893 bezeichnete Holstein im Ge» 
sprädi mit Hohenlohe als Fehler der Bismardcschen Politik 
den Berliner Kongreß und die Verhinderung des Zusammen- 
stofies Englands und Rußlands in Afghanistan (Hohenlohe, 
n, S. 507). Wahrscfaehilich wollte Holsteb es tadeln, daß 
Bismarck England verhindert habe, reif zu einem Bündnis 
mit Deutsdiland zu werden. Denn ein Krieg zwischen 
England und Rußland mußte den Engländern zu einem 
Bündnis mit Deutsdiland Veranlassung geben« 

Am 2. August 1876 schreibt Hohenlohe zu Gastein in 
sein Tagebuch: „Aus den Akten, die idi bei Büiow las, 
ersah ich, daß der Reichskanzler an dem Dreikaiserbündnis 
tot 
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festhält und Kaiser Wilhelm warnt, sich nicht durch Engf- 
land bestimmen zu lassen, etwas zu tun, was jenes Bündnis 
lockern könnte. Die Katierin Au^iuta ond die Königin 
Viktoria haben an dem Kaiser gebohrtt um ihn schwankend 
zu machen. " 

Diese Äußerung Hohenlohes hat besondere Wichtigkeit, 
weil sie auf den Akten fußt. Die hier bekundete nisseo- 
freundliche und antienglische Haltung Bismardes steht in 
vollem Einklang mit der oben erwähnten Anweteung Bis* 
marcks an Graf Münster vom 6. Juli 1876 dahin, eventuell 
beruhigend auf die Kriegslust Englands in dem drohenden 
englisch^russischen Konflikt einzumricen« Sie steht femer 
im Einklang mit der Tatsache» dafi Bismardc im August 
1876 dem Zaren Alexander II. durch Manteuffel und am 
1. November 1876 dem Fürsten Gortschakow durch 
Schweinitz ein Bündnis anbieten lieft. Und dies alles, 
nachdem Fürst Bismarck sich im Dezember 1875 durch 
Entsendung des Geheimrat Lothar Bucher nacli London 
um ein Bündnis mit England bemüht hatte. 

Nach Hanotaux «Das zeitgenössische Frankreich'' lU, 
S. 236 Anmerkung, suchte Bismarck dnige Zeit nach« dem 
1. Januar 1877 die Basis für ein deutsch - cnglisclies Ein- 
verständnis gegen Rußland, um nach Frankreich hin die 
Hände frei zu haben. Auf den Bericht, der hierüber dem 
Kaiser Aleacander vorgelegt wurde, schrieb dieser: «Dieser 
Mensch (Bismarck) ist entschieden verrückt.** 

Nach einem tclegraphischen Beridite Schuwalows vom 
19. Februar 1877 hat Fürst Bismarck dem englischen 
Minister Lord Derby in mundlicher Unterredung ein Offen* 
siv- und Defensivbündnis gegen Frankreidi vorgeschlagen, 
welches Lord Derby sofort ablehnte (Goriainow, Le Bos- 
pbore e| les Dardanelles, S. 339), Da der frühere fran* 
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zosisdie Minister Hanotaux die ungednidcten Memoiren 
des russischen Botschafters in London Grafen Feter Schu- 
walow bei Abfassung seines genannten Werkes benutzen 
konntet 90 hat Alexander II. wafancheinlicfa auf diesen 
telegraphischen Bericht Schuwalows die soeben erwähnte 
Bemerkung über Bismarck zu Papier gebraclit. 

Am 5. September 1877 nach einer Unterhaltung mit 
Bismarck zu Gastein schrieb Hohenlohe in sein Tagebuch: 
Bismarcks Plan ist jetzt, England und Rufiland zu ver* 
söhnen und dahin zu trachten, daß sie sich im Orient auf 
Kosten der Türkei verständigen." 

Gerade damals ging es den Russen schlecht im Kriege 
mit derTufkeL Dies ¥rar nicht das erstemal» dafi Bis- 
marck sidi In die Rolle eines ehrlichen Maklers zwischen 
England und Rußland hineindachte. 

Bereits Anfang Januar 1876 bot Fürst Bismarck seine 
guten Dienste als Vermittler zwischen England und Ruft- 
land im Falle von Komplikationen im Orient in einer 
persönlichen Unterhaltung mit dem russischen Botschafter 
in Berlin, Herrn von Oubril, an (Bericht des russischen 
Botschafter von Onbnl vom 5. Januar 1876 an die russi- 
sche Regierung, abgedrudct in dem Werke Serge Goriai- 
now: „Le Bosphore et les Dardanelles", Paris 1910, S. 315). 

Nachdem das russische Hauptheer die Donau über^ 
schritten hatte» hatte der russlsdhe Botschafter von Onbrtf 
Anfang Juli 1877 eine Unterhaltung mit dem Fürsten 
Bismarck, der dem russischen Botschafter sagte, daß seine 
Ansicht dahin gehe» daß Rußland sich mit England ver> 
ständigen solle. »Dies ist das Bündnis»** bemerkte Fürst 
Bismarck, „welches uns am meisten konvenieren wird. 
Unsere Entente mit dem polnischen und päpstlichen Osler- 
reich war immer schwierig. Nichts steht unserer Freund- 
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Schaft mit Rußland uod England entgegen.* (Serge 

Goriainow, 5. 352.) 

Diese interessante Tatsache ist diurdi Telegramm des 

nissisdien Botsdialters Vom 6. juli 1877 nach Petersburg 

beriditet worden. 
1 

Fürst Bismarck machte im Laufe des russisch-türkischen 
Krieges die Erfahrung» daß sich England und Rufiland 
hinter semem Rucken verstandigten. Nach dem Prilimbar* 
frieden zu St. Stephano am 3. März 1873 rüstete Öster- 
reich in kleinem und England in großem Stil. Im Marz 
1878 erlcannte Gortschakow, daß England, österreidi*Ungani 
vnd Deutschland der ungehinderten DurchfOhrung des Frie- 
dens von Stephano entgegenstanden. Rußland zog es vor, 
sich direkt mit England zu verständigen, als mit öster- 
reidi-Ungam und Deutschland zu verhandeln. Schuwalow 
und Salisbury verständigten sidi und der von ihnen am 
30. Mai 1878 unterzeichnete Vertrag ist die Grundlage des 
Berliner Kongresses. Aus den ungedruckten Aufzeich- 
nungen des Grafen Sdiuwalow wissen wir, in weicher 
Weise Schuwalow zu Friedrichsruh dem Fürsten Bismarck 
Mitteilung von der Verständigung zwischen Rußland und 
England madite. Fürst Bismarck war hodist überrascht, 
ab er von Schuwalow erfuhr» England wäre einverstanden, 
den Russen Kars und Batum zu lassen (Hanolauz, III, 
S« 256 und 257). 

Der große Gegensatz zwisdicn England und Rußland 
war hinter dem Rücken Deutschlands in der wichtigsten 
Streitfrage ausgeglichen worden. 

Es gibt Menschen, die aus ihren Fehlem lernen. Fürst 
Bismarck gehört niclit zu ihnen. Wir haben oben schon 
gesehen, daß er Ende 1884 sein Möglichstes tat, um einen 
Krieg zvdscfaen England und Rußland wegen Afghanistans 



unmöglich zu machen, indem er die Pforte bewog, den 
Eagländeni ciie Durdifubr durcb die Dardanellen zu ver- 
weigern. 

Wir haben oben gezeig^t, dafi die Unldarlieit des Stra- 

legen Bismarck im Jahre 1870 nicht zu überbieten war. 
Bismarck selbst hat im Jahre 1878 in den Korrekturbogen 
des Buches von Moritz Butch: »Graf Bismarck und seine 
Leute* seine strategisdien Ideen über das Vermeiden der 
Einschließung von Paris durchgestrichen und eigenhändig 
an den Rand geschrieben: „Dergleichen sagt man wohl 
beim Essen* wenn man verdrießlich ist, aber man druckt 
es nidtt" (Georg Bötticher» Bismarck als Zensor, Leipzig 
1907). Diese Entschuldigung^ ist ungenügend, denn erbat 
seine strategischen Ideen unklarster und widersprudisvollster 
Art nicht nur bei Tische entwickelt. Mit ähnlichen Worten 
hatte Bismarck wohl gern den Krieg u Sicht» der von dem 
„Krieg in Sicbt^-Artikel der „Post" vom 8. April 1875 
seinen Namen hat, der Vergessenheit übergeben. Er hätte 
nie aufklären können, warum er die aggressiven und provo- 
katorischen Artikel der »Kölnischen Zeitung* vom 5. April 

1875 und der „Post" vom 8. April 1875 nicht sofort ab- 
schüttelte, sondern durch die „Norddeutsche All^^emeine 
Zeitung^" vom 10. April 1875 gewissermaßen unterstreichen 
liefi. •Ebenso unklar wie seine Strategie und sein Krieg 
in Sicht war seine Orientpolitik als ehrlidier Makler von 

1876 bis 1878 und dauernd sein Verhalten zu Enf:Tland 
und Rußland, sowie seine i^^egen die Sozialdemokratie ge> 
richtete Politik» die schließlich auf die Entrechtung oder 
Achtung der Sozialdemokratie abzielte, ein absolut unklarer 

Gedanke, den der Fürst audi durcli mehrere Artikel in 
den „Hamburger Nachrichten'' nicht dem öflentlidien Ver^ 
standnis näher bringen konnte» 
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Im Jahre 1875, in der Periode, welche man den Krieg 
in Skht nennt» sagte Gral Peter Scfauwalow, der beste 
Freund des Fürsten Bismarde unter den Diplomaten, zu 
Lord Odo Russell in Berlin, er finde» Bismarck wäre zur* 
zeit „a little out oi his mind", zu deutsdi: »nicht ganz 
richtig im Kopfe". (Lord Newt<m: Lord Lyons, II, S. 77.) 

Da BIsmardc kein klares Ziel besafi, so konnte auch 
Holstein, der bis 1906 die Auswärtige Politik leitete, den 
nadifolgenden Reichskanzlern aus der Bismarckschen Dber> 
Uefenmg kein klares Ziel mitteilen. UngiückseUgerweise 
waren sidi Bismardc und Holstein in wesentlidien Punkten 
sehr ähnlich, nämlich in ihrem vollkommenen Mangel an 
Verständnis für die moderne Tedinik und daher für die 
Industrie und für die Volkswirtschaft. Bismarck kannte 
wenigstens die Landwirtschaft, Holstein aber auch diese 
^cht Sowohl Bismarck als Holstein madite sich niemals 
Gedanken über die Zunahme der Bevölkerung, der Industrie, 
des Handels/ des Volksvermogens und des Volkseinkom- 
mens^ and die wirtsdiaftlichen und sozialen Folgen, die 
sich hieraus ergeben mufiten. Sie hatten infolgedessen 
beide kein Verständnis für die Notwendigkeit der Losung 
der orientalischen Frage. Daher konnten sie die künf* 
tige Entwidcelung der deutschen, russischen» englischen, 
üranzo^schen Politik nidit erkennen. Sonst wurden de 
sich davon überzeugt haben, daß der Ausgleich zwischen 
England und Rußland durch Salisbury und Schuwalow am 
30. Mai 1878 in nicht zu femer Zeit, namlidi im Jahre 
1907, einen weiteren Ausgleich dieser beiden Großmadite 
über Persien und andere Fragen zur Folge haben würde, 
der abermals hinter dem Rücken von Deutschland und 
zum Nachteile Deutschlands abgeschlossen werden sollte* 
* Das von Bismarck, Holstein und spater von Billow durch* 
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geführt« Hin» und Herkvierea iwisdien den Cbtifimaditeii 

und in Sonderheit die sogenannte Politik der zwei Eisen 
im Feuer mußte zum Nachteile Deutschlands ein Ende 
finden, und dieses Ende war der Weltkrieg und die soziale 
Revolution. 
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Die Schuld am Weltkriege. 



Mit einigem Nachdenken konnte jedermann am Abend 
des 28. Juni 1914^ det Taget der Ennordung dei En- 
herzogs-llironfolgers and feiner Gemahlin, zu derEikenntnIs 
kommen, daß die serbische Nation und das serbische 
MinUterium mit dieser Tat nichts zu tun haben. Die Er- 
mordung der ticfaecliiscfaen Gräfin Chotek» mit der der 
Thronfolger mofganatiscfa verheiratet war, konnte nidit nach 
dem Wunsche des serbisdien Volkes und des serbischen 
Ministeriums sein. Und alle Welt wu^te, daß der Thron- 
folger mdur oder wen^er nnter dem £influ6 «einer 
tscfaechtidien Gemahlm stand. Abo auch die Ermordong 
des Thronfolgers Franz Ferdinand konnte nidit die Billigung 
des serbisdben Ministeriums und des serbischen Volkes 
haben. 

Der Sdiukr Pkincip, der am 28. Jnni 1914 den Erz* 
herzog-Thronfolger und seine Gemahlin zu Serajewo in 
Bosnien mit der Pistole erschoß, war kein serbischer Unter- 
tan, sondern ein österreichischer Büigert ein Bosniake» der 
für ein grofiierbiidies Reich schwamte und in Belgrad 
seine Ausbildung eriiielt. Auch das Bestehen einer Ver- 
schwörung in Serbien, welche den Princip und seine Ge- 
nossen mit Waffen versehen und ausgerüstet hatte» be- 
rechtigte die österreichiscbe R^emng in kehier Wdse, 
den serbischen Staat und das serbische Mbisterium für 
die unglückselige Tat verantwortlich zu machen. Die Note, 
a» tt5 
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wddie der otterrdchlidie Gesandte am 23w Joli 1914 der 
•erbisdien Regierun^^ überreichte, ist ein diplomatisches 
Schriftstuck von so herausforderoder Spradie und von so 
gewalttätigem Charakter, dafi es aeloeqfleldieo kaum in 
der Geachidile der Diplomatie hat Es ist ein Dokument 
nicht des Redits, sondern des Unrechts, nidit der SGhne, 
sondern des Verbrechens. Wer solch ein Schriftstück in 
die Welt sendet, hat die Folgen seines Tuns zu tragen. 
Ab ich am 24. Juli 1914 die Depesdbe über den Inhalt 
des Schriftstückes las, sagte idi sofort: wWer diese Note 
verfaßt hat, will den Weltkrieg oder ist ein Idiot." 

Es zeugt von der Friedfertigkeit der serbischen Regierung, 
daß sie eine derartig mrilde und verbrecherische Provo- 
kation mit einem höflichen Schriftsatze beantwortete, der 
in der Hauptsaclie den Wünschen der österreich-ung^arischen 
Regierung gerecht zu werden suchte. Das Schriftstück 
der österreichisdien Rcgierui^ schlägt einen befehlenden 
Ton an, den sidi kein Gemdndevorsteher io Ostenreich- 
Ungarn gefalien lassen kann. Wörtlich heißt es darin: 
»tUm diesen Verpflichtungen einen feierlichen Charakter 
zu geben» wird die Königl. Serbische Regierung auf der 
ersten Seite ihres offizidlen Organs vom 26. Juli nach- 
folgende Erklärung veröffentlichen." 

Einen derartigen Ton darf sich die Regierung keines 
selbständigen Staates gefallen lassen. Und nachdem in 
derNote die zu veröffentlichende Eridirung mitgeteilt worden 
ist, heißt es in der Note weiter: „Diese Erklärung wird 
gleichzeitig zur Kenntnis derKöniglidien Armee durdi einen 
Tagesbefehl Sr* Majestät des Königs gebracht und in dem 
offiziellen Organe der Armee veroffentlidit werden.^ 

Die Wiener Diplomaten mußten sich darüber klar sein, 
daß iuerdurch der serbische König vor seiner Armee öffentlich 
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gedemütigt wurde, und sie waren sicher widi darüber im 
Idaren. 

In der Antwortnote der serbischen Regierung» welche 
das größte Entgegenkommen bewies, .von Samstag, den 
25« Juli,' überreicht kurz vor 6 Uhr nachmittags^ ist auch 
diese Demütigung ohne Einsdurankung angenommen worden. 
Insonderheit erklärte sich die serbische Regierung bereit, 
den Verein „Narodna Odbrana'', dem Wunsche der oster- 
reichischen Note entsprechend, aufzulösen. Dieosterr^idiisdie 
Note hatte gefordert, daß in Serbien Oigane der K. und K. 
Regierung bei der Unterdrudcung der gegen die terri- 
toriale Integrität der Monarciiie gerichteten subversiven 
Bewegung mitwirken. Die serbische Regierung erklarte 
sich, hierauf bezugnehmend, zur Duldung jeder Arbeits- 
gemeinschaft bereit die mit den Grundsätzen des Volker* 
rechtes, mit der Strafprozeßordnung und mit einem guten 
Nachbarverhäitnis im Einklang ist. Die österreichische 
Note verlangte die Verhaftung des Majors Tankkosic. 
Ein höherer Offizier oder Beamter ist -als 
Mitschuldiger des Verbrechens von Scrajewo 
auch von österreichischer Seite nicht nachge- 
wiesen worden. Die serbische Note teÜt mit, daft 
sogleich nadi der Zustellung der österreichischen Note 
nodi am selben Abend die Verhaftung dieses serbischen 
Majors befohlen worden ist. Zum Schluß sagt die serbische 
Note: „Sollte die K, und K* I^egierung von dieser Ant- 
wort noch nicht befriedigt sein, so ist die KgL Serbisdie 

Regierung zu friedliclier Verständigung bereit. Die Be- 
antwortung der schwebenden Fragen könnte dann entweder 
dem internationalen Gerichtshof im Haag oder den Grofi- 
maditen ubertragen werdeUt die an unserer Erklärung vom 

31. März 19Ü9 mitgearbeitet haben." 
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Österreich brach die diplomatischen Beziehungen ab 
und erklarte am 28, JuiU mittags durch Funkenspruch den 
Krieg an Serbien. Inzvrisdien Mfuftte die osterreidi-ungarisdie 
Regierung aus der Presse der ganzen Welt und durch die 
diplomatischen Noten der Großmächte, daß höchstwahr* 
•cheinlich Rußland sich der Sache Serbiens annehmen und 
die Mobifanadiung anordnen werde. 

Die Österreich-ungarische Regierung mußte wissen, daß 
aus ihrem rechtswidrigen Verhalten der Krieg mit Rußland 
und daher der Weltlorieg henroi;gdien werde. Jeder politisch 
geschulte Zeitungsleser, der mit der neueren Geschichte 
vertraut war, wußte, daß das Verhalten der Österreich- 
ungarischen Regierung wahrscheinlich innerhalb von wenig 
Tagen den Weltkrieg herbeiführen würde. 

Der Minfoter der ausurirtigen Angelegenheiten in Wien* 
Graf Berchtold, und der Ministerpräsident in Budapest, 
Graf Tisza, der seine Schuld am Weltkriege im Oktober 
1918 mit seinem Tode sühnte^ würden sidi zu dem Ultimatum 
vom 23. Juli 1914 und zu der nadifolgendeo Kriega- 
erklärung vom 28. Juli an Serbien nicht entschlossen haben, 
wenn sie nicht von der zuständigen Stelle in Berlin zu 
ihrem Vorgehen ermächtigt worden waren. 

Nach dem deutschen Weißbuch vom 3. August 1914 
benaduriditigte in der Tat die K. und .K. Regierung — 
wahrscheinlich Anfang Juli 1914 — den deutschen Reichskanz- 
ler von der österreichischen Auffassung und erbat die Berliner 
Anddit Das Weißbuch fährt fort: „Aus vollem Herzen 
konnten wir unserem Bundesgenossen unser Einverstandnia 
mit seiner Einsdiätzung der Sachlage geben und ihm ver- 
sicherna daß eine Aktion, die er für notwendig hielte, um 
der gegen den Bestand der Monarchie gerichteten Be- 
wegung in Serbien dn Ende zu machen, unsere Billigung 
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finden würde. Wir waren uns hierbei wohl bewußt« daß 
eiD etwaiges kri^^eriiches Voigefaen Osterreidi*Uiiganii 
gegen Serbien Rnfiland auf den Plan bringen und uns 
hiermit unserer Bundespflicht entsprechend in einen Krieg 
verwickeln könnte. Wir konnten aber in der Erkenntnis 
der vitalen Interessen österreich^Ungams» die auf dem 
Spide standen» unserem Bundesgenossen weder zu einer mit 
seiner Würde nidit zu vereinbarenden Nadig lebigkeit raten, 
nodi auch ihm unseren Beistand in diesem schweren Momcot 
versagen. Wenn es den Serben mit Rußlands und Frank- 
feidis Hilfe nodi langer gestattet geblieben ware^ den 
Bestand der Nadibannonarclile zu gefährden, so wQrde 
dies den allmählidien Zusammenbrudi Österreichs und eine 
Unterwerfung des gesamten Slaventums unter russischem 
Zepter zur Folge haben» wodnrdi die Stellung der ger- 
manisdien Rasse in MittelearoiMi unhaltbar würde. Wir 
ließen daher Österreich völlig freie Hand in seiner Aktion 
g^en Serbien. Wir iiaben ao den Vorbereitungen dazu 
nicht teÜgenonunen." 

Mit dieser Begründung hat Herr von Beämiann Hollweg 
die schärfste Anklage gegen sich selbst geschrieben. Um 
den Zusammenbruch Österreichs, der durch ein anständiges 
und gesittetes Verhalten gegenüber Serbien sicher nicht 
erfolgen konnte^ zu vermeiden, hat er die osterrdcfaisdie 
Regierung zu jeder Aktion bevollmächtigt, die sie für 
notwendig hielt« um der Bewegung in Serbien ein Ende 
zu machen, also audi zur sofortigen Kriegserklärung. Es 
erübrigt sldi also der Streit, ob die deutsche Reidisregierung 
den Inhalt der Note vor dem 23. Juli 1914 gekannt hat. 
Österreich- Ungarn konnte nach der deutschen Blanko- 
vollmacfat auch ohne Absendung einer Note sofort in 
Serbien emmarscfaieren. Wer ab^ die Geschichte der 
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Diplomatie kenntt der weiß, da& die Wilhebutfafie Jede 
Phase der Entst^ung' der Mole, die erst nahezu vier 

Wochen nach der Ermordung des Thronfolgers von Wien 
nadi Belgrad abgesandt wurde, gekannt hat. Der Ver- 
fasser der Note soll der Sektiönsdiel im oaterreichischea 
Ministerium der auswart^en Angelegenheiten, Graf For* 
gatsdi, früher Gesandter in Belgrad, sein, der wahrscheinlich 
bei seiner Arbeit von dem deutschen Botschafter in Wien 
in nicht offizieller Weise unterstützt worden ist 

Wenn dte deutsche Regierung sidi nidit so schnell als 
möglicii über jede Phase der Vorbereitung der Note in- 
formiert hätte, so würde sie sich einer schweren Ver- 
letzung der vitalsten Interessen des Reiches schuldig ge- 
madit haben, denn die rechtzeitige Vorbereitung der 
Mobilmachung hing doch von der Wahrsdieinlichkeit des 
baldigen Ausbruchs des Krieges ab. Es wäre schlimm 
genug, wenn Herr von Bethmann Hollw^ tataadilich an 
den Vorbereitungen der Aktion gegen Serbien nicht teÜr 
genommen hätte, denn dann hätte er absichtlidi sich der 
Möglichkeit beraubt, Einfluß auf den Wortlaut zu gewinnen, 
zur Mafiigung beizutragen, die Ausdehnung des Weltbrandes 
rechtzeitige zu erkennen und die Vorberdtungen zur Mobil- 
machung rechtzeitig zu veranlassen. Herr von Bethmanii 
Holl weg wollte den Zusammenbruch Österreichs, der in 
keiner Weise bevorstand, vermeiden und bat ihn in der 
vollkommensten Weise inneriialb von «renigen Jahren 
herbeigeführt Und zwar nicht nur in politischer, sondern 
auch in sozialer Hinsicht. Auch der Streit über die an- 
gebliche Beratung unter dem Vorsitz des letzten Kaisers 
am 5. Juli 1914 im Neuen Palais zu Potsdam ist nicht 
von Bedeutung. Wenn die osterreldiischen und deutsdien 
Spitzen des Generalstabs und Kriegsministeriums, sowie 
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der Marine am Anfang des JaH, nadidem man aidi zo 

einem soldien Ultimatum entschlossen hatte, keinerlei 
Fühlung genonunen hatten, so wurden sie pflichtwidrig 
gehandelt haben. Man darf daher annehmen» daß mehrere 
hohe österreichische Offiziere Anlang Jnli 1914 zum Zwedfe 
der Beratunsf Sber den bevorstdienden Krieg mit Rußland 
in Berlin gewesen sind. Es wäre zu wünschen, daß der 
Rat der Volksbeauftragten in Berlin endlich das gesamte 
Material über die Entstehnng des Weltkrieges veroffent* 
lidien und aUe daran beteiligten Personen als Zeugen 
vernehmen lassen würde. Der bayerische Ministerpräsident 
hat bereits, einige Tage vor der bayerischen Veröffentlichung 
der Beridite des Grafen Lerchenfeld am 24. November 1918 
bei der Reicfasregierung den Antrag gestellt, die Akten 
über den Kriegsursprung zu veröffentlichen. 

Die amtlichen Enthüllungen, welche der bayerische Mi- 
nisterpräsident Kurt Eisner ans den diplomatischen Urkunden 
des bayerischen Dienstes am 24. November 1918 veröffent- 
licht hat, liefern vollgültig^en Beweis von der Schuld des 
Kaisers und seiner Ratgeber Betlunann Hollweg, J^gow 
nnd Zimmermann. In dem Bericht vom 18. Juli 1914 hat 
der bayerische Gesandte in Berlin» Gral Lerdienfeld, die 
Beziehungen erörtert, die zwisdien der Berliner Regierung 
und dem verhängnisvollen Ultimatum österreiclis an Serbien 
bestehen. £s heifit in diesem Bericht: „Auf Gmnd von 
Ruckspradhen« die Idi mit Unterstaatssekretär SSimmermann, 
femer mit dem Balkan- und Dreibund-Referenten im Aus- 
wärtigen Amt und mit dem österreichisch-ungarisciien Bot- 
schaftsrat dahier hatte, beehre ich mich zu berichten: 

»Bis dahin (25* d. M.) gibt man su^ in Wien durch 
die gleiciizeitige Beuriaubung des Kriegsministen und des 
Chefs des Generalstabs den Ansdiein friedlicher Ge- 
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als unabhängiger Staat unvereinbare Forderungen nicht 
annehmen kann, liegt auf der Hand. Die Folge wäre also 
der Kxitg» Hier ist man durdiaas damit einverstanden, daß 
Osteireidi die günst^ Stunde nfifzt, selbst auf .die Ge» 
fahr weiterer Vervriddungen hin. Ob man aber wirklich 
in Wien sich dazu aufraffen wird, erscheint Herrn von 
Jagow .wie Herrn Zimmermann noch immer zweifelhaft 
Man ist also hier der Ansiditt daß es für Östeneicii 
sich um eine Sdifciesalstunde handle, und aus diesem Grunde 
hat man hier auf eine Anfrage aus Wien ohne Zögern 
erldart» daß man mit jedem Vorgehen, zu dem man sich 
dort entschließe, Unverstanden sei, audi auf die Gefahr 
ebes Krieges n^ Rufifand hin. Die Blankovollmadit, die 
man dem Kabinettsdief des Grafen Berditold, dem Grafen 
Hoyos, gab, der zur Übergabe eines allerhöchsten Hand- 
schreibens und eines auslulirlidien Plromemoiias hierher^ 
gekommen war, gmg so weit^ dafi die 5sterreidiisch- . 
ungarische Regierung ermäditigt wurde, mit Bulgarien 
wegen Aufnahme in den Dreibund zu verhandeln, in Wien 
seheint man also unbedingtes ]£intreten Deutsdilands für 
die Donaumonarchie nicht erwartet zu haben, und Herr 
Zimmermann hat den Eindruck, als ob es den immer 
ängstlichen und entschlußlosen Stellen in Wien fast unan- 
genehm wSre, daß von deutscher Seite nidbt zur Vorsicht 
und Zurnddialtung gemahnt worden seL Wie sehr man 
in Wien mit seinen Entschlüssen schwankt, beweise der 
Umstand, daß Graf Berchtold, drei Tage nachdem er hier 
wegen eines Bündnisses mit Bulgarien hatte anfragen 
lassen, telegrapluert habe, daß er doch noch Bedenken 
trage, mit Bulgarien abzuschließen. Man hatte es daher hii^ 
auch lieber gesehen, wenn mit der Aktion gegen Serbien 
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nidit ao lange gewartet und der serbischen R^erung i^cht 
die Zeit gelassen wurde, et¥fa unter russisdi-franzSsischem 

Druck von sidi aus eine Genugtuung anzubieten.** 

In dem Bericht des Grafen Lerchenfeld wird weiter 
erwähnt, die Reichsleitung werde mit dem Hinweis darauf, 
dafi der Kaiser auf der Nordlandsreise und der Gief des 
Großen Gencralstabes sowie der preußische Kriegsminister 
in Urlaub seien, behaupten, durch die Aictioo Österreichs 
genau so fibetrascfat worden zu sein wie die anderen Mächte. 

Graf Lerchenfeld berichtet welter: «Herr Zimmermann 
nimmt an, daß sowohl England und Frankreich, denen ein 
Krieg zurzeit kaum erwünscht wäre, auf Rußland in 
hriedlicfaem Sinne einwirken werden; außerdem baut er 
darauf, dafi das Hüffen eines der beliebtesten Requisite 
der russisdien Politik bildet und der Russe zwar gerne 
mit dem Schwerte droht, es aber im entscheidenden 
Momente doch nicht gerne für andere ziebL** 

In einem Telephongespradi der Berliner Bayrisdien 
Gesandtschaft vom 31. Juli 1914 früh wird die Ober- 
zeugung ausgesprochen, daß die zweifellos redlichen Be- 
mühungen Gieys, für die Erhaltung des Friedens zu wirken, 
den Gang der Dinge nidit aufhalten werden. An dem 
gleidien Tage wird von der bayrisdien Gesandtsdiaft 
nadi München telephoniert : 

»Preußischer Generalstab sieht Krieg mit Frankreich 
mit grofier Zuversicht entgegen, rechnet damit, Frankreich 
invier Wodhen niederwerfen zu kSnnen: Im franzosischen 
Heer kein guter Geist, wenig Steilfeuergeachütze und 
schlechteres Gewehr!" 

Das Organ des Volksbeauftragten Haase »Die Freihdt** 
vom Montag, den 75, November 1918, sdirid» nmA Ab- 
druck dieser amtlichen Enthüllungen aus München: «Wag 
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lott, wat iDufi geschelieo? Wir fordern, dafi die Schul- 
digen zur Verantwortung gezogen werden. Sie haben 
Landesverrat begangen, sie sind Hochverräter. Wüheiiiis 
und seines Sohnes können wir nicht habhalt werden* 
HoffenÜidi kommen sie dodi nodi vor ilire Riditer. Ihr 
Vermögen aber muß dem Reiche verfallen sein. Ihre 
Helfershelfer, die ßethmano, Jagow, 21immermann müssen 
sofort verliaftet und vor Gericht gestellt werden," 

Da der Rechtsanwalt Kaase im Rate der VoUesbeauf- 
tragten das Ressort für auswärtige Politik leitete, war er die 
zustandige Instanz, von der die Verhaftung und Erhebung 
der Anklage einzuleiten wäre.' 

Aber über die Grundfrage der Sdhuld am Weltkriege 
kann etwas wesentlich Neues kaum jemals beigebradit 
werden. Die Grundfrage liegt vollkommen geklärt durch 
die oben mitgeteilte Stelle des deutschen Weißbuches» 
Heir von Bethmann Hollweg hatte der IC u. K. Regierung 
Blankovollmacht in unbeschi^kiem Mafie gegeben. Es 
bedarf keiner Erörterung, daß in einer den Krieg betref- 
fenden Angelegenheit der Reidiskanzler nicht ohne Mit- 
wirkung des Kaisers handeln konnte. Die Hauptschuld 
für die Erteilung der Blankovollmacht trifft also Wilhehn IL 
Wahrscheinlich wird der Kaiser sich mündlich, telegraphisch 
oder schriftlich mit seinen nächsten militärischen Ratgebern, 
mit dem Generalstabschef von Moltke» ^ mit dem Kiicgs- 
minister von Falkenhayn, mit dem Admiral von Urpitz 
in Verbindung gesetzt haben. 

Es ist mir bekannt, daß Moltke angesichts der russischen 
Rüstungen schon im Dezember 1912 einen Präventivkrieg 
gegen Rufihmd für notwendig hidt Augenscheinlich war 
Moltke das treibende Element zum Weltkrieg, wie sein 
bedeutender Onkel, der verstorbene GeceralfeldmarscbaU, 
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im Frühjahr 1867 in der Luxemburgfer Frage und im Früh- 
jahr 1875 in dem sogenannten Krieg in Sicht für die 
Kriegierklining an Fnutkreich ciatrat, ohne sein Ziel su 
errddien. Im Jahre 1875 b^rüadete Moltke aetne Forde- 
rung", Frankreich den Krieg zu erklären, damit, daß der 
Krieg Deutschland, wemi es Frankreich zuvorkäme, 100000 
Mann weniger kosten wurde. So berichtete der öster- 
retchische Botschafter von Karolyi am 15. Mai 1875 nadi 
Wen* (Wertheimer, Graf Julius Andrassy, S. 240.) 

Es mußte dem Generaloberst von Moltke aus der Ge- 
schichte und aus den Akten bekannt sein, da6 der Rat- 
sdili^ seines Onkek im Frühjahr 1875 ein sehr verkehrter 
gewesen ist, dessen Annahme durch den Kaiser die 
Katastrophe des 9* November 1918 schon damals herbei- 
geführt hatte« 

hk dem Vortrage, den Graf Andras^ am 11. Mai 1875 

dem Kaiser Franz Joseph erstattete, heißt es : „Daß unter 
soldien Verhältnissen Deutschland doch lossdilagen und 
der 78 jährige ICaiser Wilhelm sich entsdilieBen soll, das 
Pferd zu besteigen» Icann ich nicht . glanben. Sollte es 
aller dennoch geschehen, dann hat trotz unserer unfertigen 
Zustände Deutsdiland den Ausgang einer solchen Kompli- 
kation mehr zu furditen als wir." (Wertheimer, Graf 
Julius Andrassy, II, & 234.) 

Der Generalfeldmarschall Graf Moltke wollte damals 
Frankreich angreifen und neben England und Rußland 
würde damals Österreich-Ungarn, wie diese Stelle beweis!^ 
den Deutschen in den Rücken und in die Flanke gefallen 
Sehl, so daft die Katastrophe wahrachmnlich weit achndler 

als in diesem Weltkriege eingetreten wäre. 

Wenn nun Moltke L, den die ganze Welt für einen 
der gioAten Strategen aller Zeiten halt, sich derartig über 
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die militarisdien KrSfte Deutsdilands getauscht hat, so 
ist es eigentlich nicht zu verwundern» daß sein wenig 
begabter, zum Feldherrn nidit gebomer Neffe sidi über 
die Streitkrfilte der Zentrahnädite zu Lande und zu W«iwr 
in vofllcommenem Irrtume befand. ^Am meisten unbegreiflich 
ist eigentlich, daß der Neffe die warnenden Worte seines 
Onkels» der seit dem Jahre 1875 wohl etwas mehr Vor- 
lidit vor Koalitionen gelernt hatten nidit mehr beachtet 
liat, jene prophetisdien Worte, die der Si^er von Konig- 

■ grätz und Sedan am 14. ?»lai 1890 im Deutsdien Reichs- 
tage Sprach: «Wenn der Krieg, der jetzt sdion mehr als 
idm Jalure lang wie ein Damoklesadiwert über unseren 
Hittptmni schwebt — wenn dieser Krieg zum Ausbmdh 
kommt, so ist seine Dauer und sein Ende nicht abzusehen. 
Es sind die größten Mächte Europas, weldie, gerüstet wie 
nie zuvor, gegen einander in Kampf treten; keine derselben 
kann in ebem oder in zwei Feldzügen so vollständig 
niedergeworfen werden, daft ^e sich fSr übennrunden erklärte^ 
daß sie auf harte Bedingungen hin Frieden schließen müßte, 

. daß sie sich nicht wieder aufrichten sollte, wenn auch erst 
nach Jahresfrist» um den Kampf zu emeueni» Es kann 
ein siebenjähriger, es kann emdrdßigjährlger Kriegwerden— 
und wehe dem, der Europa in Brand stedct, der zuerst 
die Lunte in das Pulverfaß schleudert!" 

Wilhehn.IL hat Europa in Brand gestecktl Wilhelm IL 
hat zuerst die Lunte in das Pulverfaft gesdilendertl Daher 
hat der Wille des deutschen Volkes ihn vom Throne gestoßen 
und sein ganzes Gesdilecht mit, als wollte es der Prophe- 
zeiung des größten deutsdien Kri^^smannes aller Zeiten 
entaprecfaen, um sieb für alle Zeiten g^gen die Gefahr 
zu sicbem, wieder sein Blut in einem sinnlosen P^Sventiv^ 
kriege zur Befriedigung des kaiserlichen Ehrgeizes zu opfern. 
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Qcade wenn MoMce imd «ndm Militir» den Kaiser 
ISr die Blankovollmadit an öiterrelcii-Un^arD, also lur 

den Kriege, zu gewinnen suchten, so war es um so mehr 
Bethmann Hollwegs Pflicht, einem solchen Andrangen zu 
wideisteken ond seinen Absdiied ein^eidben, wenn man 
gegen seinen Witten die Stimmung in Wienbednfhissen wollte. 
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts von Jag-ow ist 
erst am 6. Juli von .seiner Hochzeitsreise nach Berlin zurück- 
gekommen, Ist aber bis zum 15. August» dem Aufbruch 
des GtoBen Hauptquartiers, • dort geblieben. Auch nach 
dem 6. Juli hatte er pflichtgemäß seinen Einfluß zur 
Milderung der Note vom 23. Juli 1914 verwenden müssen, 
wenn wirklich der Inhalt der Note schon vor dem 6. Juli 
festgestanden hatte* War er nidit voll und ganz mit allem 
einverstandeo, so mußte er seinen Abschied nehmen. Aber 
wir wissen ja aus seiner Erwiderung auf die Denkschrift 
des Fürsten Udmowsky» da6 er in der Tat an den Fürsten 
Lidmowsky gesdirieben hat» von dem bevorstehenden Ulti* 
matum dürfte man wohl „etwas Gepolter" erwarten. Auch 
er scheint nicht geahnt zu haben» da6 das Gepolter das 
Hinmorden von 10 Millionen Männern auf beiden Seiten 
zusammen bedeutet» und daB nur ^e Ucme Begldt- 
erscheinung der entsetzlichen Weltkatastrophe der Zusam- 
menbruch der 22 Throne Deutsdilands sein sollte. Auch 
* wenn Herr von Jagow auf der Hochzeitsreise war, ao hatte 
er lidier am Abend des 28^ Nachricht von der Ermor^ 
dung des Thronfolgers und konnte sofort telegraphisdi und 
brieflich Schritte tun» um seinen Vertreter, den ünterstaats* 
Sekretär Zimmermann» und Bethmann HoUweg vor unvor- 
sichtigen Schritten» insondeiheit vor einer Blanleovonmacbt 
an Wien, zu warnen. Jeder vernünftige Staatsmann hatte 
am Abend des 28. Juni nach Wien telegraphieren lassen, 
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daß Österreidi-Ungarn nidits ohne Einvenielimen mit 
Deuticbiand in dieser Angelegenheit unternehmen darf» 
wenn es auf die deutsche Unterstützung rechnen wilL 

kh halte es für ganz ansgesdilossen» daft Fürst Bismardc 
oder Fürst BlBow ebe solche Blankovollmadit an Wien 
ausgestellt hatten. Diese Aufmachung blieb einem soldien 
Bureaukraten wie Bethmann HoUweg vorbehalten. Fürst 
Herbert Bismardc erzählte* vor etwa 26 Jahren znr Zeit 
Caprivts, s«n Vater habe gesagt, Caprivi sei durdians 
nicht der schlechteste Reichskanzler. Erst wenn ein riditiger 
preußischer ßureaukrat in das Reicliskanzierpalais einziehe, 
werde das Deutsche Reich in die Gefahr eines Wehkri^es 
und des Unterganges kommen. 

Das Ultimatum vom 23. Juli 1914 von Wien an Belgrad 
bedeutete den Weltkrieg. Die Welt war so in Erregung, 
dafi vielleicht selbst die restlose Annahme des Ultimatnnia 
durch .die Serben den Ausbrach des Weltkrieges einige 
Monate später nicht verhindert hätte. Die Kriegserklärung 
Österreich -Ungarns an Serbien vom 28. Juli mittags durch 
Funkenspnich war der Beginn des Weltkrieges. Wenn 
Wilhelm IL und Bethmann Hollwcg nodi nach der dsterr^di- 
ungarischen Kriegserklärung vom 28. Juli mittags Schritte 
taten, um den Weltfrieden aufrecht zu erhalten, so gleichen 
sie dem Brandstifter» der mit dem Loscheimer herbeieilt, 
nadidem die Scheune lichterloh brennt. Man darf ütk 
nidit wandern über militärische Vorberdtnngen in den 
Staaten der Alliierten vom 23. Juli ab, da die glatte An- 
nahme des Wiener Ultimatums bei der Maßlosigkeit seiner 
Forderungen für ausgeschlossen gdten mußte, in keinem 
Staate der Weit bleilyt ein Brandstifter unbestraft, wenn 
er in wirksamer Weise sich an den Löscharbeiten beteiligt. 
Zum Loscheimer greifen die Brandstifter häufig in der 
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AWcht, den Venhdit der BrandttfftuDg voo^ sich auf 

andere abzuwälzen. 

Während ich Ende Juni 1908 von dem kommenden 
Kriege ab einem idir Mfavreren» langjährigem Weltlori^ 
unter lehr ungGnstig^en Umständen Sfnradi» vertrat General- 
feldmarscfaall Graf Schlieffcn im Jahre 1909 (Schlieffcn, 
Gesammelte Sdiriften, I, S. 17.) den Standpunkt, daß lange 
Kriege heutzutage auigeBdJonea seien. Und sein Nach- 
lo^er» der Generaloberst von Moltke, hatte sick dieser 
Auffassung^ angeschlossen. (Schlieffen» Gesammelte Schriften, 
I, S. XXXill.) Auch der österreichische iCriegsminister von 
Stoger-Sfceiner hat während des Krieges sich daliin aus> 
gesprochen, daß die Faddeute vor dem Kriege eine lange 
Dauer des Krieges für unmoglidi gehalten haben. Von 
der Beurteilung der Ausdehnung und Dauer des Krieges 
hmg aber nach der Ermordung des Erzherzogs und seiner 
Gemahlin die Wahl der einzuschlagenden Sduritte ab» 
Keiner der beteiligten Herren in Wien oder Beriin wfirde 
heute Qochmals für die Abfassung des Ultimatums vom 
23. Juli 1914 eintreten, welches den Dauerkrieg und daher 
die soziale Revdution zur notwrend^gen Folge haben mufite. 
, Da der Ausbruch des Weltkrieges nach der Annektion 
von Bosnien und der Herzegowina durch Österreich-Ungarn 
im Oktober 190S infolge der serbischen Rüstungen gegen 

Österreidi mehrere Momite lang als ein Kampf Frankreichs» 
Englands und Rufilands, wahiadiehilidi audi Italiens, gegen 
die Zentralmächte gedroht hatte, ist es kaum verständlich, 
daß keiner der Berater des Kaisers ernste Bedenken 
gegen das Ultimatum gehabt hat. Insonderheit mußte 
sich Tirpitz darüber Idar sein, daß die deutsche Flotte 
der englischen nicht gewachsen sei, und daß wur die 
Landung einer englisdien Armee in Frankreich nicht ver- 
a Martfii, Soiiilc RtvoloUoa t39 
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hindem koantea. in dar Zeit von diMT Emoffdiio^ das 
Erdierzogs bis xa der Absaaduag des UhiaMtaaM hafÜea 

mehr als neunzehntel der deutschen Nation, daß jeder 
Schritt Österreichs gegen Serbien unterbleiben werde. 
Nichts beweist besser die Uaaioglicfakeit der Beibebahai^ 
der Eiaridituflif eiaes Köaigs oder Kaisers aad obeialeB 
Kriegsherra als die Tatsache, dafi mehr als neuazehatel 
des deutsdien Volkes gegen ihren Willen durch den Willen 
des Kaisers in den Krieg gezogen wurden. Der Kaiser 
hat wihread des Krieges wiedaiholt gessgf» er habe dea 
Krieg aicht gevrollt. Er bat aber die Alctioa gegen 
Serbien, zu der das deutsche Reich eine Blankovollmacht 
gegeben hat, und die nach der Entscheidung des Wiener 
Kabinetts ia eiaeai UltiaiataBi bestaad« gawoUt Uad 
dieser Wille wer der Wille «am Wdtkriege. Weaa dar 
Kaiser und der Reichskanzler sich über die Tragweite 
einer solchen Aktion der Wiener Regierung gegen Beigrad 
nicht Idar wareo« so beweist dies eben, dafi die Moaaichie 
ia Zeltea ebier so hodi eatwideelten ZhpSisatioD an- 
haltbar ist. 

Es war in Deutsdiland bekannt, daß Rußland seit der 
bosnischen Krise des Jahres 1908 seine Streitkräfte in 
aafierordeatlicfaer Weise vermehrt hatte. Daher war kaia 
Zweifel, daß RoSlaad diesmal sagaostea seker serbisdMa 
Adoptivtoditcr die allgemeine Mobilmachung anordnen 
würde. Frankreich hatte neuerdings sogar die dreijährige 
Oieastseit eingefiihrt. Wer die Spaannng der bosnischen 
Krise Icaaate» koaate gar aidit in Zweifel seia, daft 
Frankreich, England und Rußland dem von österreidi an- 
gegriffenen Serbien beispringen wurden. 
. Woher aber nahmen Willidm IL, Moltke und Tirpits 
das Vertrauen sn ihren eigenen strategiadien Fähigkeiten? 
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Ermordung des Enhcnogs und seber GfemaMin liatte 

augenscheinlich den leitenden Personen in Wien und Berlin 
jede Fähigkeit der strategischen Überlegung genommen. 
Auch hieran sieht man» daß die Verehrung der monar- 
dibdiett Familie ffir eine gmiie Nation verderblich werden 
kann. Die efaiiige M5gKciikelt^ aus diesem sinnlosen 
Kriege gegen eine so gewaltige Obermadit nodi Iddlidi 
herauszukommen, hatte in einer schleunigen, gigantisdien 
Anwendunf der neuesten Waffen» der Flugzeuge und 
TamMNX>te, bestanden. Zu einem wirklich groflzügigen 
Bau von Flug'zeusfen wie Tauchbooten hat man sich 
während des ganzen Krieges nicht entschlossen, ich habe 
bereits seit ^uar 1907 ist einer Reihe von' Sduriften 
betont, dafi dne Grofimacht wie Deutschland nidit mit 

weniger als mit 100000 Acroplancn in den Krieg treten darf. 

Mit hifanterie, Kavallerie, Artillerie, mit der Strategie 
von Cannae» Sedan und Tannenberg konnten die Zentral* 
machte diesen Krieg nidit gewinnen. Mit ober in erster 
Linie auf die Luftwaffe und Taudibootwaffe gestutzten 
Strategie wäre vielleidit der Gegner zu einem sdinelien 
Frieden zu notigen gewesen» wenn die Zentralmädite im 
ersten halben Jahr des Krieges über 100000 Fhigzeuge 
und 1000 Tauchboote verfugt bitten. Aber die Vor«« 
bercitung^en zum Kriege standen in einem sdireienden 
Gegensatz zu der echten preufiischeut junkerlichen An- 
nuiflung des Auftretens. 

In der Weltgeschichte ist sdion oft ein kleiner Staat 
vergewaltigt worden. Aber die Vergewaltig^ungf Serbiens 
durch die Zentralmächte schrie geradezu gen MimmeL 
Die serbische Note vom 25. Juli ist den Völkern der 
Zentralmfichte vorenthalten worden und nur in ebmi 
ganz unvollständigen und unrichtigen Auszug mitgeteilt 
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wonten;- Audi diese Tattadie ist dn Beweis des Schuld- 
bewußtseins der maßgebenden Personen in Berlin und Wien« 

Das Deutsche Reich hat nicht nur gegen die Gesetze 
der Moral auf das ärgste vetstofieu, iodem es die Blanko* 
vollmacht zu der ge&^cn Serbien gerichteten Aktion er- 
teilte, sondern auch gegen die Gesetze der politisdien 
und militarisdien Klugheit, gegen alle Erfahrungen der 
Kriegsgeschidite. 

Schon Bismardc hatte schwer gegen die politisdie Mond 
verstoßen, als er Hohenlohe den Auftrag gab, die Zu- 
stande in Frankreich nicht friedlich zu sdiildern (Hohen- 
lohe! Denkwürdigkeiten, II» 211, Tagebuchanfzeichnung 
vom 19. Marx 1877)» als er vom 29. Oktober 1874 bia 
11. Marx 1875 den Krieg in Sidit gegen das fnedlidie 
Frankreich inszenierte. Bismarck machte zu seinem Er- 
staunen damals die Erfahrung, daß es so etwas wie ein 
europäisches Gewissen gibt Schon Bismarck zimmerte 
die fsiidie Grundlage der deutschen Politik durdi das 
sogenannte Dreikaiserbündnis des Jahres 1872, durch 
das erneuerte Dreikaiserbündnis des Jahres 1881 und 1884 
und durch den deutsch-russischen Neutralitatsvertrag des 
Jahres 1887, kurx durch die enge Anlehnung an Rußland. 
Seine antisozialistische und russenfreundliche Politik ver- 
hinderte ihn, zu einem Bündnis mit England zu gelangen. 
Sein Nachfo^er Caprivi erneuerte den deutsch-russischen 
Rfickversidierungsvertrag nldit und sdiuf so im Jahre 1890 
die Möglichkeit zu einer Annäherung an England. Aber 
weder Caprivi noch Hohenlohe braditen das deutsdi- 
englische Bündnis zustande. Wilhelm U. trägt selbst die 
Verantwortung dafür» daß er das erste Anerbieten Eng^ 
lands vom 8. August 1895 auf der Reede von Cowes 
ablehnte. Büiow und Holstein tragen in erster Linie die 
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Verantwortung, daß die drei von England gebotenen 
BäiKliiiMiioglicfakeite& von Ende Marz 1898» Ende No- 
vember 1899 und Mitte Mte 1901 idion in den Ponr- 
parlers zuniclite wurden. Sie trag^en auch die Verant- 
wortung, daß das von dem Freiherrn von Eckardtstein 
geplante deutsch-englisdi-japanisGhe» Ostaaien betreffende 
Bündnis nidkt zustande kam. Nach den Memoiren des 
verstorbenen Botsdiafters liayashi ist das gegenwärtige 
englisch -japanische Bündnis vom 30. Januar 1902, welches 
seitdem erneuert ist» nichts als der Torso des von Eckardt« 
stein geplanten deotsdi-engliscfa-japaniscben Bündnisses. 
(The secret memories of Connt Hayashi, London 1915.) 

Um die deutschen dlplomatisdicn Fehler um die Jahr- 
hundertwende zu verheimlichen, wurde am 5. November 1914 
der Botidiaftsfat a. D* Hermann Freiherr von Eckardt- 
stein» der als Jobanniteroifizier im Felde stand, in der 
Zitadelle zu Lille verhaftet und auf das Betreiben des 
Herrn von Bethmann HoUw^ und Herrn von Jagow bis 
zum 6 April 1916 gefangen gelialten, davon 8 Monate in 
Efnielhaft unter sdiwerster Besdiadigung seiner Gesundheit 
Sobald ich von dem Tatbestand hinreichende Kenntnis 
erhielt, wandte idi mich mündlich und schriftlich an eine 
Reihe von Parteiführern des Reichstags und P^udiscfaen 
Abgeordnetenhauses, um sie zu veranlassen, für die Be^ 
freiung dieses früheren deutschen Geschäftsträgers in 
London einzutreten. Alle meine Bemühungen würden 
vergeblidi gewesen seini da das Auswärtige Amt den 
vorspedienden Parlamentariern den Sechverbiit unridht^ 
schilderte, wenn es ndr nicht gdungen wire, den Reichs* 
tagsabgeordneten Herrn Scheidemao o von der Unschuld 
des Freiherra von Edcardtstein zu überzeugen. Anfang 
April 1916 setzte Herr Scheidemaan den Staatssekietar 
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des Auiwirt^CQ Anit von Jagqw in Gegcnivirt des 

Unteretaatssekretars der Reidiskaozlei Wahnschaffe ein 
Ultimatum von 4S Stunden für die Freilassung des Frei- 
berm von Edcardtstein und nadi dem Ablauf dessdbea 
ein mtimatum von 24 Stunden, «reldies die lolortige 
FreÜasiung def Inhaftierten frOheren Diplomaten lierl>et- 
führte. Die Führer der Konservativen hatten für den 
deutschen Diplomaten gar nichts getan. Nur der rüde- 
sichtslosen Energie des Führers der deutsdien Soziai* 
ist die Befreiung« Edeardtsteins xu verdanleen. 
Die Sozialdemokratie hat durch diese mannhafte Tat aufs 
neue bewiesen, daß ihr Endziel in der Aufhebung jeder 
Art von Unterdnkknng liegt Mein Eintreten für den 
Freiherm von Eckardtstein führte sehr bald dazu» daft 
das Auswärtige Amt bei den zuständigen Behörden auf 
Grund des Gesetzes über den Belagerungszustand meine 
Inhaftierung beantragte. Und wenn die Behörden durch 
die erzwungene Freilassung Edeardtstelns nicht eine ernste 
Belehrung über die Grenzen ihrer Madit erhalten Imttent 
würde meine Inhaftierung wohl schließlich erfolgt sein. 

Zur Entschuldigung der deutschen Auswärtigen Politik 
von Bismardk bis Betbmann niufi man aWr darauf hin* 
weisen, daß die Gesamtlage des Deutschen Rdches oiine 
Hinterland, ohne Aussicht auf geeignete Kolonien, mit 
einer stark anwachsenden Bevölkerung, mit einer un- 
gewöhnlichea Zunahme der Industrie und des Handeis 
ebe sdivrierige war, Daebde» Otterreicb-U»gan mm dem 
Deutschen Bunde ausgetreten und die Aussicht auf eine 
Ausdehnung der germanischen Rasse nach Südosten ab- 
geschnitten war. Schon dasrineinandeigreifen der Berliner 
und Wiener Diplomatie war nicht leicht zu bewerkstcUigea. 
Das Deutsche Reich betrieb seine BagdadbahnpoUtik 
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g«wiiMniuifieii Uber <Ue Kofh dm östemich«r Un* 

weg. 

Am Abend des 2. Juli 1Ö66 um 11 Uhr, als der General- 
Stabschef des Prinzen Friedrieb Karl» General von Vo^;ti* 
Rhet^ hk Gitschlo den General yoa Mohke weckt«» und 
als Moltke über den Marktplatz zum König ging, um die 
Erlaubnis zum allgemeinen Angriff auf die Armee Be- 
nedeks für den nächsten Tag einzuholen, ist das Ver- 
biltnls von Detttachland sa Östemicb-Ungarn endgültllg 
verdorben worden. Hitte McAtfce die Geistesgegenwart 
gehabt, den vom Prinzen Friedrich Karl schon für 
den nächsten Tag angesetzten Angriff auf den 4. JuU zu 
vnndiieben und am 3. Juli die Annen Benedeks sn um- 
geben, so wäre der österreicfa • ungarischen Armee dn voll* 
standiges Cannae bereitet worden. Bismarck hätte dann 
die Möglichkeit gehabt« Österreich -Ungarn im Deutsdieu 
Bunde, zu belanen und den Konig von Preufien ab 
Deutsdien Kaiser an die Spitze eines Deutseben Bundes 
von Hamburg bis an die rumänisdie Grenze zu stellen. 

Nachdem aber der umfassende Angriff Moltkes bei 
Königgrätz schließlich die. drei deutschen Armeen in eine 
gerade Linie vordieosterreidiischen Gesdiutze geführt liatte 
und jede Verfolgung unmöglidi machte» muftte Pkeufien 
sich für die Zukunft mit wesentlidi bescheideneren Zielen 
begnügen. £s ,gibt kaum einen strategischen Fehler» 
der eine so weittn^gende Wirkung geübt hat» ab der vor» 
eSige Angriff Moltkes am 3. Juli 1866» der gegen die 
vitalsten Interessen Preußens ging. Denn die Österreicher 
standen am 4. Juli noch ebenso sicher in ihrer verschanzten 
St^ung und dachten nicht an einen Angriff. 

Die Fehler der iMreufilsdien Strategie und preufiischen 
Politik seit 1866 haben eine ungewöhnliche Bedeutung 
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^wonoen. Denn aus diesen Fehlern ist der erste Welt* 
kri^ und ans ibmer langen Dauer und giofieo Aii^ 
dehnuDg die soziale Revobtion in RdNand, Osterrefch- 

Ungarn und Deutsdiland hervorgegangen. Die soziale 
Revolution» die Anfang November 1917 die ßolschewiki 
in Rufiland an das Ruder bracbte» bat aber nidit das 
Aassdien dner engbegrenzten Bewegung. Vielmehr besteht 
hohe Wahrscheinlidikeit, daß diese soziale Revolution sich 
in verhältoismäftig kurzer Zeit über den größten Teil des 
Erdballs ausdehnen wird. Aus der Schuld Wilhelm IL 
am Wdtkriefe ist unmittelbar die grofiet iatenuiftionale» 
soziale Revolution hervorgegangen. Alle Fragen, welche 
die Machtpolitik der Hohenzollem und der Habsburger 
nicbt zu lösen vermochte, werden verhältnismäßig leicht 
unter der roten Fahne der internationalen Soxialdeau)kratie 
ihre Ldsung fmden. Nldit dunli Unterdrückung, sondern 
durdi Befreiung der Völker kommt die sozialistische Ge- 
sellschaft zustande, welche die großen Au^aben der 
Kultur allerorts zu läsen vermag* 
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Ein Blick in die Zukunft 



Die Auldedniiig der Schuld am Weltkriege veAiiidert 
die Rfiddeeiir des deatidien Volkes unter die Henrsdiaft der 

22 Dynasten. Die sdileunige Einrichtung des sozialistischen 
Steeles dordi Verstaatlichung der großen Vermögen, Ein- 
kommen tmd Betriebe sowie durch die Oi]genisatiim der 
Arbeit derdi den Staat verhindert die Rnddeefar des 
deutschen Volkes in die privatkapitalistische Gesellschafts- 
Ordnung, also unter die Herrschaft der Grund- und Kapital- 
besitier. Wer für Oidnuii;» Geiecbtiglceit» Frieden «nd 
eme oigausche^ vemSnfÜge Zunalune der Freihdt oad 
Gleichheit auf Erden ist, muß für die sclileuoige Aufdeckunt^ 
der Schuld am Weitkriege und für schleunige Einrichtung 
des sozialistischen Staates in Deutschland eintreten. 

Dieselben Personen, welche die Schuld des irOheren 
Kaisers Wilhelm II. am Weltkriege verdedcen wollen, sind 
eifrig bestrebt, die sdileunige Sozialisierung zu verhindern. 

Ohne Wilhelm U., ohne Bülow und Bethmann kein 
Weltkrieg und keine soxiale Revoiutionl Am 5, Juli 1914, 
dem Tag der BknlGovollniacht Belfamanns an Berditold, ist 
die Geburtsstunde des Weltkrieges und der großen inter- 
nationalen, sozialen Revolution, die ihresgleichen noch 
nSemals in der Weitgesddchte gehabt hat 

'Ans demWdtkriegc ging nicht euie soraale Revohition 
hervor und auch nicht zwei, etwa die russische und die 
cieutsche. Aus dem Weitkrieg ging folgerichtig die große 
intemationaie^ soziale Revolution hervor, die Karl Marx» 
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August Bebel und aodere in dem letzten halben Jahr- 
hundert vorauigengl haben» — die soziale RevolatioDy 
die aus dem Privateigentum an den IVoduktionsmitteb in 

einigen Jahrzehnten oder Jahrhunderten wahrscheinlich her- 
vorgegangen wäre, die aber durch das Drängen des 
zaristischen Rußlands nadi Konstantinopel, durch das 
anarduistische Zusammenleben der Staaten der europaiadi- 
amerilcanischen Kultui^gemebschaft, durch die verfehlte 
auswärtige Politik Bismardcs und seiner Nachfolger, vor 
allem Bülows, und endlich durch das gemeinsame deutsche 
und österreicfaisch-ungarisGhe Verbrechen des Ultimatums 
vom ' 23. Jiili 1914 von Wien an Belgrad sdwn Anfang 

August 1914 in die Wege geleitet wurde. 

Die russische Revolution besteht seit dem Februar 1917, 
die deutsche erst seit dem 9* November 1918, und doch 
ist die muMkt ebenso wie die deutsche nur du Ergebnis 
der Verbrechen des früheren Kaisers Wilhelm IL und setner 
gewissenlosen Ratgeber. 

Wenn der Rat der Volksbeauftragten oder der Arbeiter* 
und Soldafcenrat in Berlin sofort bei Begmn der deutschen 
sozialen Revolution die Mafinalmien ergr i f f e n - hatte, um 
die Papiere des früheren Kaisers Wilhelm IL und seiner 
Ratgeber sowie ihren Briefwechsel mit anderen Personen 
ZU beschlagnahmen« um ein klares Bild der Schuld am 
Weltkriege für die Offentlidikeit herzustellen, so wurden 
alle Völker der Erde volles Vertrauen zu dem Charakter 
und der Fhediertigkeit der neuen Regierung haben. Die 
schleunige, restlose Verdffentildtui^ aller Schriftstudcct die 
die Schuld am Wdtkri^ aufdecken, wurde allen Vdlkeni 
des Erdballs die Unschuld des deutschen Volkes und die 
Schuld des früheren Kaisers und seiner Ratgeber vor Augen 
gefuhrt haben. 
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Die schleimige Einrichtung des sozialistischen Staate* 
durch VerstMtÜchiuig der großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebe aowie durch die ttaatlidie Oiganiaation der 
Arbeit wurde die Ausstände, Plünderungen, Zusammen- 
rottuDgen, Brandstiftungen, Aufstände vcrhindem, das Ver- 
mögen des Staates in ganz Deutschland um 115 Milliarden 
Marie veigrdfiem, das fiskalische oder staatliche Einkommen 
der Deutschen sozialistisdien Republik um mehr als 
10 Milliarden Mark jährlich vermehren, die Fortsetzung der 
Zinszahlung auf die Staatsanleihen erleichtern und den 
I&edit der Deutschen ***"^»*t isfhfwn Remdilik Sfuwiltiflp 
atirken. Die Geschäftsleute und Kapitalisten Amerikas 
und Englands wurden erfreut sein, fast alle Geschäfte 
nach Deutschland mit dem Staate selbst oder unter Garantie 
des Staates su machen. Sie wurden ihre Rohstoffe, 
Nahrungsmittel und Waren am liefaitmi nadi Deutschland 
verkaufen, weil hier der Staat die Zahlung gb e mi mm t 

Die sciiDelle und geschickte Einrichtung des sozialistischen 
Staates in deutschen Landen wurde das Ansehen des 
deutschen Namens und der deutschen Nation in der ganzen 
Welt vermehren. Unsere Freunde hi den alliierten Landern, 
die Sozialisten in Italien, Belgien, Frankreich, England und 
Amerika, würden mit Stolz und Bewunderung auf die 
Gründung des sozialistischen Staates in DeutscUand blicken 
und ui ihren ebenen Liadem des aoilalistischen Staat 
so schnell als möglich mit derselben Ordnung und wissen- 
schaftlichen Gründlichkeit einrichten, wie ihn nur der von 
mir gezeigte W^ der VerstaatUchung der grofien Ver- 
mögen, Einkommen und Betriebe in Verbindung aut einer 
itaa^dien Organisation der Arbdt ermöglicht Je mehr 
isidi der sozialistische Staat in Deutschland bewälirt, um so 
scimeÜer wird der somaÜsftische Staat • in Ifri^l»**«- BeloiMi. 
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Ffankrdcli» EogUmd, Im stanzen übrisfen Europa, in Amerika, 
in China und Japao kommen. Durcli die Schuld am Welt- 
kriege, die man fäUchiidierweise dem deutschen Volke 
beimaß^ wäbrend sie nur bei Wilhelm IL und aeinen Rat- 
gebern zu suchen ist^ dufch die in vielerlei Hinsidit, 
insonderheit auch strategisch nicht glückliche Führung des 
Weltkrieges ist das Ansehen der deutsdieo Nation in der 
ganzen Welt sehr gesunken. Durch nichts kann der Ruf 
des deutsdien Volkes sdmeller wieder gehoben werden 
als durch die Einriditung des sozialistischen Staates. Wenige 
Klugheitsregeln sind so allgemein anerkannt, als das alte 
Sprichwort, daß Kritisieren leicht, Bessermacfaen schwer ist 
Daher kann das sozialistische Ideal erst durch seine voIt- 
sündige Verwhrldidiung in ^icm der großen modernen 
Kulturstaaten seine entscheidende Bewährung finden. Und 
dazu sdieint mir Deutschland um so mehr berufen, als 
der kritiscfae Sozialismus, der so viel Widersprudi hervor- 
gerufen hat, -in erster Rdhe von deutsdien Denkern und- 

Thcoretikern ausgegangen ist 

An der Sdbwelle des Weitkrieges glaubten die Kriegs- 
minister und Strategen der Zentralraachte lalschUcherweise' 
dafi es sidi um einen Krieg von ganz kurzer Dauer handle. 
An der Schwelle der großen sozialen Revolution sage ich 
mit derselben Sicherheit, mit der ich am 30. Juni 1908 
emen schweren, langjährigen Weltkrieg unter sehr ungunstigen 
Umstanden meinen Landsleuten vorausgesagt habe» daft 
diese soziide Revolution euie langjährige werden wird, 
sofern die Deutschen nicht sofort den sozialistischen Staat 
einrichten, indem sie die großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebe verstaatlichen und dem Staate die Kontrolle 
über die Arbeit versdiaffen. Die schiefe Lage, in die das 
deutsche Volk durch diesen Weltkrieg gekommen ist, beruht 
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in onler Reihe auf 4er llnindirfaafl^keit und Veilogeiilieit 
der WflheiiiislFsBe und ihres gmntia Milieus. Die breiten 

Massen unseres Volkes haben m den letzten Jahrzehnten 
vor dem Weltkriege keine Vorstellung von den wirklidien 
VoffgangeD auf dem Gebiete der Aunvartigen PoUtikt 
insonderheii von den 4 englisdien Bfiadirisangeboten von 
1895 bis 1901 gehabt, sie sind ebenso an der Schwelle 
des Weltkrieges von der Regierung geflissentlich über den 
wahren Tatbestand getauscht worden. Hoffen wir» «laß dai 
deuiadie Volk an der Sdiwdle der aozialen Revolution 
nicht abermals ein Opfer seiner Leichtgläubigkeit und seiner 
Vertrauensseligkeit wird. Bleibt die Schuld am Weltkriege 
unaufgeklärt, so ciroht nodi in vielen Jahren die Gefaiir 
der Ruddcehr der 22 Dynastien. Unterbleibt dte Vei^ 
staatlicfaung der großen Vermögen, Einkommen und Betriebe» 
so kann jederzeit der alte Zustand der privatkapitalistischen 
Gesellschaftsordnung, der bis Anfang 1919 kaum angetastet 
war» wieder heigeatellt werden. 

Mein Vorschlag der Verstaatlidinng der großen Ver» 
« mögen über 100 000 Mark, sowie der großen Einkommen 
über 100000 Mark jährlich und der vom Staat bezahlten 
•Streikt encheint grundstnnend. In Wiiklidikeil ist er 
staatseihaltend. Er ist sogar m weitem Umfinge konservativ. 
Denn er erhält den Mittel- und Kleinbesitz in Stadt und 
l^d unter der Herrschaft des althergebrachten Privat« 
rechts. Mehr als 3 Millionen Bauern iconnen ihr. gewohntes 
Leben fortsetien. Auch die große Menge der Ideineren 
Geschäftsleute mit einem Vermögen bis m 100000 Mark 
in den Städten bleibt in dem bisherigen Zustande. Die 
Familie Krupp bleibt auf dem Hügel und die Familie 
Stumm auf dem Hallieig wohnen» wenngleidi diese 
Besitzungen als benutzbare Sachen in Staatseigentum fiber- 
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gehni md vom Staate «atorhallan werdao* Dk Kmat- 
aMtie toldiar Hemnbeiitze Ueiban luuuifatailat und 

werden dereinst nach dem Ableben der gegenwärtigen 
Iniiaber und ihrer schon lebenden Nachkommen dem Interesse 
der Gesamtheit dienen. Die einlachen wie die vteHacfaen 
KlßHionire bleiben als FaMkbesitcer, Waienhansbesitier 
oder Rittergutsbesitzer auf ihrem Posten an der Spit2e 
ihrer Betriebe, wenn sie auch ihr Eiakommen über 
100000 Mark jahriidi und ihr Vermögen aber 100000 Marie 
dem Staate abgetreten haben. Streikende werden nkht 
mehr die großen Hotels in Berlin oder die Zecfaenanlagen 
im Ruhrgebiet bedrohen» nachdem die staatliche Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit und das Arbeitsamt im Zusammen* 
wirken ndt dem obÜgatorisdien Gewerkterein unddcmobliga> 
torischen Untemehmerveiband allen Arbeitsstreitigkeiten 
die aulr^ende und gehässige Seite genommen haben 
wird. 

UmstOnend» aerstörend» anfidsend ivirkt mein Vorsdilag 
der Einrichtung des soaialistisdien Staates sdion deshalb 

nicht auf das wirtschaftliche Leben der deutschen Nation» 
weil das Grundprinzip meines Vorschlags in den Worten 
znsammeaiiifassen ist: Jeder bleibt auf seinem Posten« 
Der tSchtige Besitzer einer grofien Herrsdhaft, die viel- 
leicht eben Wert von 10 Millionen Mark hat» bleibt ebenso 
an der Spitze der Leitung dieses ländlichen Besitzes wie 
der kleine Bauer in der Leitung seines Bauerngutes, oder 
wie der Maschinenfabrikant in der Leitung seiner Ma- 
schinenfabrik. 

Wenn vorderhand von den 221 Milliarden Mark Na- 
tionalvermögent welches sich im Besitze der physischen 
Peiionen befindet, nur 115 MiUtarden Marie, also die grdfiere 
Hilfle vciataatlicht werden» so erfolgt dieses stuIsQwtise 
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Vorgehen auch in der Absicht, jedem Betriebe seinen bis- 
herigen Leiter nach Möglichkeit zu erhalten und die wert* 
voUea wirtschaftUcheo BeziehuDgcn der deutschen Geschalts^ 
lente mterdiiaiuier ' mid mit dan Auslände bestehen tu 
lassen. Im übrigen kann man leichter große Betriebe und 
großeVermogen verstaatlichen als kleine. Das Verschwinden 
des Mittel- und Kleinbesitzes in Stadt und Land soll in 
eister Reihe durch eine Änderung des Erbrechts im Laufe 
der nächsten Jahrzehnte oder der nächsten Generationen 
von statten gehen. Der Besitzer eines Vermögens unter 
und bis zu 100000 Mark darf sein Vermögen nur seinen 
jetzt adion lebenden Nachkommen (Kindenit EnkeUi» Ur- 
enkeln) vermachen. Nur die jetzt schon Idienden Nach- 
kommen beerben ihn mit oder ohne Testament. Nach 
dem Tode des letzten der jetzt sdion lebenden Nach- 
kommen lallt sein Vermögen an den Staat und zwar ohne 
Rente. Denn die Rente der Besitzer grofier Venadgen 
über 100000 Mark dauert ja auch nur bis zum Tode ihrer 
jetzt schon lebenden Nachkommen. 

hl 70 bis 60 jähren dürften vielleicht 99o/o der kleben 
Vermögen bb zu 100000 Mark an den Staat gefallen 
sein. Der groiSte Teil der aibeitslosen Einkommen kommt 
schon durdi die Verstaatlichung der großen Vermögen und 
Einkommen in Fortfall. Der Rest verschwindet allmählich 
im Laufe der nächsten 70 bis 80 Jahre. Dann hat niemand 
mehr Einkommen ans Grund* und Kapitalbesitz. D«m hat 
niemand mehr ein Produktionsmittel in der Hand. Dann 
ist die Verstaatlichung der Produktios mittel oder Arbeits- 
mittel in der Deutschen sozialistischen Repbulik vollzogen. 
Dann kann kein Unternehmer mehr ^ um mit Karl Marx 
zu reden — einen Arbeiter ausbeuten oder sich den 
Mehrwert aneignen. Heute können Grundbesitzer und 
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Kapitalisten, die wenig oder nichts aiMttn^ knh ihres 
Benties zaUreidieii Arbeitern gebiefen* Fran Börta Kmpi» 
von BoUeB und Halbach hatte sdion vor dem Weltkriege 

vermittelst des von ihr eingesetzten Aufsichtsrats der Aktien- 
gesellschaft Friedr. Krupp die Herrschaft über mehr als 
100000 Albeiter. 



Die Entwiddung des Kruppschea Vermögens und Ein- 
kommens war die folgende: 



Jahr 


VermSgen 


Ankommen 




Millionen Mark 


Millionen Mark 


1895 


119 


7,1 


1899 


148 


13 


1911 


283 


184 


1914 


432 


28,3 


1917 


466 ^ 


304 



Die Entwicklung des Vermögens und Einkommens des 
verstorbenen Fürsten Henckel von Donoeisniarck» der zweit* 
reichsten physischen Person im KSi^ireicfae Pkrenflan, nadi 
der Einkommensteuer^ und Vermogensteuerstatistiks 



Jahr Vermögen Einkommen 

Millionen Marie Millionen Mark 

1895 71 2,7 

1899 85 5 

1911 254 124 

1914 280 153 



Am 22. November 1902 starb Friedrich Allred Kropp 
und binteiliefi sdn Hanptvermogen seber Tochter Berta 

während kleinere Teile für seine Witwe Frau Margarete 
Krupp, geb. Freün von Ende, und für seine zweite 
Toditer Barbara Freifrau von Wilmowski abgesondert 
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wurden. Während des Weltkrieges starb Fürst Guido Henckcl 
von Donnersmarck. Vergleiche hierzu die Tabelle auf S. 97 
m Baad Schlesien meiDet Jafarbucfaei der MilUonüre» Jahr» 
gang 1913. 

Die Papier-Inflation, die Überschwemmung des deut- 
schen Marktes und Verkehrs mit Kriegsanleihe und Papier- 
geld jeder Ar^ das Sinken und Schwanken der Kriege» 
anleihe und der Vainte ermSglidiett mehr und mehr die 
Spekulation in Staatspapieren und Papiergeld. Die schwachen 
Hände müssen, von den Bankiers gezwungen, die Kriegs- 
anleibe verkaufen, am ihren Verpflichtungen za entsprechen. 
Starke Kapitalistea können grofie Posten kaufen, wenn sie 
tief stehen, und verftaufen, wenn sie ausnahmsweise einmal 
gestiegen sind. In diesen 22 Jahren hatte sich das Ein- 
kommen Kmpps mehr als vervierfadtt und das Vermögen 
aaheiu vervierfacht. In ihnlidier Weise war das Ver* 
mögen des Fürsten Henckel von Donnersmarvle gestie- 
gen. In dem gegenwärtic^en Zeitalter der Papierwirt- 
schaft könnten Vermögen dieser Art in 1—2 Jahren durch 
Spekulation den Betrag von mehreren Milliarden Mark 
übersdireiten. Wer nur Betriebe verstaatlichen wÜI, ladt 
eine Anzahl Vermögen bestehen, die mehr als 100 Mil- 
lionen Mark betragen, ermöglicht es der Spekulation, aus 
einem Vermögen von 100 Millionen Mark schnell ein 
Vermögen von einer MÜliarde Maik zu nmchen. Der Rat 
der Volk&beauftragten, und zwar sowohl der am Anfang 
des Jahres 1919 amtierende Rat der 5, als sein Vorgängert 
der Rat der 6^ ist nicht annihenid lo powaKilisch als der 
ordenllidie Univeiaitatsprofeisor Anton Menger in Wien, 
der aus seiner grundlichen Kenntnis der Rechts- und Staats- 
Wissenschaften heraus die Einlösung des Großbesitzes, abo 
die Verstaatlichung dar groftan VeimSgen forderte und 
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diese Forderung als Frucht jahrzehntelanger Studien be- 
zeichnete. Dieser hochbedeutende Jurist und National- 
olconom Ist so wenig radikal und revoiulionar» daß er eine 
Verbindung des aoziallstisdien Staates mit der Monaidiie 
in Deutschland für möglich hält und weder die Absdiaffung 
der Monardiie noch die Revolution zur Voraussetzung des 
soxialistischen Staates madit Q4eue Staatslehre^ S. 175). 

Mein VoncUag betrifft nur den Obergang nun sosiali* 
stisdien Staat. Aber andb nach der Verstaatlidrang aDer 
Produktionsmittel und benutzbaren Sachen wird ein Teil 
meines Vorschlages Bedeutung behalten. Die staatliche 
Versidierung gegen Arfoettalosigkeit, die oUigatoriidien 
Gewerkverebe der Aibeiter, die obligatorischen Verbände 
der Arbeitgeber, die Arbeitsämter, die Arbeitspflicht, kurz 
die staatliche Organisation der Arbeit wird auch in dem 
voUkonunen eingerichteten sosialistisdien Staat beimbchak 
ten sein» . 

Hat mein Vorschlag der Oberführung der heute noch 
bestehenden Privatwirtschaft Ii dien Gesellschaftsordnung in 
die sozialistische Aussicht» bald angeaoaunen zo werden? 
Es ist leiditerf ebe alteingeriditete Dynastie an st&rzent 
als die Verstaatlichung der großen Vermögen über 100000 
Mark und der großen Einkommen über 100000 Mark her- 
beinifiihren. Karl Marx hat gelegentlich darauf hingewiesent 
daß das Kapital immer rücksichtsloser und kühner wird» 
je mehr Prozente es verdieat. Man darf erwarten, daß 
das Kapital die denkbar größte Rücksichtslosigkeit gegen- 
über ttnem Vorschlage entwickeln wird» der das Kapital 
selbst beseitigea wilL In diesem Znssnwnfsnhawg ist nnter 
Kapital natSilidi nnr das Mvatkapital m verstellen. 

Erfahrungsgemäß geschieht in Deutschland so leicht nicht 
,daa Vernünftige in der Politik. Fürst Bismarck beabsich- 
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tigte in den Tagen der Begründuiig des Reiches etwas fSr 
die Sichemiig des Privateigentums and cur Venneidang 
des Umsturzes zu tun* Er begrBndele zu diesem Zwecke 
in den Jahren 1872 und 1873 das sogenannte Dreikaiser- 
bündnis und hielt bis zu seinem Abgange enge Freuod" 
scfaaft mit dem russischen Zarismus» Das Eigebnis dieser 
Politik war das «firdcte Gegenteil seiner Absidit Die 
Fideikomraisse von Friedrichsruh und Varzin sind sehr 
unsicher geworden und dürften bald verschwinden. Fürst 
Bäk>w lehnte die englischen* Bfindnisofferlen ab^ weil das 
Deutsdie Reich nicht zum Vasallen Englands werden sollte. 
Jede Bindung Deutschlands durch einen Bündnisvertrag er- 
schien ihm schon als eine Minderung der Macht des deut- 
schen Kaisers. Heute ist der deutsche Kaiser geflohen» 
-die deutsdie Flotte an England ausgelieferl^ Koh von den 
Engländern besetzt. Forst BQlow hat mit seiner Politik 
ungefähr das Gegenteil von dem erreidit, was er beab- 
sichtigt hat Kurz nach Kriegsausbruch erklarte Herr von 
Bethmann Hollweg b dem denttchen Weißbuch» dsB er 
dem Grafen Berchtold St Blankovollmadit zu der Aktion 
Österreichs geg^en Serbien gegeben habe, um den Zerfall 
Österreich-Ungarns zu verhindern. Die Folge dieser Blanko- 
vollmacht war der voUkommene Zerfall Östeneidi- Ungarns 
mid die vollkommene Niederlage Deutsdilands, <Be Hesel* 
tigung der 22 deutsdien Dynastien und der Sturz Beth- 
mann Hollwegs. Herr von Bethmann HoUweg hat mit 
seiner KankovoUmacht so ziemlich das Gegenteil von dem 
emeicbt, was er beabsiditigt hatte. 

Wahrscheinlich wird der Rat der -Volksbeauftragtea 
und die Nationalversammlung der Verstaatlichung der 
grofien VermSfen und Einkommen sowie der staatlichen 
OiganisatkNi dar Arbeit nach Kiiflan. entgegenarbeiten. 
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Und die Folge wird sein, daß nicht nur die groSen, 
fondern auch die kleinen Vennögen in Kürze versdbwin- 
dca, daß die Reste der Ordntuig dmrcli krasse Unord- 
nung in aUen Teflen Dentsdilands ersetzt werden, daft 
die kommunistische Partei lawinenartig' anwächst, daß der 
Anarebismus immer drohender sein Haupt erhebt. 

Der Rat der Volksbeanftragten od«r das ]»reii6lsche 
Staatsministeritun hat seit dem 9. November 1918 bis in 
den Januar 1919 mit keinem Worte die Absicht ange- 
deutet, die großen Vermögen zu verstaatlichen oder auch 
nur die gewaltige wirtschaftlidie Ungletdbheit der Gegen- 
wart XII mindera. Glaubt der Rat der Volksbeanftragten 
wirldidi, dafi <bs Volk nadi der Verfagimg der 22 D3ma- 
stlen und nadi der Einsetzung einer sozialdemokratischen 
Regierung Dutzende von Riesenvermogen über 20 Millionen 
Mark und mehrere Vermögen aber 50 ond sogar über 
100 Millionen Mark bestdien lassen werden nnr wefl sie 
keine Betriebe sind? Glaubt der Rat der Volksbeauf- 
tragten wirklich, daß die lange Dauer des Weitkrieges das 
Volk derartig in der Tugend des Wartens gescliult htht» 
um dch zu gedulden, bis die Betriebe in 50 oder 100 
Jahren zur Sozialisierung reif geworden seien? 

Seit Jahrzehnten liest der deutsche Arbeiter in den 
Schriften von Friedrich Engefai und August BebeL daB 
das Plroktariat sich der Regierung bemadit^ien mSsse>um 
die Produktionsmittel zu sozialisieren. Nun, nachdem zum 
ersten Male das Proletariat sich der Regierung bemächtigt 
bal* soll die Soadalisierung auf eine ferne, Ungewisse Ixit 
vertagt weideiv weil die Betriebe sur Soaialisitniiiy nodk 
aldit reif seien. Vor TIsdi Uang es anders! 

Da die sozialistische Regierung die Sozialisierun^ nicht 
in die Hand genommen hat» haben an verschiedenen Orten 
UM 
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die Arbeiter di« SoziaHsierun^: versucht, hat die Reichs- 
konfemz der Kommuiustisclieii Partei (Spartekusbiiiid) Ende 
Dezember 1918 sidi f3r dne Scudali^eruojr der Betriebe 

durcli die Arbeiter ausg-esprochen. In seinem Referat über 
die wirtschahÜGben Kämpfe sagtit Paul Lange auf dieser 
Reicbskonferens: »Die notwendigen OiganisationeD» um 
doi Soiialüinus beibeizafShren, sind die Betriebsräte, die 
im Einvernehmen mit den Arbeiterräten die inneren An- 
gelegenheiten der einzelnen Betriebe zu ordnen, die Ar* 
beitsveibaltnisse zu regefai, die Produktion zu IcontroUierea 
und scblieftlicb die Betriebsleitung zu über* 
nehmen habe n.** 

Die von der Kommunistischen Partei beabsichtigten Be< 
triebsräte sollen also die Sozialisierung der Betriebe schliefi- 
lidi in die Hand ndimen* Wenn die Regierung niclit 
sozialisiert» so sozialisieren eben die Arbeiter. Wenn die 
Regierung nicht dafür sorgt, daß die Verstaatlichung der 
Betriebe und Produktionnmttel sich in Ordnung vollzieht, 
ao voQzidit sie sieb eben durch die Arbeiter in Unord^ 
nung. Nadidem die sorialdemokratische Regierung an das 
Ruder gekommen ist, kann sie den Arbeitern nidit eine 
Lehre, einen Glauben in einigen Monaten nehmen, den 
die sozialdemokratiadie Partei den Arbdteni durch zwei 
Generationen gepredigt bat. 

Wer gegen die Verstaatlichung der großen Vermögen, 
Einkommen und Betriebe auftritt, begünstigt die Soziali- 
aiening aller Vennagen und Betriebe durch die Arbeiter» 
dufA die Kom-mibt». begbirtlgt die Ob«t«.gu„g d«. 

russischen Bolsdicwikitums nach Deutschland. Denn das 
Kennzeichen des Bolschewikltums ist die systemlose Sozia- 
lisierung der industriellen Produktionsmittel durch die Ar^ 
bdter» die zum StiUstand der Industrie filbrea umB. 
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Die deutschen Magnateo, iosoaderheit die erblichen 
Mitglieder des früheren preufiischen Herrenhauses und der 
sonst^:«! enten Kmmeni der deatscfaeo £inzelftaaten» 
waren wahrend der ersten Monate der sozialen Revolntk» 
mit dem Rate der Volksbeauftragten aus zwei Gründen 
außerordentlich zufrieden, einmal weil er die Sdiuld am 
Weltkri^ vorlaufig unanfgedeckt lieft «nd daher allen 
BeteOigtcn eine Frist von mehreren Monaten zur Vernidi» 
tung belastender Dokumente gab, und dann, weil er nur 
die Sozialisierung der dazu reifen Betriebe gegen Ent- 
schädigung in einer unbestimmten Zukunft in Aussicht 
stellte. Je reidier und je leaktionirer ein Fürst oder Graf 
:bt, um so mehr ist er mit der Hakung der soidalisthMiien 
Regierung- zufrieden. Besonders groß ist die Zufrieden- 
heit der feudalen Herren mit der Aufrechterhaltung der 
bisherigen -feudalen D^loauitief die in erster Linie ans 
Angehörigen des alten Adds, soweit er noch wohlhabend 

ist, oder des neuen, sehr reichen Adels sicli zusammen- 
setzt Indem die Diplomatie ia ihrem bisherigen Personal- 
bestande bestehen bleibt» behalten die deutschen Magnaten 
eben wesentlichen Einfluß auf die wichtigsten Staatsge- 
sdiafte und gerade auf diejenigen Staatsgesdiafte, für die 
sie sich am meisten interessieren. So haben die Magnaten 
in diesen sdiweren Zeiten in dreifsdier Hinsicht dnea 
Trost: Sie behalten ihren Grundbesttx, ihr Vermdgen, Ihren 
Einflufi, den sie durch'Hunderte und Tausende von Ange- 
stellten ausüben. Sie behalten ferner die Aussicht auf 
Ruckkdur der 22 Dynastien und ihrer glansenden Hoflial> 
tung, die für die Venoigung ihrer Sohne und Schwiegei^ 
sShne von so grofler Widitigfceit Ist. Sie behalten drittens 
ihren bisherigen Einfluß auf die Diplomatie Deutsdilands, 
die zugleich für ihre Sohne und Schwiegersöhne eine Ver- 
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sorguügsanstalt ist. In der ganzen Weltgeschichte fiodet sich 
keine poUtudie oder soziale Revolution, die mit den nächsten 
Aahingm und Freunden abgesetzter Dynastten so adumend 
g^en das eigene Interesse der Revointioii verfahren ist 

Die schwächste Seite des alten Regimes, unter dem die 
deutsche Nation einen einzigartigen wirtschaftlichen Auf- 
schwung erlebte, war die adelige, feudale Diplomatie» die 
in jahrzehntelanger Tätiget alle Gegensatze der Nationen 
ka unseren Ungunsten ausgUdi, aOe Welt gegen Dentscb* 
land zusammenschweißte und sdiließlich durdi die Blanko- 
vollmacht vom 5« Juli 1914 die Lunte an das Pulverfaß 
legten um den Während zn entzünden. Die sociale Re* 
volution hat wesenUidie Verindemngen in denReichsamtem 
und Ministerien hervorgebracht, beispielsweise indem Herr 
Adolf Hoffmann das Kultusministerium übernahm. Aber 
auigeredmet dieDtploo(iatieimierlialbdesADSwirti^en Amtes ' 
und aofieihalb wurde von dem großen Umsturz weniger 
berührt als manchmal durch einen Kanzlerwechsel oder 
Ministerwechsel. An der Schwelle des Jahres 1919, als 
Graf Brodcdortf-IUntzan Staatssekretär des Auswärtigen 
und Frdherr von Laagwerth^Simmeni Untentaatssekretar 
.im Auswärtigen Amte vrar, hatte der Personalbestand des 
Auswärtigen Amtes innerhalb und außerhalb des Amtes 
in der eigentlichen Diplomatie ungefähr dasselbe Aussehen 
wie unter Bülow» unter Biamarckt wie seit Jahrhunderten. 
Der Rat der Volksbeaultragten hat augensdieinlich das 
Gefühl, daß er von den Auswärtigen Angeleg^enheiten 
aichta versteht, und daß daher die Wahrung der Tradition 
von großer Wichtigkeit aeL Schon unter dem Fürsten 
Bismarck war aber die internationale Diplomatie ebenso 
wie die Geschichtsschreibung darüber einig, daß es Fürst 
Bismarck nicht gelungen war, eine Schule zu bilden. Je 
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nehr wir uns dem Weltkri^ olliMteiu um m dmntl^er 
wurde das Urteil der ganzen Wdt fiber die Unlahigkdt 

der deutschen Diplomatie, die geradezu spridi wörtlich 
wurde. Denn unserer Diplomatie ist es eben doch gelungen» 
seit Begfundonjf des Reiches mid immdeih^t seit dem 
Abgange des Ffirsten Bismmdc alle In der Welt bestehenden 
Gegensatze, also den nissisch-englischen, den japanisch- 
russischen, den französisch -englischen» den französisch- 
italienischen» den japanisdiHimerikanischent den englisch, 
amerikanisdien, den japanisch«clihiesitchen auf unsere Kosten 
und zu unseren Ungunsten auszugleiclien. Dieses große 
Werk, welches wir in der Hauptsache Kaiser Wilhelm U. 
und seinen Reicfaskanzlem und Staatssekretären verdanken, 
wäre immeihin mcbt mogUdi gewesen, wenn nicht fast jeder 
einzelne Diplomat bis zu dem jüngsten Attache herab zu 
jeder Zeit sein möglichstes getan häUe, um uns mit aUer 
Welt XU verfeinden und um fast alle fremden Völker g^gen 
uns zu emigen» 

Aber die Schonung Betiimanns, Jagonifs und Zlraraer- 
manns in der Frage der Schuld am Weltkriege hängt aufs 
engste mit der schonenden Behandlung unserer gesamten 
bisherigen Diplomatie susammen. Die Angaben des Dr« 
MSMon, des frShtena Mitgliedes der Direktion der Firma 
Friedr. Krupp A. G., über die Schuld am Weltkriege haben 
sich in allen Einzelheiten als richtig erwiesen. Und doch 
hat der Rat der Volksbeauftragten noch keine Gdegenheit 
genommen, Herrn Dr. Muhlon mit Herrn Dr. Helfferidi 
und Herrn Krupp von Bohlen und Halb ach zu konfron- 
tieren und durch eidliche Aussagen den Tatbestand des 
grofiten Verbrechens der Weltgesdiicbte» dessen Tater 
Wilhelm IL ist» festftusteUen» Herr Dr. MSfalon war nadi 
Ausbruch der Revolution in Deutschland, ist aber wieder 
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nach der Schweiz zurückgekehrt. Die Korrespondeazen 
oder T^gebucber de» Herrn Krupp von Bohlen and Halbatch» 
Dr* Helfferichs» Betlimann Hollwegs, Jagows, Zfanmermanns» 
samtlicher Diplomaten des Reichs und der Einzelstaaten 
an der Schwelle des Weltkrieges» des Kaisers und aller 
deutschen Monarchen sowie vieler minnlicher und weib- 
licher Mii^glieder der rc^fierenden Hauser ▼on elH#deni und 
ftret nächsten Gefolges dürften unschitzbares Material der 
Aufdeckung dieses ungeheuren Verbrediens gegen die ganze 
Welt und gegen das deutsche Volk insbesondere liefern. 
Der Rat der Volksbeauftragten hat drei Monate yerstrelchen 
lassen Us zur Beendigung dieses Buches, ohne dafi irgend 
etwas zur Sidierungf dieser überaus wichtigen Dokumente 
und aller in Frage kommenden Aussagen der Beschuldigten 
wie der Zeugjeo geschehen wire^ Die Einsetzung eines 
besonderen Staatsgerichtshofes zur Prüfung und Aburteilung 
der Sdiuld am Weltkriege hätte das Vertrauen der ganzen 
Weit zum deutschen Volke und dessen reditlicher Ge- 
aimiang vriederhergestellt. 

Die rechtliche Grundlage dieses Staatsgeriditshofes, der 
hoffentlich redit bald eingesetzt wird, mußte ein besonderes 
Gesetz, weiches die schärfsten Strafen auswirit, sein. 
Dieses Gesetz beruht auf demselben ungesdiriebenen 
Redit, kraft dessen die 22 ebsk angd>lidi vielgeliebten 
und verehrten Furstengesdilechter verjagt worden sind, 
auf dem letzten und wichtigsten Rechte auf Erden, auf 
dem Selbstbestimmungsrechte des deutschen Volkes, auf 
dem Rechte» sich nidit langer durch eine jahrtansendjihrige 
Gesetzgebung mlfthandeln und unterdrucken zu lassen, auf 
dem Rechte, Sühne zu fordern für den beispiellosen Verlust 
an dem Blute und an der Gesundheit des Volkes. 

Dieselben Leute« welche sagen, wir hatten kein Rocht, 
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die AmUclfffoi^ WiUieiiiis IL von HoUaad za veiiaiigeiv 
wir hitten Iceb Redit, einen Staatsgeriditsbof einznseteen 

und ein Gesetz mit rückwirkender Kraft zu schaffen, welches 
Wilhelm U., ßethmann Hollweg, Jagow, Zimmennann, Falken- 
hayn und Tirpitz als Tater und Mittater dea Weltbrandes 
oder all Gelulfen zur Verantwortung zieht» adieuen vor 
einer Verstaatlichung der großen Vermögen, Einkommen 
mid Betriebe zurudc. Nadi der Rechtsgrundlage braudit 
aidit gesucht zu werden. Sie findet sich in dem Rechte 
der sozialen Revoktion» die die 22 SoumSne vom Throne 
gestofien hat, um die Gewalt des Staates in die Hände 
einer sozialistischen Regierung zu legen. 

Der Trieb der Selbsteihaitung müßte den Rat der Volks* 
beauftragten veranlassen, die Schuld am Weltkriege zu 
untersuchen und zu sfihnen, denn die Entrüstung über die 
Regierung Wilhelms II. hat ihn an das Ruder gebracht. 
Der Trieb der Selbsterhaltung müßte den Rat der Volks» 
beauftragten veranlassen, die Ventaatlidiung der groflen 
Vermögen, Einkoounen und Betriebe in die Hand zu nehmen. 
Denn die Aufgabe der Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen, Einkommen und Betriebe unterscheidet allein in 
maricanter Weise die Sozialdemokratie von der Deutschen 
demokratischen Partei. Wenn der Rat der Volksbeauftragten 
die Schuld am Weltkriege ununtersucht und ungesühut 
und die Verstaatlichung der großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebe unausgeführt laßt, überlaßt er am besten 
schon jetzt der Deutschen demokratischen Partei das Feld» 
wdk^es rie früher oder später als Folge der Untätigkeit 
der Leitung der Sozialdemokratie erobern müßte. 

Wenn Fürst Bismarck audi nur zwei Monate ohne preußi- 
sches Staätsmüusterium und ohne preußischen Landtag, ohne 
Bundesrat und ohne Reichstag hatte regieren fc6nnent ao 
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hatte er nicbt nur die Reidiseisenbahnen, sondern auch das 
Tabakmonopol, das Bnumtweinmoiiopol» das Spirittismoiiopol 
imd wabrsdieiiilidi «udi noch andeve Monopols^ die im 
Gmnde nichts sind als Soxialisiermigett nnd VerstaatUdinngen 
ganzer Industriezweige, durch Gesetz eingeführt. 

Es wäre verkehrt, wenn man daran Anstoß nehmen 
woUte» daß cUe VcistaatÜchung der großen Vennogea fiber 
100000 Mark nach meiner Rechnung nur 115 MÜHarden 
Mark Werte dem Reiche zuführt. Wenn ich auch diese 
Zahl auf Grund der preußischen Vermögenssteuerstatistik 
für das Jahr 1917 berechnel habe^ so liegen diese Ein» 
scfaitzungen* die am Ende des Jalures 1916 erfolgt sind, 
in der Hauptsache doch noch vor der großen Preisrevolution, 
vor dem stärksten Sinken unseres Geldwertes. Man muß 
die oben genannten Zahlen von 221 Milliarden Mark in 
privaten Händen befindliches Nationahrennogen, wie es 
sich anf Grund der preufiisdien Vermögenssteuer für das 
Reich berechnen läßt, von 115 Milliarden Mark großer 
Vermögen über 100000 Mark und von 106 Milliarden Mark 
mittlerer und Ideinerer Vermögen vidleicht mit 2 multi* 
plizieren, um sie' mit der Geldentwertung von Ende 1915 
bis Anfang' 1919 in Einklang zu bringen. Man darf aber 
andererseits nicht übersehen» daß die größten Verluste 
unseres Nationalvermögens erst durch die lange Dauer des 
Welderieges in den Jahren 1917 und 1918 und durdi die 
Niederlage zur Wirklichkeit geworden sind. Und aus 
diesem Grunde müßte man wiederum eine wesentliche 
Minderung der so gewonnenen Zahlen vornehmen. 

Ich mache meinen Vorschlag zur Oberfuhrung der privat« 
wirtsdiaftlichen Gesellsdiaftsordnung in den sozialistischen 
Staat nicht in erster Reihe aus fiskalischen Gründen, sondern 
aus sozialen und wirtschaftlichen Gründen. Als Anton 
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Menger im Jahre 19Q2 tebeo Voifdila^ der Elnidraiig ilet 

Großbesitzes, also der großen Vermögen, machte, war 
DeutsdiUnd in blühendem wirtschaftlichen Aufschwung 
bcgf if len imil lag eine Fniaimiot «rie heat nkht im entfem- 
terten vor. Aach in den bifibendaten Zeiten der Volks- 
wirtschaft kann man den Sozialismus nur stufenweise und 
nur durch Einlösung des Großbesitzes, durch Verstaatlichung 
der großen Vermögen» einführen» Die VermogenaateiMin* 
Einkoouneniteneni und Erbichaftaateoem des soiialistisAen 
Staates werden nach der Verstaatiicfaung der großen Ver- 
mögen über 100000 Mark und Einkommen über 100000 
Mark jalirlich aus dem verbleibenden Vermögen und Ein- 
kommen xa entriditen sein. 

Zur Deckung der Unkosten des Krieges plant die 
Regierung der Deutschen sozialistischen Republik eine 
beträchtliche Vermögensabgabe» und zwar eine einmalige» 
die w<^ in Raten absufuhren sein durfte. Wenn iliese 
Vermögensabgabe eine betraditliche und stark progressive 
ist, so kann sie die gegenwartige Staatsschuld vielleidit 
in erheblichem Maße vermindern. Aber die Staatsschulden 
stdgen rapid weiter. Und ^e Wiederiioiung der Ver- 
mögensabgabe diiifte nnansbleibliGh sein. Der Mkere 
Dtrdetor der Deutschen Bank, Max Stemthal, hat Ende 1918 
im Berliner Tageblatt bereits den Nachweis geliefert, daß 
eine solche Vermögensabgabe nidit aus liquiden Mitteln 
beiaUt werden kann» sondern daß rie durch Heigabe von 
Produktionsmitteln, benutzbaren Sadien oder gar verbranch- 
baren Sachen entrichtet werden muß. 

Würde die Vermögensabgabe den Geboten der Gerechtig- 
keit und des sozialen Ausgleichs entspredien und die 
grdßten Vermögen mit 50 bb 75016 ihres Bestandes belasten» 
so würde der Staat in den Besitz ganzer Herrschaften 
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und Fabriken, sowie einer großen Menge von Häiuenip 
TOD Aktien imd Wertpnpierca der vcisdiiedensten Art* von 
Hypotlieken und Forderungen gelangen. In einem gewissen 
Umfange wäre auch dies eine Verstaatlichung der großen 
Vermögen und Betriebe. Da das Reidissdiatzamt die Ver* 
mogeosabgabe am Anfai^* des Jahres 1919 bereits ans^ 
gearbeitet battOt tvird sie ohne Zwetfd geraume Zeit vor 
einer systematisdien, meinem Vorsdilage entsprechenden 
Verstaatlichung der großen Vermögen über 100000 Mark 
und großen Betriebe im Werte von etwa 100000 Mark 
in Kraft treten. Je iiöher die Satze der ctnmal^en Ver» 
mSgenssftigabe dnd» und je stiikerprogressnr die Vermögens-' 
abgäbe wirkt, um so mehr ist sie als Vorbereitung der 
Verstaatlichung der großen Vermögen» Einkommen und 
Betriel>e za begrdfien« Durch die Einziehung dieser ein- 
maligen Vermögensabgabe wird dieRegiening der Deutschen 
sozialistischen Republik sich eine Menge von Erfahrungen 
sammeln und die notwendigen Einrichtungen treffen müssen« 
die der nachfolgenden unausbleiblichen Verstaatlichung der 
großen Vermögen, Einkommen und Betriebe dienen werden. 
. Das Privateigentum an den benutzbaren Sachen und an 
den Produktionsmitteln ist in der heutigen Privatwirtschaft- 
liehen Gesellschaftsordnung die Grundlage für die wichtigstell 
pifaatrodbtlidien Unterweifungiverhiltnisse. Denn wie wdt 
eingreifende Einsdirankungen andi die Gesetzgebung fest- 
setzen mag, immer bleibt der Mieter, der Pächter, der 
Lohnarbeiter von dem Eigentümer abhängig (Anton Mengefi 
Neue Staatslehie^ & 0^.. £« wird daher die Aufgabe dar 
Deotsdhen sozialistbdieB Republik seb» audi die Verstaal* 
Hebung dieser privaLrechtlichen Uoterwerfungsverhältnisse 
herbeizuführen* 
Nach dem Urteile Anton Mengers beruht die Eigentums- 
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Ordnung unserer europäisdien Kulturstaateo nodi heute in 
ihren wichtigsten Bestandteilen auf gewalttätiger Besitz- 
ndunung. Als die Griechen, Römer und Germanen nach 
langes Wanderangen in ihre fetten Wohnsitie einruckteii 

und diese spater erweiterten, stießen sie überall auf bereits 
ansässige Bevölkerungen, denen sie nach ihrer Besiegung 
den Grund und Boden ganz oder teilweise gewaltsam 
abndmien. EMe Eigentumsordnung wmrde daher gleidi 
ursprünglich auf das siegreidie Schwert gegründet. Nadi 
der Schlacht von Hartings im Jahre 1066 wurde den 
besi^^ten Sachsen zur Befestigung dtar normaBnischen 
Herrschaft durch Wilhelm den Eroberer ein so großer 
Te9 ihres Landeigentumes auf der britischen Insel gevraltaam 
abgenommen, daß sich einige Menschenalter spater der 
noch heute von den englisdien Juristen festgehaltene Satz 
bilden konnte, daß der König der «nprfins^lclie Beaitier 
von Grund und Boden sei, and daß aUes Grandeigentom 
der Privatpersonen von ihm stamme. Nachdem die Truppen 
Kaiser Ferdinand II. am 8. November 1620 in der Schlacht 
am Weiften Berge bei P»g über die Truppen des Winter^ 
konigs Friedrich von der Pfalz gesi^ hallen, wurde mr 
Befestigung der Dynastie Habsburg und zur Wiederher- 
stellung des katholisdien Glaubens nach den eigenenÄngaben 
des- Kaisen Ferdinand IL in den Landlagipropodllonen 
von 1630 mehr als efai Drittel des Königreichs Böhmen 
konfisziert In der großen französischen Revolution wurden 
in ungeheurem Umfange die Kirchen- und Emigrantengüter 
vom franzosischen Staat eingezogen und veräußert Der 
gesamte Erlös betrug mehrere Milliarden Francs (Menger» 
Nene Staatslehre» S. 81 und 228). 

Von einem beträchtlichen Teil des Großgrundbesitzes, 
der äberall in Europa auf die Gesetzgebung und Verwaltung 
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den ettttdiddeiideii Eiollafi «nsobt^ kaim man den Zonmmefr' 

hangf zwischen der gewalttätigen Besitznehmung und der 

gegenwärtigen Eigentumsordnung unmittelbar nachweisen | 

(Neue Staatslehre» S. 81 und 82). 

Wenn in den letzten Jalirzeknten ein loUiier Grofignmd- 
besitzer durdi das Vorkommen von Kohle oder Kali oder 
durch die Nähe aufstrebender Großstädte begünstigt war, 
ist sein Vermögen »i e&ier anßerordentlidien Große gelangt 
Neben der Gewalt bat der Znfdl die größten Vetnifigen 
gebildet. 

Ein klassisches Beispiel dieser Art ist das rapide Steigen 
des VermSgens und Einkommens des Herzogs Engelbert g ^ ^ 
von Arenbcfg anl Sddoß Nordldichen im R^enrngabezirk ^ ^ § § S ; 
Münster, des reichsten Mannes der Pirovinz Westfalen, der% | ^ a ^ 
allein in Deutschland einen Grundbesitz von vielleicht^» • § 3 t 
30000 ha in den Provinzen Westfalen, Rheinlande und,r. fo ^^ Sä 
Hannover besitzt. Es betrug nadi dem Band Westfalen meines ^ [ ^ 
» Jahrbudis der Miüionare* das Vermögen und Einkommen ^ ^, ^ 
des Herzoffs von Arenberg: ®§^e 
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Seltener kommen die sehr großen Vermogeo durch indu- 
itrieUe oder kommerzielle Tüchtigkeit zustande. Und in 
diem wenlgea Failen vererbt sieb die Tucbtigkeit des 
VateiB nicfat ümiier auf die Kinder« Aa untlidit^ea Erben 
tncbtiger Männer der bidusbie und des Handels ist kein 
Mangel. 

Da also unsere Eigentumsordnnag in ihrem Ursprung 
fast ansicfaliefitidi auf dem Schwerte beruht, so lafit sieb 
von vomherdn voraussetien, dafi in Ihr nicht die wirl« 

schaftliche Vernunft vorherrscht. Die meisten Männer, die 
lieut ein großes Vermögen zusammenbringen, denken nur 
an sieb und nicht an die Gesamtheit Wo soll denn unter 
dieien Umstinden die Vemunfl in der Verteilung des 
Eigentums herkommen? Wenn das große Vermögen tudi- 
tiger Unternehmer an unfähige Erben gelangt, so ver- 
schwindet die Veronnft ans dem System der Verteilung 
der Güter. 

Nur solange die Völker naiv wie die Kinder sind, 
werden sie an die Vernunft in der Verteilung des National- 
vermSge ns und des Nationaleinkommens an die einzelnen 
Volksgenossen glauben» Durch die Veijagung der 22 Souve- 
räne hat das deutsdie Volk bewiesen» daft es nuht mdnr 
völlig naiv ist. 

Alle Mensdien auf dieser Erde sollten sich darüber klar 
sein» da6 eine Person nicht alleitt die gesamte Erdober» 
ftihhe» abo den Ei^dball» ab sein Privateigentum besitaen 
darf. Und doch besteht wohl in keinem Lande der privat- 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung auch nur ein Gesetz, 
wdchea varbole» daß eine emaebe Penoo den gesanAm 
Grund und Boden des Staates als ihr Privateigentum be- 
sitze. Ein Rentier, der den Grund und Boden auf dem 
ganzen £rdbaU als sein Privateigentum besafie, hatte nach 
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der privatkapitalistlscheo Gesellschaftsordnung das Recht» 
allen anderen Menschen zu kündigen und sie von diesem 
Erdbälle ai verwiesen« Also darf audi eine Person in 
der Deutschen soiiaÜstischen Republik nicht nahezu eine 

halbe Milliarde Mark besitzen, zumal das aus der Steuer 
hervorgehende Nationalvermögen der deutschen Bevölkerung 
in privaten Händen nur etwa 221 MiUiarden Mark betr%t 
Mit dem Argument des Masdiinengewehrfeuers und der 

Handgranaten kann man nacli dem langen Weltkriege und 
nach der Verjagung der 22 Dynastien die althergebrachte 
Anschauung von der gottgewollten Verteilung des Besitzes 
nicht aolredit erhalten. Aber man kann auch nicht das 
Volk vertrösten auf eine ferne Zukunft, wo die Betriebe 
zur SozialisieruDg reif sein werden. 

Am späten Abend des 8. Januar 1919 habe ich mur auf 
der Friedrichstrafie den «Vorwärts'' gekauft» und zwar den 
auf den Maschinen der Vorwartsdruckerei, Lindenstrafie 3, 
gedrudcten „Vorwärts" der revolutionären Obleute oder 
des Spartakusbundes, der den Untertitel fuhrt: Organ der 
revolutionären Arbeitersdmft Grofi-Berlins. In dem Lmt- 
artikeL der die Demonstrationen der letzten Tage bespradi, 
heißt es: „Jeder einzelne der Hunderttausende von Demon- 
stranten wußte es: Nur ,die sofortige Soziaiisierung kann 
das arbeitende Volk aus ungeheurer Not und Elend retten, 
nur die sofortige Sozialisierung kann sie vor nodi unge» 
heurerer Not und Elend in nächster Zukunft bewahren. 
Die 400000 Arbeitslosen Groß-Berlins wußten es. Und 
die noch in Arbeit Stellenden, die an ihrer Seite marsduerten, 
wufiteo es auch." 

Aus diesem Leitartikel kann sich jedermann überzeugen, 
daß auch der letzte Grund des Bürgerkrieges zu Berlin 
in jenen Tagen in der Frage der Soziaiisierung zu suchen 
U Martia, Sosiale Rtvolnlion. t6t 



ist. Die von den Regierungstruppen belagerte, in den 
Händen des Spartakusbundes befindliche Vorwärtsdnickerei 
si^ selbstverständlich in ihrem Leitartikel dasjenige, was 
aie für dm Kminiiikt der Frage halt, denn es steht ihr 
oldbt Yiel Piqiier und nicht vid liagÜchkeit der Verhreitn^g 
ihrer Ansiditen zur Verfugung. 

Hätte der Rat der Volksbeauftr^gten vom 9. November 
1918 ab die Fn^ der SeiiaUsierasig mit Energie betrieben» 
und die Verstaatlidiungf der g^rofien Vermögen, Ehtlromman 
und Betriebe bereits vor den Augen ganz Deutschlands 
IQ die Hand genommen, so vrürde dieser Büigerkrieg mit 
seinen sdnurereo Konseqnensen nidbt no^gebrochen sein» 
so würde die Spaltung der sogialdemokmtisAen Partei 
nidit erfolgt sein, so würde der etkrankte Körper des 
deutschen Volkes sich bereits auf dem Wege der Heilung 
liefinden» so würden die sozialistischen Parteien mit Ver- 
trauen dem Zusammentritt der Nationalversammltmg ent- 
gegensehen. 

Das Jahr 1919 ist hereingebrochen, ohne daß die breiten 
Massen Deutschlands durch die infoige des Weltkrieges 
aafmbringenden Stenern bedriicict worden« Die Nation 
bestritt die Aasgaben des Weltkrieges von den Erspamisssii 
einer vergangenen Zeit. Je höher die Kriegsausgaben 
stiegen, je mehr Kriegsanleihen verausgabt wurden, um SO 
mehr Kapitalzins fiel.der Klasse der Kapitalisten zu« Aber 
die Lohne der Arbeiter stiegen auch. Beide teilten sidi 
in die geringen Vorräte. Der Arbeiter hatte den realen 
Vorteil des Genusses der Lebensmittel, der Reiclic die 
Ulosioii^ daß sein Vermögen ungesdimälert und zu 5^/o 
verzinst sei» da eran die Moglidbkeit ehies Staatsbankrottes 
nicht glauben wollte. Den wahren Wort unserer Staats» 
papiere nud unseres Papiergelde« wird uns bald die histo- 
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rifche Entwickelnng zeigen. Noch wissen wir nidit, wie 
hag «Hier Mangel an Robstoffen und NahnmgtnittBb 
dmern wird, und welcbe Hohe uniere Staatuchttlden 

erreichen werden. 

Der Zusammenbruch der Vermögen der Kapitalisten 
infolge de« Staatsbankrottes in unserem Lande und in 
anderen Lindem, sowie infolge der Besdiaftigungslosigkeit 
der ludustrie und des Handels, der Mangel an Rohstoffen 
and Nahrungsmitteln, der Zusammenbruch der Banken und 
VersiclierQng8geseUsciiaften,die£rwerbslosiglceit der Arbeiter, 
der Fortgang des BSigericrieges oder die siele Gefahr seiner 
Rfiddcdir wird erst die Silnation sdiaflen, weldie zur Ein- 
richtung des sozialistischen Staates und zur staatlichen 
Oiganisation der Arbeit zwingt. 

Heute erscfadnen meine Vorschlage für die Oberföhnmg 
der privatkapitaUstisdien Gesellschaftsordnung in den so- 
zial istisdien Staat vielleicht radikal. Anfang 1920 sind 
sie vielleicht sdion von den Ereignissen überholt, er- 
sdieinen sie vielleicht sdion als rndtständig nnd ungeniigend. 

Der soiialisHiche Staat geht 'aldit ans dem Ob«^nfi, 
sondern aus der Not der Zeit hervor, genau wie die 
Deutsche sozialistische Republik. Die soziale, wirt- 
sdiaftÜche und politische Not wird snnehmen, und dann, 
wenn es zu spat ist, am das schwerste Unheil abzuwenden, 
werden meine Vorschlage Beachtmig finden. Dann hat 
aber wahrscheinlich der Staatsbankrott, der Stillstand der 
Industrie und des Handeis, der immer wieder auftauchende 
Bfiigeikrieg, der nie ruhende Aasstand, der Mangel an 
Rohstoffen nnd Exportm5glichkdten die Klasse der Ka- 
pitalisten und Unternehmer zu Bettlern gemacht, die 
glücklich sein würden, wenn sie auch nur einen kleinen 
Teil des Vermogenf nnd des Einkommens wiedererwerben 
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konnten, wekbcft ich ihnen in diesem meineo Vorschlag 
d«r Einriditiiiig des tozialistisdieD Staates als AbfinduDg 
und Lolm fSr ihre Mitwiikung in Aussicht stellte. Und 

ebenso werden die Arbeiter die Leidtragenden sein, die- 
selben Arbeiter, die heute Vertrauen zu der Klugheit 
ihrer Führer haben» die aber von Tag zu Tag erkennen 
mönen» dafi ihre Fuhrer sie nicht in den sozialistiMhen 
Staat oder zu gewinnbringender Arbeit, sondern in den 
Bürgerkrieg führen. 

Das bedeutsame Werk des weltberilhmten Rechtslebrers 
Fhrfessor Anton Meager »Nene Staatslehre' ist bernts 
im Juli 1902 enchlenen und enihilt bereits den Vorsdilag 
der Einlösung des Großbesitzes als Vorbereitungsmaßregel 
für den sozialistischen Staat oder den volkstümlidien 
Arbeitsstaat» wie ihn Anton Menger nennt Weder die 
FShrer der* alten sorialdemokratiichen I^ei noch die 
Führer der Unabhängigen sozialdemokratischen Partei 
haben zu dieser Frage Stellung genommen oder sonst 
irgendeinen Plan des Übergangs zum sozialistischen Staat 
aufgestellt, am den Bmdeikrieg zwischen den 2 oder 
neuerdings 3 sozialistischen Parteien Deutschlands zu ver- 
meiden und um den bürgerlichen Parteien den Beweis 
ihrer Beföhignng zur Oberfuhrung der privatkapitalistisclien 
Gesellschaftsordnung in . die sozialistisdie zn erbringen. 
Daher hat weder das Inland noth das Ausland am Anfang 
des Jahres 1919 das notwendige Vertrauen, dai^ die Führer 
der versdiiedenen sozialistischen Parteien sidi «Uber den 
Weg zur Verwirklichung ihrer Lduren hn klaren sind, 
und daß sie die seit Generationen im Glauben an den 
sozialistischen Staat erzogenen Massen in die sozialistische 
Gesellschaftsordnung hinüberleiten können. Mehr und mehr 
befest^ sich aber hn hüande und un Auslande die Ober^ 
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Zeugung, daß die Führer der alten sozialdemokratiscfaen 
Partei wie der Unabhängigen Partei durch ihre Plan* 
lofigkeit und diiich ihre Zielloi^eit nkht nur die deutadm 
Afbeitermatseit, sondeni die gesamte dentsdhe NatioD In 

die soziale Anarchie, in den Kampf aller gegen alle 
führen. 

Die Ziellosigkeit unserer Reichslauuder und insonderheit 
des Forsten Bolow und des Herrn von Bethmann Hottwe^ 

hat uns in den Wdtlcrieg gefuhrt Die Ztellosigkett des 
Rats der Volksbeauftragten führt uns nicht in den so- 
zialistisdien Staate sondern in die soziale Anarchie, in den 
'.Kampf aller g^fen alle^ in die Auflösung des Deutsdien 
Reiches in seine Teile und Teildien, in den gr fl flt e n 
Zustand der Sclivväche des deutsdien Volkes, in eine voll- 
kommene wirtschaftliche Hilflosigkeit» 

Weder der »Vorwärts" noch die »Freiheit"» weder 
Ebert noch Haase sind in den ersten 2 Monaten der 
sozialen Revolution energisch für die Sozialisierung der 
Produktionsmittel oder gar für eine Verstaatlichung der 
großen Vennogen, Einkommen und Betriebe eingetreten. 
In den ersten Tagen des Januar 1919 zeigt sieb aber 
bereits, daß der Arbeiter in Berlin ¥rie in den ¥er^ 
schiedenen Teilen Deutschlands das letzte Wort zu dieser 
wichtigsten Frage seiner Existenz hat Der im Geiste 
des Soiialismns seit Jahrsehnten eizogene Arbeiter wird 
nicht ruhen, bis er die Sicherheit hat, daß sofort die 
Verstaatlichung- der großen Vermögen, Einkommen und 
Betriebe und die staatliche Organisation der Arbeit im 
Sinne meiner Vorsdilage in Kraft tritt 

Selbst wenn der Sozialismus in sefaier modernen Foim 
1^ Verstaatlichung der Produktionsmittel und benützbaren 
Sachen niemals gelehrt worden wäre, müßte unter dem 
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Drange der Not dicMt Wddorieget die fönridituBjf des 

somlistischea Staates durdi die sofortige Verstaatlich uQg 
der großen VermogeD, Einkommen und Betriebe und die 
ttoetlicbe Organisation der Arbeit erstrebt wwden, mufite 
die Theorie des sozialislischeD Staates» der die Pkodoktioiü- 
mittel und benutzbaren Sachen besitzt, erfunden werden. 

Das Ergebnis der bisherigen Macht- und Besitzverteilung 
waren «insere 22 durch jahrhnnder^ahrige Inancht^ ihrer 
FiMnUien geistig gesdiwachteii Fürsten, die von Jugend auf 
der Arbeit entwöhnt und dem Leben entfremdet waren, 
umgeben von Ratgebern, die sie sidi in erster Linie aus 
dem Kreise altaristokratiicher FauiUen anigesudit hatten. 
Und die UntihiglEeit dieser Staatsmänner und I^plonurten 
aus altadligen Familien beruhte zum großen Teile gleich- 
falls auf der Inzucht und Arbeitsscheu ihrer von arbeits- 
losen Einkommen lebenden Vorfahren. Die Revolution 
hat die 22 Fürsten vojagt» , aber ihre wichtigsten R«^ 
geber» die Diplomaten» sind una erhalten geblieben, und 
werden von dem Rate der Volksbeauftragten als ein kost- 
bares Vermächtnis der Vergangenheit gehütet. Die lückea- 
lose Veröffentlichung der Korrespondenz der 22 Monarchen, 
die wie Götter verehrt wurden, und ihrer Ratgeber zur 
Aufklärung der Schuld am Weltkriege und ihrer geistigen 
und moralischen Beschaffenheit, und die öffentlichen Ver- 
handlungen des einzusetzenden Staatsgerichtshofes vrurden 
nna vor der Gefahr einer Rücidcehr in die alten politischen 
Unterwerfungsverhaltnisse ebenso sichern, vrie die scMen- 
nige Verstaatlidmng der großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebet sowie die staatliche Organisation der Arbeit 
die Rockkdnr hi die sozialen und wurtschaltticfaen Unter- 
werfungsveihSSitnisse ausschliefieo wfirde. 

Die alte Eigentumsordnung und Machtverteilung be* 
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gründete sich nadi den Worten Anton Menfm vor» 

herrschend auf das Schwert. Die Macht der sozialistischen 
Regierung oder des Rates der Volksbeauftragten begründet 
skh in erster Linie auf des Mascfainengewelur» we||Ghes 
die Lastantomobile am 9. Nenrenber 1918 dnidi Beilin 
trugen. Bei der Verjagung der 22 Fürsten hat das 
deutsche Volk ihnen nicht nur die politische Macht ab- 
genommen» sondern audi in weitem Umfange ihr privates 
Eigentum. Denken wir nur an die Düsseldorfer Gallerie 
mul die anderen wertvollen Saounlnngen der dien Pina- 
kothek zu München, die dem Konig" Ludwig III. von Bayern 
als Haupt des Hauses Wittelsbach fideikommissarisch 
gehören» und deren Wert im Bande Bayern meines Jahr* 
iNidis der MiUionire auf mindestens 300 MflHonen Marie 
beziffert wird. Denken wir nur an die Domänen des 
Großherzogs von Mecklenburg -Strelitz, dessen Familie sich 
noch niemab mit dem Volke auseinandeigesctxt iiatte und 
dessen Dominen einen grofien Teil seines Landes ein* 
nahmen und von sehr bedeutendem Werte sind. Die 
revolutionäre Gewaltanwendung des 9. November 1918 hat 
bereits tiefe Eingriffe in die private Eigentumsordnung der 
reidisten Lenle Deutschlands gemacht Die levolntionare 
Gevralt des 9. November 1918 hat eine weitere Rechts- 
quelle nicht nötig, um zur Verstaatlichung der großen 
Vermögen» Einkommen und Betriebe im Sinne meines 
Vorschlages zu scbreitea. 

Wie die breiten Massen Frankreichs, soweit sie zum 
Ankauf der Grundstücke wohlhabend genug waren, die 
Güter der Geistlichkeit und der Emigranten in der großen 
französischen Revolution vom Staate auflcanften und skh 
also durch revolutionäre Gewalt aneigneten und dadurch 
die französisdie Volksudrtsdmft sanierten, so können und 
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lolleii die breilen Volkunafsen Deutscblaads ihre 
volutionare Gewalt zur Verstaatiicfaung der grofien Ver- 

mogen, Einkommen und Betriebe und damit zur Ge- 
sundung des sozialen Körpers des deutschen Volkes an- 
wenden« , 

Ans dem Unterlassen der Aofdedcung der Schuld am Welt- 
kriege und aus dem Unterlassen der Verstaatlichung der gro- 
ßen Vermögen, Einkommen und Betriebe und endlich aus dem 
Unterlassen der Demokratisierung der gesamten Bureaukratie» 
von der nur das Berliner PolkeipTisidium unter Ekfaliom 
nadi dem Urteil der linksstehMiden Sozialdemokraten 
genügend demokratisiert war, ging der Bürgerkrieg 
der Berliner Spartakus-Woche im Januar 1919 hervor» 
der ein firudeikrieg war zwischen dem rechten tmd 
dem linken Flügel der Berliner Sonaldemokratie. Die 
dreifache Unterlassung war die Ursache und der Bürgerkrieg 
war die Wirkung. Am 12. Januar 1919 gelang es dem 
Rat der- 5 Volksbeauftragten» die Gebäude der grofien 
Berliner Zeitungen den Spartakualeaten abznnelmieD» die 
sie eine Woche lang beherrscht hatten. 

Dieser blutige Bürgerkrieg zwischen 2 sozialistischen 
Gruppen wird wiederum zur Ursache einer tiefergehenden 
Entzweiung der Sozialisten in ganz Deutschland» einer 
Stärkung der Reaktion, einer Hervorhebung der Garde- 
offiziere, die nun neben der Diplomatie den reaktionären 
Ton angeben. Man darf sich nicht wundern, wenn nicht 
nur die Gaideolfizlere» nnter denen sich noch viele Prinzen» 
audi solche aus dem Hause Hohenzollem belmden, und 
die Diplomaten aus altem und neuem Adel mit dem Rate 
der 5 Yoiksbeauftragten sehr zufrieden sind und der Zukunft 
mh heiterem Auge entgegensehen» sondern wenn auch ta 
einer grofien VenuuBndnng der deutschnationalen Volk»* 
t6S 
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partd am 13. Januar 1919 GrSfie an den deutschen ICaiser 
Wilhelm und an Ludendorff von dem Pfarrer Traub vor« 
geschlagen wurden. 

Pfarrer Traub sagte in seiner Rede: »Viele sehnen sich 
in diesen Tagen xuruck nadi dem alten System.* 

Hierauf ergriff Geheimrat Hoetsdi das Wort und sagte: 
»Die Nationalversammlung wird über die künftige Staats- 
form bestimmen» aber die Liebe xom monarchischen 
Gedanken wird uns keiner aus dem Herzen reifien. Bismarcks 

Werk wird nicht für immer zerschlagen, und aus den 
Ruinea soll bald ein neues, starkes, deutsches Kaiserreich 
entstehen" (»Republik" vom 14. 1. 1919). 

Die Menge der deutsdien Offiaere und Resenreoißziere 
sowie Studenten und der nationalgesinnten gebildeten 
Kreise kann in ihrem Glauben an Kaiser Wilhelm II. und 
an die Hohenzollern nur durch historisdie Tatsachen, durch 
die Aufdednmg der Schuld Wilhelms IL und seiner Ratgeber 
am Wdtkriege irre gemacht werden. Die von München 
ausgehenden Enthüllungen aus den Berichten des Grafen 
Lerchenfeld waren ein guter Anfang. Aber die Wilhelm- 
straße folgte nicht auf dem Gebiete der EnthtUlungeo, 
Um so gr5fier war die Tätigkeit der WOhehnstrafie oder 
des Rates der Volksbeauftragten in der politischen und 
wirtschaftlichen Stärkung des Adels, der Diplomatie und 
der Gardeoffiziere. 

Die Korporation unserer Diplomaten und unserer Garde- 
offiziere ist aber mit verantwortlich für die Blankovoll- 
macht Bethmann Hollwegs, die der östr eichische Graf Hoyos 
am 5. Juli 1914 in Berlin abholte. So weltfremd lebten 
Herr von Betfamann HoUweg und Herr Zimmermann nicht» 
daß sie nicht Gelegenheit gdiabt hatten, sich zu über- 
zeugen, wie alle Mitglieder der diplomatischen Abteilung 
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und alle zufällig errdcfabireo Botschafter und Geaaodteii, 
TOB wen^ Amaalinien abgesehen, sofort nach der Emordaaf 

des Erzherzogs und seiner Gemahlin die Haltung der 
deutschen Diplomatie billigten, die sich in der Blanko- 
voUinacht vom 5. Juli 1914 dokumentieite» 

Wer nkkt die EmpfiDdimg hat, daB die deutaciie Blanko- 
vollmacht vom 5. Juli 1914 vollkommen unberechtigt war» 
der ist in seinem sittlidien Empfinden nicht auf der richtigen 
Bahn« Und wenn groSe und maditige Teile einer Nation 
die Empfindang f8r Recht und Unredit auf politisdiem 
Gebiete vetloren haben, so kann die ganze NatiOB, aodi 
wenn sie noch so friedfertig ist, in die Lage kommen, 
unter den Folgen dieses Zustandes zu leiden. 

Wer etwas in der Weltgeschichte erfahren ist» wetfi^ 
daft die Fortdauer des Bocgerkrieges, an dessen baldige 
und völlige Beendigung vroM kein erfahrener Politiker 
glauben dürfte, die Macht in die Hände der aktiven 
Offiziere des Kaiserreicfas spiden moB. 

Professor Anton Menger meint im Jahre J|902, dafi ans 
der steten Ausdehnung der allgemeinen Wehrpflicht, die 
immer weitere Kreise der Proletarier in der Armee ver- 
sammdt, schließlich der Umsturz hervoigdicn mSsse mid 
schreibt in diesem Znsammenhange wortBdi: »Da der- 
jenige» weidier 6aM Sdiwert fuhrt, erfahrungsgemafi seine 
politischen und sozialen Interessen zuletzt immer durch- 
gesetzt bat, so erscheint dadurch der schließliche Triumph 
des volkstfimlichen AfbeÜsstaates (d* h* des soiialistischeii 
Staates) besiegelt.'' (Neue Staatslehre, 5. 41). / 

Durch das dreifache Unterlassen der Sozialisierung, 
der Aufdeckung der Schuld am Weltkriege und der Demo- 
kratisierung unserer Diplomatie und Boreaukratie gamrinnt 
dnr Rat der Volksbeaiiflragten in Wiridickkdt »idit «ine 
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Pmon der bOrgerUdieii Kreise fOr die foxiallstiidie Sadiet 

»andern stärkt er nur die Reaktion und treibt die linke 
Gruppe der Sozialisten in den Burgerkrieg, schwädit 
also seine eigene Stetlnng nidi radits wie nach linlu, grabt 
sich das eigene Grab. 

Wie gpanz anders stünde der Rat der Volksbeauftragten 
da, wenn er die Schuld am Weltkriege aufgedeckt und die 
ScfaukUgen snr Verantwortang gesogen batta» wenn er alle 
Amter demokrattsdi und soxiaHstisdi mehr oder weniger 

besetzt hätte und also auch hinsichtlich der Diplomatie 
von dem Junkertume unabhängig wäre, wenn er die großen 
Vermögen» Einkommen und Betriebe zn verstaatlicbea 
begonnen hatte. Dann hatte mit einem Schlage der Rat 
der Volksbeauftragten an Stelle seiner bisherigen falschen 
Front die richtige Front inne, nämlich die Front der ge- 
samten deutschen Nation durch alle Parteien gegen die 
311 816 physischen Personen oder Pkivatieute im Deatscfacn 
Reidie mit einem Vermögen von mehr als 100000 Maik» 
deren Vermögen gegen eine mäßige Rente für ihre Lebens- 
zeit und die ihrer schon lebenden Nachkommen vom Staate 
in beschlagnahmen wäre. i>iese 311816 reidien lieute, 
nebenbei meist altere Personen, springen nidit nadits fiber 
die Dächer von Groß-Berlin, um aus den Dadiluken auf 
die Bürgerwehr zu schießen nadi Art der Spartakuslente, 
Sie fugen sich gntwillig in die VerstaatUdhnag üuer Ver» 
mSgen, je sdmeHer und übefrasdiendcr sie Icoount» and 
sind froh, wenn sie das Gebraudisrecht ihrer verstaatlichten 
Villen samt Einrichtung auf Lebenszeit erhalten. 

Wen» man annimmt, daß aaf eine jede der 311816 
reichen Privatpersonen mit einem Vermögen von mehr ab 
100000 Mark ein Chatte und 2 AbleSmmlinge entfallen^ 
so stehen die kteressen von 1,2 Millionen Angehörigen 
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der reidieD fGatien den foterenea der fibrigeo 69 A^ooeo 

Einwohner Dcutsclilands gegenüber. Der Ausgang dieses 
Interesseakampfes kann nicht zweifelhaft sein* Hätte der 
Rat der Volksbeauftragten die Front g^en diese 1»2 
Miltionen Mitglieder der reichsten Klassen angenommen» 
so hätte er die Unterstützung breiter Massen von konser- 
vativen, nationalliberalen, freisinnigen und ultramontanen 
Wählern gefunden. Der spartakidische Fabrikarbeiterund 
der konservative UnteistaatBiekretar» der xnfiOl^ weniger 
als 100000 Mark Vermögen hat. sind ein Hm vnd dne 
Seele, sobald es sidi um die Verstaatlichung der großen 
Vermögen von über 100 OOO Mark handelt Niemand weiß 
besser als ich« ein wie grofier Teil mserer Millionare oder 
Viertelmillionare unter den Beamten oder Offirieren sitzt 
Und dodi ist nicht daran zu zweifeln ^ daß der größte 
Teil unserer höheren Beamten und Offiziere nicht mehr 
als 100000 Maik Vermögen hat Und aUe Leute» die nicht 
mehr ab 100000 Mark Vermögen haben» smd ohne Zweilel 
damit einverstanden, daß die Vermögen über 100000 Mark 
gegen eine mäßige Rente, also unter nicht zu harten Be- 
gleitumständen» verstaatlicht werden, um in dieser schweren 
Not dem Staate zu helfen. Hatte der Rat der Vdks- 
beanftragten sich reditzdt^ fSr die Verstaadidrang der 
großen Vermögen über 100000 Mark, der großen Ein- 
kommen über 100000 Mark jahrlich und der großen Be- 
triebe im Werte von mehr als 100000 Mark» oder meinet- 
wegen auch im Werte von mehr ab 300000 Maifc aus* 
gesprochen und hätte er reditzcitig die geeigneten Schritte 
zur Einleitung und Verwirklichung dieses Programms getan» 
so hatte er beruhigend aul aUe Teile der soMaHstischen 
ParleieD' gewirkt» den Anlrtand der Spartakusleute im 
Januar 1919 vermieden, und vor der Wahl zur National- 
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Versammlung den bürgerlicbcD Parteien einen großen Teü 
ihrer Wahler abspenstig gemacfat, so daß schon die National- 
Versammlung eine glansende Mehiheit für den Soiialismus 

überhaupt und vielleicht sogar für die alte Sozialdemokrat 
tische Partei, also für die gegenwart^ Re^enmgspartei, 
alldn gebracht haben vfürde* 

Die revolutiottire Kraft und Leidcnsduift der Deutadien 
ist nach dem Urteile des Professor Anton Menger gering. 
Von den 3 deutschen Revolutionen seit dem Ausgang des 
Mittelalters sind die zwei volkstumlichent nämlich der 
Banenikrieg im Jahre 1525 mid die Bewegung des Jahres 
1848» mifihmgen. Die dritte, die Reformation, war zwar 
von einem beträchtlichen Erfolge begleitet, aber nur deshalb, 
weil sie unter Mitwirkung der kirchengutslüstemen Fürsten 
untemommeo wurde (Neue Staatslehre» S. 175). Und so 
sollte der Rat der VoUcsbeauftragten sieb der Mitwirkung 
der breiten Schichten der Gebildeten und maßig Begüterten 
in den Reihen der Konservativen, sowie der Liberalen 
und sogar der Zentrumsleute bedienen, um der sozialen 
Revolution zum endgültigen Si^e zu verhelfen. Endgültig 
aber ist der Sieg des Sozialismus nacli dem Urteil des- 
selben Wiener Rechtslehrers erst nach der Einlösung des 
Grofibesitzes» nach der Verstaatlichung der grofien Vermögen 
gegen eme mäßige Rente an die Großbesitzer und ihre 
bereits vorhandenen Nachkommen auf Lebenszeit, die zur 
Befriedigung ihrer berechtigten Bedürfnisse genügt (Nei\e 
Staatslehre, S. 243). 

In dem Beratungssaal des alten historischen ReichslEanzler> 
pidins, m iveMiem jetzt der Rat der Volksbeauftragten 
täglich eine und mitunter zwei oder drei Kabinettssi tzungeii 
von mehreren Stunden abhält, sollte ein Wort des Professor 
Anton Mcngcr aagesdilagen werden, auf welchem er aetnea 
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Vorschlag der Eiaidsung des Großbesitzes in seiner „NeucD 
Staiülehre'* iß. Aufl., S. 242) dalettet, Bimlidi: »Wenn lo 
yddt pdBUiche RevohtioMi niiniiiigeii liad» so liegt der 

Hauptgrund ohne Zweifel darin, daß die breiten Volks- 
massen, die immer ihre Hauptträger waren, sehr bald zu 
der Oberzeugung gdangtco» dafi sie eineii nimuttelbareii 
Enilz fßr die dargebnuliteD Opfer nicht zd erwarten hid»en.* 

Die Nationalvenanmilung sollte ursprunglich in 37 Wahl- 
kreisen mit 433 Abgeordneten gewählt werden. Da aber 
in £l5aß4<othringen keine Wahlen stattfinden können» 
bleiben nur 36 Wahlkreiie mit 421 Abgeordneten. Die 
NationalverHunmlung wfad dao 421 Abgeordnete zahlen 
und die Mehrheit wird 211 betragen. Die absolute Mehr- 
heit hat die Sozialdemokratie bei der Wahl am 19. Januar 
1919 nicht enreicbt Ea fehlen ihr dazn aUerdinge nur 
wenige Mandate. Die beiden lozialdemokratiadien Ferteien 
zusammen haben nur 185 Mandate. 

Der Leitartikel des „Vorwärts" vom 22. Januar 1919, 
Morgenamgabe, meintt daß die Sozialdemokratie einen 
glatten Sieg enrungen hatte, wenn lie» wie das in frSheren 
Zeiten efne Selbstverstandlfdikeit war, einig und gesdilof 
sea in den Wahlkampf eingetreten wäre. Ohne Zweifd 
hat die Uneinigkeit der beiden Parteien, die zusaaunen bei 
der Wahl von 19. Januar 1919 rund 14 Millionen Wahler 
hinter eich hätten, der gemekisanien loziatistiichen Sache viel 
geschadet. Es brauclit wohl nicht bewiesen zu werden, 
daß der Straßenkampf auf der Chausseestraße am 6. De- 
zember 1918, die BeschieAnng des Kgl. Scbloasea durch 
Artillerie am 24. Dezember 1918 und der blutige Bürgel^ 
krieg in der sogenannten Spartakuswoche von Sonntag den 
5. Januar bis Sonntag den 12. Januar nicht eine beson« 
den giöcfclidie Vqriiereitong dee gemeiniamcn Erfolget 

174 



Digitized by Google 



der beiden ioxialiitiaciieii Partien bei der Wahl zur Natior 
nalversammliiii; am 19. Januar 1919 waren. Wenn die 

Sozialisten sich untereinander töten, zu Krüppeln sdiießen 
und gericbtUch durch Stedcbriefe verfolgen, so können sie 
nicbt erwarten» daß die breiten Volksmassen ihre Politik 
in atmendem Mafte bewundem und ein brennende! Ver- 
langen an den Tag legen» lozialistisch su w5Uen. Die 
fortgesetzten Ausstände, die von zahlreichen Aussdireitun- 
gen g^en Personen und Betriebe b^leiiet sind» die zu* 
weilen ganz unerfüllbaren Forderungen der Angestellten 
und Albeiter sind auch geeignet» breite Schichten der 
sozialistischen Idee zu entfremden. Niemand in Deutsch- 
land hat wirkliches Vertrauen. zu dem Programm des Rates 
der Voiksbeauftragten» weil es ein solches Progtwnm nicht 
gibt» und wdl jeder Tag mdir die Ratlosigkeit der Regie- 
rung enthüllt. 

Die Arbeiter sehen, daß der Rat der Volksbeauftragten 
nichts tut für die staatliche Oiganisation der gesellschaft* 
liehen Arbeit^ weder fitr die staatliche Organisation der 
Volkswirtschaft noch für die staatliche Organisation der 
Arbeit zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen oder zur 
Kontrolle des Arbeitsvertrages. Mit bemerkenswerter Ent* 
achlußkraft versuchen die Arbeiter der verschiedenstcii 
BerufBzweige In allen Teilen Deutsdilands, durch Aufirtel* 
lung von Forderungen an die Arbeitgeber und durch Aus- 
stande ihre zum Teil schon redit günstige Lage noch 
ureiter zu veibessem, ohne sich auf eine Erörterung der 
wirtsdiafdichen Gesamtlage mit den Arbeitgebern etnzn* 
lassen. Es besteht ia steigendem Maße die Gefahr, daß 
die Produktionskosten einer Reihe von Waren durch das 
Steden des Arbeitslohnes so hodi werden, daß diese 
Waren nidit mdur exportiert werden können oder daß die 
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gleichen Waren, die aus anderen Ländern eingeführt werden, 
in Deutschland wesentlich billiger verkauft werden können, 
ab die in Deutichland heigef teilten. Die Sozialdemokntie^ 
die bisher immer fSr den Freihandel eintrat, wird vielleidit 
sehr bald genötigt sein, hohe Schutzzolle zu fordern, um 
die deutsche Industrie und Landwirtschaft produktionsfähig 
ZU erhalten und Ihr den inländischen Maikt zu sichern. 
Die Verbetterang der Arbeitsbedingungen mu6 eben syste- 
matisch und nidit zügellos erfolgen. Eine systematische 
und wissenschaftliche Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
kann aber allein durch die staatliche Oiiganisation der Arbeit 
und die staatliche Oisanisation der Volkswirtschaft gewab> 
leistet werden, iide idi sie in diesem Bodie vorgeschlagen habe. 

Hätte der Rat der Voiksbeauftragten sofort nach dem 
9. November 1918 die staatliche Organisation der Volks- 
iwvtschaft nach Verstaatlidiung der großen Vermögen, Ein- 
kommen and Betriebe durdigefuhrt, so wSrde die jährliche 
oder wöchentliche Gütererzeugung, soweit dies bei dem 
Mangel an Rohstc^en zurzeit möglich ist» eine bedeu- 
tende Vermehrung und Verbilligung erfahren hahea und 
von Monat zu Monat weiter erfahren, so wurden die 
wohltätigen wirtschaftlidien Folgen eingetreten sein und 
weiter eintreten, wie sie auch Walther Rathenau in seiner 
tiNeuen Wirtschaft'' geschildert hat. Sowohl über die 
Notwendigkeit einer Organisation der Wirtschaft» unter 
Mitwirkung des Staates und der Arbeiter, ¥rie auch über 
die Grundlinien dieser Organisation und ihre wirtschaft- 
lichen» wohltätigen Folgen herrscht • zwischen Waitlier 
Ratiienau und mir völlige Obereinstiflunung. Indem mein 
Vorschlag die grofien Vermögen, Einkommen und Betriebe 
verstaatlicht und demgemäß die Mitwirkung des Staates 
bei der Organisation der Volkswirtschaft und insonder- 
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heit bei der Verwaltung der Berufsverbände und Gewerb»- 
wbande verstärkt, sichert er das glatte Funktionieren der 
Benifsverbinde «od GewerfaeveifaiBde und ihrer Anheben* 
insonderfaeit der Herstf^ung* never nrastergültiger Groft* 

betriebe am idealsten Standorte, und dadurch die größte 
und billigste Produktion. Eine verdoppelte Jahresprodok» 
tion» die weieiitlidi bil^er arbeitel» wiid In der Life 
seiDi ihre AngesleUten und Arbeiter beiier w eatiohne» 

und ihnen bessere Arbeitsbedingungen zu sfewähren. Wir 
könneo dieses große Ziel nicht in einem Jahre erreichen» 
ebensowenig wie den ■oriaKiitiichen Staat Wir habe» 

■ 

aber Iceme Zeit zu veriieren, aidit einen Monat und aicbt 

eine Woche. Es war unsere Pflidit sofort an der Schwelle 
der sozialen Revolution die Vergrößerung und Verbilligung 
unMrer jährlichen Gutcrer ze ag u ng mit aller Energie ein- 
zuleiten, und der direkteste und sieberste Weg ist der 
von mir vorgezeichnete, nandich die staatliche Organisation 
der Volkswirtschaft nach Verstaatlichung der großen Ver- 
aogen« Einkommen und Betriebe, und die staatlidie 
OrganisatioA dier Arbeit zur Verbesscmg dar Ariieita- 
bedingungen oder zur IContrcdle des Arbfdlsvei trag es* 
Jetzt müßte der Staat bereits die neuen großen Fabriken 
an den besten Standorten» etwa auf der Braunkohle oder 
an dar Sf^lro st fi bauwi Iststtn, iwrf ^ ^ t^ m n nach den Fri^ 
densschluB und Eröffnung des Seeweges die Ariieit auf* 
genommen werden soll. Jetzt müßten die Berufsverbände 
[»ereits gebildet sein und über den Plan der Arbeitsteilung 
und dia Aussdialtung rudiatandiger Betri^ie atit desi 
RaicbswirlsdhaftsaBita in Ebwwitflminis sdn* Aber der 
Rat der Volksbeauftragten zieht es vor» rund 175000 
Arbeitslosen allein in Berlin taglich 8 Mark zu zahlen» wenn 
sie unnperii^ratet siwL oder 12-~16 Marie wem sie Famüie 
13Jllartla»8(nidtRsfolnli0n. in 
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habeiu Die Ausgaben der Deotsdieii todalittiicfceii 

Republik, wie sie sidi Ende Januar 1919 vor dem 
Zusammentritt der Nationalversammlung noch nennt und 
vielleidit noch einige Wodien nennen darf» acfaweUea 
lor^ieaetit an» ohne daß if^gfendwddie Amridit ra einer 
Vergrößerung und Verbilligung der Jahresproduktion vor- 
lianden IsL Im Gegenteil wädist durch die große Zahl 
der AuMtinde in ganz Dentaddand nnd dnrdi die Zu- 
nahme nnd Anibrdtung des Bürgerkrieges und der Un- 
ruhen der Stillstand der Industrie, des Handels und Ver- 
Icehrs» sowie der Notstand in Stadt und Land. 

Der Rai der Voüssbeauftragten tragt die Vetantwortong 
fSr swei sdiwerwicgende Tatsachen, erstens dafür» daß die 
beiden sozialistisdien Parteien zusammen bei denWaUen 

r 

zur Nationalversammlung in der Minderheit geblieben sind, 
wihrend die Eroberung von weitere zwei bis drei Dutzend 
Stzen den beiden sozialdemokratisdien Parteien znsammen 
die Mdirheit in der Nationabrersanunlong gebracht hStte; 
zweitens dafür, daß die Zeit vom 9. November 1918, dem 
Tage der Revolution, bis zum 6. Februar 1919» dem Tage 
des Zusammentritts der Nationalveisammlnng» nicht nur 
Verstaatiidrang der grofien Vermögen, Einkommen nnd 
Betriebe, nicht zur staatlidien Organisation der Volkswirt- 
sdiaft, nicht zur staatlichen Organisation der Arbeit zur 
Kontrolle des Arbeitsvertrages benutzt worden ist 

Hitte der Rat der VoUesbeanftragten die Aufdeckung 
der Schuld am Weltkriege, die Verstaatlichung der großen 
Vermögen, Einkommen und Betriebe, die Organisation der 
Volkswirtschaft nnd der Arbeit die Demokratisiennig der 
Bureaakratie und Diplomatie nidit unterlassen, so liatten sick 
die drei sozialistischen Parteien, die Sozialdemokraten, 
die Unaiihang^gen und die Spartakusleute, zu positiver 
t7« 
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sozialistischer Arbeit zusammengefunden, so wären die 
blutigen Kampfe in Berlin und in anderen Teilen des 
Reichel unterbUeben, lo bitten di^e Soaaldemokiatea alkr 
drei Parteien mit vereinten Kräften am 19. Januar 1919 
die Mehrheit der Sitze der Nationalversammlung erobert. 

Am 6. Februar 1919 endet für den Rat der Volksbe- 
anftngten die Zeit seiner Diktatur, die am 9* November 
oder genauer am 10. November 1918 begann. Karl Marx 
und Friedrich Engels, Bebel und Liebknecht der Altere 
würden es nicht für möglid) gehalten haben, daß die 
deutsche Sozialdemoloratie eine derartig glückliche Konjunk- 
tur, eme Dilctaturperiode des Proletariats von drei Monaten» 
ungenutzt vorübergehen läßt. Die Zeit der Diktatur des 
Proletariats ist am 6. Februar 1919 vorüber und vielleicht 
kehrt sie auf lange Zeit nicht wiederl Denn die Männer» 
^ in erster Linie die Revolution gemacht haben» vor allem 
Karl Liebknecht und Ledebour, sind teils als Märtyrer der 
sozialistischen Sache gefallen, teib von der Regierung ver- 
haftet und interniert Der Rat der Volksbeauftragten 
mußte die in einer glücklichen Stunde des Schicksals dem 
deutschen Proletariat zugefallene Diktatur ansnutxen, - die 
großen Vermögen» Einkommen und Betriebe sofort ver- 
staatlichen oder wenigstens die Verstaatlichung durch ein 
Gescti^ einleftes» welches die Obcrtrayung' des EigentMms 
an den Gegenstanden der verstaatlichten Vermögen, Euip 
kommen und Betriebe auf 48 Stunden oder einen Monat 
nach Friedensschluß festsetzt. Wenn der Rat der Volks- 
beanftragten überdies nodi die staatliche Organisation der 
Volkswirtschaft und der Arbdt durchgeführt, die Schuld 
Wilhelms II. am Weltkriege nachgewiesen und das Ver- 
fahren gegen Bethmann. Holl weg, Jagow, 2Limmermann» 
Falkenhajm und Urfiitz eingelotet hatte» dann konnte er 
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die Wahlen zur NatioDaiversamiiilung ansschreiben» die der 
Sonaidcmokftie dte Mdurkclt ift der NatjoBalvenaimnhwy 
j^^mmIiI haben wfiideii» da iMite Kjiias der homerynUfm^ 
natioDalliberaleti, demokratisdieB und kathoUsdieD WaUer 
sozialistisch gestimmt haben würden. Die Entente würde 
gern mit einer sozialdemokratiadMo Regierung Frieden 
acfalieficn aad m die V^rbandBingen über die ErridMaag 
de» V6Bceibaiides mid die Neogeetahnag der Hbaddt» 
beziehangen eintreten. Die Alliierten wie die Nentraleii 
wurden volles Vertrauen zu einem Staate haben, der selbst 
derBeeitiar des beetea Teilei eeiner LaadirivtadMlt eeiaer 
KoUeBf AfinendieBt e^aer hdaslrie^ aeiaer Sditflihft aad 
seiner Banken ist» der nicht nur der größte Käufer von 
Kupfer oder BaumwoUe oder Sdiaf wolle, sondern auch 
der Bafalimgiföbigsle ia der gaBM Welt iat Dia Pkraktikar 
und TWatileer der VoUcsiHrlachaft oad Sodalpolitik ia 
England und in Amerika, in Australien und in Japan 
würden sich beeilen« nadi Deutsdiland zu reisen, um die 
itaatÜdie Ofegaaisatioii der VoUoivirtsdiaft, das Funktii^ 
aierea dnr Bemfivarbiada nad Gc wwi bew fhüadff i daa 
Spinaen und Webea dnrdi den Staat aa ilttdieraa^ am 
das Zusammenwirken der staatlidien Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit mit den staatlicben Arbeitsämtern, den 
oU^gatoriscben Geweikvereinea aad den fribUjgatoffiidiett 
Aybeitgebervetbiadea ianerlialb ond adklMb der ver- 
staatlichten Industrie zu beobachten. 

Hätte der Rat der Volksbeauftragten in der Zeit der 
Diktatur den Anfang mit der Einriditnqg dee •onieHititHwiit 
Staates gamadrt^ to Utta er daaift aadh dia Graadfafea 
besserer sozialer und wirtschaftlicher Zustande gelegt 
Denn er hätte das Redit auf Existenz neben der Staat- 
Ücbea QrgaaiaatioD der WirtidMft ond Aibeit^ wie ich 
lee 
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sei oben beschrieben habe, sofort einfuhren müssen. Die 
praktische Durchführuqg des Rechtes auf P.wirtfn?; würdt 
die KmBaah md Komsumtionafahigkeil der w^Sfcii Allel« 
Kianldieit, xn gtoSer Jugend, InTalidttit «rbeftsunfiOiifeii 
Bevölkerung^ ebenso gehoben haben, wie die staatlidie 
QxyanisatioD der Arbeit zur Verbesserung der Arbeitsbe- 
dii^riiogeii die Kwi&raft der beedutfügtoo wie mdit be- 
aekiftigteQ Arbeitier Kksdl hdMsn nufi. Audi die Arbeite- 
kraft der Arbeiter würde durch die Verkürzung der 
Arbeitszeit, durdi die bessere Ernährung und Versorgung, 
durch die bessere Oigttusetion der.Wiitfcfaaft admeU eine 
Stirkang erfahren haben« 

Die Schredcen des Weltkrieges wurden nicht in dem 
neuen Sdiredcen des Bürgerkrieges ihre Fortsetzung finden, 
sondern in Vergessenheit geraten durch die Vermehrung 
der Ijfiwiwlnit, die eine Folfe der Freade an der Arbeü, 
an dem AiifblShen der VoOciwtocIieft* an der mdunen- 
den Freiheit und Qeichheit ist. 

Wenn der Staat die großen Vermögen und Betriebe 
m ^tftl tjg venlMlIiGhl liStte^ ao wurden die Spartakualealie 
darauf verduften, die Zeciien dea Rahrgebietes <Nler irgend* 
welche anderen Betriebe für sozialisiert zu erklären. Denn 
was bereits verstaatlidit ist, kann nidit nochmals verstaat- 
lidit werden« Wenn der Staat die Featsetmag der Arlieita* 
Bedingungen und inaondciheft des Arbeililohttei den 
Zusammenwirken der obligatorischen Gewerkvereine mit 
dem obiigatorisdien Verbände der Arbeitgeber oder Be- 
triebtlelter and den itaatiidien Arbekaamte ä>ertniigen 
kille, so ^irarde jeder Ausstand und schon die ihm vor- 
angehende Unruhe überflüssig werden. 

Die Arbeiter wurden nicht an neue Revolutionen, an 
Putadie» an Besetxungen von Zeitungsredaktionen oder 
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Bdinhofen, sondern an die Verbesserung der Volkswirt- 
sdiaft» «n die Ausbildung der Arbeitsteilung, an die Moderni- 
giemiig unserer Indiistrie, an ihie Aosbildun; und an Qire 
Erliolaiig denken. 

Nadi meiner Sdiätzung- würde in Preußen die Ver- 
staatlichung von 69 Milliarden Mark Vermögen dem Staate 
nadb der Statistik für das Jahr 1917 an jahriiches Ein- 
kommen von 5 Milliarden Mark bringen, im Reiche also 
auf die Verstaatlichung eines Vermögens von 115 Milliarden 
Mark ein jährliches Einkommen von 8^/4 Milliarde Mark. 
Ans diesen jalirlich 8V^ Milliarden Mark kmmen durdi 
die staatiicbe dsanisation der Volkswirtsdiaft aOmahlidB, 
langsam ansteigend, in 10 Jahren Welleiciit 16 — 17 Mil- 
liarden Mark jährliches Einkommen werden. Soviel würde 
wohl selbst die von Rathenau entworfene „neue Wirtschaft" . 
heiwiswictschaften, geschweige denn der Staat» dessen 
Machte die Wirtschaft zu verbessern, eine viel staikere ist 

Die vorstehenden Zahlen habe ich auf Grund der 
preußisdien Statistik für das Jahr 1917 berechnet, die auf 
der am Ende des Jahres 1916 gemaditen Veranlagung 
beruht Da seitdem dte.Ptreise und die Lohne noch auf 
mehr als das Doppelte gestiegen sind, so darf raaii statt 
16 Milliarden Mark wohl 32 Milliarden Mark sagen. Es 
ist also moglicbi dafi die Oeutsdie sozialistische Republik 
auf Grund der Verstaadichung von 115 Milliarden Maik 
Vermögen in 10 Jahren ein jährliches Einkommen von 
32—34 Milliarden Mark hat 

Walther I^thenau (Die neue Wirtschaft^ S. 25) be- 
rechnete im Juli 1917, daß nach ein- bis zweijähriger 
w^erer ICriegsdauer unsere Kriegssdiuld 170 Milliarden 
Mark mit einem Jahresaufwand für Verzinsung und Tilgung 
von etwa 10 Milliarden Mark betragen werde und meinte» 
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daß wir auch bei einer Vermögenseinziehung, ansteigend 
bis znm dritten Teil der größeren Vermögen, diese Zins* 
lut kflWB mterS^ MilliurdMi MmIc hfifBbmindmi k ^tmt m» 

Nach mdneni Vondili^ wird aber niciit nur du 
Dritteil der größeren Vermögen eingezogen, sondern werden 
die größeren Vermögen fast vollkommen eingezogen, indem 
bdfpiebwdse voo dem groftteo Vermdgea des Landeii 
oamlidi dem Kmfypscfaeii voa 466 MiOiones Marie, der 
bisherigen Besitzerin nur 100000 Mark verbleiben würden. 

Die einzuziehenden 115 Milliarden Mark Vermögen, 
nadi der pfeufilscbea Vcranlagopg finde 1916 für das 
Jafar 1917 auf das Rddi beredmel, sind mucb der in- 
zwischen eingetretenien Entwerhmg des Geldes jetzt auf 
das doppelte, also auf 230 Milliarden Mark gestiegen, 
wahrend also nur 106 Milliarden Mark oder heut 212 Mü- 
liardea Marie als Mittel* vnd Kleinbesifz sidi der Einziebnng 
in der Gegenwart TOiUinfig entziehen. Der grSfiere Teil 
der Kriegsanleihe muß logischerweise schließlich bei dieser 
Einziehung in die Kasse des Staates zurückkommen. 
Gewaltige Posten von KriMsanlethe werden andi dnrcb 
die Verrtaatiidiong der grofien Betriebe, insondeilieit 
der Versidberungsgesellschaften, Banken, Fabriken, die ihre 
Reservefonds in Kriegsanleihe angelegt haben, in die 
Kassen des Staates zonidcgeleitet werden* Dwnh die 
Verstaa^chnng der grofieren Hälfte der in fnrivalen HSnden' 
befindlichen Vermögen sowie der großen Betriebe muß 
zusammen erheblidi mehr als die Hälfte aller verausgabten 
Kriegsanleihe in die Kassen des Reidies snrfickkehren. 
Auch die dnmalige Vermögensabgabe» die doch mindestens 
20® /o der Vermögen einziehen durfte, und die Kriegs- 
gewinnsteuer werden ansehnlidie Mengen von Kriegsanleihe 
dem Reiche wieder zvrüdcgeben. Die Deotsche sozialistische 
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RifNiblik wild ailo nidit «Vt MttlknIcD Mark ab ZinilMl 
Jibdich mdoMngm hthem^ wie Rallieiiau aamaimt, sondern 

kaum 4 Milliarden Mark, vielleicht nur 3 V2 Milliarden Mark, 
sobald die großen Vtoaögeii, Einkoinmen und Betriebe 
vmlaatlkhl siiuL 

Des rar Veransuiif der sodann noch drlniliefeaden 
kleineren Hälfte der ausgegebenen Kriegsanleihe notwendige 
Geld mufite durch Besteuerung der kleineren und niittlereo 
Vcffnogen anter 100000 Mark und der Einkonunea bis 
an 100000 Mark» sowie durch indirekte Steuern auf- 
Ipribradit werdm« 

So würde in der Tat der Staatsbankerott 
vermieden werden! Dies ist aber der einzige 
Weg aar VeraMidvng dca Staatsbankeroltea. 
Es gibt keinen aaderenl 

AUerding^s fehlen bei den vorstehenden Berechnungen 
die Schadenersatzansprüche der Alliierten, die wahrscheinlich 
so bock werden« daß sie anok diese Hofkiiuig der Vei^ 
ascidung des iStaatsbankerotts zertrümmern. Es wäre adur 

wichtig, daß der Staatsbankerott vermiedea würde, nicht 
nur gegenüber dem Auslande, welches uns doch die 
feUeoden Nahrangsmittd imd Rohstotfe Uelen soll» son^ 
dem anck gegeniilier der eigenen Bev51kemng» die nadi 
der Verstaatlichung der großen Vermögen, Einkommen 
und Betriebe nur noch aus Mittel- und Kleinbesitzern 
besteht^ soweit sie uberfaaapt vermögend ist Indem der 
Staat dem kleine« Besitaer seki Wort kalt und ihm die 
venprochen Zinensea zdUt, wirkt er sozial ausgleichend. 

Wieviel Mittel- und Kleinbesitzer gibt es? In Preußen 
gab es im Jahre 1917 1,8 Millionen Haushaltungsvorstände 
und Eittzelwirtsdudter mit daem Vermögen von mehr als 
6000—100000 Mark, kn iUcke also 3 MÜlkmen. Dnsn 
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koBunen die 311816 radken Leute» denen aan ihr Veiv 

mögen über 100000 Mark genommen bat, zusammen also 
33 Millionen Privatpersonen des Mittel- und Kleinbeiitzes» 
Dazu kommeo vielleidit noch 3 MUUoneD Penoaen^ die 
über 500 M«rk — tiOOO Mttk Vermögen haben, lusammeo 
also 6,3 Millionen Personen, die zum großen Teil mehr 
oder weniger Kriegsanleihe besitzen. Der Staat kann 
diesen Mjamm idfntf»n unter Venneidun v des Steatibaiikefotli 
5 0/o. Ziafea addeii. Er Dimml ihnen diew Zuwendungen 
als Vermögenssteuern, Einkommensteum, Erbidiallsiteuem 
zu einem erheblichen Teile wieder ab. 

Diese grofie Reform» welche die Not des KHegei 
heilen und den Weg zum sozialtelischen Staate hauen 
soll, ist nur durch die Diktatur des IVoletariats, die sich 
in dem Rat der Volksbeauftragten oder ihren Reditsnach- 
folgem verkörpern muß, möglich* In Wirklichkeit hat 
der Rat der Volksbeauftragten und der Zcntrabat der 
Arbdter^ und Soldatenrate, dem der Rat der Volksbeauf- 
tragten untersteht, in der Zeit vom 9. November 1918 
bis 6. Februar 1919 die Diktatur des Proletariats ver- 
körpert Aber er liat von den Rechten der Düctatur nidit 
den G^auch gemacht, den er im Intereüe der sozia- 
listischen Idee hätte maclien müssen. 

Selbst ein so demokratisch und sozialistisch gesinnter 
Mann wie der Wiener Reditslehrer Professor Anton Mei^per 
ist der Ansicht, daß wahrend der Oiiergangszeit mm soxiar 
listischen Staat bis nach Eintritt des Beharrungszustandes 
die offne oder verschleierte Diktatur die vorherrschende 
Regierungsform sein durfte ^eue Staatslehre, S. 173), 
und daß eine straffe Zusammenfassung der Staatsgewalt 
sich wahrend der Obergangszeit als unerlafflidi erweisen 
wird, weil es sich bei Einführung des sozialistischen Staates 
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nicht um du polttiMiies Experiment handelt, wdchet das 

LebcD der Massen nur wenig berührt, sondern um eine 
Staatsumwäizung von sozialem Charakter, deren Mißlingen 
die Nationen vor die Existenzfrage stellen miidte. Bei 
dcar EinfShnmg des sozialistischen Staates werden znm 
ersten Male die politischen und ökonomisdien Interessen 
der Massen das wahre Ziel der großen Umgestaltung 
bilden. Oeshalb ist die Gelahr nidit an^ieschlosaen, daß 
über dem gewaltigen Rmgen der Völker nach polltisdier 
und okonomisdier Frdheit die Ordmmg dauerad Sdilff* 
brach leidet. Kein volkstümliches Vorurteil darf deshalb 
die Machthaber der neuen Staatsordnung davon abhalten, 
durch eme zwedcmäfilgc Oigmisatioii der Staatsbehörden 
för eine starke Regierung Soige zu tragen, ^ene Staats- 
lehre, S. 191). 

Aber grade deshalb müssen die Staatsbehörden, soweit 
es nur iigend möglich ist» durch Sozialisten und Demo- 
kraten von Oberzeugung unter möglichster Ausschaltung 
der reaktionär g^esinnten höheren und hödisten Beamten 
des alten Regimes durchsetzt sein. Als Abteüungs- 
(Urelctoreni Unterstaatssekretäre und StaatssekretSre sowie 
Mhuster dürften prinzipiell nur Sozialdemokraten und De- 
mokraten in Frage kommen. 

Anton Menger fordert die Diktatur für die Obergangs- 
seit^ und doch denkt er sich die Einfuhrung der neuen 
sozialen Ordnung (ahnlich wie jene des Christentums) nidit 
als einen Prozeß von Jahren oder Jahrzehnten, sondern von 
Jahrhunderten (Neue Staatslehre, S. 240). 

Ich bin aber der Ansidit, daß die Verstaatlichung 
der großen Vermögen ilber 100000 Mark und Betriebe 
in Verbindung mit der- staatlichen Organisation der gesell- 
schaftlichen Arbeit, d. h. der Volkswirtschaft und der Arbeit 
1S6 
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zur Verfoesserui^ der ArbeHabedingUDgen, Wefleiclil adioii 

nach 20 Jahren eine so nützliche Wirkung ausgeübt haben 
wird, daß der Rest der Produktionsmittel und benutzbaren 
Sacbeo ventaattickt werden kami* 

Selbstverständlich mnfite der Staat aucb dann die etwa 
3 Millionen kleinen Bauern und Häusler auf ihrer Scholle 
belassen. Und ebenso müßte jeder in seinem bisherigen 
Hanse oder seiner bisher^en Wobning weiter wohnen 
können. GmndstSrxende plobdidie Änderungen rnnsien 
vermieden werden. Die Bauem^ter gehen als Produk- 
tionsmittel ebenso wie jede stadtische Villa als beniitzbare 
Sache in den Besitz des Staates über» wahrend der darin 
Wohnende nach wie vor das Qebrauchsredit hat Aach 
bd der VerstaalÜdinng des Mittel- und ICleinbesitzes wird 
dereinst der Grundsatz gelten müssen: Jeder bleibt auf 
seinem Posten. Erst allmählich im Laufe der Zeit wird 
die Ausbildung der neuen Wirtschaft zu ansdmlicheren 
Umsduditungen der Bevolkerong fShren. Es bedarf kdner 

Erörterung, daß die Verstaatlichung der großen Vermögen 
und großen Betriebe leichter ist, als die Verstaatlichung 
der mittleren und kleinen Vermögen und Betriebe. Daher 
die iiberrasdiende 'Leichtiglceit^ nüt der die Konfiskatton 
des Großbesitzes im Laufe der Weltgeschichte so oft in 
ungeheurem Umfange durchgeführt wurde, während die 
direkte Enteignung des Kleinbesitzes in gleichem Maße 
höchstens gegen bedegle Feinde versndit worden ist (Anton 
Meng er, Neue Staatsldureb Sw 244). 

Da die Sozialdemokratie auf der Nationalversammlung 
in der Minderheit und auf gemeinsame Arbeit mit den 
Demokraiten angewiesen Ist» so Ist die Diktatur des Pkole* 
tariats ausgeschlossen, so ist von der VerstaatUdiung der 
großen Vermögen, Einkommen und Betriebe, von der staat- 
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liclM OrganiiatkMi der VoUctwirticiiaft imd der Arbeit 

kaum die Rede. Vielmehr werden die Sozialdemokrateo 
und die Demokraten «ich nunmehr zu solchen einsdmei* 
denden Schritten viel zu spat eotachließai. Der StMts- 
baakerott bt also sicher» ebeaso die Fortdaner der UaraheOt 
die steten Versuche der eigenmächtigen Sozialisierung ein- 
zelner Betriebe, die Fortdauer der aligemeinen Rechts- 
UBsidierhcit» die Znnahnie des Radberweseas, der Weg la 
die sociale ABardhie, aa den Kampf aller gegen die» 

Nachdem die Zeit zum Handeln versäumt ist, nachdem 
die Diktatur des Proletariats, die knapp 3 Monate gedauert 
hat. beendigt ist, wird jeder Tag fortan Zeuge der Zunahme 
des denliciieB Rains seia. Jede Zatung briiq^t neue 8ol> 
sdiaft von Ausständen, Aufruhr, Stillstand der Indoatrie 
und des Handels, Beschaftigungslosigkeit, Mangel, Teuerung, 
Entwertung des Geldes, Sinken der Valuta, Elend der 
invaliden und Hilfsbedürftigea» Zvnahme der Sterblichkeit 

Jedes Volk Ist seines Gludees Schmied! Das demo* 
kratischste Wahlredit in der Welt hat wieder den bürger- 
lichen Klassen die Mehrheit in dem Reichsparlamente 
verschafft Zum grofteaTeü sind wieder dieselben Leute 
gewihlt wordea» die in den Reicfastagea vor dem Kriege 
und während des Krieges saßen, die die Regierung Bülows 
und Bethmanns in ihren Reden gefeiert haben, die zu 
einem erheblichen Teile die Verantwortlichkeit för das 
Syrtem trsgeUf wdches diesen Wdtlcrieg verschulde hat 

Wann wird endlich die Unfähigkeit durch die Fähigkeit, 
die Planlosigkdt durch einen festen Plan, die Ziellosigkeit 
durch einen festen Willen, die Nachgiebigkeit gegenüber 
den Kapitalisten und GroflgrundbesitEem durch vriridich 
soodale Gesmnung, d^s viele Reden daidi Haaddn enetst 
werden? 
ISS 
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Am 30. Juni 1908 schrieb ich: Die Ziellosigkeit unserer 
Regienuig treibt um in einen echweren kngjibrigen Weit- 
kri^ ttnter wAt u^ifinit^en UmtindcD* Heute senfe idi: 
Die Ziellosigkeit unserer Re^fierung treibt uns hi dnen 
schweren, langjährigen Bürgerlcrieg unter hoffnungslosen 
Umstanden» treibt uns in den Kampf aller gegen 
alle. 

Ende Januar hat Kari Kautsky »«RiditUnien ffir efai so- 
zialistisches Aktions-Programm" als Beilage der „Freiheit* 
veröffentlicht. Die Vorsdiläge, die Kautsky über eine 
Organintion dar A i fa ait a v c r as i tünng macht» afaid nicht weit 
entfernt von meinen Vorschlagen der Organisation der 
Arbeit zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Im 
ihrigen verlangt Kautsky, daß jene Produktionszweige, 
deren aolbrtige Soaialimerung nidit möglich iati durch den 
Staat xwaagtweiee lyndiaiert werden« lovreit fie daiu gn> 
eignet sind. Dieser Vorschlag stimmt im wesentlichen mit 
Rathenaus Vorschlag der Syndizierung der Benifsverbände 
und Gewerlmverbanda uberein. Da nach meinem Vor> 
flddi^ in dar Pmit aHa Betrieba im Werte von etwa 
100000 Mark und darfiber loziaKsiert oder ventudidit 
werden dürften, so kommt die Syndizierung nur für die 
Mittel- und Kleiabetnebe, deren Wert nicht 100000 Marie 
arreidrt^ hi Frege; Ea kann w^äbtnt Untaraucfanng vor- 
bdbalten bleiben« welche Zweige des Handwerks« des Kleina 
handels, der Kleinindustrie sich für die Syndizierung eig- 
nen. Da der Staat schon heute sidi infolge des Krieges 
md daa Notilaadea tlaf In den Wlrtachaftibetrieb dee 
Baoavtt afamidfld^^ ist idn Banrfbiwband dar Bauern ahi 
Syndikat sehr empfehlenswert. Die Fragen der Herstellung 
und des Verkaufs von Milch, Butter, Käse, Fleisch und 
mandieff anderer landwhtscbafthdiar Produkte wird am 

tat 



Di« 



besten vom Benifsverbande erörtert, in Einklang mit den 
Gesetzen gebracht und kontroUieit. 

Kantsigr schreibt, man könne den Grand und Boden, 
soweit er in grofien Betrieben bewirtidiaftet wird, ohne 
weiteres verstaatlichen und die auf ihm oder in ihm be- 
findlichen Betriebe zunächst in der bisherigen Weise weiter- 
wirtsdiaften lassen, indem die Betriebsinhaber aus Gnmd> 
eigentomem zu Paditera verwandelt würden. Die Wir- 
kung dieser Maßnahme wurde vielleicht vor dem Welt- 
kriege von einiger Bedeutung gewesen sein. Gegenüber 
der Not der Zeit ist die Wirkung dieser Maßnahme zu 
gering, da sie im Laufe der Jahre kaum fühlbar wird. 

Nadi FriedensscUiiß steht nach Kantskys Antidit nichts 
im Wege, ohne weiteres sämtliches großes Grundeigentum 
an Bergwerken, Wäldern und großen Gütern etwa über 100 iia 
sowie sämtlichen stadtischen Grundbesitz ohne die darauf* 
stdienden Hiuser zu Staatsdgentum zu eiklSren, gegen 
eine noch festzusetzende Entschädigung. Die auf dem 
staatlichen Grund und Boden stehenden Betriebe blieben 
zunächst noch Privatbetriebe, weui andi als Staatspichter. 
Nadi vnd nach vrirai sie zn sozialisieren. 

Nach Moglidikeit sollten nadi Kautskys Ansidit ganze 
Industriezweige verstaatlicht werden. Jeder dieser Industrie- 
zweige wäre von einem KoU^ium zu verwalten, in dem 
die Staatsgewalt mur mit einem Drittd der Mitglieder ver- 
treten ist. Ein zweites Drittel bilden die Vertreter der 
Arbeiter des Industriezweigs, das letzte Drittel die Ver- 
treter seiner organisierten Abnehmer. Dieser Vorschlag 
wird ancfa von dentschpdatemeidiisciMn Sozialdcsiokfileii 
k dnem Entwarf über die SoiiaBderang gemadii. 

Der Leiter des verstaatlichten Betriebes ist ein vom 
Industriekollcgium eingesetzter Beamter. Tantiemen und 
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GewiDiibeteUigung sollen dann nach diesem Kautskyschen 
VondiU^ dam dienen, das Interesie der Vemmltiiiig und 
der Arbeiter «d moglidiftt dtfriger Arbeit iwAziihalten* 

Die Besitzer der verstaatlichten Betriebe toOten nadi 
Kautsl^ Ansicht entschädigt werden. 

Nadi Kautsky erfolgt die Entschädig^ung am besten 
durch Staatsschuldverschreibungen zu einem mafiigen Zins- 
lud» Von einer Venrtaatlicfaung der großen Vcnnogen 
und Einleominen spridit er nidbt Wörde die Entsdbadi- 
gung für alle städtischen und ländlichen größeren Betriebe 
eine gerechte und vollkommene sein« so müöte die deutsche 
Nation «nfter ihrem Nationalvemiogen nocb ein Ideinetet 
Nationalvermögen für diese Entscbadigung besitzen» Wir 
liaben oben schon dargelegt, dafi nur die Verstaatlichung 
der großen Vermögen über lOQOOO Mark aus dieser Sack- 
gasse lierausliilft* 

Das bäuerliche Grundeigentum will Kautsky vorläufig 
nicht enteignen. Zunächst sollen die Wilder und die 
iandwirtschaftiichcn Latifundien verstaatUcht werden« Von 
den Erfahrungen auf den Latifundien müßten dann Tempo 
und Art der weiteren Sozialisierung der landwirtschaft- 
lichen Grc^betriebe nach iCautsi^ Ansicht al^hangen. leb 
glanbe in meinem Buche gezeigt zu haben» daft dieses 
Tempo ein viel zu langsames ist. Bei diesem Tempo, 
würden erst in vielleicht 5 Jahren die größeren Ritter- 
güter verstaatlicht werden. Nach meinem Dafnilialtett 
muß die VerstaatUcfaung aller Rittergüter und der grdfiereni 
Bauerngüter im Werte von mehr als 100000 MmIc eben- 
so wie die Verstaatlichung aller Fabriken, selbst der 
kleineren im Werte von etwa nur 100000 Marie» sofort 
erfolgen, wenn die große Unruhe der Gqpenwart mit ihren 
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Gefahren für die mcnschlidie Kultur überhaupt aus der 
Welt geschafft werden soll. 

Kautiky meint, daß die Zencfalagung der Grofibelriebe 
der LaadwtrtsdiafI in Zwergbetriebe em Rudttcfaritt wäre 
und keinen Nutzen bringen würde. Ersetzung der Men- 
sciienkraft durch die Maschine, nidit Rückkehr zu primi- 
tiven Arbeitsmethoden ist nach Kautskys Ansicht für die 
Lmdwirtsdurft dringend erforderiich. Vom sorialistiicheo 
Standpunkt ans hat Kantsky vollkommen recht. Das Sied- 
lungsgesetz, welches der Rat der Volksbeauftragten Ende 
Januar 1919 erlassen hat, ist durchaus kein sozialistischer 
Akt, sondern eher eine antisozialistisdie Mafioabme. Mit 
Recht hebt Anton Menger (Nene Staatslehre^ S. 104) her^ 
vor, daß die Ackergesetze der beiden Gracchen und der 
in der französischen Revolution oft auftauchende Plan einer 
gleichen Ackerverteilung keinen aoiialistischen Gurakter 
hatten« Denn durdi solche Vorschlage soll das Privat- . 

cigentum nicht aufgehoben, sondern im Gegenteil durch 
Beseitigung seiner schlimmsten Schattenseiten geradezu 
gesichert und befestigt werden. Der Soiialist ma& ein» 
treten für die Verstaatfichung des gesamten Grund und 
Bodens. Dies sdiließt nicht aus, dafi man Hunderttausende 
oder Millionen von Bauern als Pächter auf staatlichem 
Boden bestehen laßt Politisch wird aber die Gdahr 
stets vorhanden sein, daß die Bauern sidi einer reaktio- 
naren Bewegung antdiHeßen. Das landwirtscheltißclie Ideal 
des Sozialisten ist der landwirtschaftlidie Großbetrieb als 
Staatsbetrieb, bei dem die Arbeiter durch den von ihnen 
gewihlten Betrieborat den Leiter dea Betriebet kontiolp 
keren. 

Kautsky will die Geldsummen für die Verzinsung dieser 
Ablosungaiahluiigea und der Kriegsanleihen in Höhe von 
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vielleicfat 20 MilUardea Mark jährlicb io erster Linie diirdi 
direkte Steaom anf das Vermögen und Einkommen sowie 
durdi EilMcliaflBSteuem anfbrin^n. kh pflichte ihm bei» 
daß die Verzinsung der Kriegsanleihen sehr wünschens- 
wert sei. Sie ist aber nur möglich» wenn durch die Ver- 
statttUdinng def gK^&en Vermögen mid Einkommen 40 bis 80 
MüBarden Mark Kriegsanleihe innerhalb von vielleicht einem 
Jahre in die Tasdie des Staates znrSckgelangen und gleich- 
zeitig das Staatsvermogen so vermehrt wird, daß die Zinsen 
für den Rest der Kriegsanleihe aufgebradit werden IcÖnnen. 
Wenn die Terstaatlichten Betriebe voll imd ganz durch 
Staatspapiere entsdiadigt werden, ist für die Verzinsung 
dieser Ablösungszahlungen und der Kriegsanleihen jährlich 
eine so gro^ Summe erforderlich, daß sie unmöglich durch 
direkte Stenern nnd Erbschaftssteuern au%ebndht weiden 
kann. Hingegen können nadi Verstaatlichung der grofiea 
Vermögen, Einkommen und Betriebe die mäßigen von 
mir vorgesdilagenen Ablösungsrenten selir leicht aufge- 
bracht werden. 

Bei Annahme von ICautskys Vorschlägen würden die 
Unruhen und Streiks niemals aufhören und daher die Pro- 
dnktion ganz zum Stillstand kommen, so dafi die direkten 
Steuern und Erbsdiaftssteuern nidit die erwarteten Sum- 
men ergeben könnten. Die Erbitterung über das Bestehen- 
bleiben der Riesenvenndgen und cbher der grofien Un> 
gleidiheit wurde MüHonen von Aibeitem dem AnarchismnB 
zuführen und sie verleiten» die ganze Staatsmaschine an 
zertrümmern. 

4 • 

Anton Menger nennt die Umwandlung des individuali- 
stischen Machtstaates in den sozialistischen Staat und die 
dofchgreifsade Eiaschriidanig des Pkivateigentnms die 
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fröftte aller politiscfaeo Veränderungen (Neue Staatslehre 
S. 173) und an anderer Stelle „Die wichtigste Frage der 
M«ii4dibfiil'' Staatildiic, S. 251). Vnd m dm Tat 

Iwk et In der Geidüdite dar Mansdihait kalnen Schritt 

gegeben, der bedeutungsvoller war, als derjenige, den 
das deutsche Volk jetzt zu unternehmen berufen ist Nach 
Anton Mei|g«r wM die AmetoaBdeiaetsuag iwjacbca 
SodriSmv» wm) Pirivalredkt, wenn aiiiniiil &wrA AhMkuag 
des Großbetitzes der erste Schritt geschehen ist, sich viel 
rascher voliziebeo, als die zwischen Heiden und Christen 
des römiadien Reiches, die sich während der ersten 5 Jahr, 
hunderte unierer Zeitredumeg bekamplten (Neue Staats- 
lehre, S.251). 

Es ist fast unbegreiflich, daß in einer Partei oder rich- 
tiger in zwei Parteien von xusa Wimen 13 Millionen Wählern 
für die Natioaahremmmlimg sich in den ersten drei 
Monaten der eoanalen Revolnti<», meine Perton anigenonunen, 
nicht eine Stimme für die Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen und Einkommen erhoben hat. Die soataliatische 
Agitation wünscht nur die VmtaatÜchung der großen 
Betriebe oder gar zunadist nur der Latifundien auf dem 
Lande wie beispielsweise Karl Kautsky. Und doch sind 
die Betriebe in Stadt und Land nui^ein Teil der Produktions- 
mittel im weitesten Sinne des Wortes. Alle Führer beider 
solialdemoknftiscfaen Parteien, die zahhreichen Rechtsanwilte 
^ und sonst^en Juristen nidit ausgenommen, werden mir 
aber zugeben müssen, daß sie den juristischen Sdiarfsinn 
und die historisdien und natlonalökonomiadien Kenntnisse 
eines Anlon Menger auch nicht im entferntesten besitaen» 
Und selbst Kautsky und Bernstein werden mdit behaufiten 
können, daß sie eine größere Kenntnis der sozialistischen 
Literatur aller Nationen dunsh die letzten Jeb r bu nder tc 
tt4 
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haben ak dieser Wiener Profegsor der Rechts- und Staats- 

wissenschaften. 

Eduard Bernstein hat so wenig Neigung für eine schnelle 
yerstaailldbiing oder VergesellMhaftung audi nur der grofien 

Betriebe, daß er sidi 2 Monate nach Beginn der sozialen 
Revolution veranlaßt sah» in einem Flugblatt hervorzu* 
heben, daß ein gutes Fabrikgesetz oder Arbeitmchntz- 
geielz audi schon ein gutes Sludk Sosialisiening enthalte» 
wie er sdion vor vielen Jahren betoat habe. Philipp 
Scheidemann erklärte vor seinen Wählern in Kassel Mitte 
Januar 1919, daß von der Sozialisierui^ so lange Iceine 
Rede sein Iconne» als d^ Friede nidit geschlossen sei» «und 
als der Feind in der Lage sei, uns das zu nehmen, was 
wir durd) die Sozialisiening zustande bringen. Der 
Staatssekretär des Reichswirtschaftsamts Dr. August Müller 
eridarte etwa 2 Monate nach Beginn der sozialen Revo- 
lution gegenüber Pressevertretern, daß die Sozialisierung 
des Bergbaues ein Verbrechen sei. Am 4. Februar 1919 
berichtete das Berliner Tageblatt in der Morgenausgabe: 
„Die SozialisicrangskoBunisiion hatte um eine Stellung- 
nahme der Regierung zn der Äußerung des Staats- 
sdoretSrs des Reichswirtfchaflsanites gebeten, wonadi die 
Einsetzung der Kommission ein unglücklidber Beschluß 
gewesen sei, der wesentlich dazu beigetragen hat, die 
Sosialisierungswut zn entfadben und die Bcgehriichkeit 
anznspoinen. Daraufhin hat der Volkabeauftragte Wissel 
mitgeteilt, daß die Reichsregierung die Äußerung des 
Herrn Staatssekretärs des Reichswirtschaftsamts nicht billigt 
Es handelt sich jedodb aaafchließlich um die private Mei- 
nuqg dnci ehizaiacn; daß dieser Leiter des R^dbswirt- 
schaftsamtes ist, dürfte keinen Anlaß geben, die Tätigkeit 
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der SosialiiiefUDgtkoiiiiiiisdoii» die voa der Retdt iw gienMg 

berufen worden ist, zu beeinflussen." 

Da die Soziaiisierungskommission unter Leitung des 
Staatssekretars des Reidiswirtschaftsamtes Dr. August 
Müller» der der «ozialdemokratiidbeii Ptartei ab Abgeord- 
neter sdion vor dem Kriege angehörte; im Reidiswirt* 
schaftsamt zusammeng^etretcn ist, so sind die Aussichten 
fär eine gedeihlicbe Wirksamkeit dieser Kommission alier- 
diagi sehr getiog» lolange Dr. August Malier Staats* 
seleretar des Reidiswirtschafbamtes bleibt. Von der zu- 
ständigsten, amtlichen Stelle wird also gegen den Über- 
gaoig von dem individualistischen Machtstaat in den sozial- 
demokratischeD Staat direkt Obstruktion getrieben md 
der wichtigste Sduritt zum sozialen Frieden» zur Vermei- 
dimg des Bürgerkrieges, zur Einstellung des Blutvergießens, 
zur Wiederaufnahme der Produktion direkt hintertrieben. 

Da wir die allgemeine Wehrpflicht und die Armee 
abgeschafft haben, wird noch in Jahrzehnten die Gebhr. 
bestehen, daß der Feind plötzlich Teile unseres Landes 
besetzt. Die Kapitalisten werden also noch sehr lange 
darauf hinweisen können, daß de^ Feind von der Soziali- 
siemng oder Verstaatlichung Vorteil ziehen könne. Wenn 
man solche Besorgnisse hegt, hitte man besser getan, 
niemals die Staatseisenbahnen oder die staatliche Post 
einzuführen oder staatliche Chausseen zu errichten oder 
überhaupt den Bc^iriff des öffentlichen^ Eigentumes zuzu- 
lassen. SdiUefifich können die Franzosen den Potsdamer 
Platz in Berlin, der öffentliches Eigentum ist, sich ebenso 
gut aneignen wie die vielleicht infolge der Sozialisierung 
verstaatlichten Häuser rings um den Potsdamer Platz. 
Wir haben oben schon dargelegt^ daß die Verstaatlichung 
dem Staate in der Hauptsache nur Produktionsmittel, 
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benutzbare und verbrauchbare Sachen und in erster Unie 
Gmodfttucke und Gebäude zufahrt» die der Feind nicht 
fbfftlnuisportieren kann und wird. 

Man könnte, um besorgte Gemüter zu beruhigen, die 
Verstaatlichung der großen Vermögen, Einkommea und 
Betriebe an den Gremen thSgc Monate oder ein Jahr 
spüer TOmehmen, als im inneren Lande. Ans Mangel 
an Arbeitskräften und Erfahrungen wird ^ so mriditiger 
Übergcmg sowieso nicht an einem Tage oder in einem 
Monat sich in der Deutschen sozialistischen Republik, 
wie aie sich vor dem Zasaaunentritt der Nationalversamm- 
lung noch nennen darf, vollziehen können, fan abrufen 
sehen wir, daß auch die Form des Privateigentums durch- 
aus kein Talisman gegen die Angriffe des Feindes ist. 

Kein Tag ohne Putschi Kein Tag ohne Buigerkricg! 
Dies ist unsere Erfahrung nach den ersten 3 Monaten 
der sozialen Revolution. Wir haben oben schon auf 
S. 45 und 46 an den Zitaten aus den Sdihiten von 
Friedrich Engels und August Bebel gesehen^ wie stark 
die N^gung der Sozialdemc^atie zur VemeinuD|f des 
Staates und daher zur Wdtansdiauung des Anardiismus ist. 

Das schrankenlose Streben nach poHtisdier und wirt- 
schaftlicher Freiheit führt zur Negiening des Staates, das 
sdurankenlose Streben nach Gleichheit, das Verboten nach 
vollkommener wirtschaftlicher GkMheit erschwert oder 
verhindert die Produktion, den Verkehr oder die Vertei- 
lung der Güter, da der Fleiß und die Tüchtigkeit keine 
Anerkennung durch höheren Lohn findet Wenn man 
Demokratie und extremen Sozialismus vereinen» wenn 
Man individualistische Freiheitsneigungen innerhalb des 
wirtschaftlichen Kollektivismus befriedigen will, so kommt 
man leicht zu dem Ausweg des Anarchismus, des einzigen 
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Begriffes für reinste Herrsdiaftslosi^keit bei Koliektivbesttz 
md KoUektivpiodiiktioii.' Nach der lomakiciPokiatiichcD 
Theorie uDd dem Eifiirter Rrogramoi gehdran die Jho- 
drirtionanittel nidit dem Staate, sondern der Gesellschaft. 
Und in der Tat »kann die volle Wirkung aller Vorteile 
der sozialiitMchen Produktionsweiie and GnterwnlaiuKii- 
webe ent u einer Gesdliduft rati^ treten, die den 
ganien Erdball mntpamit Man ibenehe nie, dafi der 
bedeutendste Bahnbrecher des Sozialismus August Bebel, 
für die gleiche Zuteilung der Genufimittei an alle Mit- 
glieder der Geaellachaft ei n ge tre ten iit ^bel. Die Fran, 
ni der 25. Aufl. 1895. S. 313). Albert Schifle efUirte 

bereits in seiner Aussichtslosigkeit der Sozialdemokratie*' 
S. 11 den Anarchismus für den «praktisch absurden, aber 
theoretisch sehr folgerichtigen, rehicn Soilalismoi**, 

Hglidi trennen ridi Personen oder ganze Gruppen von 
der Sozialdemokratie und schließen sich dem kommuni- 
stischen Spartakusbunde an, der die gleidie Verteilung 
aller Genußmittel predigt und dem kommnniatisdien Anar- 
chiimns angehört Die eins^ Mogliddceit^ iHeae Ent* 
wickduDg des Sorialdemokrattsmus xnm Anarchlsmos zu 
verhindern, besteht in der positiven sozialen Reform, in 
der Einführung der von Anton Meoger und mir vorge* 
aohlagenen VeistaatUchnng der grollen Vermdgen oder 
genauer in der Venlaatlichung der grofien VermSgen* 
Einkommen und Betriebe, sowie der staatlichen Organi- 
sation der Volkswirtschaft und Arbeit, wie sie von mir 
in diesem Boche voigeachkigen ist* Nur wenn der Staat 
dnrch ein positives Programm alle Tefle der breiten Massen 
zufriedenstellt und die wirtsdiafüiche Gleichheit nm tm 
bedeutendes vermehrt, indem er gleidizeitig die Produk- 
tion vergrOfiert und die Produktivität der Arbeit in nie 
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dagewesener Weiie ste2ff«rt; kaui er sidi den breiten 

Massen gegenüber als existeozberechtigt icgitiraieren und 
die öffentliche Ordnung aufreckt erhalten. Sonst werden 
die Manen mehr und mdir der von FriedrichEngeb und 
Augnit Bebel In die Welt gesetcten Lehre beipflichten, 
dafi der Staat berufen ist, mit der Besitzergreifung der 
Plroduktionsmittel abzusterben. 

Die gci^wärtige Angabe der Staaftaknnat bestellt 
dbrin» eüien Stent m konstruieren» der dem Bedfiriois 
der breiten Masse nach tuttehmender pottHsefaer und 
wirtschaftlicher Freiheit und Qeichheit gerecht wird und 
doch die öffentliche Ordnung aufrecht erhalt. Dieses 
Ideal kann nur dn Staat TerwifkUchen» der die groBen 
VenaSl^n 8ber 100000 Mark» die groBen Einkommen 
über 100 000 Mark jährlich, die großen Betriebe im Werte 
von 100 000 Mark verstaatlicht» durch die staatliche Organi- 
sation der Volkswirtschaft die IVoduktioQ verdoppelt und 
verbilligt und durch die staatlidie Organisation der Arbeit 
die Arbeitsbedinguageo dauernd verbessert und die LöWe 
hochhält 

Dieses mein fiuch handelte von der socialen Frage und 
der ofieoftaliichen Frage. Beule shid wichtige Fragen der 

Menschheit« aber die soziale Frage bt bei weitem die 
wichtigste Frage» die je an die Menschheit herangetreten 
ist» wenn man sie in ihrem Kernpunkte behandelt. Und 
der Kernpunkt der sodalen Frage ist ^ Emrichtung des 
soKialistischen Staates» die in der Weise geschehen mui, 
daß die Produktion nicht leidet und daß der soziale Friede 
ein dauernder wird. Da gegenwärtig die Produktion auf 
fost allen Gebieten sfebckt und die Pkoduktivitit der Aibeit 
zurudigeht» da gegenwartig der soziale Friede mehr als 
je zuvor gestört ist und der Bürgerkrieg an verschiedenen 
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Stellen Deotscblaods tobt, verlange ich» daft der erste und 
wichtigste Schritt m Einriditwig des lorieKrtiaciiea Staates, 

Bamlich die Verstaatlichung der großen Vermögen« Ein- 
l&onunen und Betriebe sofort geschieht. 

Dufdi die Wahlen zur NationalverMnunhing rom 19» 
Jnmiar 1919 hat das deotiche Volk olfe&llidi Irnndgetan» 
daß es eine sofortige Verstaatlidiung der großen Vermögen, 
Einkommen und Betriebe oder gar eine sofortige Verstaat- 
Ediong des gesamten Grund und Bodens and aller anderen 
IVodttktk>iisiiiittel im wdtesten Sime des-Wortoa nicht 
wÜL Denn von 421 Abgeordneten sind nur 185 den beiden 
sozialistischen Parteien zusammen, nämlich 163 den Mehr- 
heitssozialisten und 22 den Unabhängigen» zugefallen. Und 
wir hal>en in diesem Buche gezeigit wie wen% Neigung 
<fie maßgebenden Personen der beiden sozialistischen Par^ 
teien für eine sofortig^e Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen, Einkommen und Betriebe haben. In der praktischen 
Ausführung der von mir geplanten Gesetzgebung würde» 
dem demokratischen und sozialistisdienFrinzip entsprechend» 
jeder Ehegatte bei der Verstaatlichung der großen Ver- 
mögen ein Vermögen von 100 000 Mark behalten dürfen. 
Schenkungen der Eltern an die Kinder nach der Veroff ent- 
ftchuag des Gesetze» muBten ungültig sein. Fr&here Ab* 
tretungen Wurde der Staat aber nicht anfediten können, 
da in den reichen Familien erwachsene Kinder bei der 
Heirat oder selbständigen Etabliening sehr häufig Ver- 
■iSscn bis zu 100000 Mark von ihren Elton digetreten 
eihaltent und da selbst sehr jugendlidie Kinder sehr 
reicher Leute von ihren Eltern sehr beträch tlie^he Summen 
in Gestalt von Sparkas&enbüchern und dergleichen geschenkt 
bdcoDunnn* Da die Beibehaltung der Pkivatvermogen bis 
zu 100000 Maik nur «hie Torlaufige ist, die in spätestens 
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80 Jahren dmch die Etoidiriuikiiiig des Eri brecht i fiir Ende 

erreicht, so können drakonische Härten bei diesem ersten 
Schritt der Einrichtung des sozialistischen Staates vermieden 
werdeiL Diesem Zwecke würde beispidsweise folgende 
Bnldmaumg dienen: Bei Schralcungen bii m 20000 Mark 
nn die iOnder foU nicht untersucht vrerden, ob die 
Schenkung vor oder nach der Veröffentlichung des Ge- 
setzes über die Verstaatlichung der großen Vermögen ge- 
macht wordan ist. Die Sd^nlcnng bleibt also in jedem 
Fälle gültig. 

Deutschland, Österreidi-Ungam und Rnflland verbanden 
sich, der Idee des Fürsten Bismarck folgend, im Jahre 1872 
g€g«n den Umstnnu Heute sind ani^geredmet diese drei 
Gn^mnchte inmitten der sozialen Rcvolntioo. Und der 
Urcfttell der sozialen Revolution ist in der Blut* und Eisen- 
politik des Fürsten Bismarck zu finden, die sdiließlich 
nach der Begründung des Deutsdien Reiches eine Politik 
ohne Sinn und Verstand war. Wenn Bismarck bis zu seinem 
Lebeuende Reidiskansler gd>lieben wäre, wSrde er diircfa 
die politische Entrctiitung der Sozialdemokratie den Bürger- 
krieg entfacht und so das Ausland zum Einmarsch in das 
Dcutsohe Reich eingeladen haben. Durch die soziale Revo- 
lution würden wir in den Weltkrieg geraten sein. Indem 
Bismarck gestürzt wurde, gerieten wir durch den Weltkrieg 
in die soziale Revolution. Denn seine Nachfolger und 
die gesamte Diplomatie hatten von ihm den brutalen Geist 
des Militarismus ohne die feine Bismardcsdic Kunst der 
Diplomatie geerbt. Solange Bismarck lebte, herrschte d«r 
Kürassierstiefel, aber der Kürassier hatte einen Kopf und 
zwar einen sehr verschlagenen. Als Bismarck tot war» 
bemdite nur der Kürassierstiefel» denn dem Kürassier 
feiilte der Kopf, zum ndndesten der Ventand. Friedridi 
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der Große kam in seine Kriege durch das aufrichtige 
patriotische Bestrebeoi Schlesien zu erobern und Preufien 
niditiger su madieii* Wir aber kamen In den Wdtkri«f , 
ohne dofi Wfflielin IL oder B«llunimi Hönwegf jemak ein 
größeres Ziel im Auge hatten, sondern direkt durch die 
Ziellosigkeit unserer Regierung. 

Funk Bismarck hatte die Gefahrent welche dem Privat* 
eigentnm drohen, früher erkannt nnd tiefer empfunden da 

die meisten seiner Zeitgenossen. Aus einer gewittCtt 
Vorliebe für die Russen und Österreicher wollte er beiden 
Völkern am dem Glücke der Aufrediteihaltung dea Piivat- 
eigentums vethelfetL Das bmge, ummt^tochene Bfindnis 
mit Rußland von 1872 bis 1890 und die daraus ffir Hd- 
stein und Bülow sich ergebende Tradition ist aber die 
Hauptursache» dafi wir mit England, Amerika und Japan 
niemab zu ^em Bilndnis kamen, sondern schlieftlich als 
Folge des Ssterfekhiscb^aerUachen Konflikts vom Jtiii 1914 

in Krieg gerieten. 

Die Absicht Bismarcks, den Umsturz zu vermeiden, führte 
den Umsturz lierbei. Die Absidit Bismardcs» das Privat- 
eigentum aufrecht zu erhalten und für alle Zeiten zu festigen, 

führt zu meinem Vorsclilage der Verstaatlichung der großen 
Vermögen, Einkommen und Betriebe als ersten Schritt zur 
Einrichtung des sozialistischen Staates, dem in den folgenden 
Jahrsdmten allmaUiGh die Aufhebung des Privateigentums 

an den benutzbaren Sachen und Produktionsmitteln folgen 

wird. 

Wir haben auf Seite 78 die B^ebnisse der Gegenwart 
in folgende Worte zusammengefaßt; Die orientalische Frage 

drängt an der Schwelle des Zeitalters der Flugzeuge dufdl 
die lange Dauer eines Weltkrieges zur Losung der sozialen 
Frage. 
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Wenn die Verstaatiicbung der großen Vermögen, £in- 
kommen und Betriebe und die Vereinigung der Völker 
EnropBi lu einem Völkerbünde durchgeführt bt» wird man 
von der Löfung der sorialen Frage in dem Sinne redan 

können, daß sie auf dem Marsche ist. 

In 10 Jahren wird man die geschichtlichen Ereignisse 
der kommenden Zeit vieUeicht in nachfolgender Weiae 
ansdrfidcen können: Die Löaung der sozialen Frage fölirt 
durch die Einigkeit der Völker Europas und durch die 
schnelle Entwicklung der Flugzeuge und des Funkenspruchs 
zur Lömng der orientalischen Frage. 

Am 11. Februar 1919 hat die deutsche Nationalversamm- 
lung zu Weimar mit 277 von 379 Stimmen, die abgegeben ;^ 
wurden, Fritz Ebert zum Reichspräsidenten gewählt Eberl 
hat Philipp Scheidemann mit der Bildung des Kabinetts 
betraut Das am Donnerstag den 13. Februar 1919 ge- 
bildete Reidismhiisterfmn bestdit aus 14 stimmbeteditigten 
Mitgliedern, von denen sieben den Mehrheitssozialisten, 
vier der Deutsdien demokratischen Partei und drei der 
QuistUchenVolkspartei oder dem Zentrum angdiöten. Die 
Sodaldemokraten liaben in der Person von Scheldemann 

den Präsidenten und die Demokraten in der Person von 
Schiffer den steilvertretenden Ministerpräsidenten und 
Reichsfinanzmimster gestellt Die Sozialisten haben also 
nicht einmal die Mcfaibeit im Kabmett 

Der Reidisprimdent Ebert findet den Sozialismus nur 
dort am Platze, wo die sozialistische Wirtsdiaftsweise 
höhere Erträge bringt. Der Ministerpräsident Scheidemann 
will die SosiaUsierong bis nach dem Friedensschlufi ver- 
tagen. 

In dem Programm des Reichsministeriums, welches Scheide- 
mann am 13. Februar 1919 vor der Nationalve r sa mmlu n g 
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enlwidcelte^ wurde als 7. Punkt der Innenpolitik über die 

Sozmlisiening folgfcndes gesagt: „Wirtschaftszweige, die 
aacb ihrer Art und ihrem Entvdckliuigastand einen privat* 
aonopolistucfaen Charakter angenommen haben, lind der 
5ffenÜidie& KbntroOe zu uvtentdlen. Soweit sie tich sur 
einheitlichen Regelung durdi die Gesamtheit etgoen, ina- 
besondere Bergwerke und Erzeugung von Energie, und 
dadurch asnr einheitUdien Regelung durch die Gesamtheit 
(Sozialisierung) reif geworden amd, sind sie in öffentliche 
oder gemischtwirtschaftliche Bewirtschaftung oder auf Rei(h, 
Staat, Gemeindeverbände oder Gemeinden zu übernehmen." 

Mdur ist über die SoziaÜsierung nidit gesagt. Man kann 
also amkehmeot daß dieses erste Reidisminlsterinm unter 
Sdiddemanns Vorsitz zunadist nur an die SotiaUrimng 
der Bergwerke und Erzeugung von Energie herantreten 
wird und wahrscheinlich erst nach Friedensscfalufi, Die 
Verstaatlichung der Bergwerke und der Erzeugung von 
Energie, die voranssidhtiich gegen voDe Entsdiadigung er- 
folgen wird, kann die jährlidie Gesamtproduktion aller 
Waren im Deutschen Reiche nicht vermehren und nicht 
verbilligen, kann die grofie wirtschaftlicfae Ungleicliheit nicht 
ausglei<ken, kann nur in ebem ganz beschrankten Umfange 
die Produktionsmittel in das Gemeineigentum überführen 
und die Ausbeutung der Arbeiter durch die Arbeitgeber 
einschränken, kann die große Unruhe der Zeit nur in einem 
ganz beschrankten Umfange mindern. 

Und in der Tat wird diese Verstaatlidittng der Berg- 
werke und der Elektrizitätswerke, um die es sich in der 
Hauptsache bei der Erzeugung von Energie handelt, gegen 
eine volle Vergütung des Wertes erfolgen. Bei einer vollen 
Vergutui^ des Wertes bleiben aber die sonalen Kraft- 
Verhältnisse unverändert, erleidet die Verteilung der wirt* 
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schaftlichen Werte uater den Staatsbürgern keine Verände- 
rung» vermehrt sich die Zahl der aus Papier bestehende« 
Vcfmdgen, die von deo tatsächlich Toihandenen Produktions- 
mittela vollkommen los^dost sfaid, vermehrt sich im Falle 

des Staatsbankerott& die Zahl und der Umfang der privaten 
Bankerotte. 

Wenn nach FriedensschluB endlich die Bei]g:werke und 
Elektrizitätswerke verstaatlicht sind, wird die Gesamtheit 

der deutschen Arbeiter schneU zu der Erkenntnis kommen, 
daß diese beschränkte Verstaatlichung üinen gar keinen 
Nutzen gebracht hat. Es ist nicht aosgesdilossen, da6 die 
Reichsrcgienn^ den breiten Massen, die ihr Redit anf 
Existenz geltend machen, den CSanz-lnvsBden des Krieges, 
die rund 68 Mark pro Monat Rente haben, unter Bezug- 
nahme auf diese Verstaatlichung entg^enhalt, daß sie so- 
eben vide Milliarden neoer Anleihen aufnehmen mu6tei 
ztt deren Verzinsung sie neue Steuern gebimacht, dotdi 
welche die Leistungsfähigkeit der Steuerzahler vollkommen 
ersdiöpft ist. Hat denn die Verstaatlichung der preußischen 
Eisenbahnen in dem ersten Jahrzehnt der Gesamtheit der 
preufiischen Arbeiter und der preußisdien unbemittelten 
Klassen irgendwelchen Vorteil gebracht? 

Der stellvertretende Ministerpräsident und Reichsfinanz« 
nünister Schiffer hat ab nationalliberaler Abgeordneter seit 
Jahrzehnten viele Reden gehalten, aber niemab ist er liir 
eine Hebung des Arbeitslohnes durch den Staat dnge- 
' treten. Neben den agrarischen Großgrundbesitzern sind 
die nationalliberalen Großindustriellen bbher stets mit be- 
sonderer Eneigie für die Anfrecfaterlialtttng der aliheige- 
braditen Eigentumsordnung eingetreten, deren Wesen darin 
besteht, daß zunädist die Bedürfnisse der Herrschenden 
und Besitzenden befriedigt werden, auf die Gefaiir hin, daß 

20C 



große Massen der am meisten Zurückgesetzten sdbst cUe 
Mittel lor Fuhmof eines men«di€n«riirc|ig;en Dasebs eni* 
behren. Es ersdheint ganz ausgesddossen, daß em fobreadet 

Mitglied der nationalliberalcn Partei für ein Verteilungs- 
i^stem eintritt» welches zuvor allen Staatsbürgern die Füh- 
rung eines mensAenwürdigen Daseins sicbert» bevor die 
feineren Bedürfnisse der lioheren BevoUcerongssditdrtcB be- 
friedigt werden. 

Niemand wird von dem Grafen Brockdorf-Rantzau er- 
warten» daß er seine Stimme im l^i^ w Mnisttpyflffj dem 
er als Reichsminister dea Answartigen angebort, &e die 
Verstaatlidiung der großen Vermögen über 100000 Mark, 
der großen Einkommen über 100000 Mark jährlich und 
der großen Betriebe im Werte von 100000 Mark, sowie 
fnr eme staatUcfae Oiganisation der VoUowirtsdmft und 
der Arbeit mit obligatorisdien Gewerievereinen abgibt 

Einen sehr maßgebenden Einfluß auf die Reichsverfassung 
wie spater auf die Reichsgesetzgebung hat der Reichsminister 
des bmem Dr. Preuße der vieUeicfat der reicfaste Staats- 
seioretiir ist, den das Deutsche Reich seit smner Eniditung 
gehabt hat, zum mindesten der Anwärter zu dem größten 
Vermögen, welches je einem Staatssekretär im Reiche zu- 
gefallen ist Ein jeder Demoluat wird es als selbstver- 
standiich erachten, daß man die Au%abe der imue iM dica 
Siedlung, also der Parzdlierang des Großgrundbesitzes, 
nidit einem ostelbischen Großgrundbesitzer oder gar Lati- 
fundienbesitzer überträgt Schon die beiden Gracchen 
würden zur Durchfuhmng ilirer Agraigesetse nicht auf die 
Mitwirleung der reichsten Großgnindl>esitier von Rom ge- 
rechnet haben. Wenn sie aber dennoch mit der Durdi- 
führung ihrer Agrargesetze die reichsten Latifundienbesitzer 
Italiens beauftragt hatteut so wurden die Plebejer Robm 
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das Vertrauen zu den Gracdien verloren haben. Daher 
kamt mum den Reicfasminigter Du Preuß nicht mit der Her- 

stdltiBf voB GcMbHMi bolnuieii, wdche di« WmnUMAxmg 
der gfoftfl» Vtmogea vom 100000 Mark» der groftcn Ein- 
kommen über 100000 Mark jährlidi und der großen Be- 
triebe im Werte von 100000 Mark, sowie die staatiidie 
^ OigaoiMtioB der VolkfwirtadMft and der AiMt mm Gegen* 
Stande haben. 

Es braucht nicht erwähnt zu werden, daß der Millionär 
Gothein mit dem ganzen Apparat seiner umfassenden volks- 
wirtschaltlidieo Kenntnisse dem mebrladien Millionär Dr. 
Pm6 in der Bekämpfung dieser meiner soiäallätiidien 
VbrscUage bebtekf» wird. IMe drd ans d«n Zentrum 
hervoi^egangenen Mitglieder des Reichsministeriums, Erz- 
berger» Dr. Bell und Gieaberts werden stets im Auge be- 
halten müssen» daft ein ansehnlicher Teil ihrer Partei den 
Grofiagrariem angehört und dafi auch der Besitz v<m Kohlen- 
werken, Eisenwerken und vielen anderen Betrieben der 
Großindustrie in IcatlioUschen Händen ruht. 

Die an sich, vom sozialistischen Standpunkt aus sehr 
erfreuliche Entfernung des bisherigen Staatssekretärs des ' 
Reicfaswirtschaftsamtes Dr. Aug. Müller aus dem Ministerium 
und Ersetzung durch den bisherigen Volksbeauftragten 
Wissell ab Rddiswirtschaftsminlster vermiß diesem ersten 
Rekhsministerium nodh nicht ein vermdntes soziales Ge- 
präge zu gel>en. 

Die Geschichte dieses am 13. Februar 1919 gebildeten 
Reichsministeriums ist heute schon bekannt. Es denkt gar 
nicht daian, das von mir in diesem Buche ab dringend 
notwendig vorgeschlagene sozialbtische Programm der Ver- 
staatlichung der großen Vermögen über 100 000 Mark durch- 
zuiuluren und wird sich auch durch die betrübendsten £r- 
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fahmiigeii nach uhmb ta and nach anifieD zu aicht bcidircn 
iafien. Ich liabe b dicaeoi Buche die KonsequenzeD ei»- 

jfdiend dargelegt, ¥feldie das Unterbleiben der von mir vor- 
geschlagenen sozialen Reform hat DieZusammensetzmi^ 
des ersten Reidisministeriums gibt sichere Bäig" 
flchaft, daß wir der innereik Aailociing» dem ' 
Staatabankrott, dem Burgerloricg, der 
sozialen Anarchie, dem Kampfe 
aller gegen alle eat- 



^-•^ X 

^iP^^ Hamburg 1 ^ 
^ ^ Beaenblnderhaf 91. ^ 
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